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Einführung 


Das Arbeitsrecht im Generalgouvernement ist unter Ablösung 
der Vorgefundenen individualistischen Grundlagen völlig neu auf¬ 
gebaut worden. Richtlinie waren zunächst die Zwecke der deut¬ 
schen Kriegserfordernisse. Darüber hinaus wurde erstrebt, die 
Rechtssätze so zu gestalten, daß sie nicht nur den unmittelbaren 
Notwendigkeiten der Gegenwart dienen, sondern ohne weiteres 
in die bleibende Ordnung einer künftigen Friedenszeit eingehen 
können. 

Die vorliegenden gesetzlichen Bestimmungen — die Verordnung 
über die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz 
im Generalgouvernement vom 31. Oktober 1939 und die bisher er¬ 
gangenen zwölf Durchführungsverordnungen — bilden bereits ein 
geschlossenes, tragfähiges Arbeitsrecht. Dazu sind über hundert 
Tarifordnungen erlassen worden, welche die Arbeitsbedingungen 
teils nach bestimmten sachlichen Ausschnitten des Arbeitsrechts, 
teils nach den einzelnen Gewerbezweigen regeln. Im übrigen glie¬ 
dern sich die Bestimmungen in Rechtssätze für die ins General¬ 
gouvernement entsandten, die neueingestellten und die bodenstän¬ 
digen deutschen Gefolgschaftsmitglieder sowie die Rechtssätze für 
die nichtdeutschen Beschäftigten. Die Deutschen werden so ge¬ 
stellt, als ob das Generalgouvernement unmittelbarer Bestandteil 
des Reiches und nur von Deutschen besiedelt wäre; in der Regel 
setzen sie ihr heimatliches Tarifrecht unter Einordnung in die be¬ 
sonderen Erfordernisse ihres Einsatzes in diesem Gebiet fort. Die 
Bestimmungen für die Nichtdeutschen folgen den Grundsätzen, die 
von dem Zweck der Einsatzverwendung und der Eingliederung des 
Generalgouvernements in das Wirtschaftsgefüge des Großdeutschen 
Reiches geboten werden. 



Vorbemerkung 


Die systematische Darstellung des Arbeitsrechts des General¬ 
gouvernements ist schwierig, da dieses Recht zwar organisch 
gewachsen ist, aber ganz verschiedenen Quellen entstammt und 
verschiedene Volksgruppen eigenen Rechtslebens umfaßt. Eine 
nur stoffliche Gliederung, die dem praktischen Gebrauch am besten 
entspräche, würde durch die Vielfalt der Quellen für fast alle Vor¬ 
gänge des Rechtsverkehrs und die Wiederkehr immer gleicher 
grundsätzlicher Ausführungen zu den meisten Einzelfragen bis zur 
Unbrauchbarkeit beeinträchtigt. Ein Aufbau nach den Quellen 
selbst hätte wiederum eine verwirrende Zersplitterung des Stoffes 
zur Folge. Es war daher zu versuchen, dem Gesetz der Rechts- 

v • • • • 

entwicklung selbst zu folgen und hiernach die Stoffgebiete zu 
schichten. 

Das arbeitsrechtliche Grundgesetz des Generalgouvernements, 
die Verordnung über die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und 
den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 31. Oktober 1939. 
ist als Behelf aus der Zeit des Beginns der deutschen Verwaltung 
weniger Grundlage als Ausgangspunkt des allmählichen Aufbaus 
eines gebietseigenen deutschen Arbeitsrechts gewesen und geblie¬ 
ben. Die zwölf Durchführungsverordnungen, die diesen Aufbau 
vollzogen und im wesentlichen nunmehr abschließen, mußten daher, 
so sprunghaft und gelegenheitsbedingt auch im einzelnen der In¬ 
halt ihrer Regelungen wechselte, in geschlossener Folge gebracht 
werden. Sie bilden mit einigen nicht zu den unmittelbaren Aufgaben 
des Treuhänders der Arbeit gehörenden Verordnungen den Kern 
des Arbeitsrechts des Generalgouvernements. Soweit ihr Gegen¬ 
stand in einem besonderen Zusammenhänge auch an anderer Stelle 
wiederkehrt, mußte dies auf Kosten der besseren Uebersicht in 
Kauf genommen werden. 
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Das Arbeitsrecht 
des Generalgouvernements 

A. Allgemeiner Teil 

Die allgemeinen Grundlagen der Arbeitsbedingungen 

I. Rechtsvorschriften des Reiches. 

1. Verordnung des Beauftragten für den 
Vierjahresplan über die Lohngestaltung. 

Vom 25. Juni 1938 (RGBl. I S. 691). 

Die Durchführung der Reichsverteidigung und des Vierjahres¬ 
planes erfordert Stetigkeit in der Preisbildung und in der Lohnen't- 
wicklung. Auf Grund der Verordnung zur Durchführung des Vier- 
jahresplanes vom 18. Oktober 1936 (RGBl. 1 S. 887) bestimme ich 
daher folgendes: 

§ I 

Der Reichstreuhänder und die Sondertreuhänder der 
Arbeit haben die Lohn- und Arbeitsbedingungen zu überwachen 
und alle Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um eine Be¬ 
einträchtigung der Wehrhaftmachung und der Durchführung des 
Vierjahresplanes durch die Entwicklung der Löhne und der 
sonstigen Arbeitsbedingungen zu verhindern. Sie sind insbesondere 
ermächtigt, in den vom Reichsarbeitsminister bestimmten Wirt¬ 
schaftszweigen auch unter Abänderung von Betriebs-(I)ienst)- 
ordnungen und Arbeitsverträgen — Löhne mit bindender 
Wirkung nach oben und unten f e s t z u s e t z e n. 

A n in. (1) Die Verordnung über die Lohngestaltung ist die Rechts¬ 
grundlage des Loh ns to ps. der als Einrichtung und Notwendig¬ 
keit der großdeutschen Gesamtwirtschaft und wichtigster Grundsatz 
der Kriegslohnpolitik auch im Generalgouvernement zwingend gilt. 
Er ist die Richtlinie aller lohngestaltenden Maßnahmen und bestimmt 
ihre Handhabung. Er bezweckt, die Arbeitsbedingungen von zeit- 
und gelegenheitsbedingten Schwankungen freizuhalten; vor allein 
soll er verhindern, daß die Arbeitskraft, anstatt den geregelten Not¬ 
wendigkeiten des Kriegsbedarfs ziT folgen, vom Anreiz höherer Ent¬ 
gelte gelenkt wird. Dem Grundsatz des Lohnstops stellt eine Be- 



reinigung und gerechte Festsetzung der Arbeitsentgelte auf der be- 
. stellenden allgemeinen Lohnebene nicht entgegen. 

(2) Die Aufgaben der Reichstreuhänder und der Sondertreuhänder 
der Arbeit werden im Generalgouvernement von den Treuhändern 
der Arbeit in den Ämtern der Distrikte wahrgenommen. Für Rege¬ 
lungen, die über einen Distrikt hinausgehen oder den öffentlichen 
Dienst betreffen, ist die Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des 
Generalgouvernements zuständig. 

Die Dienstbezeichnung „Treuhänder der Arbeit“ ist durch § 6 der 
Mutterschutzverordnung vom 1. Mai 1943 im Generalgouvernement 
amtlich eingeführt worden. 

§ 2 

Wer den auf Grund dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen 
der Reichstreuhänder der Arbeit zuwiderhandelt oder sie umgeht, 
wird mit Gefängnis und Geldstrafe, letztere in unbegrenzter Höhe, 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. Die Strafverfolgung tritt nur 
auf Antrag des Reichstreuhänders oder des Sondertreuhänders der 
Arbeit ein. 

A n m. Für den Personenkreis, welcher der Zuständigkeit des 
Generalgouvernements unterliegt — also insbesondere die hier an¬ 
sässigen und die neueingestellten Deutschen sowie die dem boden¬ 
ständigen Volkstum angehörenden Nichtdeutschen — gelten § 7 der 
Verordnung über die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den 
Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 31. Oktober 1939, § 5 
der Fünften Durchführungsverordnung und §§ 6 der Elften und 
Zwölften Durchführungsverordnung. 

§ 3 

Der Reichsarbeitsminister erläßt die zur Durchführung und Er¬ 
gänzung dieser Verordnung notwendigen Bestimmungen. 

2. Erlaß des Führers über einen Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz. 

Vom 21. März 1942 (RGBl. I S. 179). 

Die Sicherstellung der für die gesamte Kriegswirtschaft, beson¬ 
ders für die Rüstung erforderlichen Arbeitskräfte bedingt eine ein¬ 
heitlich ausgerichtete, den Erfordernissen der Kriegswirtschaft ent¬ 
sprechende Steuerung des Einsatzes sämtlicher verfügbaren Ar¬ 
beitskräfte einschließlich der angeworbenen Ausländer und der 
Kriegsgefangenen sowie die Mobilisierung aller noch un- 
ausgenutzten Arbeitskräfte im Großdeutschen Reich ein¬ 
schließlich des Protektorats sowie im Generalgouverne¬ 
ment und in den besetzten Gebieten. 

Anm. In den folgenden Bestimmungen über die Aufgaben des 
Generalbevollmächtigten wird das Generalgouvernement, welches als 
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organisiertes Nebenland des Reiches unter eigener und unabhängiger 
deutscher Verwaltungshoheit nicht zu den besetzten Gebieten gehört, 
zu den besetzten Gebieten gerechnet, im übrigen als Ausland be¬ 
handelt (Auslandseinsatzanordnung, Bautarifordnung Ausland). 

Diese Aufgabe wird Reichsstatthalter und Gauleiter Fritz 
Sauckel als Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz im 
Rahmen des Vierjahresplans durchführen. In dieser Eigenschaft 
untersteht er dem Beauftragten für den Vierjahresplan unmittelbar. 

Anm. Der Generalbevollmächtigte kann daher, wie in weiteren 
Bestimmungen bestätigt wird, im Rahmen seiner gesamteuropäischen 
Aufgaben auch von der Lohnpolitik im Generalgouvernement die Ein¬ 
haltung seiner Richtlinien verlangen. 

Dem Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz stehen zur 
Durchführung seiner Aufgaben die zuständigen Abteilungen III 
(Lohn) und V (Arbeitseinsatz) des Reichsarbeitsministers und des¬ 
sen nachgeordnete Dienststelle zur Verfügung. 

3. AnordnungNr. 10 des Generalbevollmächtigten 
für den Einsatz von Arbeitskräften der 
besetzten Gebiete. 

Vom 22. August 1942. 

Um die Arbeitskräfte der besetzten Gebiete bei der Neuordnung 
des Arbeitseinsatzes im europäischen Raum zu mobilisieren, müssen 
auch diese Kräfte einer straffen und einheitlichen Lenkung unter¬ 
worfen werden. Sowohl die zweckmäßige und sinnvolle Verteilung 
dieser Kräfte zur Befriedigung des Kräftebedarfs des Reichs und 
der besetzten Gebiete wie ihre höchstmögliche Arbeitsleistung muß 
sichergestellt werden. Auf Grund der mir erteilten Vollmachten 
ordne ich deshalb an: 

5. Von den in den besetzten Gebieten beschäftigten nichtdeut¬ 
schen Arbeitskräften muß grundsätzlich die gleiche Arbeitsleistung 
wie von deutschen Arbeitskräften verlangt werden. Zu diesem 
Zweck muß die Arbeitszeit in den besetzten Gebieten der in 
Deutschland geltenden Arbeitszeit angeglichen werden. Die Min¬ 
destarbeitsleistung soll in der Regel 54 Stunden betragen. 
Durch Arbeitszeitverlängerung freigestellte Arbeitskräfte sind dem 
Arbeitseinsatz anderweitig zur Verfügung zu stellen. 

Ebenso wie von den deutschen Arbeitskräften muß auch von 
den fremdländischen in den besetzten Gebieten erforderlichenfalls 
Sonn- und Feiertagsarbeit geleistet werden. 

A n m. Die Verordnung zur Änderung von Arbeitsschutzvor¬ 
schriften vom 13. Juni 1940 sieht jede notwendige Verlängerung der 
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Arbeitszeit vor. Die erforderlichen Regelungen sind in den einzelnen 
Tarifordnungen getroffen. 

6. Auch in den besetzten Gebieten ist die höchstmögliche Ar¬ 
beitsleistung durch Einführung von Akkord- und Prämien¬ 
arbeit sicherzustellen. Soweit bereits in Betrieben Akkorde be¬ 
stehen, sind die Akkordsätze mit dem Ziel zu überprüfen, soweit 
wie möglich Leistungsreserven freizumachen. 

In den Fällen, in denen keine Akkord- oder Prämienarbeit mög¬ 
lich ist, ist zu prüfen, inwieweit zur weiteren Erhöhung der Ar¬ 
beitsleistung Leistungszulagen eingeführt werden können. 
Oer stabile Lohnstand darf hierdurch jedoch nicht gefährdet 
werden. 

A n in. Es ist daher nach felgenden Richtlinien zu verfahren: 

In allen Betrieben ist in größtmöglichem Umfang Akkordarbeit ein¬ 
zuführen. Nach einer kurzen Umstellungsfrist dürfen nur noch die 
Arbeiten im Zeitlohn ausgeführt werden, welche nach ihrer Art und 
ihrem Zweck im Akkord nicht geleistet werden können. 

Die Akkorde sind in der Regel so festzulegen, daß Arbeiter mit 
durchschnittlicher Leistung unter normalen Bedingungen im Durch¬ 
schnitt einen Verdienst erreichen, der in einem angemessenen Ver¬ 
hältnis zu dem für den einzelnen Arbeiter maßgebenden Zeitlohn der 
gleichen Tätigkeitsgruppe oder Altersstufe steht. Unangemessen 
überhöhte Akkordzuschläge sind herabzusetzen. 

Die Betriebsführer haben bestehende Akkorde zu überprüfen und 
neu festzulegen, wenn 

a) der bestehende Akkord offenbar unrichtig ist, 

b) der betriebliche Arbeitsablauf oder Arbeitsvorgang sich geändert 
hat. 

c) die technischen Bedingungen, unter denen im Akkord gearbeitet 
wird, geändert worden sind, 

d) anderes Material, andere Werkzeuge oder andere Muster ver¬ 
wendet werden, 

e) die Anzahl gleichzeitig anzufertigender Stücke wesentlich geän¬ 
dert worden ist. 

Um die einheimischen Arbeitskräfte zu höchsten Leistungen zu 
veranlassen, ist, eine zutreffende Akkordfestsetzung vorausgesetzt, 
jede Begrenzung der Akkordverdienste nach oben zu vermeiden. 

Ist Akkordarbeit nicht möglich, so ist Prämienarbeit anzustreben. 
Ist weder Akkord- noch Prämienarbeit möglich, so kann bei beson¬ 
ders hoher Leistung eine der Höhe nach zu begrenzende Leistungs¬ 
zulage zugelassen werden. Die Begrenzung wird zweckmäßig in 
der Form erfolgen, daß die Beschäftigten gleicher Tätigkeitsgruppen 
und Altersstufen im Durchschnitt eine im einzelnen festgelegte Lei¬ 
stungszulage erreichen können. 

Die Regelungen irn einzelnen sind von den zuständigen Dienst¬ 
stellen zu treffen (vgl. Vorbemerkung zu II des besonderen Teils). 
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7. Die fremdländischen Arbeitskräfte der besetzten Gebiete 
haben wie die deutschen Arbeiter strengste Arbeitsdisziplin 
zu wahren. Arbeitsbummelei und unberechtigtes Verlassen des Ar¬ 
beitsplatzes sind auf das strengste zu ahnden. 

A n m. Die erforderlichen Regelungen enthalten für den Zustän¬ 
digkeitsbereich des Generalgouvernements (vgl. Anm. zu § 2 der 
Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan über die Lohn- 
gestaltung vom 25. Juni 1938) die Elfte und die Zwölfte Durchfüh¬ 
rungsverordnung zur Verordnung über die Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 
31. Oktober 1939. Diese Verordnungen gelten für die private Wirt¬ 
schaft und für den öffentlichen Dienst. Die Verstöße der aus dem 
Reich entsandten Arbeitskräfte der privaten Wirtschaft (vgl. § 2 
der Auslandseinsatzanordnung vom 7. April 1943) werden von der 
Anordnung des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz ge¬ 
gen Arbeitsvertragsbruch und Abwerbung sowie das Fordern unver¬ 
hältnismäßig hoher Arbeitsentgelte in der privaten Wirtschaft vom 
20. Juli 1942 erfaßt, der aus dem Reich abgeordneten Arbeitskräfte 
des öffentlichen Dienstes von der Allgemeinen Anordnung des 
Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst vom 1. Juli 1939 und 
27. November 1942. 

8. Diese Anordnung gilt entsprechend auch für Kriegsgefangene. 

A n m. Die Arbeitsbedingungen der Kriegsgefangenen sind neu 
geregelt durch Erlaß des Generalbevollmächtigten für den Arbeits¬ 
einsatz vom 8. September 1943 (Reichsarbeitsblatt I S. 477). 

9. Die Betriebsführer und alle mit der Anleitung oder Beauf¬ 
sichtigung der fremdländischen Arbeiter betrauten Kräfte sind mit 
dieser Anordnung und den auf Grund der Anordnung erlassenen 
Vorschriften bekanntzumachen. Hierbei sind sie auf die Notwendig¬ 
keit des sparsamsten Einsatzes der fremdländischen Arbeiter und 
der Steigerung ihrer Arbeitsleistung besonders hinzuweisen. 

10. Die für die Aufgaben des Arbeitseinsatzes und der Lohnpoli¬ 
tik zuständigen deutschen Dienststellen oder meine Beauftragten 
erlassen die zur Durchführung dieser Anordnung erforderlichen Be¬ 
stimmungen und überwachen die Durchführung. 
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Anordnung des Generalbevollmächtigten für den 
Arbeitseinsatz gegen Arbeitsvertragsbruch und 
Abwerbung sowie das Fordern unverhältnis¬ 
mäßig hoher Arbeitsentgelte in der privaten 

Wirtschaft 
Vom 20. Juli 1942. 

Auf Grund usw. ordne ich folgendes an: 

§ 1 

Ein Gefolgschaftsmitglied (Angestellter, Arbeiter, Lehrling, An¬ 
lernling) hat eine Arbeit, zu deren Aufnahme es nach den bestehen¬ 
den Vorschriften verpflichtet ist, anzutreten. 

§ 2 

Ein Gefolgschaftsmitglied darf nicht 

a) pflichtwidrig eine ihm vom Betriebsführer oder dessen Be¬ 
auftragten zugewiesene Arbeit (einschließlich Mehr-, Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsarbeit) verweigern oder mit ihr zurück¬ 
halten, 

b) der Arbeit pflichtwidrig fernbleiben, d. h. insbesondere ohne 
hinreichende Entschuldigung fehlen, wiederholt ohne aus¬ 
reichenden Grund verspätet zur Arbeit erscheinen oder die 
Arbeit pflichtwidrig verlassen, 

c) durch disziplinwidriges Verhalten, z. B. Tätlichkeiten oder 
grobe Beschimpfungen, den ordnungsgemäßen Arbeitsverlauf 
stören. 

§ 3 

Ein Beschäftigungsverhältnis (Arbeits-, Lehr-, Anlernverhältnis) 
darf von beiden Teilen nicht unberechtigt vorzeitig beendet wer¬ 
den. Sind in zwingenden gesetzlichen Vorschriften, in der Tarif¬ 
ordnung, der Betriebsordnung, dem Einzelarbeitsvertrag oder in 
einer Anordnung auf Grund der Verordnung über die Lohngestal¬ 
tung verschieden lange Fristen für die Lösung des Beschäftigungs¬ 
verhältnisses vorgesehen, so ist die für den lösenden Vertragsteil 
jeweils längste Frist maßgebend. 

§ 4 

Der Unternehmer — in der Hauswirtschaft der Haushaltungs¬ 
vorstand — oder sein Beauftragter dürfen ein Gefolgschaftsmitglied 
nicht einstellen, von dem sie wissen oder den Umständen nach an¬ 
nehmen müssen, daß es anderweitig zur Arbeit verpflichtet ist. Das 
gilt für eine zusätzliche Tätigkeit insoweit nicht, als die zur Ein¬ 
stellung erforderliche Zustimmung des Arbeitsamts vorliegt oder, 
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falls eine solche Zustimmung nicht erforderlich ist, die Haupt¬ 
beschäftigung nicht beeinträchtigt wird; eine Beeinträchtigung ist 
nicht anzunehmen, wenn dein Gefolgschaftsmitglied von seinem 
Betrieb die Aufnahme der zusätzlichen Tätigkeit gestattet ist. Der 
Unternehmer oder sein Beauftragter hat die Frage einer anderwei¬ 
tigen Verpflichtung des Einzustellenden sorgfältig und gewissenhaft 
zu prüfen. 

§ 5 

Untersagt ist jede Handlung, die darauf abzielt, ein in ungekün- 
digtem Beschäftigungsverhältnis stehendes Gefolgschaftsmitglied 
durch Anbieten eines höheren Arbeitsentgelts oder sonstiger gün¬ 
stigerer Arbeitsbedingungen von seinem Arbeitsplatz abzuwerben. 

§ 6 

Das Gefolgschaftsmitglied darf kein Arbeitsentgelt (Erziehungs¬ 
beihilfe) fordern, von dem es weiß oder den Umständen nach an¬ 
nehmen muß, daß es die im Betriebe oder Gewerbe üblichen Sätze 
für vergleichbare Arbeiten überschreitet. Bei dem Vergleich sind 
Art und Leistung der Arbeiten sowie Alter, Berufszugehörigkeit 
und Geschlecht zu berücksichtigen. Im übrigen gelten die Vor¬ 
schriften des § 21 des Abschnitts III der Kriegswirtschaftsverord¬ 
nung vom 4. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1609). 

§ 7 ' 

Ein Abdruck dieser Anordnung ist in allen Betrieben und Be¬ 
triebsabteilungen an geeigneter, den Gefolgschaftsmitgliedern zu¬ 
gänglicher Stelle auszuhängen. 

§ 8 

(‘) Wer dieser Anordnung vorsätzlich oder fahrlässig zuwider¬ 
handelt oder sie umgeht, wird gemäß § 2 der Verordnung über die 
Lohngestaltung vom 25. Juni 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 691) auf 
Verlangen des Reichstreuhänders oder des Sondertreuhänders der 
Arbeit mit Gefängnis und Geldstrafe, letzte in unbegrenzter Höhe, 
oder mit einer dieser Strafen oder auf Grund des § 1 der Dritten 
Durchführungsbestimmungen zum Abschnitt III (Kriegslöhne) der 
Kriegswirtschaftsverordnung vom 2. Dezember 1939 (Reichsgesetz¬ 
blatt I S. 2370) in Verbindung mit den Fünften Durchführungsbe¬ 
stimmungen zum Abschnitt III (Kriegslöhne) der Kriegswirtschatts- 
verordnung — Umwandlung uneinbringlicher Ordnungsstrafen 
in Ersatzfreiheitsstrafen — vom 14. April 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 180) mit einer Ordnungsstrafe in Geld, an deren Stelle im Nicht¬ 
beitreibungsfalle eine Haft- (Arrest-) Strafe bis zu 6 Woohen tritt, 
bestraft. Strafbar ist auch der Teilnehmer (Anstifter, Mittäter und 
Gehilfe). 
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(*) Zuständig ist der Reiehstreuhänder oder der Sondertreu¬ 
händer der Arbeit, der die Anordnung im Einzelfall zu überwachen 
hat 

( s ) Zuständig ist auch der Reiehstreuhänder der Arbeit, 

a) in dessen Bezirk die Zuwiderhandlung begangen worden ist 
oder 

b) in dessen Bezirk der Beschuldigte zur Zeit der Erhebung der 
Anklage auf behördliche Anordnung verwahrt wird oder 

c) in dessen Bezirk die Ergreifung erfolgt oder 

d) in dessen Bezirk der Beschuldigte zur Zeit der Stellung des 
Strafantrags oder der Einleitung eines Ordnungsstrafverfah¬ 
rens seinen Wohnsitz oder seine Arbeitsstelle hat. 

( 4 ) Unter mehreren hiernach zuständigen Reichstreuhändern oder 
Sondertreuhändern der Arbeit gebührt dem der Vorzug, der sich mit 
der Sache zuerst befaßt hat. Im Zweifelsfall bestimmt der General¬ 
bevollmächtigte für den Arbeitseinsatz den zuständigen Reichstreu¬ 
händer oder Sondertreuhänder der Arbeit 

« * § 9 

(') Die Anordnung gilt nurfür den Bereich der privaten 
Wirtschaft. Sie gilt auch, soweit Gefolgschafts¬ 
mitglieder in das Proktektorat Böhmen und Mähren, das 
Generalgouvernement, die besetzten Gebiete und das 
sonstige Ausland entsandt werden. 

A n rn. „Entsandt“; vgl. § 2 der Auslandseinsatzanordnung vorn 
7. April 1943. Für die Neueingestellten im Generalgouvernement gilt 
die Elfte Durchführungsverordnung vom 15. März 1943. 

(*) Die Anordnung gilt — mit Ausnahme des § 7 — auch in der 
Hauswirtschaft. 

§ 10 


Diese Anordnung tritt am 15. August 1942 in Kraft. 


AllgemeineAnordnungdesReichstreuhänders 
für den öffentlichen Dienst zur Ueberwachung 
der Arbeitsbedingungen und zur Verhinde¬ 
rung des* Arbeitsvertragsbruches in öffent¬ 
lichen Verwaltungen und Betrieben. 

Vom 1. Juli 1939, vom 3. Juli 1940, vom 27. November 1942. 

Gemäß usw. ordne ich für öffentliche Verwaltungen und Be¬ 
triebe im Sinne des Gesetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 folgendes an: 
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I. Ueberwachung der Arbeitsbedingungen 
im öffentlichen Dienst 

(0 Neu erlassene Dienstordnungen und Aenderungen oder Er¬ 
gänzungen bestehender Dienstordnungen sind nur rechtswirksam, 
wenn der Reichstreuhänder für den öffentlichen Dienst erklärt hat, 
daß gegen sie vom Standpunkt der Lohngestaltungsverordnung aus 
keine Bedenken bestehen. 

00 Das gleiche gilt für die Neuregelung oder Aenderung von 
Arbeitsbedingungen, die nicht in eine Dienstordnung aufgenommen 
sind und für die Gefolgschaft oder für eine Gruppe von Gefolg¬ 
schaftsmitgliedern gelten. 

( a ) Absätze 1 und 2 gelten nicht für Verwaltungen des Reichs, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeindeverbände) und der Reichsbank 
sowie für Betriebe einer dieser Verwaltungen im Sinne des § 1 Abs. 1 
Buchstabe b des Gesetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 220). 

II. Verbot des Arbeitsvertragsbruches. 

0) Ein Arbeitsverhältnis darf von beiden Vertragsteilen nicht 
unberechtigt vorzeitig gelöst werden. Sind in zwingenden gesetz¬ 
lichen Vorschriften, in der Tarifordnung, der Dienstordnung, dem 
Einzelarbeitsvertrag oder in einer Anordnung auf Grund der Lohn¬ 
gestaltungsverordnung verschieden lange Eristen für die Lösung des 
Arbeitsverhältnisses vorgesehen, so ist die für den lösenden Ver¬ 
tragsteil jeweils längste Erist maßgebend. 

00 Ein üefolgschaftsmitglied, von dem der Eührer der Verwaltung 
oder des Betriebes oder die von ihm zu Einstellungen ermächtigte 
Stelle weiß oder den Umständen nach annehmen muß, daß es ander¬ 
weitig noch zur Arbeit verpflichtet ist, darf nicht eingestellt werden. 

00 Ein Gefolgschaftsrnitglied ist verpflichtet, die von ihm ord¬ 
nungsgemäß unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften über¬ 
nommene Arbeit anzutreten.- 

(0 Ein Gefolgschaftsmitglied darf nicht pflichtwidrig der Arbeit 
fernbleiben, die Arbeit verweigern oder mit der Arbeit zurückhalten. 

00 Ein Gefolgschaftsmitglied darf nicht durch disziplinwidriges 
Verhalten, z. B. Tätlichkeiten und grobe Beschimpfungen, den ord¬ 
nungsmäßigen Arbeitsverlauf stören. 

00 Ein Gefolgschaftsmitglied darf kein Arbeitsentgelt (Erzie¬ 
hungsbeihilfe) fordern, von dem es weiß oder den Umständen nach 
annehmen muß, daß es die vom Reichstreuhänder (Sondertreuhän¬ 
der) für den öffentlichen Dienst zugelassenen Gehalts- und Lohn¬ 
sätze überschreitet. Im übrigen gelten die Vorschriften des § 21 des 
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Abschnitts III der Kriegswirtschaftsverordnung (KWVO.) vom 4. 
September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1609). 

III. Aushang. 

Ein Abdruck dieser Verordnung ist in allen Verwaltungen und 
Betrieben (Betriebsabteilungen) an geeigneter, den Gefolgschafts¬ 
mitgliedern zugänglicher Stelle auszuhängen. 

IV. Strafen. 

(*) Wer dieser Anordnung vorsätzlich oder fahrlässig zuwider¬ 
handelt oder sie umgeht, wird auf Antrag des Reichstreuhänders für 
den öffentlichen Dienst nach § 2 der Verordnung über die Lohnge¬ 
staltung mit Gefängnis und Geldstrafe, letztere in unbegrenzter 
Höhe, oder mit einer dieser Strafen bestraft 

(*) Strafbar ist auch der Teilnehmer (Anstifter, Mittäter und Ge¬ 
hilfe). 

( 3 ) Zuständig ist der Reichstreuhänder für den öffentlichen Dienst 
oder ein etwa bestellter Sondertreuhänder. 

V. Geltungsbereich. 

Diese Anordnung gilt für öffentliche Verwaltungen und Betriebe 
im Sinne des Gesetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Ver¬ 
waltungen und Betrieben vom 23. März 1934 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 220) im Reichsgebiet einschließlich der eingegliederten Ostgebiete 
sowie für die in das Protektorat Böhmen und Mähren, das Gene¬ 
ralgouvernement, die besetzten Gebiete und das sonstige 
Ausland entsandten Gefolgschaftsmitglieder. 

A n m. Entsandt: vgl. § 2 der Auslandseinsatzanordnung vom 
7. April 1943. 

VI. Inkrafttreten. 

( 1 ) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1943 in Kraft. 

( 2 ) Für die obersten Reichsbehörden bleibt die Anordnung über 
die Bewilligung von Lohnzuschlägen nach der Allgemeinen Dienst¬ 
ordnung Nr. 1 zu § 5 der Tarifordnung B für Gefolgschaftsmitglieder 
im öffentlichen Dienst (TO B) vom 18. Februar 1939 (Reichsarbeitsbl. 
vom 25. Februar 1939 S. I 89) unberührt. 
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II. Rechtsvorschriften des Generalgouvernements. 

1. Verordnung über die Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen und den Arbeitsschutz im General¬ 
gouvernement 
Vom 31. Oktober 1939 (VB1GG. S. 13) 

in der Fassung vom 26. Juni 1943 (VB1GG. S. 281). 

A n m. Die Verordnung gilt, soweit, sie nicht ausdrücklich auf 
Nichtdeutsche zugeschnitten ist, auch für Deutsche und grundsätzlich 
auch für den öffentlichen Dienst. 

Auf Grund des § 5 Abs. 1 des Erlasses des Führers und Reichs¬ 
kanzlers über die Verwaltung der besetzten polnischen Gebiete 
vom 12. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2077) verordne ich: 

§ 1 

Für die Regelung der Arbeitsbedingungen und des Arbeits¬ 
schutzes bleiben die bestehenden Vorschriften in Kraft, soweit im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist. 

A n in. Die Verordnung bezweckte eine behelfsmäßige Ordnung 
der Arbeitsbedingungen bis zum Aufbau eines deutschen Arbeits¬ 
rechts. Sie ist deshalb mehr Ausgangspunkt als Grundlage der fol¬ 
genden Durchführungsverordnungen, durch welche dieser Aufbau 
allmählich vollzogen wurde. 

§2 

(1) Die am 31. August 1939 in Kraft gewesenen Sammelabkom¬ 
men für Arbeiter und Angestellte gelten vorläufig weiter und sind 
für alle Beteiligten rechtsverbindlich. Abweichungen von den tarif¬ 
lichen Löhnen und Gehältern und den sonstigen Arbeitsbedingungen 
sind ohne schriftliche Genehmigung des Distriktchefs unzulässig. 
Soweit bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung Änderungen bereits 
erfolgt sind, sind diese rückgängig zu machen, falls die Geneh¬ 
migung nicht nachträglich erteilt wird. 

Anm. (1) Mit „Sammelabkommen“ werden bezeichnet die sogen. 
Kollektivverträge zwischen den Arbeitgebern bzw. Arbeitnehmer¬ 
gruppen und den Arbeitnehmerorganisationen des ehemaligen pol¬ 
nischen Staates. Sie hatten bisweilen nur örtliche Bedeutung; einige 
sind ausgesprochene Haustarife. Da sie als Ergebnisse wechselnder 
Machtproben wenig einheitlich und kaum aufeinander abgestimmt 
waren, auch allgemein zu große Unterschiede zwischen den Löhnen 
der Facharbeiter und der Hilfsarbeiter aufwiesen, waren sie alsbald 
durch neue Grundlagen abzulösen. 

(2) Die ausführende Dienststelle des Distriktchefs (Gouverneurs) ist 
der Treuhänder der Arbeit im Amt des Distrikts (vgl. Anm. (2) Abs. 
2 zu § 1 der Verordnung über die Lohngestaltung vom 25. Juni 1938). 
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(3) Das Verfahren der Abweichungen von tariflichen Bestimmun¬ 
gen regelt § 3 der Fünften Durchführungsverordnung. 

(2) Soweit am 31. August 1939 keine Sammelabkommen galten, 
sind die an diesem Tage gewährten tatsächlichen Löhne und Ge¬ 
hälter weiterzuzahlen. Ausnahmen sind nur mit schriftlicher Geneh¬ 
migung des Distriktchefs 'zulässig. 

A n m. Diese Bestimmung ist durch § 1 der Fünften Durchfüh¬ 
rungsverordnung überholt. 

§ 3 

(1) Der Distriktchef kann durch Tarifordnung für einzelne Be¬ 
triebe oder für Gruppen von Betrieben die Arbeitsbedingungen 
regeln. Die Tarifordnung ist für die von ihr erfaßten Arbeitsverhält¬ 
nisse rechtsverbindlich. Der Distriktchef macht die Tarifordnungen 
bekannt. 

Anni. (1) Die Zuständigkeit beschränkt sich auf sein sachliches 
und gebietliches Arbeitsbereich. Der öffentliche Dienst gehört 
grundsätzlich zum Aufgabengebiet des Leiters der Hauptabteilung 
Arbeit (vgl. § 1 der Zweiten Durchführungsverordnung, § 5 Abs. (2) 
der Sechsten Durchführungsverordnung); die Durchführung sowie 
die Regelung und Ueberwachung einzelner Fälle kann dem Treu¬ 
händer der Arbeit im Amt des Distrikts übertragen werden. 

(2) Zu Satz i: Vgl. § 3 der Fünften Durchführungsverordnung. 

(3) Zu Satz 3: Vgl. § 4 der Fünften Durchführungsverordnung. 

(2) Ist der Erlaß einer Tarifordnung für einen Bereich geboten, 
der über den Bezirk eines Distriktchefs hinausgeht, so wird für die 
Regelung vom Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung 
des Generalgouvernements ein Sonderbeauftragter bestimmt. 

A n in. Nachdem der einzige Auftrag (zum Erlaß von Tariford¬ 
nungen für den öffentlichen Dienst) am 15. März 1940 sein Ende ge¬ 
funden hat. gilt § 1 der Dritten Durchführungsverordnung; die Rege¬ 
lungen trifft also der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regie¬ 
rung des Generalgouvernements (vgl. aber § 6). 

§ 4 

Der Distriktchef überwacht die Durchführung der in seinem Be¬ 
reich geltenden Sammelabkommen und Tarifordnungen. 

A n m. Vgl. Anni. (2) zu § 3 der Fünften Durchführungsverordnung. 

§ 5 

Die Tarifordnungen werden in deutscher und polnischer Sprache 
abgesetzt. Entstehen Zweifel über ihre Auslegung, so ist der deutsche 
Text maßgebend. 

A n m. Die Tarifordnungen für den Distrikt Galizien werden auch 
in ukrainischer Sprache bekanntgemacht (§ 2 der Zweiten Verord- 
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nung über die Einführung arbeitsrechtlicher Vorschriften im Distrikt 
Galizien vorn 29. Oktober 1941 — VB1GG. S. 611 —). Die nur für 
Deutsche geltenden Tarifordnungen erscheinen allein in deutscher 
Sprache. 

§ 6 

Dem Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Ge¬ 
neralgouvernements bleibt für die Erledigung bestimmter Aufgaben, 
die sich aus der Regelung der Arbeitsbedingungen ergeben, die Er¬ 
nennung von Sonderbeauftragten Vorbehalten. 

A n m. Hiernach können also wieder Aufträge im Sinne des über¬ 
holten § 3 Abs. (2) erteilt werden. 

§ 7 

(1) Wer Löhne oder Gehälter entgegen den Vorschriften der §§2 
und 3 dieser Verordnung verspricht oder gewährt oder sich verspre¬ 
chen oder gewähren läßt, wird vom Distriktchef oder von dem 
Sonderbeauftragten mit einer Ordnungsstrafe in Geld in unbegrenz¬ 
ter Höhe für den Pall der Zuwiderhandlung belegt. Die gleiche 
Strafe trifft denjenigen, der günstigere sonstige Arbeitsbedingungen 
fordert oder gewährt, als sie nach den Vorschriften dieser Verord¬ 
nung zulässig sind. Gegen den Ordnungsstrafbescheid ist die Be¬ 
schwerde an den Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung 
des Generalgouvernements zulässig. 

(2) In schweren Fällen werden Freiheitsstrafen nach dem Lan¬ 
desgesetz verhängt. Die Strafverfolgung tritt auf Antrag des 
Distriktchefs oder des Sonderbeauftragten ein. Der Antrag kann 
zurückgenommen werden. 

A n m. Vgl. § 5 der Fünften Durchführungsverordnung, §§ 6 der 
Elften und der Zwölften Durchführungsverordnung; im Reich: § 21 
der Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. September 1939 (RGBl. I 
S. 1^09), Dritte Durchführungsbestimmungen vom 2. Dezember 1939 
(RGBl. I S. 2370). 

§8 

Die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Ar¬ 
beit) wird ermächtigt, Anordnungen zu dieser Verordnung zu er¬ 
lassen. 

An in. Vor dem 26. Juni 1943: „... erläßt die zur Durchführung 
und Ergänzung dieser Verordnung erforderlichen Vorschriften.“ 
Eine materiellrechtliche Änderung ist durch diese dem weiterent¬ 
wickelten gesetzlichen Sprachgebrauch angepaßte Neufassung nicht 
eingetreten. Die bisher als Durchführungsverordnungen erlassenen 
gesetzlichen Regelungen werden künftig als Anordnungen ergehen. 
Hiervon sind die Anordnungen im Sinne des § 3 der Fünften Durch¬ 
führungsverordnung getrennt zu halten, die in der Hauptsache Ein¬ 
zelfälle von allgemeiner Bedeutung für die Beteiligten regeln und ge- 
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gebenenfalls den Inhalt und die Rechtswirkung einer Tarifordnung 
haben (z. B. Regelungen für die Zuckerkampagne eines bestimmten 
Jahres). 

§? 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. Mit 
dem gleichen Tage wird im Generalgouvernement die Verordnung 
des Oberverwaltungschefs beim Oberbefehlshaber Ost über die Ge¬ 
staltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz in den be¬ 
setzten polnischen Gebieten vom 17. Oktober 1939 (VB1. f. d. bes. 
poln. Geb. S. 56) aufgehoben. 

A n m. Zu Satz 1: am 2. November 1939. 

2. Erste Durchführungsverordnung. 

Vom 1. November 1939 (VB1GG. S. 20). 

Gemäß § 8 der Verordnung über die Gestaltung der Arbeitsbe¬ 
dingungen und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 
31. Oktober 1939 bestimme ich: 

§1 

Die Distriktchefs haben unverzüglich die ihnen gemäß § 3 Abs. 
(1) und (2) der Verordnung vom 31. Okt. 1939 erlassenen Tariford¬ 
nungen sowie ihre Aenderungen und Berichtigungen dem Leiter der 
Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements 
in doppelter Ausfertigung zwecks Bekanntmachung zu übersenden 
und ihre Aufhebung mitzuteilen. Das gilt sinngemäß auch für die 
Sammelabkommen. 

§2 

(überholt durch § 4 der Fünften Durchführungsverordnung). 

§3 

(1) Bei der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des General¬ 
gouvernements wird ein Register der Tarifordnungen (Tarifregister) 
geführt In das Tarifregister sind vom Registerführer die am 31. 
August 1939 in Geltung gewesenen Sammelabkommen und die von 
den Distriktchefs erlassenen Tarifordnungen unter Angabe des be¬ 
ruflichen und räumlichen Geltungsbereichs, der Erlaß von Aenderun¬ 
gen und Berichtigungen und die Aufhebung von Tarifordnungen oder 
Sammelabkommen unter Hinweis auf die Bekanntmachung im Ver¬ 
ordnungsblatt für das Generalgouvernement einzutragen. Je eine 
Ausfertigung der Tarifordnungen und Sammelabkommen sowie ihrer 
Änderungen ist in eine beim Tarifregister anzulegende Sammlung 
(Tarifsammlung) aufzunehmen. Diese Bestimmung ist sinngemäß 
auf die weiter geltenden Sammelabkommen anzuwenden. 
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(2) Die Distriktchefs haben die zur Zeit geltenden Sammelabkom- 
men festzustellen und hierüber ein Verzeichnis in doppelter Ausferti¬ 
gung der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgou¬ 
vernements zuzuleiten. 

§4 

Die Distriktchefs erteilen auf Verlangen Auskunft über die wei¬ 
tergeltenden Sammelabkommen und über die erlassenen Tariford¬ 
nungen. 


3. Zweite Durchführungsverordnung. 

Vom 16. November 1939 (VB1GG. S. 66). 

Auf Grund usw. bestimme ich: 

§1 

Die Arbeitsbedingungen der im öffentlichen 
Dienst stehenden Arbeiter und Angestellten werden für das Ge¬ 
neralgouvernement einheitlich geregelt. ^ 

A n m. Vgl. Anm. (l) zu § 3 Abs. (1) der Verordnung über die Ge¬ 
staltung der Arbeitsbedingungen usw. vom 31. Oktober 1939. Die 
Regelungen trifft also der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Re¬ 
gierung des Generalgouvernements. Vgl. i. iibr. § 5 Abs. (2) der 
Sechsten Durchführungsverordnung und § 1 Abs. (3), (4) der Rahmen¬ 
tarifordnung für die nichtdeutschen Arbeiter und Angestellten irn 
Generalgouvernement vom 28. Dezember 1942. 

§2 

(aufgehoben durch § 2 der Dritten Durchführungsverordnung). 

4. Dritte Durchführungsverordnung. 

Vom 12. März 1940 (VBIGG. II S. 185). 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ 1 

Tarifordnungen für den im § 3 Abs. (2) der Verordnung über die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz im Gene¬ 
ralgouvernement vom 31. Oktober 1939 genannten Bereich erläßt ab 
16. März 1940 der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung 
des Generalgouvernements. 

A n m. Vgl. Anm. zu § 3 Abs. (2) der Verordnung über die Ge¬ 
staltung der Arbeitsbedingungen usw. vom 31. Oktober 1939. 

§2 

(überholt). 
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5. Vierte Durchführungsverordnung. 
-Urlaub für nichtdeutsche Beschäftigte 

in der Privatwirtschaft. 

Vom 20. Juli 1940 (VB1GG. II S. 404). 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ i 

(1) Das polnische Gesetz über den Urlaub der in Gewerbe und 
Handel beschäftigten Arbeitnehmer vom 16. Mai 1922 (Gesetzblatt 
der Republik Polen Nr. 40 Pos. 334), die zu ihm erlassenen Durch¬ 
führungsvorschriften sowie die Urlaubsbestimmungen der in Frage 
kommenden Sammelabkommen und Finzelarbeitsverträge finden 
für den Urlaub im Jahre 1940 keine Anwendung. 

A n in. Diese Regelungen sind durch die weitere Rechtsentwick¬ 
lung völlig gegenstandslos geworden. 

(2) An ihre Stelle tritt für die Angestellten, Arbeiter, Arbeiterinnen 
und Lehrlinge in den Betrieben der privaten Wirtschaft (Industrie, 
Bergbau, Handel und Gewerbe) einschließlich der Hinrichtungen 
der Krankenpflege und sozialen Fürsorge, soweit sie nicht dem 
öffentlichen Dienst zugehören, die Regelung der folgenden Bestim¬ 
mungen. 

A n m. Für den öffentlichen Dienst gelten grundsätzlich gleich¬ 
artige Regelungen; vgl. § 9 der Rahmentarifordnung für die nicht¬ 
deutschen Arbeiter und Angestellten vom 28. Dezember 1942; für die 
wiederbeschäftigten ehern, polnischen Beamten vgl. Anm. (2) zu § 1 der 
Anordnung zur Regelung des Urlaubs vom 31. März 1943. 

§2 

Für das Jahr 1940 kann ein bezahlter F r h o I u n g s u r 1 a u b ge¬ 
währt werden, wenn das Beschäftigungsverhältnis mindestens 6 Mo¬ 
nate ununterbrochen in demselben Betriebe fortbesteht 

A n ni. Diese Bestimmung wird über 1940 hinaus fortgeführt durch 
die Siebente Durchführungsverordnung; für 1943 und vorerst bis auf 
weiteres gilt die Anordnung zur Regelung des Urlaubs für nicht¬ 
deutsche Beschäftigte im Generalgouvernement vom 31. März 1943. 

* ' - § 3 

Ein Urlaubsanspruch besteht nicht. Der Leiter des Betriebes 
oder sein Stellvertreter entscheidet über die Gewährung oder Nicht¬ 
gewährung des Urlaubs. 

§ 4 

Erholungsurlaub beträgt in der Regel sechs Arbeitstage. Darüber 
hinaus kann Angestellten, Arbeitern, Arbeiterinnen und Lehrlingen, 
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die in besonderem Maße der Erholung bedürfen, mit Zustimmung 
des Arbeitsamtes ein zusätzlicher Urlaub gewährt werden, der drei 
und, wenn der Beschäftigte das 40. Lebensjahr vollendet hat, sechs 
Arbeitstage nicht überschreiten darf. 

A n m. Gegenwärtige Regelung: Anordnung zur Regelung des 
Urlaubs usw. vom 31. März 1943. 

§ 5 

Den Angestellten werden für die Dauer des Urlaubs das Gehalt, 
den Lehrlingen die Erziehungsbeihilfe oder die sonstigen Bezüge 
weitergezahlt. Den Arbeitern und Arbeiterinnen ist für jeden Ur¬ 
laubstag das Achtfache ihres bisherigen Stundenlohnes (Zeitlohn) zu 
zahlen. Das Urlaubsgeld wird in der Regel zur Hälfte vor Urlaubs¬ 
beginn und zur Hälfte bei Wiederantritt der Arbeit gezahlt 

A n m. (1) Bei Akkord- oder Leistungslohn ist das durchschnitt¬ 
liche tägliche Arbeitsentgelt der letzten drei Monate zugrundezu¬ 
legen. 

(2) Eine Abgeltung des Urlaubs kommt nur in Betracht, wenn der 
Urlaub zugesagt wurde, aber aus zwingenden Gründen im Urlaubs¬ 
jahr nicht mehr gewährt werden konnte. Ein Anspruch auf Abgel¬ 
tung besteht nicht. 

§ 6 

Während des Urlaubs ist die Ausübung von Erwerbsarbeit, die 
dem Urlaubszweck widerspricht, verboten. Bei Zuwiderhandlung 
wird das Urlaubsgeld nicht gezahlt, bereits gezahltes Urlaubsgeld 
ist zurückzuzahlen. 

6. Fünfte Durchführungsverordnung. 

Durchführung der Lohngestaltung. 

Vom 14. Dezember 1940 (VB1GG. II S. 560). 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ 1 

(1) Die in Sammelabkommen festgelegten Lohn- und sonstigen 
Arbeitsbedingungen, die für Betriebe eines bestimmten Wirtschafts¬ 
zweiges nach § 2 der Verordnung über die Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 
31. Oktober 1939 vorläufig weiter gelten, sind innerhalb des örtlichen 
Geltungsbereichs der Sammelabkommen auch für solche deutsche 
und nichtdeutsche Betriebe oder Niederlassungen desselben Wirt¬ 
schaftszweiges verbindlich, die bei Abschluß des Sammelabkom¬ 
mens noch nicht bestanden haben oder durch die Sammelabkommen 
nicht erfaßt worden sind. 
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(2) Soweit die Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingungen in einem 
bisher nicht tarifgebundenen Betriebe von dem in Betracht kommen¬ 
den Sammelabkommen abweichen, sind sie nach den Weisungen des 
Distriktchefs den Bedingungen des Sammelabkommens anzugleichen. 

A n m. Beide Absätze sind überholt durch die nunmehr für alle 
Wirtschaftszweige eingeführten Tarifordnungen oder sonstigen 
Regelungen; es verbleibt daher allein bei der Bestimmung des Abs. (3). 

(3) Die Absätze (1) und (2) finden keine Anwendung, soweit für den 
in Betracht kommenden Wirtschaftszweig oder Betrieb vom Leiter 
der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouverne¬ 
ments oder vom Distriktchef eine Tarifordnung oder sonstige An¬ 
ordnung zur Festsetzung der Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingun¬ 
gen erlassen worden ist. 

(4) Ueber die Anwendbarkeit eines Sammelabkommens entschei¬ 
det in Zweifelsfällen der Distriktchef. 

§ 2 

(1) Der verantwortliche Leiter eines nicht tarifgebundenen Be¬ 
triebes, für dessen Wirtschaftszweig in dem betreffenden Bezirk ein 
Sammelabkommen nicht besteht, hat spätestens bis zum 31. Januar 
1941 die Entscheidung des Distriktchefs über die Gestaltung der Lohn- 
und sonstigen Arbeitsbedingungen einzuholen. 

(2) Bis zu demselben Zeitpunkt hat er dem Distriktchef Angaben 
über die bisherigen Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingungen zu 
machen, soweit sie von denen des in Betracht kommenden Sammel¬ 
abkommens abweichen. 

A n m. Für später errichtete Betriebe und bei späteren Einstel¬ 
lungen von Arbeitskräften galt an Stelle der Frist bis zum 31. Januar 
1941 eine angemessene Frist; für Galizien vgl. § 3 der Zweiten Ver¬ 
ordnung über die Einführung arbeitsrechtlicher Vorschriften im 
Distrikt Galizien vom 29. Oktober 1941 (VB1GG. S. 611). Nunmehr 
sind die erforderlichen Entscheidungen des Treuhänders der Arbeit 
sofort nachzusuchen (vgl. Abs. (3). im übrigen §§ 5 der Elften und der 
Zwölften Durchführungsverordnung). 

(3) Bei Eröffnung oder Wiedereröffnung von Betrieben sowie bei 
Errichtung von Baustellen ist vor Festsetzung der Lohn- und sonsti¬ 
gen Arbeitsbedingungen die Entscheidung des Distriktchefs zu be¬ 
antragen. 

A n m. Hinsichtlich der Baustellen vgl. die Bemerkungen zur 
Bautarifordnung Ausland. 

§ 3 

Der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des 
Generalgouvernements und die Distriktchefs können für einzelne 
Beschäftigte, eine Gruppe von Beschäftigten, einzelne Betriebe oder 

28 



eine Gruppe von Betrieben Anordnungen zur Gestaltung 
der Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingungen treffen; 
sie können hierbei von Tarifordnungen, Sammelabkommen, 
Einzelarbeitsverträgen und von gesetzlichen Bestimmungen des ehe¬ 
maligen polnischen Staates, soweit diese den Inhalt des Arbeitsver¬ 
trages berühren, a b w e i c h e n. Die Anordnungen bedürfen der 
Schriftform. Sie sind an die betroffenen Betriebe zu richten oder 
sonst in geeigneter Weise bekanntzugeben. 

Anm. (1) Lohnbedingungen: Arbeitsentgelt ist jeder Geld¬ 
betrag oder Geldeswert, der aus Anlaß geleisteter Arbeit gegeben 
wird. Es sind daher als Arbeitsentgelt auch die Gewinne eines Ge¬ 
sellschafters zu regeln, der nach deutschem oder nichtdeutschem 
Recht statt Kapitals lediglich oder in der Hauptsache seine Arbeits¬ 
kraft eingebracht hat. Belohnungen für Verbesserungen im Betrieb, 
Erfindungen zu Nutzen des Betriebes, Hilfeleistungen, besonderes 
Wohlverhalten usw. bedürfen, auch soweit es sich nicht um eigent¬ 
liche Arbeitsbedingungen handelt, wegen der Gefahr einer Um¬ 
gehung des Lohnstops der Genehmigung des Treuhänders der Ar¬ 
beit. Hinsichtlich der Gratifikationen vgl. die besondere Regelung. 

Die Uebemahme steuerlicher und anderer Lasten des Beschäftig¬ 
ten (z. B. Versicherungsprämien, soweit es sich nicht um Versiche¬ 
rungen gegen Betriebsgefahr handelt) durch den Betriebsführer ist 
grundsätzlich ein Verstoß gegen den Lohnstop. In jedem Falle be¬ 
darf sie der Genehmigung des Treuhänders der Arbeit. 

Im übrigen vgl. Anm. (3) zu § 5 der Elften Durchführungsverord¬ 
nung, ferner § 2 der Neunten Durchführungsverordnung. 

(2) Anordnungen nach Satz 1 erster Halbsatz können im Zuge der 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen auch überwachende Maß¬ 
nahmen im Sinne des § 4 der Verordnung über die Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen usw. vom 31. Oktober 1939 zum Gegenstand 
haben. Nachprüfungen der in einem Betriebe gezahlten Entgelte 
oder die erforderlichen Auskünfte lassen sich daher gegebenenfalls 
durch Strafen auf Grund des § 5 erzwingen. 

(3) Satz 1 zweiter Halbsatz enthält die allgemeine Rechtsgrundlage 
für Sonderregelungen. Diese kommen bei der Festsetzung 
von Arbeitsbedingungen für Kräfte in Betracht, die über den Rahmen 
des von einer Tarifordnung erfaßten Personenkreises hinausgehen, 
z. B. leitende Angestellte von Unternehmen besonderer Bedeutung. 

Für den öffentlichen Dienst vgl. §§ 1 Abs. (3) der Tarifordnungen 
für die nichtdeutschen Angestellten bzw. Arbeiter und Arbeiterinnen 
vom 28. Dezember 1942. 

(4) „des ehemaligen polnischen Staates“ bezieht sich lediglich auf 
„gesetzliche Bestimmungen“, nicht auf „Tarifordnungen“ usw.' 

Im übrigen sind die gesetzlichen Bestimmungen des ehemaligen 
polnischen Staates im Bereich des Lohnrechts nunmehr allgemein 
durch deutsche Regelungen abgelöst. 

(5) Im Reich: vgl. § 2 der Vierzehnten Verordnung zur Durchfüh¬ 
rung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 15. Ok- 
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tober 1935 (RGBl. I S. 1240) in der Fassung; vom 26. Februar 1938 
(RGBl. I S. 228). 

§ 4 

(1) Die Tarifordnungen sowie ihre Aenderung und Aufhebung 
werden im Amtlichen Anzeiger für das Generalgouvernement be¬ 
kanntgemacht 

(2) Die Bekanntmachung von Tarifordnungen für Arbeiter und 
Angestellte des öffentlichen Dienstes erfolgt im Verordnungsblatt 
für das Generalgouvernement. 

(3) (überholt). 

A n m. § 4 gilt sinngemäß auch für Anordnungen im Sinne des 
§ 3 (vgl. Anm. zu § 8 der Verordnung über die Gestaltung usw. vom 
31. Oktober 1939). Verordnungen und Durchführungsverordnungen 
werden ohne Rücksicht auf den Personenkreis, dessen Arbeitsbedin¬ 
gungen sie regeln, im Verordnungsblatt für das Generalgouvernement 
bekanntgemacht. 

§ 5 

(1) Wer den Vorschriften dieser Durchführungsverordnung oder 
den auf Grund derselben erlassenen Anordnungen oder einer Tarif¬ 
ordnung oder einem Sammelabkommen zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

, Anm. Zuständig ist das Deutsche Gericht, da es sich um Ver¬ 
gehen handelt, die durch Verordnungen des Generalgouverneurs und 
von ihm ermächtigter Dienststellen unter Strafe gestellt sind (vgl. 
§ 7 Abs. (2) Ziffer 2 der Verordnung über die deutsche Gerichtsbar¬ 
keit im Generalgouvernement vom 19. Febr. 1940 (VB1GG. I S. 57). 

(2) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der Antrag kann 
zurückgenommen werden. Zur Stellung des Antrages sind der Leiter 
der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouverne¬ 
ments und die Distriktchefs befugt. 

(3) Wird der Antrag auf Strafverfolgung nicht gestellt oder zu¬ 
rückgenommen, so können die im Abs. (2) genannten Stellen gegen 
die schuldigen Personen Ordnungsstrafen in unbeschränkter Höhe 
festsetzen. Die Festsetzung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. 

Anm. Ordnungsstrafen: vgl. § 7 der Verordnung über die Ge¬ 
staltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz im General¬ 
gouvernement vom 31. Oktober 1939. 

§ 6 

Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. Januar 1941 in Kraft. 



7. Sechste Durchführungsverordnung. 

Kündigungsschutz und Regelung der Vergütung 
für (nichtdeutsche) Angestellte und Arbeiter bei 

Arbeitsunfähigkeit. 

Vom 29. März 1941 (VB1QG. S. 172) in der Fassung v8m 
17. März 1942 (VB1GG. S. 177). 

Anm. Diese Durchführungsverordnung gilt auch für den öffent¬ 
lichen Dienst; ihre Bestimmungen sind in die Tarifordnungen für 
nichtdeutsche Angestellte bzw. Arbeiter und Arbeiterinnen im öffent¬ 
lichen Dienst im Generalgouvernement vom 28. Dezember 1942 auf¬ 
genommen worden. 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ 1 

Kündigungsfristen für Angestellte. 

Das Beschäftigungsverhältnis der Angestellten im Generalgou¬ 
vernement kann während der ersten vier Beschäftigungsmonate mit 
einer Frist von zwei Wochen zum Ende eines Monats, in der fol¬ 
genden Zeit mit einer Frist von vier Wochen zum Ende eines Monats 
gekündigt werden. 

A n m. Eine Kündigung kann grundsätzlich nur der Betriebsfüh¬ 
rer aussprechen. Unberührt bleibt die für die Zwecke des Arbeits¬ 
einsatzes erforderliche Beteiligung des Arbeitsamts (vgl. § 1 der 
Verordnung über die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels vom 
22. Februar 1940). 

§ 2 

Kündigungsfristen für Arbeiter. 

(1) Das Beschäftigungsverhältnis der Arbeiter im Generalgou¬ 
vernement kann mit einer Frist von 14 Tagen gekündigt werden. 

(2) In Betrieben, in denen die Aufnahme und die Beendigung der 
Arbeiten jahreszeitlich bedingt sind, kann das Beschäftigungsver¬ 
hältnis der Arbeiter mit einer Frist von drei Arbeitstagen gekündigt 
werden. 

A n m. Vgl. Anm. zu § 1. 

§ 3 . : 

Fristlose Kündigung. 

Die Zulässigkeit einer fristlosen Lösung des Beschäftigungsver¬ 
hältnisses während einer Probezeit oder aus wichtigem Grunde wird 
durch die Vorschriften der §§ 1 und 2 nicht berührt. 
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§ 4 

. Weiterzahlung des Gehalts bei Arbeitsunfähigkeit. 

(1) Angestellten ist bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder 
unverschuldeten Unfalls nach einer Beschäftigungszeit von weniger 
als vier Monaten das Gehalt bis zur Dauer von zwei Wochen, nach 
einer Beschäftigungszeit von mindestens vier Monaten bis zur Dauer 
von sechs Wochen weiterzuzahlen, jedoch nicht über die Dauer des 
Beschäftigungsverhältnisses hinaus. 

Anm. Ob Schwangerschaft nach dieser Vorschrift zu behandeln 
ist, entscheidet der Treuhänder der Arbeit auf Grund seiner Richt¬ 
linien. 

(2) Die Weiterzahlung des Gehaltes ist bei einer zusammen¬ 
hängenden Beschäftigungszeit von mindestens drei Jahren bis zur 
Dauer von zwei Monaten, bei einer zusammenhängenden Beschäf¬ 
tigungszeit von mindestens fünf Jahren bis zur Dauer von drei Mo¬ 
naten zulässig, jedoch nicht über die Dauer des Beschäftigungsver¬ 
hältnisses hinaus. 

Anm. Ueber die Zulassung eines sog. Gnadenvierteljahres für 
die Witwe des Beschäftigten entscheidet der Treuhänder der Arbeit; 
bei nachgewiesener Lieblichkeit in dem Gewerbezweig und Betrieb 
bei Beginn des Arbeitsverhältnisses und Bedürftigkeit sowie Ar¬ 
beitsunfähigkeit der Witwe wird die Zustimmung grundsätzlich er¬ 
teilt. Im öffentlichen Dienst gilt die besondere Regelung des § 4a der 
Tarifordnung für die nichtdeutschen Angestellten im öffentlichen 
Dienst im Generalgouvernement vom 28. Dezember 1942. 

§ 5 

Abweichende Regelungen. 

(1) Die Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgou¬ 
vernements und die Distriktchefs können für einzelne Beschäftigte, 
eine Gruppe von Beschäftigten, einzelne Betriebe oder eine Gruppe 
von Betrieben Anordnungen treffen, die von den Vorschriften der 
§§ 1 bis 4 abweichen. Die Anordnungen bedürfen der Schriftform. 
Sie sind an die betroffenen Betriebe zu richten oder sonst in geeig¬ 
neter Weise bekanntzugeben. 

Anm. Vgl. § 3 der Fünften Durchführungsverordnung. 

(2) Für öffentliche Verwaltungen und Betriebe bleiben ab¬ 
weichende Anordnungen im Sinne des Abs. (1) der Hauptabteilung 
Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements Vorbehalten. 
Welche Verwaltungen und Betriebe als öffentlich anzusehen sind, 
bestimmt im Zweifel die Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des 
Generalgouvernements. 
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A n m. Vgl § 1 Abs. (3) der Rahmentarifordnung für die nichtdeut- 
sclien Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst im General¬ 
gouvernement vom 28. Dezember 1942. 

(3) Bereits genehmigte Dienstordnungen für öffentliche Verwal¬ 
tungen und Betriebe bleiben von den Vorschriften der §§ 1 bis 4 
unberührt. 


A n m. Dienstordnungen: Vgl. § 10 der Rahmentarifordnung für die 
nichtdeutschen Arbeiter usw. vom 28. Dezember 1942. In entspre¬ 
chender Weise können neugenehmigte Dienstordnungen von den 
§§ 1 bis 4 abweichen. 

§ 6 

Persönlicher Geltungsbereich. » 

Die Durchführungsverordnung gilt nicht für deutsche Staatsan¬ 
gehörige. Sie gilt ferner nicht iür deutsche Volkszugehörige im 
öffentlichen Dienst und für im öffentlichen Dienst wiederverwendete 
ehemals polnische Beamte im Sinne der Verordnung vom 3. Novem¬ 
ber 1939 (VB1GG. S. 28). 

A n m. Für Volksdeutsche und Deutschstämmige in der privaten 
Wirtschaft sind, auch soweit die Vergütung nach den einheimischen 
Tarifordnungen des Generalgouvernements geregelt wird, die ent¬ 
sprechenden Bestimmungen für Reichsdeutsche im Warthegau sinn¬ 
gemäß anzuwenden. 

§ 7 


Schlußvorschriften. 

Artikel 19 und 29 der Verordnung des Präsidenten des ehemaligen 
polnischen Staates über den Arbeitsvertrag mit den Angestellten vom 
16. März 1928 (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 35 Pos. 323), 
Artikel 11 Abs. 4 und Artikel 13 der Verordnung des Präsidenten des 
ehemaligen polnischen Staates über den Arbeitsvertrag mit den Ar¬ 
beitern vom gleichen Tage (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 35, 
Pos. 324) sowie alle entgegenstehenden Bestimmungen und vertrag¬ 
lichen Regelungen werden hiermit aufgehoben. 

A n in. Artikel 19 der Verordnung für Angestellte ist durch § 4 
abgelöst, durch die Aufhebung von Artikel 29 derselben Verordnung 
klargestellt, daß eine Kündigung während des Urlaubs oder einer 
Krankheit des Beschäftigten nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist. 
Artikel 11 Abs. 4 und 13 der Verordnung für Arbeiter sind durch § 2 
abgelöst. Die weiteren Bestimmungen der Verordnungen sind, so¬ 
weit sie nicht bereits durch deutsche Bestimmungen ersetzt waren, 
gegenstandslos geworden. 

Die in § 7 genannten Bestimmungen lauten: 


Verordnung des Staatspräsidenten vom 16. März 1928 
über den Arbeitsvertrag mit den geistigen 

Angestellten. 

Art. 19. Ist der Angestellte infolge unverschuldeter Krankheit 
oder unverschuldeten Unfalls, infolge Einberufung zu militärischen 
Uebungen der Reserve oder infolge seines Amtes als Geschworener 
oder Arbeitsgerichtsschörfe oder infolge einer Anordnung der Ge¬ 
sundheitsbehörde zwecks Verhütung einer ansteckenden Krankheit 
zur Erfüllung seiner Pflichten außerstande, so behält er für die 
Dauer von 3 Monaten den Anspruch auf das volle Gehalt, sofern 
nicht in dieser Zeit der Arbeitsvertrag durch Ablauf der Zeit für die 
Ausführung der den Gegenstand des Vertrages bildenden Arbeit oder 
infolge einer schon vor dem Eintreten einer der oben bezeichneten 
Umstände erfolgten Kündigung aufgelöst wird. 

Der Arbeitgeber kann vom Lohn die Beträge abziehen, die der 
Angestellte vom Fiskus in der Zeit der militärischen Uebungen, der 
Erfüllung der Pflichten eines Geschworenen oder Arbeitsgerichts- 
schöffen oder seiner Ausschließung von der Arbeit durch die Ge¬ 
sundheitsbehörde erhält. Im Falle der Krankheit oder des Unfalls 
kann der Arbeitgeber die Beträge vom Lohn abziehen, die der An¬ 
gestellte auf Grund der gesetzlichen öffentlichen Versicherung erhält. 

Art. 29. Eine Kündigung des Arbeitsvertrages durch den Arbeit¬ 
geber kann nicht erfolgen während des Urlaubs oder einer Krankheit 
des Angestellten oder seiner Ausschließung von der Arbeit durch 
die Gesundheitsbehörde, sofern die Krankheit oder die Ausschließung 
nicht länger als drei Monate dauert; sie ist ferner ausgeschlossen 
während militärischer Uebungen und der Erfüllung der Pflichten 
eines Geschworenen oder eines Arbeitsgerichtsschöfien. 

Wenn der Angestellte erkrankt, von der Arbeit ausgeschlossen 
oder zu militärischen Uebungen oder zur Erfüllung der Pflichten 
eines Geschworenen oder eines Arbeitsgerichtsschöffen berufen 
wird, muß er den Arbeitgeber unverzüglich benachrichtigen; andern¬ 
falls verliert er seine Ansprüche aus Absatz 1. 

Verordnung des Staatspräsidenten vom 16. März 1928 
über den Arbeitsvertrag mit den Arbeitern. 

Art. 11. Ein auf unbestimmte Zeit geschlossener Arbeitsvertrag 
zwischen dem Arbeiter und dem Arbeitgeber kann von jedem Teil 
durch Kündigung aufgelöst oder geändert werden; diese hat wenig¬ 
stens zwei Wochen vorher zu erfolgen. Werden längere Kündigungs¬ 
fristen vereinbart, so müssen sie für beide Teile gleich sein. 

Die Kündigungsfrist muß immer an einem Sonnabend oder am 
üblichen Zahlungstage ablaufen. 

Einen auf unbestimmte Zeit geschlossenen Vertrag kann der Ar¬ 
beitgeber sofort unter der Bedingung lösen, daß er dem Arbeiter den 
ganzen Lohn für die Kündigungsfrist auszahlt. 

Der Arbeitgeber hat nicht das Recht, den Arbeitsvertrag zu kün¬ 
digen: 
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a) im Laufe von vier Wochen der Erwerbsunfähigkeit des Ar¬ 
beiters, die durch Unfall oder Krankheit hervorgerufen wurde; 

b) in der Zeit zwischen der Einberufung des Arbeiters zu mili¬ 
tärischen Reserveübungen und deren Ende; 

c) während der Dauer des gesetzlichen Urlaubs des Arbeiters. 

Art. 13. In Fällen höherer Gewalt, wie z. B.: bei behördlich an¬ 
geordneter Schließung des Betriebes oder des Teiles, in dem der 
Arbeiter beschäftigt war, Brand, Ueberschweminung, Explosion eines 
Dampfkessels u. dergl.. wenn hierdurch die Ausführung der Arbeit 
für länger als sieben Tage unmöglich wird und eine Schuld des Ar¬ 
beitgebers nicht vorliegt, ist der Arbeitgeber berechtigt, binnen 
sieben Tagen nach dem Eintreten des Verhinderungsgrundes den 
Arbeitsvertrag zu lösen. 

§ 8 

Inkrafttreten. 

Diese Durchführungsverordnung tritt am 15. April 1941 in Kraft. 

S. Siebente Durchführungsverordnung. 

Regelung des Urlaubs für nichtdeutsche 
Beschäftigte in der Privatwirtschaft. 

Vom 29. März 1941 (VB1GG. S. 174). • 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

Die in der Vierten Durchführungsverordnung vom 20. Juli 1940 
(VB1GG. II S. 404) zur Verordnung über die Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement für 
das Jahr 1940 getroffene Regelung gilt bis auf weiteres fort. 

Anm. Vgl. Anm. zu § 2 der Vierten Durchführungsverordnung. 
Für 1943 und vorerst bis auf weiteres gilt die folgende Anordnung 
vom 31. März 1943. 

9. Anordnung zur Regelung des Urlaubs für 
nichtdeutsche Beschäftigte im Generalgou¬ 
vernement. 

Vom 31. März 1943 (Amtl. Anz. S. 718). 

Auf Grund des § 3 der Fünften Durchführungsverordnung usw. 
wird angeordnet: 

§ 1 

Die Bestimmungen des § 9 Abs. (2) der Rahmentarifordnung für 
die nichtdeutschen Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst 
im Generalgouvernement (RTO.) vom 28. Dezember 1942 (VB1GG. 
1943 S. 9) und des § 4 der Vierten Durchführungsverordnung zur 



Verordnung vom 31. Oktober 1939 über die Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 
20. Juli 1940 (VB1GG. II S. 404) in Verbindung mit der Siebenten 
Durchführungsverordnung vom 29. März 1941 (VB1GG. S. 174) wer¬ 
den bis. auf weiteres durch folgende Fassung ersetzt: 

„Der Urlaub beträgt in der Regel sechs Arbeitstage. Darüber 
hinaus kann Angestellten, Arbeitern und Arbeiterinnen, die vor 
dem 1. April 1894 geboren sind und infolge ihrer Tätigkeit in 
besonderem Maße der Erholung bedürfen, ein zusätzlicher Ur¬ 
laub bis zu drei Arbeitstagen gewährt werden.“ 

Anm. (1) Ein Anspruch auf Urlaub besteht in keinem Falle (vgl. 
§ 3 der Vierten Durchführungsverordnung). Den Zeitpunkt des Ur¬ 
laubs bestimmt der Betriebsleiter nach den Bedürfnissen des Betrie¬ 
bes. Er soll hierbei berechtigte Wünsche des Beschäftigten soweit 
als möglich berücksichtigen. 

( 2 ) Für die wiederbeschäftigten ehern, poln. Beamten gilt eine 
gleichartige Regelung (Erlaß der Hauptabteilung Finanzen in der Re¬ 
gierung des Generalgouvernements vom 29 . März 1943 — Fin P 
1120 — 7 poln. —). 

(3) Die Anordnung geht den Urlaubsbcstimmungen aller anderen 
tariflichen Regelungen für Nichtdeutsche vor (z. B. der Tarifordnung 
für Apotheker vom 8. Mai 1941). 

(4) Vor dem 1. April 1894 geboren: Für die Zeit nach dem In¬ 
krafttreten der Anordnung ist nicht mehr dieser Zeitpunkt, sondern 
allgemein die Erreichung des 50. Lebensjahres maßgebend. 

§ 2 

Diese Anordnung tritt am 1. April 1943 in Kraft. 

10 . Achte Durchführungsverordnung. 
Einberufung deutscher Gefolgschaftsmitglieder 

zum Wehrdienst. 

Vom 17. Mai 1941 (VB1GG. S. 317). 

A n m. Die Durchführungsverordnung gilt auch für den öffent¬ 
lichen Dienst. 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ 1 

Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses. 

Durch die Einberufung deutscher Gefolgschaftsmitglieder zu 
einer Dienstleistung im Wehrdienst wird ein bestehendes Beschäfti¬ 
gungsverhältnis (Arbeits-, Wehrverhältnis) nicht gelöst. Die beider¬ 
seitigen Rechte und Pflichten ruhen für die Dauer der Einberufung. 
Die Abmachungen über die Gewährung einer Werkwohnung, die von 
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dem Dienstverpflichteten oder seinen Familienangehörigen weiter 
benötigt wird, bleiben bestehen. 

A nm. (1) Bei einer Einberufung zum Sonderdienst im Generalgou¬ 
vernement usw. ist entsprechend zu verfahren. 

(2) Polizeidienst: Vgl. Anordnung zur Regelung der Arbeitsbedin¬ 
gungen polizeidienstpflichtiger Gefolgschaftsmitglieder in Betrieben 
der privaten Wirtschaft vom 14. August 1943. 

(3) Vgl. im übrigen „Zuwendungen an zum Wehrdienst einberufene 
Gefolgschaftsmitglieder.“ 

§ 2 

Kündigung. 

Das Recht des Qefolgschaitsmitgliedes auf Kündigung des Be¬ 
schäftigungsverhältnisses bleibt im Falle der Einberufung zu einer 
Dienstleistung im Wehrdienst unberührt. Der Unternehmer kann 
das Beschäftigungsverhältnis nicht kündigen; der Distriktchef kann 
Ausnahmen zulassen. 

A n m. (1) Bei Kündigung durch das Gefolgschaftsmitglied: Unbe¬ 
rührt bleibt die für die Zwecke des Arbeitseinsatzes erforderliche 
Beteiligung des Arbeitsamts (vgl. § 1 der Verordnung über die Be¬ 
schränkung des Arbeitsplatzwechsels vom 22. Februar 1940). 

(2) Bei Kündigung durch den Unternehmer: Der Treuhänder der 
Arbeit erteilt die Genehmigung grundsätzlich erst nach (in der 
Regel schriftlicher) Anhörung des Gefolgschaftsmitgliedes. 

Die Genehmigung erfolgt, wenn das Gefolgschaftsmitglied z. B. 
nur für bestimmte Aufgaben eingestellt worden war und diese Auf¬ 
gaben beendet sind oder das Aufgabengebiet als solches (z. B. eine 
Fachabteilung des Betriebes) zu bestehen aufhöit, ferner wenn ein 
schwerwiegender Grund für eine fristlose Entlassung besteht, grund¬ 
sätzlich also, wenn das Arbeitsverhältnis auch dann ohne weiteres 
sein Ende gefunden haben würde, wenn die Einberufung nicht er¬ 
folgt wäre. Wird das Gefolgschaftsmitglied im Wehrdienst zu einer 
längeren Freiheitsstrafe verurteilt, ist die Kündigung schon deshalb 
zuzulassen, weil die rechtzeitige Wiederaufnahme der Arbeit durch 
eigenes Verschulden in Frage gestellt worden ist und dem Betriebe 
nicht zugeinutet werden kann, sich auf den Zeitpunkt der Entlassung 
einzurichten. 

§ 3 

Inkrafttreten. 

Diese Durchführungsverordnung tritt am Tage ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Anm. Am 14. Juni 1941. 
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11. Neunte Durchführungsverordnung. 

Regelung von Arbeitsbedingungen der Juden 
im Generalgouvernement. 

Vom 15. Dezember 1941 (VB1GG. 1942 S. 3). 

Zur Durchführung usiw. bestimme ich: 

§ 1 

Juden erhalten Vergütung nur für tatsächlich geleistete Arbeit. 
Eine Weiterzahlung von Arbeitsentgelt im Falle eines Urlaubs ist 
daher unzulässig. Leistungen nach § 4 Abs. (1) der Sechsten Durch¬ 
führungsverordnung vom 29. März 1941 können gewährt werden. 
Die Bestimmung des § 4 Abs. (2) der Sechsten Durchführungsver¬ 
ordnung findet keine Anwendung. 

‘ § 2 

Juden erhalten zu ihrem Arbeitsentgelt keinerlei Zuschläge (z. B. 
Mehrarbeitszuschläge), Zulagen, Zuwendungen, Gratifikationen, 
Vergütungen in Form eines dreizehnten Monatsgehalts, Abfindungen, 
Treugelder, Jubiläumsgaben, auch keine Sonderbeihilfen, Unter¬ 
stützungen oder sonstige Leistungen aus Anlaß eines in ihrer Person 
oder eines Angehörigen liegenden Ereignisses. Lohn- oder Gehalts¬ 
vorschüsse, deren Erstattung nicht ernstlich beabsichtigt ist, sind 
unzulässig. Vereinbarungen über Altersversorgung, die neben den 
gesetzlichen Leistungen gewährt werden soll, dürfen nicht getroffen 
werden. 

A n m. Die Regelung des zweiten Satzes entspricht einem für 
alle- Beschäftigten maßgebenden Grundsatz (vgl. Anm. (3) zu 
§ 5 der Elften Durchführungsverordnung). 

§ 3 

Das Beschäftigungsverhältnis der Juden kann jederzeit zum 
Schluß des folgenden Werktags gekündigt werden. Die Zulässigkeit 
einer fristlosen Lösung des Beschäftigungsverhältnisses aus wich¬ 
tigem Grunde wird hierdurch nicht berührt. 

§ 4 

Die geltenden Vorschriften über die Arbeitszeit und über die Be¬ 
schäftigung von Frauen und Jugendlichen finden keine Anwendung. 

§s 

Diese Durchführungsverordnung tritt am Tage ihrer Verkün¬ 
dung in Kraft. 

A n m. Am 5. Januar 1942. 


38 



12. Elfte Durchführungsverordnung. 

Bekämpfung von Verstößen Deutscher gegen 

Arbeitsdisziplin und Lohnstop, Verbot von 

Abwerbungen. 

Vom 15. März 1943 (VB1GG. S. 149). 

Anm. Die Durchführungsverordnung gilt auch für den öffent¬ 
lichen Dienst. Sie ist, soweit besondere Regelungen nicht entgegen¬ 
stehen, auf Angehörige der befreundeten Mächte entsprechend an¬ 
zuwenden. 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ i 

Arbeitsdisziplin. 

Deutsche Gefolgschaftsmitglieder (Angestellte, Arbeiter, Lehr¬ 
linge und Anlernlinge) haben die ihnen zugewiesene Arbeit unver¬ 
züglich anzutreten und nach besten Kräften zu leisten. Ein Gefolg¬ 
schaftsmitglied darf daher z. B. nicht 

1. eine ihm vom Betriebsführer oder dessen Beauftragten zu¬ 
gewiesene Arbeit — auch Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feier¬ 
tagsarbeit — verweigern oder mit ihr zurückhalten, 

2. der Arbeit pflichtwidrig fernbleiben, insbesondere ohne ge¬ 
nügende Entschuldigung fehlen, wiederholt ohne ausreichen¬ 
den Grund verspätet zur Arbeit kommen oder die Arbeit 
pflichtwidrig verlassen, 

3. durch disziplinwidriges Verhalten, z. B. Tätlichkeiten oder 
grobe Beschimpfungen, den ordentlichen Arbeitsverlauf stören. 

A n m. Zu Ziffer 2: Vgl. § 4 Abs. (2) der TO. zur Regelung der 
Heimfahrten usw. vom 17. Mai 1943 in der Fassung vom 25. Juni 1943. 

§ 2 

Vorzeitige Lösung. 

Ein Beschäftigungsverhältnis (Arbeits-, Lehr-, Anlernverhältnis) 
darf von keinem der beiden Teile unberechtigt vorzeitig beendet 
werden. Sind durch Gesetz, Verordnung, Tarifordnung, Anordnung 
oder genehmigten Arbeitsvertrag verschieden lange Fristen für die 
Lösung des Beschäftigungsverhältnisses vorgesehen, so ist für den 
lösenden Vertragsteil die jeweils längste Frist maßgebend. 

§ 3 

Einstellung bereits Verpflichteter. 

Ein deutscher Betriebsführer oder sein Beauftragter darf keine 
Arbeitskraft einstellen, von der er weiß oder den Umständen nach 
annehmen muß, daß sie an anderer Stelle zur Arbeit verpflichtet ist. 
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§ 4 

> Abwerbung. 

Jede Handlung ist verboten, die bezweckt, ein in einem unge- 
kündigten Arbeitsverhältnis stehendes Gefolgschaftsmitglied von 
seinem Arbeitsplatz abzuwerben. 

• § 5 

Lohnstop. 

Anm. Vgl. Anm. (l) zu § 1 der Verordnung des Beauftragten für 
den Vierjahresplan vom 25. Juni 1938, Anm. (1) zu § 3 der Fünften 
Durchführungsverordnung. 

Niemand darf ein Arbeitsentgelt (Gehalt, Lohn, Erziehungsbei¬ 
hilfe, Gratifikation, Zulage usw.) fordern oder zahlen, das die Sätze 
überschreitet, die tariflich oder durch besondere Regelung der für 
die Lohngestaltung zuständigen Dienststelle festgesetzt sind. 

Anm. (1) Durch diese allgemeine Bestimmung sind die von eini¬ 
gen Treuhändern der Arbeit im Generalgouvernement erlassenen An¬ 
ordnungen zur Regelung der Einstellungsgehälter überflüssig ge¬ 
worden. 

(2) Da die Zahlung einer vom Treuhänder der Arbeit nicht zu¬ 
gelassenen Vergütung gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, kann 
das Gefolgschaftsmitglied sie weder von dem Betriebsführer fordern 
(8 134 BGB.) — und zwar auch dann nicht, wenn ein förmlicher 
Vertrag vorliegt — noch kann sie der Betriebsführer, wenn er sic 
bereits gezahlt hat, zurückverlangen (§ 817 Satz 2 BGB.). Der Treu¬ 
händer der Arbeit wird daher die Ordnungsstrafe auch nach den 
wirtschaftlichen Vorteilen bemessen, die durch die Zahlung oder 
Vorenthaltung der vereinbarten ungesetzlichen Vergütung erwachsen 
sind. 

(3) Arbeitsentgelt: Hierzu gehören u. a. auch Abgeltungen 
und Zuwendungen jeder Art, Trennungsgelder, Zehrgelder, Prämien, 
Tantiemen, Provisionen, Pensionen, alle Vergünstigungen von wirt¬ 
schaftlichem Werte. Vgl. a. § 2 Satz 2 der Neunten Durchführungs¬ 
verordnung vom 15. Dezember 1941, der einem für alle Beschäf¬ 
tigten geltenden Grundsatz entspricht. 

§ 6 . 

Strafbestimmung. 

Wer dieser Durchführungsverordnung vorsätzlich oder fahrlässig 
zuwiderhandelt oder sie umgeht, wird nach § 5 der Fünften Durch¬ 
führungsverordnung zur Verordnung vom 31. Oktober 1939 über die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz im Gene¬ 
ralgouvernement vom 14. Dezember 1940 (VB1GG. II S. 560) mit Ge¬ 
fängnis und Geldstrafen in unbegrenzter Höhe oder mit einer dieser 



Strafen bestraft, sofern nicht nach anderen Bestimmungen eine 
schwerere Strafe angedroht ist. Anstifter und Gehilfen werden wie 
Täter bestraft. 

Anm. ln entsprechender Anwendung von (42 d) des Reichsstraf¬ 
gesetzbuchs kann unter Umständen auch die Unterbringung in einein 
Arbeitshaus angeordnet werden (vgl. „Deutsches Recht” Heft 40/41 
vom 2. und 9. Oktober 1943 S. 1033). 

§ 7 

Entsandte Gefolgschaftsmitglieder. 

Diese Durchführungsverordnung gilt nicht für deutsche Gefolg¬ 
schaftsmitglieder, die in das Generalgouvernement entsandt sind 
oder entsandt werden. 

Anm. Entsandte: Vgl. § 2 der Auslandseinsatzanordnung 
vom 7. April 1943 und Vorbem. zu Teil B, 1 a), c). Die Verstöße 
der Entsandten werden von der Anordnung des Generalbevollmäch¬ 
tigten für den Arbeitseinsatz gegen Arbeitsvertragsbruch und Ab- 
werbung sowie das Fordern unverhältnismäßig hoher Arbeitsentgelte 
in der privaten Wirtschaft vom 20. Juli 1942 erfaßt. 

Die Elfte Durchführungsverordnung bezieht sich — entsprechend 
der Zuständigkeit des Generalgouvernements — auf die Neueinge¬ 
stellten. Neueingestellt sind die Gefolgschaftsmitglieder, deren 
Einsatz im Generalgouvernement ein dauernder ist oder die einem 
Betriebe mit eigener Rechtspersönlichkeit angehören, welcher von 
keinem Betriebe im Reich wirtschaftlich abhängt. Der Zeitpunkt 
der Einstellung selbst ist bedeutungslos; es haben also auch schon 
jahrelang hier Beschäftigte als „neueingestellt 44 zu gelten, sofern die 
obengenannten Voraussetzungen vorliegen. 

§ 8 

Bekanntgabe. 

Ein Abdruck dieser Durchführungsverordnung ist in allen Be¬ 
trieben und Betriebsabteilungen mit Ausnahme der hauswirtschaft¬ 
lichen an geeigneter, den Gefolgschaftsmitgliedern zugänglicher 
Stelle auszuhängen. 

§ 9 

Inkrafttreten. 

Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. April 1943 in Kraft. 
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13. Zwölfte Durchführungsverordnung. 

Bekämpfung von Verstößen Nichtdeutscher 
gegen Arbeitsdisziplin und Lohnstop, Verbot 
von Abwerbungen (VB1GG. S. 150). 

Vom 15. März 1943. • 

A n m. Die Durchführungsverordnung gilt auch für den öffent¬ 
lichen Dienst. 

Zur Durchführung usw. bestimme ich: 

§ i 

Arbeitsdisziplin. 

Nichtdeutsche Beschäftigte (Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge und 
Anlernlinge) des im Generalgouvernement ansässigen Volkstums 
haben die ihnen zugewiesene Arbeit unverzüglich anzutreten und 
nach besten Kräften zu leisten. Ein Beschäftigter darf daher z. B. 
nicht 

1. eine ihm vom Betriebsführer oder dessen Beauftragten zuge¬ 
wiesene Arbeit — auch Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertags¬ 
arbeit — verweigern oder mit ihr zurückhalten, 

2. der Arbeit pflichtwidrig fernbleiben, insbesondere ohne ge¬ 
nügende Entschuldigung fehlen, wiederholt ohne ausreichen¬ 
den Grund verspätet zur Arbeit kommen oder die Arbeit 
pflichtwidrig verlassen, 

3. durch disziplinwidriges Verhalten, z. B. Tätlichkeiten oder 
grobe Beschimpfungen. • den ordentlichen Arbeitsverlauf 
stören. 

Anm. (l) Beschäftigte: Die Bezeichnung „Gefolgschaftsmitglied“ 
ist Deutschen und den Angehörigen sonstiger Völker Vorbehalten, 
die eine Betriebsgeineinschaft im deutschen Sinne kennen und pfle¬ 
gen (vgl. i. übr. auch Mansfeld, Die Ordnung der nationalen Arbeit 
1941, Anm. 5 zu § 1 des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
vom 20. Januar 1934). 

(2) Disziplinwidriges Verhalten: Hierzu gehört auch ein Verhal¬ 
ten, welches die vom Dienstgeber bestimmten äußeren Umstände de»- 
Arbeitsleistung in Frage stellt, z. B. die Veräußerung der vom Be¬ 
trieb gestellten Arbeits- oder Dienstkleidung. 

§ 2 - • V- 

Vorzeitige Lösung. 

Ein Beschäftigungsverhältnis (Arbeits-, Lehr-, Anlernverhältnis) 
darf nicht unberechtigt vorzeitig beendet werden. Sind durch Ge¬ 
setz, Verordnung, Tarifordnung, Anordnung oder besonders ge¬ 
nehmigten Arbeitsvertrag verschieden lange Fristen für die Lösung 
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des Beschäftigungsverhältnisses vorgesehen, so bestimmt der Be¬ 
triebsführer, welche Frist maßgebend sein soll. 

§3 

Einstellung bereits Verpflichteter. 

Ein nichtdeutscher Betriebsführer oder sein Beauftragter darf 
keine Arbeitskraft einstellen, von der er weiß oder den Umständen 
nach annehmen muß, daß sie an anderer Stelle zur Arbeit verpflich¬ 
tet ist. 

§ 4 

Abwerbung. 

Jede Handlung ist verboten, die bezweckt, eine in einem ungekün- 
digten Beschäftigungsverhältnis stehende Arbeitskraft von ihrem 
Arbeitsplatz abzuwerben. 

§ 5 • ' 

Lohnstop. 

Niemand darf ein Arbeitsentgelt (Gehalt, Lohn, Lehrlingsbeihilfe, 
Gratifikation, Zulage usw.) fordern oder zahlen, das die Sätze über¬ 
schreitet, die tariflich oder durch besondere Regelung der für die 
Lohngestaltung zuständigen Dienststelle festgesetzt sind. 

A n m. Vgl. Anm. zu § 5 der Elften Durchführungsverordnung, 
Vorbemerkung zu den „Arbeitsbedingungen der bodenständigen 
Nichtdeutschen im Generalgouvernement“. 

§ 6 

Strafbestimmung. 

(1) Wer dieser Durchführungsverordnung vorsätzlich oder fahr¬ 
lässig zuwiderhandelt oder sie umgeht, wird nach § 5 der Fünften 
Durchführungsverordnung zur Verordnung vom 31. Oktober 1939 
über die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz 
im Generalgouvernement vom 14. Dezember 1940 (VBIGG. II S. 560) 
mit Gefängnis und mit Geldstrafe in unbegrenzter Höhe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft, sofern nicht nach anderen Bestimmun¬ 
gen eine schwerere Strafe angedroht ist. Anstifter und Gehilfen 
werden wie Täter bestraft. 

(2) Die Anwendung anderer geeigneter Maßnahmen an Stelle 
oder neben einer Bestrafung nach Abs. (1) bleibt unberührt. Dies 
gilt insbesondere bei Verstößen gegen die Vorschriften des § 1. 


A n m. In Betracht kommt z. B. die Unterbringung in einem Ar¬ 
beitserziehungslager, Entziehung zugeteilter Versorgungsmittel usw. 



§ 7 

Bekanntgabe. 

Ein Abdruck dieser Durchführungsverordnung ist in allen Be¬ 
trieben und Betriebsabteilungen mit Ausnahme der hauswirtschaft¬ 
lichen an geeigneter, den Arbeitskräften zugänglicher Stelle auszu¬ 
händigen. 

§ 8 

Inkrafttreten. 

Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. April 1943 in Kraft. 

14. Verordnung über die Beschränkung 
des Arbeitsplatzwechsels. 

Vom 22. Februar 1940 (VB1GG. I S. 80). 

Auf Grund des § 5 Abs. (1) des Erlasses des Führers und Reichs¬ 
kanzlers über die Verwaltung der besetzten polnischen Gebiete 
vom 12. Oktober 1939 (RGBl. I S. 2077) verordne ich: 

§ 1 

Betriebe (private und öffentliche Betriebe und Verwaltungen 
aller Art) und Haushaltungen, Arbeiter und Angestellte dürfen eine 
Kündigung erst aussprechen, wenn das Arbeitsamt der Lösung des 
Arbeitsverhältnisses zugestimmt hat. 

Anm. Eine Einigung zwischen dem Betriebsführer und dem Be¬ 
schäftigten über die Lösung des Arbeitsverhältnisses befreit im Hin¬ 
blick auf die Erfordernisse des staatlich gelenkten Arbeitseinsatzes 
grundsätzlich nicht von der Notwendigkeit, die Zustimmung einzu¬ 
holen. 

§2 

Betriebe und Haushaltungen dürfen Arbeiter und Angestellte 
nur einstellen, wenn die Zustimmung des Arbeitsamts vorliegt. 

§3 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß für Familien¬ 
angehörige, die in Betrieben und Haushaltungen von Ehegatten, 
Eltern, Voreltern oder Geschwistern regelmäßig mithelfen, auch 
wenn sie nicht als Arbeiter oder Angestellte beschäftigt werden. 

§4 

(1) Das Arbeitsamt hat bei seinen Entscheidungen über Zustim¬ 
mungsanträge für die Kündigung oder Einstellung von Arbeitskräf¬ 
ten staatspolitische und soziale Gesichtspunkte sowie die allgemei¬ 
nen Richtlinien des Arbeitseinsatzes und der Lohnpolitik zu berück¬ 
sichtigen. 
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(2) Die Zustimmung kann unter Auflagen erteilt werden. 

§ 5 

Für die Erteilung der Zustimmung 

a) zur Lösung eines Arbeitsverhältnisses ist das Arbeitsamt zu¬ 
ständig, in dessen Bezirk die letzte Arbeitsstätte liegt, 

b) zur Einstellung ist das Arbeitsamt zuständig, in dessen Be¬ 
zirk der Betrieb liegt, der die Einstellung beabsichtigt. 


§ 6 

(1) Der Antrag auf Zustimmung nach § 1 ist von dem Vertrags¬ 
teil, der die Lösung des Arbeitsverhältnisses beabsichtigt, bei dem 
zuständigen Arbeitsamt zu stellen. 

(2) Der Antrag auf Zustimmung nach § 2 ist von dem Unter¬ 
nehmer, der die Einstellung beabsichtigt, bei dem zuständigen Ar¬ 
beitsamt zu stellen. 

§ 7 

Der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Ge¬ 
neralgouvernements ist ermächtigt, Wirtschaftszweige, Betriebe, 
Haushaltungen und Personen von den Vorschriften der §§ 1 bis 3 
auszunehmen. Er kann diese Befugnis auf die Leiter der Abteilun¬ 
gen Arbeit bei den Distriktchefs übertragen. 

- ' §8 

Wer dieser Verordnung zuwiderhandelt, sie umgeht oder wer 
seine Beschäftigung vor rechtmäßiger Lösung des Arbeitsverhält¬ 
nisses aufgibt, wird auf Antrag des Leiters des Arbeitsamtes mit 
Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 


A ii m. 
Ordnung. 


Vgl. Anm. zu § 5 Abs. (1) der Fünften Durchführungsver- 


§ 9 


Diese Verordnung tritt am 15. März 1940 in Kraft. 


15. Anordnung über Ausnahmen von der 
Verordnung v. 22. Febr. 1940 über die Beschränkung 
des Arbeitsplatzwechsels. 

Vom 24. April 1941 (VB1GG. S. 259). 

Auf Grund des § 7 der Verordnung über die Beschränkung des 
Arbeitsplatzwechsels vom 22. Februar 1940 (VB1GG. I S. 80) ordne 
ich an: 

§ 1 

(1) Der Zustimmung des Arbeitsamts zur Lösung von Arbeits¬ 
verhältnissen bedarf es nicht, wenn Dienststellen der öffentlichen 
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Verwaltung im Generalgouvernement Arbeitern oder Angestellten 
kündigen. 

A n m. Die Beschäftigten bedürfen stets der Zustimmung, sofern 
keine Ausnahme nach § 2 vorliegt. 

(2) Ebenso bedürfen diese Dienststellen nicht der Zustimmung 
des Arbeitsamts bei Einstellungen von Arbeitern und Angestellten. 

§ 2 . 

Der Zustimmung des Arbeitsamts zur Lösung von Arbeitsver¬ 
hältnissen bedarf es nicht, 

1. wenn ein Angestellter zur Probe oder Aushilfe eingestellt ist 
und das Arbeitsverhäjtnis innerhalb eines Monats beendet 
wird; 

2. bei gelegentlichen Dienstleistungen von Arbeitern und Ange¬ 
stellten bis zu längstens einer Woche oder Beschäftigung ge¬ 
gen geringfügiges Entgelt. Als geringfügig ist ein Entgelt bis 
zu 7 Zloty in der Woche anzusehen. 

§3 

(1) Führer von Verwaltungen und Unternehmer haben die Lö¬ 
sung von Arbeitsverhältnissen nach § 1 und § 2 Nr. 1 dem nach dem 
Sitze der Verwaltung oder des Betriebes zuständigen Arbeitsamt 
unter Angabe des Namens, Geburtsdatums, Bemfes und der letzten 
Anschrift der gekündigten Arbeitskraft, gleichzeitig mit dem Aus¬ 
spruch der Kündigung anzuzeigen. 

(2) Arbeiter und Angestellte, deren Arbeitsverhältnis auf Grund 
des § 1 und § 2 Nr. 1 ohne Zustimmung des Arbeitsamts gelöst 
wurde, haben sich nach dem Ausscheiden aus ihrer bisherigen Ar¬ 
beitsstelle unverzüglich bei dem für ihren letzten Wohnort oder ge¬ 
wöhnlichen Aufenthaltsort zuständigen Arbeitsamt zu melden. 

§ 4 

(1) Diese Anordnung tritt am 15. Mai 1941 in Kraft. 

(2) Die Bekanntmachung vom 25. November 1940 (Amtlicher 
Anzeiger für das Generalgouvernement S. 99) tritt mit Ablauf des 
14. Mai 1941 außer Kraft. 

16. Verordnung zur Aenderung von 
Arbeitsschutzvorschriften. 

Vom 13. Juni 1940 (VB1GG. I S. 200). 

Auf Grund usw. verordne ich: 

§ i 

Der Betriebsleiter kann eine Verlängerung der täglichen Ar¬ 
beitszeit bis zu zehn Stunden anordnen. 
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§ 2 

Durch Tarifordnung oder Dienstordnung kann die regelmäßige 
Arbeitszeit bis zu zehn Stunden täglich und beim Vorliegen von Ar¬ 
beitsbereitschaft auch darüber hinaus verlängert werden. 

§ 3 

(1) Das Arbeitsamt als Gewerbeaufsichtsbehörde kann beim 
Nachweis eines dringenden Bedürfnisses auf Zeit weitergehende 
Ausnahmen von den geltenden Arbeitszeitvorschriften zulassen. 

(2) Ausnahmegenehmigungen, die über den Bezirk eines Ar¬ 
beitsamtes hinausreichen, erteilt der Leiter der Abteilung Arbeit im 
Amt des Distrikts. Ausnahmegenehmigungen, die über einen Di¬ 
strikt hinausreichen, erteilt der Leiter der Hauptabteilung Arbeit 
in der Regierung des Generalgouvernements. 

(3) Soweit Arbeiten an Sonn- und Feiertagen in Notfällen oder 
im öffentlichen Interesse unverzüglich vorgenommen werden müs¬ 
sen, braucht keine behördliche Genehmigung vorher eingeholt zu 
werden; dem Arbeitsamt als Gewerbeaufsichtsbehörde ist jedoch 
nachträglich Anzeige zu erstatten. 

§ 4 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 gelten auch für die Beschäftigung 
weiblicher Arbeitskräfte. 

§ 5 

Die Befugnisse, die nach den §§ 3 und 4 dem Arbeitsamt, dem 
Leiter der Abteilung Arbeit im Amt des Distriktchefs und dem Lei¬ 
ter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgou¬ 
vernements zustehen, werden bei den Betrieben und Verwaltungen 
des Generalgouvernements und des Reiches, bei der Emissionsbank 
und bei den Verwaltungen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
durch die Vorgesetzten Dienstbehörden ausgeübt. 

§ 6 

Der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Ge¬ 
neralgouvernements kann über die in sonstigen Arbeitsschutzvor¬ 
schriften vorgesehenen Ausnahmen hinaus auf Widerruf weiter¬ 
gehende Ausnahmen zulassen, wenn sie im öffentlichen Interesse 
dringend nötig werden. 

§ 7 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 

A n in. Am 20. Juni 1940. 
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B. Besonderer Teil 


I. Die Arbeitsbedingungen der Deutschen. 


Grundsätzliche Vorbemerkung: 

Die im Generalgouvernement beschäftigten Deutschen setzen 
sich aus mehreren Gruppen zusammen, deren Arbeitsrecht von der 
Eigenart und den Bedürfnissen ihres Herkommens sowie dem 
Zweck und der Dauer ihres Einsatzes bestimmt wird. Es handelt 
sich um a) die aus dem Reich Entsandten, b) die Auslanddeutschen, 
welche ohne Durchgang im Reich im Gebiet des Generalgouverne¬ 
ments vorübergehend eingesetzt werden, c) die im Generalgouverne¬ 
ment Neueingestellten, d) die Volksdeutschen, e) die Umsiedler, 
f) die Deutschstämmigen. 

a) Entsandt sind die Gefolgschaftsmitglieder eines im Reich 
gelegenen Betriebes, welche im Generalgouvernement nur 
vorübergehend eingesetzt werden sowie die Gefolgschafts¬ 
mitglieder eines Betriebes mit eigener Rechtspersönlichkeit 
iin Generalgouvernement, der von einem Betriebe im Reich 
wirtschaftlich abhängt (bloße wirtschaftliche Verbundenheit 
genügt hiernach nicht). Im übrigen vgl. — auch hinsichtlich 
der Betriebe im Protektorat — § 2 der Auslandseinsatzan¬ 
ordnung vom 7. April 1943. 

Für Angehörige des Baugewerbes gelten besondere Bestim¬ 
mungen. 

Die Arbeitsbedingungen der Entsandten werden vom Reich 
aus geregelt. Die Rechtsgrundlage ist § 3 der Auslandsein¬ 
satzanordnung. Die Entsandten bringen also ihr heimatlich.es 
Tarifrecht mit und erhalten dazu die erforderliche Auslösung 
nach § 4 der Auslandseinsatzanordnung. Die Regelungen 
trifft der Sondertreuhänder für die Bcschäftigungsverhält- 
nisse deutscher Berufstätiger im Ausland in Berlin im grund¬ 
sätzlichen Benehmen mit den für die Lohngestaltung zustän¬ 
digen Dienststellen des Generalgouvernements. 

b) Die Arbeitsbedingungen der obenbezeichneten Ausland- 
deutschen bestimmen sich grundsätzlich nach den für die 
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Neueingestellten maßgebenden Grundlagen, sofern es sich 
nicht um Angehörige von Betrieben mit eigener Rechtsper¬ 
sönlichkeit handelt, die von einem Betriebe im Reich wirt¬ 
schaftlich abhängen. Solange eine Bindung an den früheren 
Wohnsitz nicht abgeschlossen ist, steht ein Trennungsgeld in 
der für die Neueingestellten vorgesehenen Höhe zu. 

c) Neueingestellt sind die Gefolgschaftsmitglieder, deren 
Einsatz im Generalgouvernement ein dauernder ist oder die 
einem Betriebe mit eigener Rechtspersönlichkeit angehören, 
welcher von keinem Betriebe im Reich wirtschaftlich ab¬ 
hängt (bloße wirtschaftliche Verbundenheit genügt hiernach 
nicht). Der Zeitpunkt der Einstellung selbst ist bedeutungs¬ 
los; es haben also auch schon jahrelang im Generalgouverne¬ 
ment Beschäftigte als „neueingestellt“ zu gelten, sofern die 
obengenannten Voraussetzungen vorliegen. Es bleibt auch 
ohne Belang, ob der Betriebsführer oder das Gefolgschafts¬ 
mitglied sich persönliche Vorbehalte über die Beschäftigungs¬ 
dauer machen, also z. B. insgeheim eine gelegentliche Been¬ 
digung des Arbeitsverhältnisses ins Auge fassen. Wenn die 
Einsatzaufgabe selbst und der mit ihr Beauftragte im Gene¬ 
ralgouvernement Wurzel fassen sollen, ist grundsätzlich von 
einer Neueinstellung auszugehen. Andererseits sind ein vor¬ 
übergehender Einsatz und eine Entsendung nicht zu bezwei¬ 
feln, wenn zwar der Einsatz des Gefolgschaftsmitgliedes im 
Generalgouvernement nicht ausdrücklich befristet wird, aus 
der Art der Aufgabe sich aber ergibt, daß sie eines Tages 
abgeschlossen ist und eine weitere bleibende Verwendung für 
das Gefolgschaftsmitglied im Generalgouvernement nicht be¬ 
absichtigt wird. In diesem Falle ist von einer Entsendung 
auszugehen. Ist ein Gefolgschaftsmitglied gleichzeitig im 
Reich und im Generalgouvernement für dauernd eingesetzt, 
so wird die Zuständigkeit vom Treuhänder der Arbeit im 
Generalgouvernement im Einvernehmen mit dem Sondertreu¬ 
händer Ausland oder von diesem im Einvernehmen mit dem 
Treuhänder der Arbeit im Generalgouvernement nach den 
praktischen Bedürfnissen des Falles bestimmt. 

Die Arbeitsbedingungen der Neueingestellten werden von 
den für die Lohngestaltung zuständigen Dienststellen des Ge¬ 
neralgouvernements in eigener Zuständigkeit geregelt. Aus¬ 
gangspunkt und Vergleichsgrundlage der Grundvergütung 
ist das an dem letzten ständigen Arbeitsplatz im Reich be¬ 
zogene Entgelt. Erhält das Gefolgschaftsmitglied im General¬ 
gouvernement Aufgaben, die nach ihrer Art und Bedeutung 
den im Reich wahrgenommenen überlegen sind, so recht- 
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fertigt dies eine auf die Dauer der höherwertigen Tätigkeit 
* beschränkte widerrufliche Zulage (Funktionszulage) zu dem 
bisherigen Einkommen. Eine Erhöhung des Grundgehalts bzw. 
Grundlohns selbst kommt nur in Betracht, wenn nach abge¬ 
schlossener Bewährung die dauernde Beibehaltung der höher¬ 
wertigen Tätigkeit feststeht. Die Erhöhung lediglich der 
Arbeitsmenge — z. B. durch Mitübernahme der Aufgaben 
eines einberufenen Kameraden — ist kein Anlaß zu einer 
höheren Vergütung, da Mehranfall von Arbeit eine regel¬ 
mäßige Kriegsfolge ist und am Kriege niemand verdienen soll. 

Eine einheitliche tarifliche Ordnung der Grundvergütungen 
aller neueingestellten Deutschen ist so lange zurückzustellen, 
als der gleichzeitige Einsatz neueingestellter und entsandter 
Kräfte in demselben Betrieb eine gleichmäßige Behandlung 
aller mit gleichartigen Aufgaben beschäftigter Gefolgschafts¬ 
mitglieder erschwert oder ausschließt. Während aber bei den 
Entsandten eine Bemessung der Grundvergütung nach den 
heimatlichen Lebenshaltungskosten berechtigt ist, da der ent¬ 
sendende Betrieb oder letzte Wohnsitz im Reich weiterhin der 
Lebensmittelpunkt bleibt, ist bei den Neueingestellten die Be¬ 
ziehung des Arbeitseinkommens zu den Tarifgrundlagen des 
zufälligen letzten Arbeitsortes im Reich nicht für alle Zeiten 
aufrechtzuerhalten. Es wird daher nach Abschluß des Krieges 
die endgültige Lohnebene des weiteren großdeutschen Ostens 
und hiernach das jeweilige Arbeitsentgelt zu bestimmen sein. 

Die zu der Grundvergütung tretenden Entgelte und sonsti¬ 
gen Arbeitsbedingungen der Neueingestellten (Trennungs¬ 
gelder, Heimfahrten, Urlaub usw.) sind im einzelnen tariflich 
geregelt. 

Für Angehörige des Baugewerbes gelten besondere Be¬ 
stimmungen. 

d) Volksdeutsche sind die bereits vor Beginn der deut¬ 
schen Verwaltung im Weichselraum ansässig gewesenen 
Deutschen, denen ihre Zugehörigkeit zum Deutschtum be¬ 
kannt war. Eine Bewertung nach Bewährungsgruppen, wie 
in den eingegliederten Ostgebieten des Reiches, ist im Gene¬ 
ralgouvernement nicht eingeführt, da die Bedeutung der in 
fremdem Volkstum versprengten Deutschen für das General¬ 
gouvernement nicht so sehr in ihrer früheren kämpferischen 
Haltung als in ihrer Blutszugehörigkeit liegt. Es kommt daher 
nur eine einheitliche Anwendung deutscher Lohngrundlagen 
in Betracht. Es sind dies zunächst die allgemeinen einheimi¬ 
schen Löhne mit einem Zuschlag von 25 v. H. Bei den ein- 
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heimischen Löhnen handelt es sich nicht etwa um „polnische“, 
sondern um dem großdeutschen Wirtschaftsgefüge organisch 
eingegliederte deutsche Löhne; denn sie würden im Hinblick 
auf die bestehende Neigung der Lohnebene nach Osten zu auch 
dann zu zahlen sein, wenn das Generalgouvernement unmittel¬ 
bar Bestandteil des Deutschen Reiches und nur von Deutschen 
besiedelt wäre. Der Zuschlag bezweckt daher im wesentlichen 
eine kleine Beihilfe zu der kulturellen Hebung des boden¬ 
ständigen Volkstums aus den bei Beginn der deutschen Ver¬ 
waltung Vorgefundenen Verhältnissen. Soweit im Einzelfalle 
die im Warthegau eingeführten deutschen Löhne günstiger 
sind als die einheimischen Löhne des Generalgouvernements 
einschließlich des Zuschlages, kann der Treuhänder der Arbeit 
die Anwendung des Warthegaulohns zulassen bzw. anordnen. 
Im öffentlichen Dienst ist die Anwendung der jeweiligen reichs- 
deutschen Vergütungsgrundlagen tariflich festgelegt. 

Hinsichtlich der sonstigen Arbeitsbedingungen vgl. Anm. 
zu § 6 der Sechsten Durchführungsverordnung. 

Unterstützungen und Ausgleichszulagen (aus öffentlichen 
Mitteln oder aus Mitteln der gewerblichen Wirtschaft) ge¬ 
hören als volkstumspolitische Maßnahmen nicht zu den eigent¬ 
lichen Arbeitsbedingungen. Bisher sind ergangen die Anord¬ 
nung der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Gene¬ 
ralgouvernements vom 20. Dezember 1941 — I b 1977/41 — 
und der Erlaß des Staatssekretärs der Regierung vom 7. Fe¬ 
bruar 1942 — Ein P 2104-66 —. 

e) Die U m s i e d 1 e r aus den weiteren Ost- und Südostgebieten 
haben entsprechende Arbeitsbedingungen. Solange die Tren¬ 
nung von ihrem bisherigen Wohnsitz wirtschaftlich nachwirkt 
und die Verwurzelung nicht abgeschlossen ist, erhalten sie 
das für neueingestellte Reichsdeutsche festgesetzte Trennungs¬ 
geld (vgl. Amtlicher Anzeiger für das Generalgouvernement 
1943 S. 1537). 

f) Deutschstäm mige sind die lediglich durch ihre nach¬ 
gewiesene Abstammung legitimierten Volkstumszugehörigen. 
Ihre Arbeitsbedingungen entsprechen grundsätzlich denen der 
Volksdeutschen. 

Eine Beschäftigung Deutscher bei nicht- 
deutschen Arbeitgebern ist grundsätzlich 
unzulässig (vgl. a § 4 der Jugendschutzverordnung vom 
13. August 1943). 


4 * 
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Rechtsvorschriften des Reiches. 

Anordnung 

des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz zur Regelung 
der Arbeitsbedingungen der von Betrieben im Reichsgebiet in 
Gebiete außerhalb der Reichsgrenze einschließlich des Gene¬ 
ralgouvernements entsandten Gefolgschaftsmitglieder. 

(Auslandseinsatzanordnung.) 

Vom 7. April 1943. 

Die Durchführung wichtigster kriegswirtschaftlicher Maßnahmen 
im europäischen Raum verlangt in zunehmendem Umfange den Ein¬ 
satz von Gefolgschaftsmitgliedem deutscher Betriebe jenseits der 
Reichsgrenze. Um die Arbeitsbedingungen dieser Gefolgschaftsmit¬ 
glieder einheitlich festzulegen und damit deren Einsatz zu erleichtern, 
bestimme ich ... auf Grund der mir vom Führer erteilten Voll¬ 
machten folgendes: 

r • ^ v § 1 

Geltungsbereich. 

(1) Ausland im Sinne dieser Anordnung sind alle Gebiete 
außerhalb der Reichsgrenze einschließlich des Generalgou- 
v e r n e m e n t s. Nicht als Ausland im Sinne dieser Anordnung gel¬ 
ten Luxemburg, Lothringen, Elsaß, die besetzten Gebiete Kärntens, 
Krains und der Untersteiermark, der Bezirk Bialystok und das 
Protektorat. 

, i • i i • £ 

• • . . 

Anm. Bzgl. Anwendung auf das Generalgouvernement: Vgl. 
erste Anm. zum Erlaß des Führers über einen Generalbevollmäch¬ 
tigten für den Arbeitseinsatz vom 21. März 1942. 

(2) Der Anordnung unterliegen alle in das Ausland entsandten 
Gefolgschaftsmitglieder mit Ausnahme der im Baugewerbe, Bau- 
nebengewerbe und im öffentlichen Dienst beschäftigten sowie der 
Gefolgschaftsmitglieder, auf welche die Tarifordnungen anzuwenden 
sind, die der Sondertreuhänder für die Organisation Todt erlassen 
hat oder noch erlassen wird. Die Anordnung findet keine An¬ 
wendung auf Ostarbeiter sowie andere Fremdvölkische, die 
unter ein Sonderarbeitsrecht gestellt sind (Polen usw.). 

. Anm. Die Arbeitsbedingungen für Polen aus dem Reich richten 
x sich, da entsandte Polen iin Generalgouvernement als Sammelraum 
des polnischen Volkstums nicht nach Grundsätzen des Reichs behan¬ 
delt werden können, nach den Regelungen des Generalgouverne¬ 
ments für einheimische Polen, soweit etwas anderes nicht bestimmt 
ist oder zugelassen wird. Insbesondere sind für die Trennungsgelder 
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die tariflichen Bestimmungen des Generalgouvernements maßgebend 
(vgl. § 8 Abs. (5) der Anordnung des Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz zur Aenderung der Anordnung über die arbeits- 
rechtliche Behandlung der polnischen Beschäftigten vom 23. Juni 
1943 — Anm. (1) zur Tarifordnung betr. Wegegelder und Trennungs¬ 
gelder usw. für nichtdeutsche Beschäftigte vom 25. März 1942 —). 

§ 2 

Begriff des entsandten Gefolgschaftsmitgliedes. 

(1) Entsandt im Sinne dieser Anordnung ist jedes Gefolg¬ 
schaftsmitglied eines Betriebes mit dem Sitz innerhalb des Reichs¬ 
gebietes ausschließlich des Protektorats, das vorübergehend 
im Ausland eingesetzt wird. Unter sonst gleichen Voraussetzungen 
gelten als entsandt im Sinne dieser Anordnung auch Gefolgschafts¬ 
mitglieder von Betrieben mit eigener Rechtspersönlichkeit im Aus¬ 
land, wenn diese von einem im Reichsgebiet ausschließlich des 
Protektorats gelegenen Betrieb wirtschaftlich abhängig sind. 

Anm. (1) Entsandt: Vgl. Vorbemerkung Ia) zum Besonderen 
Teil. 

(2) Eigene Rechtspersönlichkeit haben Betriebe, die selbst rechts¬ 
fähig sind und handeln (Aktiengesellschaften, Kommanditgesell¬ 
schaften auf Aktien. Gesellschaften mit beschränkter Haftung), nicht 
dagegen Betriebe, deren Inhaber in ihrer Person Träger der Rechte 
und Pflichten sind (offene Handelsgesellschaften und Kommanditge¬ 
sellschaften): vgl. Schlegelberger Handelsgesetzbuch 1939 § 105 
Anm. 28, Heymann-Kötter Handelsgesetzbuch 1940 § 105 Anm. 1 vor¬ 
letzter Abs., Müller-Erzbach Deutsches Handelsrecht 2/3. Auflage 
1928 Kap. 35 II, 2. 

(2) Entsandt im Sinne dieser Anordnung ist auch das Gefolg¬ 
schaftsmitglied, das sich auf Dienstreisen im Ausland befindet und 
sich mehr als 14 Tage am gleichen Geschäftsort aufhält. Die Einsatz- 
bedingungen der Gefolgschaftsmitglieder, die sich auf Dienstreisen 
im Ausland befinden und sich weniger als 14 Tage am gleichen Ge¬ 
schäftsort aufhalten, kann der Generalbevollmächtigte für den Ar¬ 
beitseinsatz im Erlaßwege regeln. 

(3) Ein vorübergehender Einsatz im Ausland ist dann nicht mehr 
anzunehmen, wenn das Gefolgschaftsmitglied dort seinen Wohnsitz 
begründet hat. 

Anm. In diesem Falle ist stets eine Neueinstellung anzunehmen; 
vgl. Vorbemerkung Ic zum Besonderen Teil. 

§ 3 

Allgemeine Arbeitsbedingungen. 

(1) Soweit sich aus den Vorschriften dieser Anordnung nichts 
anderes ergibt, gelten für die entsandten Gefolgschaftsmitglieder im 



Sinne des § 2 auch für die Dauer der Entsendung in das Ausland die 
Lohn--und Arbeitsbedingungen des Heimatbetriebes. Heimatbetrieb 
im Sinne dieser Anordnung ist der Betrieb, der mit dem Sitz inner¬ 
halb des Reichsgebietes ausschließlich des Protektorats die Ent¬ 
sendung oder die Einstellung des Gefolgschaftsmitgliedes im Aus¬ 
land veranlaßt oder von dem, soweit es sich um Betriebe mit eigener 
Rechtspersönlichkeit im Ausland handelt, diese wirtschaftlich ab¬ 
hängig sind. 

A n in. Eigene Rechtspersönlichkeit: Vgl. Anm. (2) zu § 2. 

(2) Lohn oder Gehalt des Heimatbetriebes ist das Entgelt, das für 
die während der Entsendung ausgeübte Tätigkeit am Sitze des Be¬ 
triebes im Reichsgebiet ausschließlich des Protektorats maßgebend 
gewesen wäre. Dieses Entgelt ist auch dann zu zahlen, wenn das 
Gefojgschaftsmitglied vor der Entsendung zu einem anderen Lohn¬ 
oder Gehaltssatz außerhalb des Ortes, an dem der Betrieb seinen Sitz 
hat, vorübergehend beschäftigt wurde. 

(3) Soweit das Entgelt aus der während der Entsendung ausgeüb¬ 
ten Tätigkeit höher sein sollte als das vor der Entsendung bezogene 
Entgelt, soll die Erhöhung des Lohnes oder Gehalts in Form einer 
Zulage gegeben werden, die auf die Dauer der Tätigkeit des Gefolg¬ 
schaftsmitgliedes im Ausland begrenzt ist. 

A n in. Vgl. die „Funktionszulage 11 der Neueingestellten (Vorbe¬ 
merkung Ic zum Besonderen Teil). 

(4) Lohn oder Gehalt im Sinne der Absätze (2) und (3) ist — ab¬ 
gesehen von den in dem Erlaß über die Auslösungssätze entsandter 
Gefolgschaftsmitglieder im Ausland (Auslösungstabelle) festgesetz¬ 
ten, im Ausland zahlbaren Höchstbeträgen — in der Heimat entweder 
einem von dem Gefolgschaftsmitglied benannten Familienangehöri¬ 
gen auszuzahlen oder auf ein von dem Gefolgschaftsmitglied be¬ 
stimmtes Bank-, Sparkassen- oder sonstiges Konto einzuzahlen. 

§ 4 

Auslösung. 

(1) Die in das Ausland entsandten üefolgschaftsmitglieder er¬ 
halten für die Dauer dieses Einsatzes, beginnend und endend mit 
dem Tage, an dem die Reichsgrenze überschritten wird, neben dem 
Lohn oder Gehalt nach § 3 als Entschädigung für die durch doppelte 
Haushaltsführung und erhöhten Aufwand im Ausland entstehenden 
Kosten eine Auslösung. Diese Auslösung besteht aus 
freier Unterkunft und Verpflegung sowie einem 
Einsatzgeld. 

(2) Die freie Unterkunft und Verpflegung ist für jeden 
Kalendertag eines solchen Einsatzes des Gefolgschaftsmitgliedes 
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durch den Betriebsführer zu stellen. Kann ausnahms¬ 
weise freie Unterkunft und Verpflegung nicht gegeben werden, so 
sind diese Leistungen höchstens zu den in dem Erlaß über die Aus- 
lösungssätze entsandter Gefolgschaftsmitglieder im Ausland (Aus¬ 
lösungstabelle) festgelegten Beträgen abzugelten. 

(3) Die Fälle nicht gewährter freier Unterkunft oder Verpflegung 
sind den für die Lohngestaltung zuständigen örtlichen deutschen 
Dienststellen im Ausland oder, soweit solche fehlen, dem Sonder¬ 
treuhänder der Arbeit für Beschäftigungsverhältnisse deutscher Be¬ 
rufstätiger im Ausland unverzüglich anzuzeigen. Diese Stellen 
können sodann die Gewährung der freien Unterkunft oder Verpfle¬ 
gung anordnen. 

A n m. Zuständig ist gemäß Erlaß des Generalbevollmächtigten 
für den Arbeitseinsatz vom 27. April 1943 — Illb 9 Nr. 12697/43 — 
der Treuhänder der Arbeit im Amt des Distrikts. 

(4) Das Einsatzgeld, in dem auch eine Entschädigung für den er¬ 
höhten Klcidcrvcrschleiß enthalten ist, darf je Kalendertag höchstens 
zu den Sätzen gewährt werden, die sich aus dem Erlaß über die Aus¬ 
lösungssätze entsandter Gefolgschaftsmitglieder im Ausland (Aus¬ 
lösungstabelle) ergeben. 

(5) Die zulässigen Höchstauslösungen setzt der Generalbevoll¬ 
mächtigte für den Arbeitseinsatz nach Fühlungnahme mit den be¬ 
teiligten deutschen Dienststellen im Erlaßwege fest. Die von dem 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz festgelegte Aus¬ 
lösungstabelle enthält Höchstsätze für ledige und verheiratete Ge¬ 
folgschaftsmitglieder. 

(6) Als verheiratete Gefolgschaftsmitglieder im Sinne dieser An¬ 
ordnung gelten auch verwitwete oder geschiedene Gefolgschaftsmit¬ 
glieder, die mit ihren minderjährigen Kindern einen gemeinsamen 
Haushalt führen. 

(7) Das Einsatzgeld darf höchstens bis zu der nach dieser Anord¬ 
nung zulässigen Höhe auch für die Tage gezahlt werden, an denen 
das Gefolgschaftsmitglied wögen Erkrankung der Arbeit fernbleibt 
und Aufnahme in einem Krankenhaus (Lazarett) im Ausland gefunden 
hat. Soweit diese Aufnahme für das Gefolgschaftsmitglied kostenlos 
erfolgt, hat der Betriebsführer keine Barabgeltung der nicht gewähr¬ 
ten freien Unterkunft und Verpflegung zu leisten. Bleibt das Gefolg¬ 
schaftsmitglied aus eigenem Verschulden der Arbeit fern, so ist für 
diese Tage keine Auslösung (Einsatzgeld, freie Unterkunft und Ver¬ 
pflegung) zu gewähren. 

(8) Die nach dieser Anordnung zulässigen Auslösungen (Einsatz¬ 
geld, freie Unterkunft und Verpflegung oder deren Barabgeltung) sind 
nicht Entgelt im Sinne der Sozialversicherung und nicht Einnahmen 



aus nicht selbständiger Arbeit (Arbeitslohn) im Sinne des Lohn¬ 
steuerrechts. 

(9) Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz setzt nach 
Fühlungnahme mit den beteiligten deutschen Dienststellen in dem 
Erlaß über die Auslösungssätze entsandter Gefolgschaftsmitglieder 
im Ausland (Auslösungstabelle) auch die Beträge fest, die den (ie- 
folgschaftsmitgliedern von ihrem Lohn oder Gehalt — vgl. § 2 — im 
Ausland ausgezahlt werden dürfen. 

§ 5 

Heimaturlaub. 

1. Urlaubsanspruch. 

Jedes Gefolgschaftsmitglied hat in jedem Urlaubsjahr Anspruch 
auf Heimaturlaub zuzüglich der notwendigen Reisetage. Als Ur¬ 
laubsjahr ist das Jahr der Beschäftigung im Ausland anzusehen. Da¬ 
neben besteht kein Anspruch auf Familienheimfahrt im Sinne der 
Tarifordnung zur Regelung von Familienheimfahrten während der 
Kriegszeit im Deutschen Reich vom 12. August 1941 (RABI S. IV 
1236) und im Sinne der Tarifordnung zur Regelung von Familien¬ 
heimfahrten während der Kriegszeit für ausländische Arbeitskräfte 
im Deutschen Reich vom 27. August 1941 (RABI. S. IV 1239). 

2. Wartezeit. 

Der Urlaubsanspruch entsteht erstmalig nach einer ununter¬ 
brochenen Beschäftigungszeit von sechs Monaten als entsandtes Ge¬ 
folgschaftsmitglied im Ausland. 

3. Urlaubsdauer. 

(1) Der Heimaturlaub beträgt achtzehn Kalendertage zuzüglich 
der notwendigen Reisetage. Steht den Gefolgschaftsmitgliedern 
nach den in ihrem Heimatbetrieb gültigen Bestimmungen ein längerer 
Erholungsurlaub zu, so tritt dieser an die Stelle der achtzehn Kalen¬ 
dertage. 

(2) Für Gefolgschaftsmitglieder, die auf Wehrmachtfahrschein 
mit Platzkartenzwang in Urlaub fahren müssen, gelten die für Sol¬ 
daten und Wehrmachtbeamte festgesetzten Urlaubszeiten und die 
entsprechenden Reisetage. 

4. Zeitpunkt des Urlaubs. 

(1) Den Zeitpunkt des Urlaubs setzt der Betriebsführer oder sein 
Beauftragter fest. Er hat hierbei den Wünschen der Gefolgschafts¬ 
mitglieder nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. 

(2) Verheirateten Gefolgschaftsmitgliedern kann, soweit es die 
betrieblichen Verhältnisse zulassen, der Heimaturlaub in zwei Teilen 
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gewährt werden. Das Gefolgschaftsmitglied hat in diesem Falle für 
jeden Urlaubsteil einen Anspruch auf je einen Tag Zusatzurlaub. 
Außerdem sind bei jedenf Teilurlaub die notwendigen Reisetage zu¬ 
sätzlich zu gewähren. 

5. Urlaubsentgelt 

.Bei Berechnung des Urlaubsentgelts, das den Gefolgschaftsmit¬ 
gliedern auch für die notwendigen Reisetage zusteht, ist der Durch¬ 
schnittsverdienst der letzten sechs Monate oder der entsprechenden 
Lohnabrechnungszeiträume vor Urlaubsantritt zugrunde zu legen. 
Bei Teilung des Urlaubs kann das für den ersten Abschnitt des Ur¬ 
laubs ermittelte Fntgelt für den zweiten Abschnitt beibehalten 
werden. 

6. Reisekosten. 

(1) Dem Gefolgschaftsmitglied werden die Reisekosten für die 
Fahrt vom Arbeitsort im Ausland zu seinem Wohnort oder kriegs¬ 
bedingten Aufenthaltsort und zurück nach Maßgabe folgender Be¬ 
stimmungen erstattet: 

(2) Erstattungsfähig sind nur die tatsächlich entstandenen 
Kosten. Zu bezahlen sind die Fahrtkosten für die Hin- und Rück¬ 
reise mit der Eisenbahn III. Klasse — für die Gefolgschaftsmitglie¬ 
der der Gruppen IV, V und VI des Erlasses über die Auslösungs¬ 
sätze entsandter Gefolgschaftsmitglieder im Ausland (Auslösungs¬ 
tabelle) II. Klasse — von dem zum Arbeitsort günstigst gelegenen 
Bahnhof bis zum Bahnhof des Wohnortes (kriegsbedingten Aufent¬ 
haltsortes) oder dem hierzu günstigst gelegenen Bahnhof. Bei Ent¬ 
fernungen über 150 km besteht Anspruch auf Bezahlung des Eilzug- 
zuschlages, soweit Eilzug, und des D-Zugzuschlages, soweit' D-Zug 
benutzt worden ist. 

(3) Ist die Zurücklegung einer Strecke oder eines Streckenteils 
mit Schiff oder Fähre notwendig oder zweckmäßig, so sind für die¬ 
sen Streckenteil statt der Fahrtkosten für die III. oder II. Klasse der 
Eisenbahn die entsprechenden Kosten für Schiff oder Fähre zu be¬ 
zahlen. 

(4) Ist infolge schlechter Eisenbahnverbindung eine Beförderung 
im Kraftverkehr wesentlich günstiger, so sind die höheren Kosten 
hierfür zu bezahlen. Innerhalb des Reichsgebietes besteht Anspruch 
auf Bezahlung der Wege von und zu den jeweiligen Beförderungs¬ 
mitteln, die einzeln gerechnet mehr als 5 km betragen, mit 4 Rpf. 
für jeden über diese Strecke hinausgehenden Kilometer, soweit 
nicht kostenlose Beförderung stattfindet. 

(5) Die Reise vom Arbeitsort zum Wohnort (kriegsbedingter 
Aufenthaltsort) und zurück ist auf dem kürzesten Wege und auf die 
am schnellsten mögliche Weise durchzuführen. Ist das Gefolg- 

r> 7 


Schaftsmitglied infolge von Verkehrsstörungen oder aus sonstigen 
nicht in seiner Person liegenden Gründen zu einer Unterbrechung 
der Reise gezwungen, so ist der Nachweis hierüber durch Beschei¬ 
nigung der zuständigen Dienststelle, z. B. Bahnhofskommandan¬ 
turen, Bahndienststellen, Leitstellen usw. zu erbringen. 

(6) Während der Reise hat das Gefolgschaftsmitglied außerdem 
Anspruch auf Einsatzgeld (vgl. § 4) und. wenn freie Verpflegung 
oder Marschverpflegung nicht gewährt wird, auch auf die nach die¬ 
ser Anordnung und den dazu ergangenen Erlassen maßgebenden 
Ersatzbeträge für nicht gewährte freie Verpflegung. Ist das Ge¬ 
folgschaftsmitglied gezwungen, die Reise zu unterbrechen und zu 
übernachten, ohne daß freie Unterkunft gewährt wird, so besteht 
Anspruch auf Zahlung des für nicht gewährte freie Unterkunft maß¬ 
gebenden Ersatzbetrages gemäß § 4 dieser Anordnung und der dazu 
ergangenen Erlasse. Eine Anzeigepflicht wegen nicht gewährter 
Verpflegung und Unterkunft während der Reise (vgl. § 4 dieser An¬ 
ordnung) besteht nicht. 

(7) Für die Urlaubstage ist keine Auslösung (Einsatzgeld, freie 
Unterkunft und Verpflegung) zu gewähren. 

7. Urlaubsanspruch vor der Entsendung. 

Den in das Ausland zu entsendenden Gefolgschaftsmitgliedern sind 
die vor der Entsendung im Heimatbetrieb erworbenenen Urlaubs¬ 
ansprüche vor der Abreise ins Ausland anteilmäßig zu geben oder 
abzugelten. Dies gilt nicht für Entsendungen, bei denen von vorn¬ 
herein feststeht, daß ihre Dauer unter sechs Monaten liegt. 

8. Urlaub bei Rückkehr. 

Gefolgschaftsmitglieder, die die Wartezeit erfüllt haben (vgl. § 5 
Nr. 2) und die in die Heimat oder in ihren Betrieb im Reichsgebiet 
ausschließlich des Protektorats zurückkehren, ohne daß ihnen 
Heimaturlaub gewährt worden ist, haben für jeden angefangenen 
Beschäftigungsmonat im Ausland Anspruch auf anderthalb Urlaubs¬ 
tage. Gefolgschaftsmitglieder, denen ein längerer Urlaub als acht¬ 
zehn Kalendertage im Jahr zusteht, erhalten für jeden angefangenen 
Beschäftigungsmonat ein Zwölftel ihres Jahresurlaubs. Dieser Ur¬ 
laubsanspruch kann abgegolten werden. 

9. Anrechnung von Beschäftigungszeiten in anderen Betrieben. 

(1) Hat ein Betrieb für ein entsandtes Gefolgschaftsmitglied einen 
Heimaturlaub zu bezahlen, obwohl es einen Teil des Anspruchszeit¬ 
raumes in einem anderen Betrieb oder mehreren anderen Betrieben 
verbracht hat, so kann der Betrieb für jeden vollen Monat einen 
Anspruch auf Erstattung von einem Zwölftel der entstehenden Ko¬ 
sten gegen den anderen Betrieb geltend machen. 
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(2) Zur Erleichterung des Nachweises anrechnungsfähiger Be¬ 
schäftigungszeiten bei anderen Betrieben hat der Betriebsführer 
jedem Gefolgschaftsmitglied, das im Ausland beschäftigt wird, beim 
Ausscheiden aus dem Betrieb eine Bescheinigung nach folgendem 
Muster auszustellen: 

Muster der Bescheinigung. 


Das Gefolgschaftsmitglied 
geb. am -.-...— 


(Vor- und Zuname) 


war vom .-.-.. bis zum .—.-.. bei meinem 

Betrieb ununterbrochen außerhalb der Reichsgrenze beschäftigt. 


Bisher ist ein Heimaturlaub 


vom .—.- bis--gewährt worden — ist 

ein Heimaturlaub noch nicht gewährt worden —, ein Betrag von 
RM . ist ausgezahlt worden. 


Nimmt das Gefolgschaftsmitglied in unmittelbarem Anschluß eine 
Beschäftigung bei einem anderen Betrieb im Ausland auf, so hat es 
die Bescheinigung bei diesem abzugeben. Scheidet es aus dem Be¬ 
trieb aus, so ist sie ihm wieder auszuhändigen. 


An m. Vgl. aber § 10 Satz 3! 

§ 6 

Sonderurlaub. 


(1) Bei Todesfällen oder nachweislich schwerer Erkrankung der 
Eltern, Ehefrau oder Kinder des Gefolgschaftsmitgliedes kann ihm 
über die Bestimmung des § 5 Nr. 3 (Urlaubsdauer) hinaus ein Son¬ 
derurlaub bis zur Gesamtdauer von sieben Kalendertagen jährlich 
zuzüglich der notwendigen Reisetage gewährt werden. Die Be¬ 
stimmungen über Urlaubsentgelt (§ 5 Nr. 5) und Reisekosten (§ 5 
Nr. 6) gelten entsprechend. 

(2) Bei Gefolgschaftsmitgliedern, die nur auf Wehrmachtfahr¬ 
schein mit Platzkartenzwang reisen können, sind die Urlaubs- und 
Reisetage den für Soldaten und Wehrmachtbeamten geltenden Be¬ 
stimmungen anzugleichen. 

§ 7 

An- und Rückreise. 

Dem Gefolgschaftsmitglied • sind die Anreisekosten von seinem 
Wohnort oder seinem letzten Beschäftigungsort bis zu dem Arbeits¬ 
ort im Ausland zu erstatten. Den gleichen Anspruch hat das Ge¬ 
folgschaftsmitglied bei ordnungsmäßiger Auflösung des Arbeitsver¬ 
hältnisses im Ausland oder bei Rückberufung in den Heimatbetrieb. 
Für die Reisekosten gilt § 5 Nr. 6 entsprechend. Hinsichtlich der 
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An- und Rückreisetage sind dem Gefolgschaftsmitglied in gleicher 
Weise Ansprüche wie bei dem Heimaturlaub zu vergüten (vgl..§ 5 
Nr. 5). 

§ 8 

Ausnahmen. 

(1) Die vom Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz be¬ 
stimmten deutschen Dienststellen in den besetzten Gebieten können 
im Einvernehmen mit dem Sondertreuhänder der Arbeit für Be¬ 
schäftigungsverhältnisse deutscher Berufstätiger im Ausland in Ein¬ 
zelfällen Ausnahmen von den Vorschriften dieser Anordnung zu¬ 
lassen. Dort, wo der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 
hierfür keine deutschen Dienststellen bestimmt hat oder wo solche 
im Ausland fehlen, steht diese Befugnis dem Sondertreuhänder der 
Arbeit für Beschäftigungsverhältnisse deutscher Berufstätiger im 
Ausland zu; dies gilt auch für Ausnahmen, die vor dem Antritt der 
Auslandsbeschäftigung erteilt werden. 

(2) In Fällen von grundsätzlicher Bedeutung oder in Fällen, in 
denen die Einsatzbedingungen einer Vielzahl von Gefolgschaftsmit¬ 
gliedern berührt werden, ist vor Erteilung von Ausnahmen die Zu¬ 
stimmung des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz ein¬ 
zuholen. 

(3) Soweit vor dem Inkrafttreten dieser Anordnung günstigere 
Lohn- oder Arbeitsbedingungen vereinbart worden sind, als sich 
nach diesen Vorschriften ergeben, ist den vom Generalbevollmäch¬ 
tigten für den Arbeitseinsatz bestimmten deutschen Dienststellen im 
Ausland oder, falls solche fehlen, dem Sondertreuhänder der Arbeit 
innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem Inkrafttreten die¬ 
ser Anordnung Anzeige zu erstatten. Die zuständigen deutschen 
Dienststellen können — soweit es nicht der Sondertreuhänder der 
Arbeit selbst ist, im Einvernehmen mit diesem — die vereinbarten 
günstigeren Bedingungen den sich nach dieser Anordnung ergeben¬ 
den Bedingungen angleichen. 

Anm. (1) Soweit es sich um Ausnahmen von den bisherigen Ar¬ 
beitsbedingungen handelt, die nicht durch den vorübergehenden Ein¬ 
satz im Generalgouvernement bedingt sind, somit die heimat¬ 
lichen Verhältnisse und Regelungen betreffen, ist der Sondertreu¬ 
händer für die Beschäftigungsverhältnisse deutscher Berufstätiger 
im Ausland zuständig; dieser entscheidet im Benehmen mit dem für 
den Hcimatbctrieb zuständigen Reichstreuhänder der Arbeit. 

Soll von den sonstigen bisherigen Bedingungen oder von den der 
Auslandseinsatzanordnung abgewichen .werden, so gilt folgendes: 

Ueber Anträge, die vor dem Antritt der Beschäftigung im Gene¬ 
ralgouvernement gestellt werden, entscheidet der Sondertreuhänder 
für die Beschäftigungsverhältnisse deutscher Berufstätiger im Aus¬ 
land; die Entscheidung beschränkt sich auf die Dauer des Einsatzes 
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im Generalgouvernement mit dem Vorbehalt einer Nachprüfung der 
näheren Umstände durch den Treuhänder der Arbeit im General- 
\ gouvernement. 

Ueber Anträge, die n a c h dem Antritt der Beschäftigung im Ge¬ 
neralgouvernement gestellt werden, entscheidet der Treuhänder der 
Arbeit im Generalgouvernement im Einvernehmen mit dem Sonder¬ 
treuhänder der Arbeit für die Beschäftigungsverhältnisse deutscher 
Berufstätiger im Ausland. 

Eines vorherigen Einvernehmens der Treuhänder der Arbeit im 
Generalgouvernement mit dem Sondertreuhänder der Arbeit für die 
Beschäftigungsverhältnisse deutscher Berufstätiger im Ausland be¬ 
darf es in allen Fällen, in denen es sich um Ausnahmen von den be¬ 
stehenden Arbeitsbedingungen für ganze Betriebe, Betriebsabteilun¬ 
gen oder Gruppen von Gefolgschaftsmitgliedern handelt; der Son¬ 
dertreuhänder ist hierbei gehalten, die Zustimmung des Generalbe¬ 
vollmächtigten für den Arbeitseinsatz einzuholen. 

(2) Allen Ausnahmen ist ein strenger Maßstab anzulegen. Grund¬ 
sätzlich kann nur in wenigen, ganz besonders gelagerten Fällen eine 
Sonderregelung zugelassen werden. Hierbei ist vor allem auch die 
Rücksicht auf die Lebensbedingungen des Frontsoldaten mitbestim¬ 
mend. 

§ 9 

Gerichtsstand. 

Liegt der Beschäftigungsort des entsandten Gefolgschaftsmit¬ 
gliedes im Bereiche eines deutschen Gerichts, so ist im Zweifel 
dieses für Streitigkeiten zuständig, die sich bei der Auslegung die¬ 
ser Anordnung ergeben. 

§ 10 

Inkrafttreten. 

Die Anordnung tritt am 1. Mai 1943 in Kraft. Mit dem gleichen 
Tage treten die Anordnung über die Arbeitsbedingungen deutscher 
Gefolgschaftsmitglieder in den Gebieten außerhalb der Reichsgrenze 
mit Einschluß des Generalgouvernements vom 22. November 1941 
(RABl. I S. 529) sowie die Anordnungen deutscher Dienststellen im 
Ausland, die die gleiche Frage regeln, außer Kraft. Die Vorschrif¬ 
ten der §§ 5 bis 7 treten im Generalgouvernement erst zu einem 
vom Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz noch zu be¬ 
stimmenden Zeitpunkt in Kraft; bis dahin hat es bei den im General¬ 
gouvernement geltenden Urlaubs- und Familienheimfahrtsbestim¬ 
mungen sein Bewenden. 

A n m. (1) Zu Satz 3: Es verbleibt für die Entsandten bis auf 
weiteres bei den für die Neueingestellten im Generalgouvernement 
eingeführten Bestimmungen. 

Urlaub : Es gilt die Anordnung über den Urlaub der in Betrie¬ 
ben der privaten Wirtschaft im Generalgouvernement neueingestell- 



ten und dienstverpflichteten deutschen Gefolgschaftsmitglieder vom 
24. April 1943. 

Heimfahrten: Es gilt die Tarifordnung zur Regelung der 
Heimfahrten für die in Betrieben der privaten Wirtschaft im Gene¬ 
ralgouvernement neueingestellten deutschen Gefolgschaftsmitglieder 
vom 17. März 1943 in der Fassung vom 25. Juni 1943. 

(2) Für Kriegswerkstätten (K.-Werke) sind die §§ 5 bis 7 am 
1. September 1943 in Kraft getreten. 

Erlaß des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz über die 
Auslösungssätze deutscher Gefolgschaftsnütglieder im Ausland 

(Auslösungstabelle). 

(Vom 7. April 1943. 

In Ergänzung und Durchführung des § 4 der Anordnung zur 
Regelung der Arbeitsbedingungen der von Betrieben im Reichsge¬ 
biet in Gebiete außerhalb der Reichsgrenze einschließlich des Gene¬ 
ralgouvernements entsandten Gefolgschaftsmitglieder vom 7. April 
1943 — Reichsanzeiger Nr. 84 vom 10. April 1943 — bestimme ich 
folgendes: 

Entsandte Gefolgschaftsmitglieder im Sinne des § 2 der Anord¬ 
nung vom 7. April 1943 sind entsprechend der von ihnen im Ausland 
ausgeübten Tätigkeiten in folgende Gruppen einzureihen: • 

Gruppe I: 

Ungelernte Arbeiter; Hilfsarbeiter und angelernte Arbeiter 
mit einer Anlernzeit von weniger als 2 Jahren; Angestellte 
mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit. 

Beispiele: 

Hilfskräfte in Registratur, Versand und sonstigen kaufmänni¬ 
schen Abteilungen, die mit schematischen Büro- und Schreib¬ 
arbeiten beschäftigt werden, Werkstattschreiber, Telefonisten 
an kleineren und einfachen Telefonanlagen, Vervielfältiger. 
Postabfertiger, Listenschreiber, Pauserhilfskräfte, Hilfszeich¬ 
ner, Zeichnungsausgeber, Laboratoriumsgehilfen, Maschinen¬ 
schreiber ohne Kenntnis der Stenografie, Kassenboten, Lohn¬ 
schreiber (die nicht zu Errechnung der Lohnsumme herange¬ 
zogen werden), Bediener von Lohn-, Kontroll- und Sortier¬ 
maschinen u. ä. m. 

Gruppe II: 

Angelernte Arbeiter mit einer Anlernzeit von 2 Jahren und 
darüber; Facharbeiter, Monteure, Vorarbeiter, soweit sie 
nicht in Gruppe III gehören; Angestellte, die vorwiegend mit 
einfachen, aber nicht schematischen Arbeiten beschäftigt 
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werden und für die in der Regel eine besondere Ausbildung 
von mindestens 6 Monaten Dauer oder eine entsprehende 
Einarbeitszeit erforderlich ist, sowie Hilfs- und Betriebs¬ 
meister ohne besondere Fachausbildung, wie Platzmeister, 
Lagermeister, Wiegemeister, Verlademeister, Rangiermeister, 
liilfswerkmeister. 

Beispiele: 

Lohnrechner, Hilfsbuchhalter, Registratoren, Erste Telefo¬ 
nistinnen, Fotolaborantinnen, Stenografie- und Maschinen¬ 
schreibertinnen) (150—ISO Silben), Hilfskassierer, Hilfsstati¬ 
stiker, Hilfslagerführer, Hilfsrechnungsprüfer, Werkstatt¬ 
schreiber, Hilfskalkulatoren, Vermessungszeichner, Hilfslabo¬ 
rantinnen, Hilfsabrechner usw. 

Gruppe III: 

Vorarbeiter oder Kolonnenführer von Facharbeitern, Über¬ 
monteure, Werkmeister, Richtmeister und andere Fach¬ 
meister, die in einem Handwerksberuf die Meisterprüfung be¬ 
standen haben oder diesen gleichzustellen sind und in ihrem 
Beruf als Meister einer Gruppe von Gefolgschaftsmitgliedern 
aufsichtsführend und anweisend vorstehen, sowie Ange¬ 
stellte, die vorwiegend mit Arbeiten beschäftigt werden, für 
die in der Regel die erfolgreiche Beendigung einer Lehrzeit 
erforderlich ist oder die eine entsprechende Leistung nacli- 
weisen können. 

Beispiele: 

Sekretäre, Sekretärinnen, 2. Kassierer, 2. Buchhalter, 2. Ein¬ 
käufer, Techniker für Kalkulation und für Abrechnung, Tech¬ 
niker für Vermessungen und Entwürfe, für Statik und Kon¬ 
struktion, 2. Laborantinnen usw. 

Gruppe IV: 

Angestellte, die schwierigere Arbeiten selbständig und unter 
eigener Verantwortung erledigen und nur allgemeine Anwei¬ 
sung erhalten. 

Beispiele: 

Kaufmännische Assistenten, selbständige Korrespondenten, 
fremdsprachliche Korrespondenten, 1. Buchhalter, Hauptregi¬ 
stratoren, Revisoren, 1. Kassierer, Statistiker, Lagerführer, 

. Rechnungsprüfer, Magazinverwalter, Bibliothekare, 1. Labo¬ 
rantinnen, 1 . Werkstoffprüfer, Konstrukteure, Arbeitsvorbe¬ 
reiter, Vorkalkulatoren, Oberwerkmeister. 



Gruppe V: 

Angestellte in gehobener Stellung, die selbständig Betriebs¬ 
abteilungen leiten. 

Beispiele: 

Haupt- und Bilanzbuclihalter, Hauptkassierer, Bürovorsteher 
usw., denen in der Regel mindestens zehn kaufmännische An¬ 
gestellte unterstellt sind, selbständig arbeitende Techniker 
mit besonderer Verantwortung usw., Chemiker, Physiker, 
Ingenieure usw. 

Gruppe VI: 

Angestellte in leitender Stellung. 

Beispiele: 

Kaufmännische und technische Leiter größerer Firmen, Ver¬ 
tretungen mit allgemeiner Aufsichlsbefugnis, Oberingenieure, 
1. Chemiker, 1. Physiker, Hauptbetriebsleiter usw. 

Den entsandten Gefolgscliaftsmitgliedern können gemäß § 4 der 
Anordnung vom 7. April 1943 höchstens folgende Auslösungen ge¬ 
währt werden: 

A. Einsatzgeld (Auszug). 


Tätigkeits¬ 

gruppe 

General¬ 

gouvernement 

ZI. 

Bes. Gebiet d. UdSSR 
Rubel oder 

Karbowaniez N RM 

I. Ledige: 

Qr. I 

2,10 

13,— 

1,30 

Gr. II 

2,40 

15,- 

1,50 

Gr. III 

3,— 

20,- 

2,- 

Gr. IV 

3,60 

25.- 

2,50 

Gr. V 

4.60 

32,50 

3,25 

Gr. VI 

5,60 

40,- 

4,— 

II. Verheiratete: 

Gr. I 

3,10 

22,- 

2,20 

Gr. II 

3,60 

25.- 

2,50 

Gr. III 

4,60 

32,50 

3,25 

Gr. IV 

5,60 

40,- 

4,— 

Gr. V 

7,30. 

52,50 

5,25 

Gr. VI 

9,— 

60,— 

6,- 


B. Unterkunft und Verpflegung. 

In den Fällen, in denen* freie Unterkunft und Verpflegung nicht 
gestellt werden können, sind höchstens folgende Barbeträge an 
Stelle der freien Unterkunft oder freien Verpflegung zulässig: 
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a) Für nicht gewährte freie Verpflegung je Kalendertag an 
nach dem Generalgouvernement 

entsandte Gefolgschaftsmitglieder . 9,— ZI. 
nach dem bes. Gebiet d. UdSSR 

entsandte Gefolgschaftmitglieder . 30,— Rubel 

oder 30,— Karbowaniez 
oder 3,— RM 

b) Für nicht gewährte freie Unterkunft je Kalendertag in den 
besetzten Ostgebieten mit Ausnahme der Generalbezirke Li¬ 


tauen, Lettland und Estland .50 Rpf. 

in allen übrigen Gebieten (GG.) . . . . 60 v. H. 


der Sätze, die für nicht gewährte freie Verpflegung gezahlt 
werden. 

Von dem Lohn oder Gehalt im Sinne des § 3 der Anordnung 
vom 7. April 1943 können unter entsprechender Kürzung der an sich 
in der Heimat auszuzahlenden Bezüge dem Gefolgschaftsmitglied 
folgende Barbeträge im Ausland ausgezahlt werden: 
Gefolgschaftsmitglieder der Gruppe VI bis zu 100 ,— RM oder dem 
entsprechenden Gegenwert in ausländischer Währung je 
Monat, 

Gefolgschaftsmitglieder der Gruppen IV und V bis zu 75,— RM oder 
dem entsprechenden Gegenwert in ausländischer Währung je 
Monat, 

Gefolgschaftsmitglieder der Gruppen I—III bis zu 50,— RM oder 
dem entsprechenden Gegenwert in ausländischer Währung je 
Monat 

Tarifordnung 

für die außerhalb der Reichsgrenze eingesetzten deutschen inva- 
lidenversicherungspflichtigen Gefolgschaftsmitglieder des Bauge¬ 
werbes und der Baunebengewerbe außerhalb der Organisation Todt. 

(Bautarifordnung Ausland). 

Vom 11. Dezember 1942. 

Anm. (1) Die TO. ist von dem Sondertreuhänder der Arbeit 
für das deutsche Baugewerbe im Ausland (Reichstreuhänder L>r. 
Schmelter, Berlin-Charlottenburg 13, Avus-Nordschleife) erlassen, 
der auch ihre Durchtiihrung im Generalgouvernement überwacht. 
Sie bezweckt eine einheitliche Ordnung der Arbeitsbedingungen im 
gesamten außerhalb der Reichsgrenze tätigen deutschen Bauge¬ 
werbe unter Berücksichtigung irontnaher Verhältnisse und gilt im 
Gegensatz zur Auslandseinsatzanordnung vom 7. April 1943 grund- 
‘ sätzlich für die entsandten und für die neueingc- 





stellten reichsdeutschen Gefolgschaftsmitglieder sowie für die 
ausdrücklich diesen gleichgestellten Arbeitskräfte. Es sind dies nach 
der Anordnung des Sondertreuhänders Nr. 8/43 vom 7. Januar 1943 
die Schutzangehörigen in den Abteilungen 3 und 4 der deutschen 
Volksliste im Sinne der Verordnung über die deutsche Volksliste 
und die deutsche Staatsangehörigkeit in den eingegliederten Ostge¬ 
bieten vom 4. März'1941 (RGBl. I S. 118) mit den Aenderungen vom 
31. Januar 1942 sowie die ehemals polnischen oder danziger Staats¬ 
angehörigen polnischer Volkszugehörigkeit, die auf Grund von Richt¬ 
linien des Reichsführers M, Reichskommissars für die Festigung 
deutschen Volkstums besonders bezeichnet werden, ferner die ehe¬ 
mals polnischen Staatsangehörigen polnischer Abstammung, die im 
Reichsgebiet (mit Ausnahme der eingegliederten Ostgebiete und des 
Protektorates) seßhaft sind und deren Frauen und Kinder die 
deutsche Volkszugehörigkeit besitzen. Die Ostarbeiter im Bauge¬ 
werbe im Generalgouvernement werden entsprechend den Reichs¬ 
grundsätzen für Ostarbeiter behandelt. 

Die nicht reichsdeutschen Gefolgschaftsmitglieder und Beschäf¬ 
tigten des Baugewerbes aus dem Generalgouvernement unterliegen 
nicht dieser TO., sondern den von den Treuhändern der Arbeit im 
Generalgouvernement festgesetzten Arbeitsbedingungen. 

Die TO. gilt für die reichsdeutschen Betriebe, die im Reich 
ihren Sitz haben, und für ihre Niederlassungen. Von ihr nicht er¬ 
faßt werden die reichsdeutschen Betriebe des Baugewerbes, 
welche im Generalgouvernement neu gegründet sind und 
nicht als „Ableger“ einer unter den Geltungsbereich der TO. fallen¬ 
den Firma angesehen werden können, ferner die Volksdeutschen und 
die nichtdeutschen Betriebe. Im übrigen vgl. § 1 Abs. (3). 

Die Treuhänder der Arbeit im Generalgouvernement sind an der 
Durchführung und Anwendung der TO. nicht beteiligt. 

(2) Zur Anwendung der Reichstarifordnung über den Lei¬ 
stungslohn im Baugewerbe vom 2. Juni 1942 ( 3 Abs. (5)): Bei 
gleichzeitigem Einsatz deutscher Gefolgschaftsmitglieder und sol¬ 
cher nichtdeutschen Arbeitskräfte, auf welche wegen der Eigenge¬ 
setzlichkeit ihrer Arbeitsbedingungen deutsche Rechtsgrundlagen 
nicht ohne weiteres Anwendung finden können, ist für beide Be¬ 
schäftigtengruppen getrennt zu verfahren; die erforderlichen Rege¬ 
lungen für die Nichtdeutschen trifft der Treuhänder der Arbeit im 
Generalgouvernement nach den Erfordernissen des Einzelfalles. 

(3) Zur Fürsorgepflicht des Betriebsführers (§ 6): Die vordring¬ 
lichste Pflicht ist die Unterbringung der Gefolgschaftsmitglie¬ 
der. Sollte sie im Einzelfall aus zwingenden Gründen nicht gewährt 
werden können, so sind die Bestimmungen der Auslandseinsatz- 
anordnung vom 7. April 1943 über die Abgeltung entsprechend an¬ 
zuwenden, sofern die Verhältnisse nicht eine Sonderregelung erfor¬ 
derlich machen. 

(4) Urlaubsmarken: Die Urlaubsmarkenregelung des 
Reiches wird im Generalgouvernement ausgeführt. Im Bereich der 


66 



Zuständigkeit des Generalgouvernements ist eine gleichartige Hand¬ 
habung wie im Reich vorgesehen. 

(5) Schlecht wetterregelung: Im Rahmen der Zustän¬ 
digkeit des Generalgouvernements: Die Anwendung der jeweiligen 
Regelung des Reiches für deutsche Gefolgschaftsmitglieder wird zu¬ 
gelassen; für die sonstigen Beschäftigten wird nach Prüfung von 
Fall zu Fall entschieden, ob die tatsächlichen Umstände und die 
Bedürfnisse des Arbeitseinsatzes eine entsprechende Anwendung 
rechtfertigen. 

Auf Grund usw. bestimme ich: 

Geltungsbereich. 

(1) Fachlicher: Die reichsdeutschen Betriebe des Baugewerbes 
und der Baunebengewerbe. 

(2) Persönlicher und räumlicher: Die reichsdeutschen invaliden¬ 
versicherungspflichtigen Gefolgschaftsmitglieder, soweit sie außer¬ 
halb der Reichsgrenzen oder im Generalgouvernement eingesetzt 
und nicht Frontarbeiter der Organisation Todt sind. 

(3) Diese Tarifordnung gilt nicht für Reichs- und Volksdeutsche, 
soweit sie bereits in den besetzten Gebieten vor der Besetzung 
durch die deutsche Wehrmacht bei ausländischen Firmen beschäf¬ 
tigt waren. 

' §2 

Arbeitszeit. 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Ruhe¬ 
pausen 48 Stunden wöchentlich. 

(2) Die regelmäßige Arbeitszeit der Maschinisten, Heizer, Kraft¬ 
fahrer, Beifahrer und Kutscher beträgt 60 Stunden, die des Wach¬ 
personals, der Barackenwärter, Sanitäter und Köche 72 Stunden 
wöchentlich einschl. Arbeitsbereitschaft sowie der Vor- und Ab¬ 
schlußarbeiten. 

(3) Die Arbeitszeit beginnt an der Baustelle bzw. an einem vom 
Betriebsführer oder dessen Beauftragten im Benehmen mit der Bau¬ 
leitung bestimmten Platz. Beginn und Ende der täglichen Arbeits¬ 
zeit richtet sich nach den kriegsbedingten einsatzmäßigen Erfor¬ 
dernissen. Sie wird bestimmt auf den Baustellen durch den Be¬ 
triebsführer im Benehmen mit der Bauleitung und in den Lagern 
und Unterkünften durch die zuständigen Lagerführer oder die von 
ihnen Beauftragten. 

(4) Bei Dreischichtarbeit ist für jede Schicht in die Arbeitszeit 
eine bezahlte Pause von einer halben Stunde einzulegen. 

(5) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis nicht zum Beginn 
oder Ende der Lohnwoche, so ist von der regelmäßigen Arbeitszeit 
von 8, 10 oder 12 Stunden auszugehen. 
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(6) Mehrarbeit ist die über die regelmäßige Arbeitszeit der Zif¬ 
fern 1 und 2 hinaus geleistete Arbeit. Sie wird mit einem Zuschläge 
von 25 v. H. auf den Tariflohn des § 3 abgegolten. Mehrarbeit ist 
auf Anordnung des Betriebsführers oder des von diesem Beauftrag¬ 
ten in jedem Falle zu leisten. 

(7) Für Nachtarbeit werden besondere Nachtarbeitszuschläge 
nicht bezahlt. 

(8) Sonn- und Feiertagsarbeit ist die an Sonn- und Feiertagen 
zwischen 0 Uhr bis 24 Uhr geleistete Arbeit. Sie <vird mit einem 
Zuschlag von 50 v. H. auf den Tariflohn des § 3 vergütet, soweit 
nicht nach Ziffer (9) Freizeit an einem Werktage gewährt wurde. 

Der Zuschlag erhöht sich auf 100 v. H. für Arbeit am Neujahrs¬ 
tage, am 1 . Mai, an beiden Oster-, Pfingst- und Weihnachtsfeier¬ 
tagen und den Tagen, die vom Reichsminister des Innern auf Grund 
des Gesetzes über einmalige Sonderfeiertage (RGBl. I S. 763) zu 
staatlichen Feiertagen erklärt werden. 

(9) Werden Gefolgschaftsmitglieder wiederholt an Sonn- und 
Feiertagen beschäftigt, so soll ihnen im Rahmen des Möglichen in 
jeder Woche als Ausgleich eine zusammenhängende Freizeit von 
24 Stunden gewährt werden. Sie ist vom Betriebsführer im Beneh¬ 
men mit der Bauleitung festzusetzen. 

§3 

Entlohnung. 

(1) Für die unter den Geltungsbereich dieser Tarifordnung fallen¬ 
den Gefolgschaftsmitglieder gelten einheitlich die folgenden Stun¬ 


denlöhne. 

(2) Lohngruppen (Auslandsbaustellenlohn): 

A. Hilfspoliere, Hilfsschachtmeister, Baggerführer 

und Großbrunnenbauer .RM. —,96 

(Poliere und Schachtmeister unterliegen als an¬ 
gestelltenversicherungspflichtig nicht dieser Tarif¬ 
ordnung.) 

B. Fachvorarbeiter aller Art.RM.—,92 


C. Baggerihaschinisten, Baumaschinenführer . . . RM.—,85 

D. Facharbeiter aller Art, wie: Maurer, Zimmerer, 

Schmiede. Mineure, Pflasterer, Bautischler, ge¬ 
lernte Kraftfahrzeughandwerker, Schlosser, Kraft¬ 
fahrer und Beifahrer mit abgeschlossener Fachaus¬ 
bildung (Lehrzeugnis, Facharbeiterzeugnis) oder 3- 
jähriger ununterbrochener Fahrerpraxis im Beruf; 
außerdem Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe E RM.—,80 

E. Angelernte Arbeiter aller Art, wie: Einschaler, 
Eisenbieger, Eisenflechter, Baumaschinisten, Pfla- 
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sterramnier, Steinhauer (Steinschläger) im * Stra¬ 
ßenbau, Mineurhelfer, Kraftfahrer und Beifahrer, 
bei denen die unter D für diese Berufsgruppen an¬ 
gegebenen Voraussetzungen nicht vorliegen; außer¬ 
dem Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe F . . RM.—,72 

F. Helfer und Hilfsarbeiter aller Art.RM.—.65 


G. Wachpersonal: 

a) Wachführer .RM. —,72 

b) Oberwachmänner.RM.—,65 

c) Wachmänner und Pförtner.RM.—,60 

H. Unterkunftspersonal: 

a) 1. Köche .RM.—,92 

b) 2. Köche .•.RM. —,80 


c) Hilfsköche .RM.—,72 

d) Barackenwärter, Küchenhilfen .RM.—,60 

J. Jugendliche: 

Gefolgschaftsmitglieder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
erhalten 80 v. H., 

nach vollendetem 18. Lebensjahr 100 v. H. des Vollarbeiter¬ 
tariflohnes ihrer Berufsgruppe. 

K. Frauen: 

Frauen erhalten 80 v. H. der Männerlöhne der entsprechen¬ 
den Berufsgruppe und Altersklasse. 

Die vorstehende Lohngruppeneinteilung gilt für die Berufsgrup¬ 
pen anderer Gewerbezweige sinngemäß. 

(3) Bei Stammarbeitern gemäß § 12 der Reichstarifordnung für 
das Baugewerbe vom 1. 11. 1941 erhöhen sich die Auslandsbaustel¬ 
lenlöhne der Ziffer 2 um die Stammarbeiterzulage von RM —,05. 

(4) Eine Leistungszulage bis zur Höhe von 10 v. H. auf die unter 
Ziffer 2 und 3 genannten Löhne kann an Gefolgschaftsmitglieder mit 
überdurchschnittlicher Leistung — sofern sie nicht im Leistungslohn 
arbeiten — nur mit Zustimmung der örtlichen Bauleitung gezahlt 
werden. Die Leistungszulage darf jedoch nur an ein Viertel der auf 
einer Baustelle eingesetzten Gefolgschaftsmitglieder, darüber hinaus 
nur mit Zustimmung des Sondertreuhänders für das deutsche Bau¬ 
gewerbe im Ausland, gezahlt werden. Bis zum Inkrafttreten dieser 
Tarifordnung gewährte Leistungszulagen an einzelne Gefolgschafts¬ 
mitglieder dürfen in folgenden Fällen zum Auslandsbaustellenlohn 
weitergewährt werden: 

a) Leistungszulagen, die mit schriftlicher Genehmigung eines 
Reichstreuhänders oder Sondertreuhänders der Arbeit bereits 
gezahlt wurden; 


69 








b) Leistungszulagen, die auf Grund einer Höchstlohnanordnung 
des für den Betriebssitz zuständigen Reichstreuhänders der 
Arbeit ohne Genehmigung zulässig waren; 

c) Leistungszulagen, die einem Gefolgschaftsmitglied vor dem 
16. 10. 1939 im gleichen Betrieb gezahlt und seitdem nicht 
verändert wurden; 

d) Leistungszulagen, die nicht mehr als 15. v. H. des zustän¬ 
digen Auslandsbaustellenlohnes ausmachen. 

Die Zahlung darüber hinausgehender Leistungszulagen ist, da 
sie gegen den Lohnstop verstoßen würde, spätestens mit Inkraft¬ 
treten dieser Tarifordnung einzustellcn. 

Für ihre ganze oder teilweise Wiedergewährung, sowie für jede 
Neugewährung von Leistungszulagen gelten die Bestimmungen des 
S 3 Ziffer 4 Abs. 1, sowie die Vorschriften des § 13. 

Bei Arbeiten im Leistungslohn darf nur der Tariflohn — ohne 
Leistungszulage — zugrundegelegt werden. 

Bei der Festsetzung des Baustellenlohnes auf Grund dieser 
Tarifordnung hat der Betriebsführer den Gefolgschaftsmitgliedern, 
die bisher eine Leistungszulage erhalten haben, schriftlich bekannt¬ 
zugeben, in welche Lohngruppe dieser Tarifordnung er sie einge¬ 
stuft hat, welchen Tarifstundenlohn sie danach erhalten und ob und 
gegebenenfalls in welcher Höhe die bisher gewährte Leistungszu¬ 
lage nach den vorstehenden Bestimmungen weitergezahlt werden 
kann. 

(5) Nach Möglichkeit sollen alle Arbeiten im Leistungslohn aus- 
geführt werden. Dabei ist — soweit es sich um Bauarbeiten han¬ 
delt — die Reichstarifordnung über den Leistungslohn im Bauge¬ 
werbe vom 2. 6. 1942 nebst Anhängen anzuwenden. 

(6) Die in dieser Tarifordnung angegebenen Löhne gelten für 
eine normale Arbeitsleistung. Gcfolgschaftsmitglieder, die-nicht im 
Leistungslohn arbeiten und ständig Leistungen erbringen, die den 
an Arbeiter normaler Leistungsfähigkeit zu stellenden Anforderun¬ 
gen nicht entsprechen, können unter den tariflichen Sätzen entlohnt 
werden. Der •Minderlohn ist von der örtlichen Bauleitung im Be¬ 
nehmen mit dem Betriebsführer oder dessen Beauftragten festzu¬ 
setzen. Auf Baustellen, für die ein Vertrauensrat berufen oder ein 
Betriebsobmann bestellt ist, sind diese zu hören. Im Zweifelsfalle 
entscheidet der Sondertreuhänder der Arbeit für das deutsche Bau¬ 
gewerbe im Ausland oder sein Beauftragter. Bei Arbeiten im Lei¬ 
stungslohn nach Bauleistungswerten richtet sich die Entlohnung 
ausschließlich nach der Leistung. 

(7) Der Lohn für geleistete Arbeit wird in dem betrieblich fest¬ 
gesetzten Lohnabrechnungszeitraum abgerechnet. Die Ueberwei- 
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sung des Lohnes erfolgt an die vom Gefolgschaftsmitglied anzu¬ 
gebende Heimatanschrift. 

(8) Ein Lohnanspruch besteht nur für tatsächlich geleistete Ar¬ 
beitszeit, soweit die Bestimmungen der §§ 4, 7 und 8 nicht etwas 
Abweichendes vorschreiben. 

§ 4 

Arbeitsausfall und Arbeitsversäumnis. 

(1) Können Gefolgschaftsmitglieder aus Gründen, die nicht in 
ihrer Person liegen (z. B. Schlechtwetter, Feindeinwirkung, Mate¬ 
rialmangel, Einsatzwechsel, Aufenthalt im Durchgangslager, Quaran¬ 
täneaufenthalt) nicht voll arbeiten, so haben sie Anspruch auf Zah¬ 
lung des Tariflohnes von mindestens 48 Stunden wöchentlich. 

(2) Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Verwundung, Unfall oder Er¬ 
krankung wird der Lohn für 48 Stunden wöchentlich vom Betrieb 
auf die Dauer bis zu 13 Wochen weitergezahlt; die Lohnzahlung 
darf nur erfolgen, wenn die Arbeitsunfähigkeit einwandfrei fest¬ 
steht, insbesondere durch eine Bescheinigung des zuständigen Mili¬ 
tärarztes bzw. der Krankenkasse nachgewiesen wird. 

(3) Der Lohn von 48 Stunden wöchentlich ist ferner zu zahlen 
während eines von den Trägern der Reichsversicherung oder den 
Versorgungsbehörden verordneten Kur-, Heilverfahrens oder Ge¬ 
nesungsurlaubs. 

(4) Die Weiterzahlung des Lohnes in den Fällen der Ziffern 1 bis 
3 wird nicht über die Dauer des Arbeitsverhältnisses hinaus ge¬ 
währt. 

. § 5 

Familienbeihilfe für Bauarbeiter. 

Gefolgschaftsmitglieder der Steuergruppen II, 111 und IV, die auf 
der letzten Arbeitsstelle vor ihrem Auslandseinsatz im Reich einen 
höheren Tarifstundenlohn erhalten haben als den in dieser Tarif¬ 
ordnung festgesetzten Auslandsbaustellenlohn (§ 3), ‘können auf 
Antrag (vgl. Aul. 1) eine monatliche Familienbeihilfe nach folgenden 
Grundsätzen erhalten: 

1. Die Beihilfe, die zu Lasten des jeweiligen Bauträgers geht, 
wird für das gesamte Reichsgebiet auftragsweise von der Familien¬ 
ausgleichsstelle für Bauarbeiter im Auslandseinsatz beim Arbeitsamt 
Berlin C 2 festgesetzt und von dort monatlich an die vom Gefolg¬ 
schaftsmitglied anzugebende Heimatanschrift überwiesen. Die Fest¬ 
setzung der Beihilfe erfolgt durch die Familienausgleichsstelle für 
Bauarbeiter im Auslandseinsatz beim Arbeitsamt Berlin. Dabei ist 
das Arbeitsamt nur an die Weisungen des Sondertreuhänders der 
Arbeit für das deutsche Baugewerbe im Ausland gebunden. 
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Die Familienbeihilfe wird gewährt, solange dem Gefolgschafts¬ 
mitglied bzw. dessen Familienangehörigen ein tariflicher Anspruch 
auf Lohn nach dieser Tarifordnung zusteht. 

2. Der monatlich auszuzahlende Betrag errechnet sich aus dem 
250fachen Differenzbetrag zwischen dem Bautarifstundenlohn der 
letzten Arbeitsstelle vor dem Auslandseinsatz und dem Baustellen¬ 
lohn dieser Tarifordnung. Die Familienbeihilfe ist in ihrer Höhe un¬ 
abhängig von der Arbeitszeit auf der Baustelle. Für jeden Tag, an 
dem das Gefolgschaftsmitglied die Arbeit pflichtwidrig versäumt, 
wird die Familienbeihilfe um Vm des Monatsbetrages gekürzt. 

3. Gefolgschaftsmitglieder, die nachweislich mit ihrer Ehefrau 
einen gemeinsamen Haushalt in einem höheren Lohngebiet als dem 
der letzten Tätigkeit führen, wird auf Antrag der Unterschieds¬ 
betrag aus dem Tariflohn, der für sie in dem höheren Lohngebiet 
gegolten hat, errechnet. 

4. Bei Stammarbeitern errechnet sich die Familienbeihilfe aus 
der Differenz zwischen dem Auslandsbaustellenlohn und ihrem tarif¬ 
lichen Stammarbeiterlohn, wobei in beiden Fällen die Stammarbei¬ 
terzulage unberücksichtigt bleibt. 

5. üefolgscliaftsmitglieder, die vor ihrem Auslandseinsatz nicht 
unter den Geltungsbereich der Reichsbautarifordnung fielen (fach¬ 
fremde Arbeiter) und deren Tarifstundenlohn höher war als der, 
von dem bei der Berechnung der Familienbeihilfe nach Ziffer 2 aus¬ 
gegangen wird, können beantragen, daß ihre Familienbeihilfe 
auf Grund des von ihnen nachzuweisenden höheren Tarif¬ 
stundenlohnes ihrer letzten Arbeitsstelle vor dem Auslandseinsatz 
errechnet wird. Die Zahlung der erhöhten Familienbeihilfe erfolgt 
rückwirkend vom Tage der Zahlung der Familienbeihilfe ab. 

6. Das Aufrücken in eine höhere Lohngruppe während der Tä¬ 
tigkeit im Auslandseinsatz sowie die Gewährung von Leistungs¬ 
zulagen, Prämien und die bei Arbeiten im Leistungslohn erzielten 
Mehrverdienste bleiben ohne Einfluß auf die einmal festgesetzte 
Höhe der Familienbeihilfe. 

7. In besonderen Fällen kann der Sondertreuhänder der Arbeit 
für das deutsche Baugewerbe im Ausland für die Berechnung der 
Bauarbeiterfamilienbeihilfe eine von der Bestimmung dieses Para¬ 
graphen abweichende Regelung treffen. 

8 Mit der Zahlung der Familienbeihilfe entfällt die Gewährung 
von Dienstpflichtunterstützung einschl. Treugeld seitens der Ar¬ 
beitsämter. 

§ 6 

Verpflegung, Unterkunft, Bekleidung und Einsatzsold. 

(1) Jedem Gefolgschaftsmitglied werden von seinem Betrieb für 
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die Dauer seines Auslandseinsatzes an Stelle von Auslösung oder 
Trennungsgeld folgende Leistungen gewährt: 

a) freie Verpflegung, 

b) freie Unterkunft, 

c) Einsatzsold. 

(2) Im genehmigten Urlaub oder in solchen Fällen, in denen das 
Gefolgschaftsmitglied aus nicht in seiner Person liegenden Gründen 
nicht an der Gemeinschaftsverpflegung teilnehmen kann und sich 
mit Genehmigung des Betriebsführers und der Bauleitung aus eige¬ 
nen Mitteln verpflegt hat, hat es Anspruch auf ein tägliches Ver¬ 
pflegungsgeld entsprechend dem im Einsatz-Wehrmachtgebührnis- 
gesetz festgesetzten Betrag bei Selbstverpflegung (vgl. Anl. 2a 
u. b). Das gleiche gilt in Erkrankungsfällen, wenn der Erkrankte 
nicht frei untergebracht und verpflegt werden kann. Ist der Emp¬ 
fang von Gemeinschaftsverpflegung am Aufenthaltsort möglich und 
nimmt das Gefolgschaftsmitglied diese aus eigenem Entschluß nicht 
in Empfang, so verliert es seinen Anspruch auf die Gewährung des 
Verpflegungsgeldes. 

Dies gilt auch, wenn die Gemeinschaftsverpflegung nicht vom 
Betrieb oder vom Bauträger, sondern von anderer Seite (z. B. 
Wehrmacht) gestellt werden kann. Wenn im letzteren Falle die Be¬ 
zahlung der Verpflegung zwischen Betrieb bzw. Bauherr und der 
Verpflegungsstelle nicht direkt erfolgt, sondern durch das Gefolg¬ 
schaftsmitglied, darf das Verpflegungsgeld nur den tatsächlichen 
Verpflegungskosten entsprechen, wobei jedoch in keinem Falle die 
Sätze für Selbstverpflegung entsprechend dem Einsatz-Wchrmaeht- 
gebührnisgesetz überschritten werden dürfen. Ausnahmen kann der 
Sondertreuhänder für das deutsche Baugewerbe im Ausland in be¬ 
sonderen Fällen zulassen. 

(3) Jedes Gefolgschaftsmitglied erhält für jeden Tag, an welchem 
es nach den Bestimmungen dieser Tarifordnung Lohn erhält, einen 
unter Berücksichtigung der vergleichbaren Wehrsoldsätze der 
Wehrmacht festgesetzten Einsatzsold (Anl. 2 a u. b), und zwar: 

Einsatz- 
. soldgruppe 


a) Gefolgschaftsmitglieder der Lohngruppe A . I 

b) Gefolgschaftsmitglieder der Lohngruppen B, C, 

D, G a und b und Vorarbeiter der Lohngruppe E, 
außerdem Frauen, soweit sie eine abgeschlossene 
Lehrzeit durchgemacht haben und in ihrem Be¬ 
ruf beschäftigt werden. II 

c) Alle übrigen Gefolgschaftsmitglieder ... III 

d) Jugendliche Gefolgschaftsmitglieder bis zum voll¬ 
endeten 21. Lebensjahr. IV 
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Wird den Gefolgschaftsmitgliedern Kleidung frei zur Verfügung 
gestellt, so sind nur die Einsatzsoldsätze in Anlage 2 b (Einsatz¬ 
soldsätze bei Gewährung freier Bekleidung) zu zahlen. 

Der Einsatzsold soll in regelmäßigen Abständen, mindestens drei¬ 
mal im Monat, an vorher vom Betriebsführer im Benehmen mit der 
Bauleitung bestimmten Tagen gezahlt werden. Der Soldanspruch 
beginnt mit Anfang des Monatsdrittels, in dem das Gefolgschafts¬ 
mitglied zum Arbeitsantritt im Ausland in Marsch gesetzt wird und 
endet mit Ablauf des Monatsdrittels, in dem das Gefolgschaftsmit¬ 
glied entlassen oder entpflichtet wird. 

(4) Wird das Gefolgschaftsmitglied auf Grund eines Vergehens 
in Haft genommen, so verliert es für die Tage der Haft den An¬ 
spruch auf Einsatzsold. Bereits für diese Zeit empfangener Einsatz¬ 
sold ist bei der nächsten Soldzahlung in Anrechnung zu bringen. 

(5) Der Anspruch auf Einsatzsold entfällt auch für die Zeit der 
Gefangenschaft oder des Vermißtseins. Soweit in diesen Fällen der 
Einsatzsold bereits empfangen wurde, verbleibt es dabei. 

(6) Wird dem Gefolgschaftsmitglied Bekleidung zur Verfügung 
gestellt, so hat es bei der Entlassung oder Entpflichtung die emp¬ 
fangene Dienst- oder Arbeitsbekleidung bei der vom Betrieb be¬ 
stimmten Abgabestclle abzugeben. Dem Gefolgschaftsmitglied wird 
in diesem Falle von der Abgabestelle eine Bescheinigung gegeben. 
Arbeitspapiere und Restlohn werden dann nur gegen Abgabe dieser 
Bescheinigung ausgehändigt. 

§ 7 
Urlaub. 

• ( 1 ) Jedes Gefolgschaftsmitglied erwirbt in jedem Urlaubsjahr 
Anspruch auf 18 Kalendertage Heimaturlaub zuzüglich der notwen¬ 
digen Reisetage. Daneben besteht ein Anspruch auf Familienheim- 
fahrt nicht. Urlaubsmarken werden nicht geklebt. 

(2) Das Urlaubsjahr ist das Beschäftigungsjahr im Auslandsein¬ 
satz, beginnend mit dem Tage der Inmarschsetzung. 

(3) Bei neu außerhalb der Reichsgrenze eingesetzten Gefolg¬ 
schaftsmitgliedern entsteht der Urlaubsanspruch erstmalig nach 
einem ununterbrochenen sechsmonatigen Einsatz. Im zweiten und 
und darauffolgenden Beschäftigungsjahr entsteht der Anspruch be¬ 
reits nach dreimonatigem Auslandseinsatz (Wartezeit). 

Die Wartezeit wird durch Baustellen- oder Eirmenwechsel nicht 
unterbrochen. In diesem Falle ist dem Gefolgschaftsmitglied die bis¬ 
herige Dauer der Wartezeit zu bescheinigen. 

(4) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes, die Urlaubsdauer und die 
Zahl der Reisetage sind von der örtlichen Bauleitung festzusetzen. 
Nach Möglichkeit soll der Urlaub zusammenhängend genommen 
werden. 
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(5) Für jeden Urlaubs- und Reisetag wird ohne Rücksicht auf die 
tatsächliche Arbeitszeit vor Urlaubsantritt der lOfache tarifliche 
Auslandsbaustellenlohn dieser Tarifordnung zuzüglich etwa gewähr¬ 
ter Leistungszulage, jedoch ohne Mehrarbeitszuschlag, bezahlt. Ge- 
iolgschaftsmitglieder, die mindestens 3 Monate vor Urlaubsantritt 
ständig im Leistungslohn gearbeitet haben, erhalten je Urlaubs- und 
Reisetag den lOfachen Durchschnittsstundenverdienst der letzten 
drei Monate ohne Mehrarbeitszuschlag. 

(6) Für die Dauer des Urlaubs erhält das Gefolgschaftsmitglied 
je Kalendertag ein Verpflegungsgeld von RM 2,10, für die Reise¬ 
tage ein solches von RM 3,—, wenn Marschverpflegung nicht emp¬ 
fangen wurde oder eine Teilnahme an der Gemeinschaftsverpfle¬ 
gung nicht möglich ist. 

(7) Für die Reise vom Finsatzort bis zum Wohnort oder Ur¬ 
laubsaufenthaltsort wird kostenlose Fahrt gewährt. In jedem Falle 
ist der kürzeste Weg sowohl für die Hin- als auch für die Rückreise 
zu benutzen. Werden die von der örtlichen Bauleitung bestimmten 
Reisetage durch Verkehrsstörungen oder aus sonstigen nicht in der 
Person des Urlaubers liegenden Gründen überschritten, so ist die 
Notwendigkeit einer Ueberschreitung durch eine Bescheinigung der 
zuständigen Dienststellen der Reichsbahn, Wehrmacht usw. nach¬ 
zuweisen. 

(8) Scheidet ein Gefolgschaftsmitglied aus dem Auslandseinsatz 
aus, ohne daß ihm der nach dieser Tarifordnung zustehende Urlaub 
bereits gewährt wurde, so erhält es ohne Rücksicht auf die in Ziffer 
(3) genannten Wartezeiten für jeden angefangenen Beschäftigungs¬ 
monat im Urlaubsjahr im Auslandseinsatz eine Urlaubsabgeltung 
von 15 Arbeitsstunden unter Zugrundelegung des Auslandsbau¬ 
stellenstundenlohnes dieser Tarifordnung. 

(9) Erkrankt das Gefolgschaftsmitglied während des Urlaubs der¬ 
art, daß die Erkrankung den Erholungszweck des Urlaubs vereitelt, 
und hält die Krankheit länger als sieben aufeinanderfolgende Tage 
innerhalb der Urlaubszeit an, so werden, sofern die Krankheit und 
ihre Dauer durch ein amtsärztliches Zeugnis nachgewiesen werden, 
die Krankheitstage nicht auf den Urlaub angerechnet. Ist die Hin¬ 
zuziehung eines Militär- oder OT.-Arztes möglich, so ist der Nach¬ 
weis der Krankheit durch diesen zu führen. Der Urlaub verlängert 
sich um die nachgewiesene Krankheitsdauer. In jedem Falle ist der 
Betriebsführer bzw. sein Beauftragter sowie die örtliche Bauleitung 
umgehend von der Erkrankung zu benachrichtigen. 

§ 8 , 

Sonderurlaub. 

(1) In jedem Falle von Todesfällen und nachweislich schweren 
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Erkrankungen der Eltern, Ehefrau und Kinder des Gefolgschaftsmit¬ 
gliedes kann ihm über die Bestimmungen des § 7 (Urlaub) hinaus 
ein Sonderurlaub bis zur Gesamtdauer von sieben Tagen jährlich zu¬ 
züglich der notwendigen Reisetage gewährt werden, falls die Ver¬ 
hältnisse am Einsatzort eine vorübergehende Dienstbefreiung zu¬ 
lassen. 

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 (Urlaub), Zif¬ 
fer (4), (5), (6), (7) und (8) entsprechend. 

(3) Der Sonderurlaub bedarf der schriftlichen Zustimmung der 
Bauleitung. 

§ 9 

Erschwerniszuschläge. 

Erschwerniszuschläge werden lediglich bei folgenden Arbeiten 
gezahlt: 

a) Bei Arbeiten in im Bau oder in Reparatur befindlichen Tunnel 
und Stollen nach einer Vortriebslänge 

von 60 m.RM —,15 je Std. 

(Bei Vorliegen besonderer Erschwernisse kann die Zulage 
mit Genehmigung der Bauleitung auch schon bei einer Vor¬ 
triebslänge von weniger als 60 m gezahlt werden.) 


je Stunde 


Bei Arbeiten 

in 

einer 

Tauchtiefe bis 

zu 5 

m 

RM 

4,— 

»» 

t» 

»» 

»» 

*» 

»» 

„10 

m 

»» 

6,- 

*» 

»* 

»» 

»» 

*» 

»» 

„15 

m 

»1 

8- 

»» 

»* 

»» 

»» 

»» 

*» 

„20 

m 

»» 

11 — 

*» 

»» 

i» 

»» 

»• 

M 

„ 40 

m 

»» 

13,50 


(Als Tauchzeit gilt die Zeit, während der der Taucherhelm 
geschlossen ist.) 
c) bei Druckluftarbeiten: 


Bis 0,5 kg/qcm Ueberdruck . . . 

RM. -—,15 je Stunde 

»* I» »» 

** ... 

i. —20 „ 

»» 1*5 n 

»* ... 

»» »20 „ ff 

»» 2, „ 

** ... 

», —40 „ 

»» 2,5 „ 

»» . • • 

»» »70 ff f t 

♦* 3, „ 

»* ... 

»» 1» »» »» 

Andere Zuschläge 

als die in diesen Paragraphen festgesetzten 


werden nicht gewährt. 

§ 10 

An- und Rückreise. 

(1) Bei Entsendung zum Auslandseinsatz werden dem Gefolg¬ 
schaftsmitglied die Aureisekosten zum Durchgangslager oder zum 
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Rinsatzort zuzüglich der Beförderungskosten für Gepäck und Hand¬ 
werkszeug nach Maßgabe des § 9 der Reichstarifordnung für das 
Baugewerbe vom 1. 11. 1941 vergütet, falls nicht kostenlose Fahrt 
unter Benutzung von Wehrmachtfahrscheinen gewährt worden ist. 

(2) Bei Beendigung des Auslandseinsatzes wird kostenlose Fahrt 
in die Heimat gewährt. 

(3) An- und Rückreisetage im Sinne der Bestimmungen der Zif¬ 
fern (1) und (2) werden dem Gefolgschaftsmitglied mit dem ßfachen 
Baustellenlohn dieser Tarifordnung ohne Zuschläge vergütet 

§11 

Hinterbliebenen- und Vermißtenbezüge. 

(1) Die unterhaltsberechtigten Angehörigen eines .tödlich verun¬ 
glückten, verstorbenen, vermißten oder gefangenen Gefolgschafts¬ 
mitgliedes erhalten den Lohn für 48 Stunden wöchentlich vom Tage 
des Todes, des Vermißtseins oder der Gefangennahme ab für den Mo¬ 
nat des Eintretens des Ereignisses und für die auf diesen Mo¬ 
nat folgenden drei Monate vom Betriebsführer weitergezahlt Als 
vermißt gilt, wer im Gefahrengebiet verschollen und dessen Tod 
nach den Umständen wahrscheinlich ist. 

(2) Bezugsberechtigt sind die unterhaltsberechtigte Ehefrau oder 
die sonst unterhaltsberechtigten Angehörigen, die von dem Gefolg¬ 
schaftsmitglied überwiegend unterhalten worden sind; in Zweifels¬ 
fällen bestimmt der Sondertreuhänder der Arbeit, ob Hinterblie¬ 
benen- oder Vermißtenbezüge gezahlt werden und welche Personen 
bezugsberechtigt sind. 

(3) Soweit die bezugsberechtigten Angehörigen Bezüge nach 
Ziffer (1) erhalten, sind die ihnen auf Grund der Sozialversicherungs¬ 
gesetze für den gleichen Zeitraum zustehenden Ansprüche der Hin¬ 
terbliebenenbezüge an den Betrieb abzutreten. 

(4) Außer den Bezügen nach Ziffer (1) kann vom Betrieb eine 
einmalige Beihilfe gewährt werden. 

§12 : 

Geltendmachung von Ansprüchen. 

(1) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis auf Grund dieser Tarif¬ 
ordnung erlöschen nach Ablauf von 6 Wochen nach dessen Beendi¬ 
gung. 

(2) Ein Anspruch erlischt trotz Ablaufs der unter Ziffer (1) fest¬ 
gesetzten Frist nicht, wenn der Anspruch dieser Frist der Firma ge¬ 
genüber schriftlich geltend gemacht worden ist 


77 



§ 13 

Höchstlohnbestimmungen. 

Die vorstehenden Lohn- und Arbeitsbedingungen sind Höchst¬ 
bedingungen im Sinne der Verordnung über die Lohngestaltung vom 
25. 6. 1938 (RGBl. I S. 691). Ein Abweichen ist nur mit der vorheri¬ 
gen Genehmigung des Sondertreuhänders der Arbeit für das 
deutsche Baugewerbe im Ausland zulässig. 

§14 

Schlußbestimmungen. 

Diese Tarifordnung tritt mit dem 1. Februar 1943 in Kraft. Gleich¬ 
zeitig treten alle ihr entgegenstehenden oder weitergehenden Be¬ 
stimmungen in Tarifordnungen, Betriebsordnungen, Anordnungen, 
auch soweit sie durch Einzelanordnungen der Reichstreuhänder der 
Arbeit genehmigt sind, außer Kraft einsclil. der Bestimmungen der 
Anordnung des Reichsarbeitsministers über die Arbeitsbedingungen 
deutscher Gefolgschaftsmitglieder in den Gebieten außerhalb der 
Reichsgrenze mit Einschluß des Generalgouvernements vom 22. No¬ 
vember 1941 (RABl. S. 1/525) und der Anordnung zur Regelung der 
Arbeitsbedingungen der für den Luftwaffenbaueinsatz außerhalb der 
Reichsgrenze eingesetzten deutschen Gefolgschaftsmitglieder in 
den Durchgangslagern vom 10. Juli 1942 (RABl. 24 1/374). 

Anlage I 


Name Beruf Berufsgruppe lt. Arbeitsbuch 

ln doppelter Ausfertigung einzureichen! 

An das 

Arbeitsamt Berlin 
Familienbeihiifestelle für 
Bauarbeiter im Auslandseinsatz 
B e r I i n C 2 

Antrag 1 

auf Familienbeihilfe 

gern. § 6 der Auslands-Bautarifordnung 
(außerhalb der Organisation Todt) 


A) Name...-.. Vorname—.-.— 

(Rufname unterstreichen) 

geboren am:..—... zu:-- 

Familienstand: ledig — verheiratet — geschieden — verwitwet 2 
Beruf: -----Staatsangehörigkeit: .. 


Jetzige Anschrift (Feldpostnummer): 
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B) Ich bin als.-.~ bei dem Betrieb. 

..... beschäftigt. 

(genaue Bezeichnung und Anschrift) 

C) a) Ich habe bisher Dienstpflichtunterstützung (Trennungszu¬ 

schlag, Sonderunterstützung, Treugeld) vom Arbeitsamt 

..-.-. bezogen. Die Unterstützung 

(genaue Ortsangabe) 

wurde mir/meinen Angehörigen ausgezahlt 2 . 

b) Ich habe bisher keine Dienstpflichtunterstützung beantragt 
oder bezogen 2 . 

1 Dieses Antragformular gilt nicht für Gefolgschaftsmitglieder im Ein¬ 
satz bei der Organisation Todt 

2 Das Unzutreffende ist zu streichen. 

D) a) Ich habe vor dem jetzigen Arbeitseinsatz bei der Firma 


(genaue Bezeichnung und Anschrift) 

Gewerbezweig: .-.-.:.. 

(z. B. Weberei, Ziegelei) 

als. in Arbeit gestanden. 

(genaue Berufsangabe) 

b) Mein Stundenlohn bei diesem Betrieb betrug 

insgesamt .RM 

er setzt sich zusammen aus: 

Tarifstundenlohn d. Bauortes bzw. der Ar¬ 
beitsstelle .._.RM 

Tarifstundenlohn des Einstellungsortes .RM 

(Nur ausfiillen bei entsandten Gefolgschaftsmit¬ 
gliedern des Baugewerbes, die Anspruch auf 
Zahlung des höheren Tarifstundenlohnes des 
Einstellungsortes hatten (vgl. § 5 Ziff. 5 bzw. 

§ 121 Ziff. 1 und II Ziff. 1 der Reichsbautarif¬ 
ordnung vom 26. 11. 1936 bzw. 1. 11. 1941.) 

Stammarbeiterzulage .RM 

(Nur ausfüllen, wenn vor dem jetzigen Einsatz 
in einem Baubetrieb beschäftigt und dort zum 
Stammarbeiter im Sinne des § 12 der Reichs¬ 
bautarifordnung ernannt worden war.) 

Leistungszulage . RM 

Prämien . RM 

Sonstige Zulagen .RM 

E) Die Familienbeihilfe soll gezahlt werden an:.. 


(Name und genaue Anschrift, gegebenenfalls Postscheck- oder Bankkonto) 


















Ich versichere, sämtliche vorstehende Angaben wahrheitsgetreu 
gemacht zu haben und verpflichte mich, meine Entlassung aus 
der jetzigen Beschäftigung dem Arbeitsamt sofort anzuzeigen. 
Mir ist bekannt, daß unberechtigter Bezug von Beihilfe oder der 
Versuch, sie unberechtigt zu erlangen, strafrechtlich verfolgt 
wird. 



(Unterschrift des Antragstellers) 


Nur vorn Betriebsführer (Lohnstelle) auszufüllen. 

1. Antragsteller ist bei mir seit dem -... beschäftigt 

als .... ..... in ........ 

(genaue Bezeichnung) 

er erhält nach § 3 der Bautarifordnung — Ausland — einen Tarif¬ 
stundenlohn nach Lohngruppe--—. 

von.— RM. 

2. Berufsgruppe nach dem Arbeitsbuch ...-. 

3. Steuergruppe nach der Steuerkarte —..... 

4. Eiir die Erstattung der Eamilienbeihilfe ist ab .-...... 

der Bauträger 




(genaue Bezeichnung u. Anschrift d. abrechnenden Stelle des Bauträgers) 
zuständig. 


t 



■.» 


den 


(Ort) 


Stempel und Unterschrift des Betriebsführers 


Anlage 2 a 

zu § 6 (Auszug) 


Goldabfin- 

Einsatzsold wenn keine freie Bekleidung 

gestellt wird (Monatsbetrag) pHogung 

(fagessatz) 



I 

11 

III 

IV 


Reichsgebiet (einschl. Bez. 

Bialystok) RM 
Generalgouv. einschl. Distr. 

67,50 

64,50 

58,50 

52,50 

3 — 

üalizien _ Zloty 

180,— 

171.— 

153,— 

135,— 

9 — 

RM 

90,- 

85.50 

76,50 

67,50 

4,50 

Besetzte Gebiete der UdSSR. 






mit Ausnahme der Bezirke 
Bialystok u. Galizien 






Rubel 789,— 

750,— 

675,— 

600 — 

30 — 

RM 

78,90 

75,— 

67,50 

60 — 

3,- 


80 

















Anlage 2b 

zu § 6 (Auszug) 


Einsatzsold bei Gewährung freier 
Bekleidung (Monatsbetrag) 


Geldabfin¬ 
dung zur 
Selbstver¬ 
pflegung 
(Tagessatz) 



I 

II 

III 

IV 


Reichsgebiet (einschl. Bez. 

Bialystok) RM 

Generalgouv. einschl. Distr. 

52,50 

49,50 

43,50 

37,50 

3.- 

Galizien Zloty 

150,— 

141- 

123,— 

105,- 

9 — 

RM 

75,— 

70,50 

61,50 

52,50 

4,50 

Besetzte Gebiete der UdSSR. 





mit Ausnahme der Bez. 
Bialystok u. Galizien 






Rubel 

639,— 

600,— 

525,— 

450,— 

30,— 

RM 

63,90 

60,- 

52,50 

45,- 

3- 


Richtlinien des Sondertreuhänders der Arbeit 
für das deutsche Baugewerbe im Ausland über die Einstufung 
der Gefolgschaftsmitglieder nach § 3 der Bautarifordnung 
Ausland vom 11. Dezember 1942. 

Um eine einheitliche Einstufung der Gefolgschaftsmitglieder nach 
§ 3 der Bautarifordnung Ausland zu erreichen, gebe ich nachfol¬ 
gende Richtlinien: 

Die Gefolgschaftsmitglieder sind im einzelnen einzustufen: 

1. in die Lohngruppe A Stundenlohn RM —,96 

Hilfspoliere, Hilfsschachtmeister, 

Baggerführer, Großbrunnenbauer; 

außerdem die Gefolgschaftsmitglieder folgender Berufe: 

Maurerhilfspolier 

Zimmererhilfspolier 

Betonhilfspolier 

Hilfsbaumaschinenmeister 

Baustukkateur (Gipser) — Hilfspolier 

Brunnenbohrmeister 

Rammhilfsmeister 

Gleisbauhilfspolier 

Pflastererhilfspolier 

Betonstraßenhilfspolier 

Schwarzstraßenhilfspolier 

Abdichtungshilfspolier 


6 


81 



Hilfspolier bei der ehern. Bodenverfestigung 
. Einrichter 

Hilfstunnelschichtmeister; 

in den Betrieben der Baunebengewerbe: 

Meister, Hilfsmeister 

Werkstattleiter oder Arbeitsstellenleiter, sofern sie tätig mit- 
arbeiten. 

2. in die Lohngruppe B Stundenlohn RM —,92 

Fachvorarbeiter aller Art wie: 

Maurervorarbeiter (Postengeselle) 

Zimmerervorarbeiter (Postengeselle) 

Betonvorarbeiter 

Baumaschinenvorarbeiter 

Baustukkateur (Gipser)-Vorarbeiter 

Brunnenbauvorarbeiter 

Rammvorarbeiter 

Pflasterervorarbeiter 

Betonstraßenvorarbeiter 

Teer- und Bitumenwerkervorarbeiter 

Asphaltiervorarbeiter 

Klebeabdichtungsvorarbeiter 

Asphaltabdichtungsvorarbeiter 

Gleiswerkervorarbeiter 

Vorschweißer; 

in den Betrieben der Baunebengewerbe: 

Kolonnenführer, die Facharbeiter sein müssen und üblicher¬ 
weise Facharbeitern vorstehen. 

3. in die Lohngruppe C Stundenlohn RM —>85 

Baggermaschinisten 
Baumaschinenführer; 

außerdem die Gefolgschaftsmitglieder folgender Berufe: 

Geräteführer 

Hilfsgeräteführer 

Rammführer 

Schmelzschweißer 

Verbaumineur 

Werkstattstukkateur 

Kanalmaurer 

Spezialbohrer bei der ehern. Bodenverfestigung 

Rohrschweißer 

Kesselschweißer 

Schienenschweißer 

in den Betrieben der Baunebengewerbe: 
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Facharbeiter mit besonderen Kenntnissen und Fertigkeiten, 
die sich durch hochwertige Facharbeiten aus der Lohngruppe 
D herausheben; außerdem Dachdecker. 

4. in die Lohngruppe D Stundenlohn RM —,80 

Facharbeiter aller Art wie: 

Maurer 

Zimmerer 

Schmiede 

Mineure 

Pflasterer 

Bautischler 

Gelernte Kraftfahrzeughandwerker 
Schlosser 

Kraftfahrer und Beifahrer mit abgeschlossener Fachausbil¬ 
dung (Lehrzeugnis, Facharbeiterzeugnis) oder dreijähriger 
ununterbrochener Fahrerpraxis im Beruf; 
außerdem Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe E, 
außerdem die Gefolgschaftsmitglieder folgender Berufe: 
Betonbauer 
Kanalbauer 
Bohrgehilfe 
Gleiswerker 
Baustukkateur (Gipser) 

Klebeabdichter 
Asphal tabdichter 
Teer- und Bitumenwerker 
Betonstraßen werker 
Asphal tierer 

in den Betrieben der Baunebengewerbe: 

Facharbeiter aller Art wie: 

Maler 

Tischler 

Glaser 

sowie Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe E. 

5. in die Lohngruppe E Stundenlohn RM —,72 

angelernte Arbeiter aller Art wie: 

Einschaler 

Eisenbieger > 

Eisenflechter 

Baumaschinisten 

Pflasterrammer 

Steinhauer (Steinschläger) im Straßenbau 
Mineurhelfer 


6 * 
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Kraftfahrer und Beifahrer, bei denen die unter B für diese Be- 
- rufsgruppen angegebenen Voraussetzungen nicht vorliegen; 
außerdem Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe F; 
ferner die Gefolgschaftsmitglieder folgender Berufe: 
Verputzer 
Rabitzer 
Drainierer 
Rammarbeiter 
angelernte Brunnenbauer 
Klebehelfer im Klebeabdichtungsfach 
Asphaltabdichtungshelfer 
Gasschweißer 
Hilfsgasschweißer 
Lichtbogenschweißer 
Hilfslichtbogenschweißer 
Leitergerüstbauer; 

in den Betrieben der Baunebengewerbe: 

Angelernte Arbeiter aller Art, außerdem fachlich eingearbei¬ 
tete Hilfskräfte mit einer Einarbetfungszeit von mindestens 
einem Jahr, sowie Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe F. 

6. in die Lohngruppe F Stundenlohn RM —,65 

Helfer und Hilfsarbeiter aller Art wie: 

Hochbauhelfer 

Tiefbauhelfer 

Mörtelbereiter 

Hilfsbaumaschinisten 

Heizer 

Kanalbauhelfer 

Rammhelfer 

Gleisbauarbeiter 

Steinsetzerhelfer 

Schalungssetzer im Betonstraßenbau 

'Fugenmacher im Betonstraßenbau 

Asphaltfuger im Teer- und Bitumenstraßenbau 

Reiber im Asphaltstraßenbau 

Bohrarbeiter bei der ehern. Bodenverfestigung 

Asphalt- und Teerkocher im Teer- und Bitumenstraßenbau 

und Klebeabdichtungsfach (Asphaltmann) 

Mischer im Teer- und Bitumenstraßenbau 
Planierer (Harker) im Teer- und Bitumenstraßenbau 
Gußasphaltleger (Spachtier) im Asphaltstraßenbau 
Gußasphaltkocher im Asphaltstraßenbau 
Betonabzieher (Streicher) im Asphaltstraßenbau 


84 



Asphaltabdichtungskocher 

Brunnenbauhelfer 

Schlosserhelfer .: 

Betonbauhelfer 

Baggerschmierer 

Rüster in Rüstkolonnen . . . .. 

Fuger im Hochbau; 

in den Betrieben der Baunebengewerbe: 

Hilfsarbeiter aller Art und eingearbeitete Hilfskräfte, sofern 
sie nicht unter die Lohngruppe E fallen. 

7. Jugendliche: Gefolgschaftsmitglieder bis zum vollendeten 

18. Lebensjahr erhalten 80 v. H., nach vollendetem 18. Lebens¬ 
jahr 100 v. H. des Vollarbeiter-Tariflohnes ihrer Berufsgruppe. 

8. Frauen: Frauen erhalten 80 v. H. der Männerlöhne der ent¬ 

sprechenden Berufsgruppe und Altersklasse. 


Reichstarifordnung 

des Reichstreuhänders der Arbeit für das Wirtschaftsgebiet Hes¬ 
sen als Sondertreuhänder für den Leistungslohn im Baugewerbe 
— Hochbau — und des Reichstreuhänders der Arbeit für das 
Wirtschaftsgebiet Nordmark als Sondertreuhänder für den 
• Leistungslohn im Baugewerbe — Tiefbau — über den 
Leistungslohn im Baugewerbe. 

Vom 2. Juni 1942. 

A n m. Die entsprechende Anwendung dieser TO. ist im Bereich 
der Zuständigkeit des Generalgouvernements für Deutsche und 
Deutschstämmige eingeführt (vgl. Anm. (l) und (2) der Bautariford¬ 
nung Ausland vom 11. Dezember 1942). 

Auf Grund der §§ 32 Abs. 2 und 33 Abs. 1 des Gesetzes zur Ord¬ 
nung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 45) und des § 1 der Verordnung über die Lohngestaltung vom 
25. Juni 1938 (Reichsgesetzbl I S. 691) erlassen wir nach Beratung 
in Sachverständigenausschüssen folgende Tarifordnung. 

§ 1 

Geltungsbereich. 

(1) Räumlich: Das Deutsche Reich einschließlich der eingeglie¬ 
derten Gebiete. 



(2) Fachlich: Alle Betriebe der nachstehend genannten Bau¬ 
gewerbe 

a) Hoch-, Beton- und Tiefbaugewerbe, 

b) Zimmergewerbe, 

c) Stukkateur-, Putzer-, Gipser- und Rabitzergewerbe, 

d) Straßenbaugewerbe einschließlich des Steinsetz- und Pflaster¬ 
gewerbes sowie der Asphalt- und Teerstraßenbaubetriebe. 

Unter die Tarifordnung fallen auch Betriebsabteilungen bau¬ 
gewerblicher Art in fachfremden Betrieben, sofern in diesen nicht 
Reparaturarbeiten ausgeführt werden. 

(3) Persönlich: Alle gewerblichen Gefolgschaftsmitglieder sowie 
die Poliere und Schachtmeister. 

§2 

Leistungslohn. •• 

(1) Im Interesse einer gerechten Entlohnung und zur Steigerung 
der Leistung sind alle Arbeiten, die es ihrer Natur nach gestatten, im 
Leistungslohn auszufüliren. 

Der Betriebsführer hat die Einführung von Leistungslohnarbeit 
sowie alle damit zusammenhängenden grundsätzlichen Fragen, so¬ 
weit sie der betrieblichen Regelung unterliegen, im Vertrauensrat 
zu beraten. Er bestimmt auch die Zusammensetzung der Leistungs¬ 
gruppen oder Leistungsgemeinschaften. 

(2) Zeitlohnarbeit ist auf solche Fälle zu beschränken, in denen 
aus technischen Gründen ein Arbeiten im Leistungslohn nicht mög¬ 
lich oder wegen geringen Umfanges der Arbeiten nicht vertretbar ist. 

Für die Entlohnung unterdurchschnittlicher Leistungen bei Zeit¬ 
lohnarbeit gilt die Bestimmung des § 4 Ziffer 6 der Reichsbautarif¬ 
ordnung. 

(3) Der Betriebsführer ist verpflichtet, Baustellen mit einer Lohn¬ 
summe von mehr als 3000,— RM dem bezirklich zuständigen Reichs- 
treuhänder der Arbeit unverzüglich anzuzeigen, sofern eine Durch¬ 
führung der Arbeiten im Leistungslohn unterbleibt. Dabei hat er die 
Gründe, sowie die Art und den Umfang der Arbeiten anzugeben. Die 
Anzeige erfolgt nach folgendem Formblatt: 
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Meldung 

nach § 2 Ziffer 3 der Reichstarifordnung über den 
Leistungslohn im Baugewerbe 


_ . „ ....... , Gründe für die Nichtelnführung 

lfd. Nr. Baustelle Art der Arbeit Zeitraum 

von Leistungslohnarbelt 


Beispiel: 

1 We-Bau Beton-und 20.8. bis Die Arbeit muß zur Siche- 

U. i. W. Eisenbeton- voraussichtlich rung des Bauwerkes u. 

arbeiten Ende zur Sicherung der Be- 

Oktober 1941 schäftigten mit ganz 
besonderer Vorsicht 
durchgeführt werden. 
Diese Vorsicht ist er¬ 
forderlich, weil usw. 


Tarifliche Bauleistungswerte. 

Grundlage für die Bewertung der Arbeit und die Errechnung des 
Lohnes bilden die Bauleistungswerte, die in den als Anhang zu die¬ 
ser Tarifordnung ergehenden »Tarifordnungen zur Festsetzung von 
Bauleistungswerten« enthalten sihd. Die tariflichen Bauleistungs¬ 
werte stellen Richtzeiten nach Maßgabe der folgenden Bestimmun¬ 
gen dar: 

a) der Betriebsführer ist verpflichtet, vor Beginn der Arbeiten zu 
prüfen, ob die in den Leistungsbeschreibungen der »Tarif¬ 
ordnungen zur Festsetzung von Bauleistungswerten« für die 
festgelegten Zeiten vorausgesetzten Arbeitsbedingungen auf 
die jeweilig vorliegende Arbeit zutreffen; 

b) sind Arbeiten auszuführen, bei denen durch die vorliegenden 
sachlichen Umstände (also nicht bedingt durch die persönliche 
Leistung der Gefolgschaftsmitglieder) die Leistungszeit je 
Einheit kürzer oder länger anzusetzen ist als unter den Vor¬ 
aussetzungen der tariflichen Bauleistungswerte, so hat der 
Betriebsführer die tariflichen Zeiten verhältnismäßig zu kür¬ 
zen oder zu verlängern. 

§4 

Betriebliche Bauleistungswerte für nicht erfaßte Arbeiten. 

(1) Sind Arbeiten im Leistungslohn auszuführen. die in den »Ta¬ 
rifordnungen zur Festsetzung von Bauleistungswerten« nicht auf¬ 
geführt sind, so sind hierfür vom Betrieb vor Beginn der Arbeiten 
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betriebliche Bauleistungswerte aufzustellen. Die Zeiten sind im 
Vertrauensrat oder mit dem von ihm Beauftragten, in Betrieben ohne 
Vertrauensrat mit einem beauftragten Gefolgschaftsmitglied der 
Leistungsgruppe oder Leistungsgemeinschaft (Leistungsobmann) zu 
beraten. 

(2) Bei der Festsetzung der betrieblichen Bauleistungswerte ist 
von der durchschnittlichen Friedensleistung eines deutschen Arbei¬ 
ters — wie sie den tariflichen Bauleistungswerten zugrunde liegt — 
auszugehen. 

(3) Die betrieblichen Bauleistungswerte sind dem bezirklich zu¬ 
ständigen Reichstreuhänder der Arbeit nach ihrer Erprobung, späte¬ 
stens jedoch nach Ablauf von 6 Wochen nach ihrer Einführung be¬ 
kanntzugeben. Sie gelten unter den gleichen Voraussetzungen 
grundsätzlich für alle Baustellen des Betriebes. 

§5 

Durchführung der Leistungslohnarbeit. 

Der Betriebsführer hat den am Leistungslohn beteiligten Gefolg¬ 
schaftsmitgliedern vor Beginn der Arbeiten eine Aufstellung der im 
Leistungslohn auszuführenden Arbeiten sowie die für sie geltenden 
Bauleistungswerte bekanntzugeben. Abweichungen von den tarif¬ 
lichen Bauleistungswerten sind dabei dem bezirklich zuständigen 
Reichstreuhänder der Arbeit unverzüglich anzuzeigen und zu be¬ 
gründen. 

Die Abweichungen sind unzulässig, wenn ihnen der Reichstreu¬ 
händer der Arbeit widerspricht. 

§6 

Verdienste. 

Die bei den Leistungslohnarbeiten erzielten Verdienste müssen 
der tatsächlichen Arbeitsleistung der üefolgschaftsmitgiieder ent¬ 
sprechen. Die Betriebe sind verpflichtet, dem bezirklich zuständigen 
Reichstreuhänder der Arbeit vierteljährlich, spätestens nach Beendi¬ 
gung der Baustelle die bei den einzelnen Bauwerken von der Lei¬ 
stungsgruppe oder der Leistungsgemeinschaft durchschnittlich er¬ 
zielten Verdienste anzugeben. Die Anzeigen haben nach folgendem 
Formblatt zu erfolgen: 
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Meldung nach §6 der Reichstarifordnung über den 
Leistungslohn im Baugewerbe. 
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§7 

Güte der Arbeit. 


(1) Die übertragenen Arbeiten sind sach- und fachgemäß unter 
sparsamster Verwendung des Materials und größtmöglicher Scho¬ 
nung der Geräte und Werkzeuge nach den vorliegenden Plänen aus¬ 
zuführen. Schuldhafterweise mangelhaft ausgeführte Arbeiten sind 
von der Leistungsgruppe oder Leistungsgemeinschaft ohne beson¬ 
dere Vergütung in Ordnung zu bringen. 

Die Überwachung der Arbeiten auf Mängel hat ständig zu erfol¬ 
gen. Etwaige Rügen sind durch den Betrieb unverzüglich zu 
erheben. 

(2) Den tariflichen Bauleistungswerten liegt hinsichtlich der 
Güteanforderungen die »Verdingsordnung für die Bauleistungen« 
(VOB.) zugrunde. Davon abweichende Güteanforderungen sind den 
Gefolgschaftsmitgliedern vorher bekanntzugeben; die Zeiten der 
tariflichen Bailleistungswerte sind alsdann entsprechend der eintre¬ 
tenden Erleichterung oder Erschwernis verhältnismäßig zu verkürzen 
oder zu verlängern. 

§8 

Lehrlinge, Praktikanten und Umschüler. 

Lehrlinge, Praktikanten und Umschüler dürfen mit Rücksicht auf 
die Natur des Ausbildungsverhältnisses am Leistungslohn nicht teil¬ 
nehmen. Müssen sie aus Mangel an anderen Arbeiten in Leistungs¬ 
gruppen oder Leistungsgemeinschaften mitarbeiten, so sind sie am 
Leistungslohn nicht zu beteiligen, sondern erhalten lediglich ihre Er- 
zielumgsbeihilfe oder ihre sonstige übliche Vergütung (Unterhalts- 
Zuschuß). Die von ihnen geleisteten Arbeitsstunden werden der Lei¬ 
stungsgruppe oder Leistungsgemeinschaft bei Lehrlingen im 1. Lehr¬ 
jahr überhaupt nicht, im 2. Lehrjahr mit K, im 3. Lehrjahr mit % in 
Anrechnung gebracht. Praktikanten gelten im Sinne dieser Vor¬ 
schrift als Lehrlinge im 1. Lehrjahr. Umschüler als Lehrlinge im 
3. Lehrjahr. 

§9 

Grundlöhne. 

Die Errechnung des verdienten Lohnes der Leistungsgruppe oder 
Leistungsgemeinschaft hat auf der Grundlage der jeweils in Betracht 
kommenden Tariflöhne zu erfolgen. Bei Mehr-, Nacht-, Sonn- und 
Feiertagsarbeit sind außerdem Zuschläge gemäß den tariflichen Be¬ 
stimmungen zu zahlen. Das gleiche gilt für Erschwerniszuschläge. 
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§ 10 

Abrechnungsverfahren. 

(1) Die Leistungslohnabrechnung hat so zu erfolgen, daß die Ge- 
folgschaftsmitglieder, wenn sie die Arbeiten mit geringerem Zeit¬ 
aufwand fertigstellen, als es in den zugrunde gelegten Leistungs¬ 
zeiten vorgesehen ist, den entsprechenden Mehrverdienst erhalten. 
Wird jedoch für die Arbeiten mehr Zeit aufgewendet, so ist lediglich 
der auf Grund der erzielten Leistung erreichte Verdienst auszuzah¬ 
len. Ist die Mindestleistung auf sachliche oder betriebliche Umstände 
zurückzuführen (also nicht bedingt durch die persönliche Leistung 
der Gefolgschaftsmitglieder), so muß als Mindestlohn der Zeitlohn 
gezahlt werden. 

(2) Die Einzelheiten der Leistungslohnabrechnung, insbesondere 
ob die Verteilung der Verdienste nach betrieblichen Leistungsstufen 
oder nach Köpfen erfolgt, sind vor Beginn der Arbeiten den am Lei¬ 
stungslohn beteiligten Gefolgschaftmitgliedern bekanntzugeben. 

(3) Leistungsunwillige dürfen bei der Verteilung des Über¬ 
schusses nicht berücksichtigt werden. 

Sn v 

Beteiligung des Aufsichtspersonals. 

(1) Die Beteiligung des Aufsichtspersonals (Poliere, Schacht- 
meister, Hilfspoliere,' Hilfsschachtmeister usw.) am Leistungslohn ist 
immer zulässig, sofern es sich um solches Aufsichtspersonal handelt, 
das selbst bei der Baufertigstellung tätig mitarbeitet. 

(2) Fehlt die tätige Mitarbeit, so ist eine unmittelbare Beteiligung 
am Leistungslohn nicht statthaft. Jedoch ist es zulässig, auch solches 
Aufsichtspersonal durch eine Leistungsentlohnung an der Arbeits¬ 
leistung zu interessieren, sofern die Arbeit hinsichtlich der fachlichen 
wie auch unfallschutzmäßigen Durchführung einwandfrei ist. Die 
für das nicht tätige Aufsichtspersonal etwa gezahlten Leistungs- 
zuschläge dürfen nicht zu Lasten der beaufsichtigten Gefolgschafts¬ 
mitglieder gewährt werden. Die Gewährung von Leistungslöhnen 
an das nicht tätige Aufsichtspersonal bedarf der Anzeige beim be¬ 
zirklich zuständigen Reichstreuhänder der Arbeit. 

§ 12 

Ausführung von Nebenarbeiten im Leistungslohn. 

Die Ausführung von Nebenarbeiten im Leistungslohn (wie z. B. 
die der Maschinisten, Gleisunterhalter usw.), die durch die tariflichen 
Bauleistungswerte nicht erfaßt werden, ist erwünscht, sofern es sich 
um Arbeiten handelt, die unmittelbar der Baufertigstellung dienen. 
Die hierfür zu bildenden Leistungswerte sind unter Zugrundelegung 

91 



der Friedensleistung eines deutschen Arbeiters vom Betriebsführer 
festzulegen und den Bauleistungswerten der Leistuiigsgruppe oder 
Leistungsgemeinschaft hinzuzusetzen oder besonders zu verrech¬ 
nen. 

Die Einbeziehung von Arbeiten, die nicht unmittelbar der Bau- 
fertigung dienen (z. B. die der Budenwärter, Kaffeeholer usw.), in 
die betrieblichen Bauleistungswerte ist nicht zulässig. 

§ 13 

Ständiger Arbeits- und Saclrverständigenausschuß. 

Für die Beratung der Sondertreuhänder in den sich aus der An¬ 
wendung dieser Tarifordnung und den Tarifordnungen zur Fest¬ 
setzung von Bauleistungswerten ergebenden Fragen wird bei den 
Sondertreuhändern ein Arbeits- und Sachverständigenausschuß ge¬ 
bildet 

Anm. An die Stelle dieses Ausschusses tritt im Bereich der Zu¬ 
ständigkeit des Generalgouvernements die Dienstgemeinschaft der 
Treuhänder der Arbeit mit Beteiligung von Fachvertretern der Wirt¬ 
schaftsorganisation. 

§ 14 

Inkrafttreten, Übergangs- und Schlußbestimmungen. 

(1) Diese Tarifordnung tritt mit dem 1. September 1942 in Kraft. 
Die Bestimmung des § 2 Ziffer 1 Satz 1 und Ziffer 2 wird jedoch erst 
am 1. Januar 1943 wirksam. Das bedeutet, daß ein Zwang zur 
Durchführung von Arbeiten im Leistungslohn erst vom 1. Januar 
1943 an besteht, daß aber die betrieblich eingeführte Leistungslohn¬ 
arbeit vom 1. September 1942 an nach den Bestimmungen dieser 
Tarifordnung durchgeführt werden muß. 

Im übrigen gilt die im § 2 Ziffer 3 vorgeschriebene Meldepflicht 
für nicht im Leistungslohn durchgeführte Arbeiten in der Zeit bis 
zum 1. Januar 1943 nur für Baustellen mit einer Lohnsumme über 
50 000,— RM. 

(2) Die Reichstreuhänder der Arbeit können für ihr Wirtschafts¬ 
gebiet oder für einzelne Betriebe oder Baustellen ein früheres In¬ 
krafttreten der Bestimmung des § 2 Ziffer 1 Satz 1 und Ziffer 2 vor¬ 
schreiben. 

(3) Mit dem in Ziffer 1 Satz 1 genannten Zeitpunkt treten die all¬ 
gemeinen Bestimmungen aller Tarifordnungen oder Anordnungen 
über Leistungs- oder Akkordlohn außer Kraft. Die tariflich oder 
durch Anordnung festgesetzten Akkord- oder Leistungszeiten blei¬ 
ben jedoch gültig und sind als tarifliche Bauleistungswerte im 
Sinne des § 3 anzuwenden, bis ihr Außerkrafttreten durch die »Tarif¬ 
ordnungen zur Festsetzung von Bauleistungswerten« bestimmt wird. 
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Anordnung 

des Sondertreuhänders der Arbeit für das deutsche Baugewerbe 
im Ausland zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der nicht im 
Einsatz bei der Org. Todt außerhalb der Reichsgrenzen be¬ 
schäftigten Angestellten des Baugewerbes und der Bauneben¬ 
gewerbe. 

(Bauangestelltentarif Ausland). 

Vom 22. Februar 1943. 

Auf Grund der vom Führer dem Generalbevollmächtigten für den 
Arbeitseinsatz und dem Reichsminister für die besetzten Ostgebiete 
erteilten Vollmacht erlasse ich in deren Auftrag folgende Anordnung: 

§ 1 

Geltungsbereich. 

I. Diese Anordnung gilt: 

1. räumlich: auf allen Bau- und anderen Arbeitsstellen der unter 
Ziffer 2 aufgeführten Betriebe außerhalb der Reichsgrenzen 
einschließlich des Generalgouvernements; 

2. fachlich: für alle Betriebe, die unter den fachlichen Geltungs¬ 
bereich der Reichstarifordnung für das Baugewerbe vom 
1. 11. 1941 fallen, sowie für folgende Baunebengewerbe: 
Abbruchgewerbe, Bauglasereigewerbe, 

Dachdeckergewerbe, Eisenentrostungs- und Eisenanstrich¬ 
gewerbe, 

Ofensetzergewerbe, 

Platten- und Fliesenlegergewerbe, 

Steinholz- und Terrazzogewerbe, 

Straßenwalzengewerbe, 

Wärme-, Kälte- und schallschutztechnische Gewerbe, 

Maler-, Lackierer- und Schildermalergewerbe, 
Naßbaggergewerbe, 

Gesundheitstechnisches Gewerbe (einschl. Kläranlagenbau); 

3. persönlich: für alle reichsdeutschen Angestellten einschließ¬ 
lich der Poliere und Schachtmeister mit dem Wohnsitz im 
Deutschen Reich. 

A n m. Vgl. dagegen den persönlichen Geltungsbereich der Bau¬ 
tarifordnung Ausland vom 11. Dezember 1942 [Anm. (1)]. 

II. Diese Anordnung gilt nicht für Vorstandsmitglieder und an¬ 
dere gesetzliche Vertreter juristischer Personen. 



III. Der Sondertreuhänder der Arbeit für das Deutsche Bau¬ 
gewerbe im Ausland kann in Zweifelsfällen bindend bestimmen, ob 
diese Anordnung auf ein Gefolgschaftsmitglied oder eine Gruppe von 
Gefolgschaftsmitgliedern Anwendung findet. 

§2 

Arbeitszeit. 

I. (1) Die regelmäßige Arbeitszeit ausschließlich der Ruhepausen 
beträgt 48 Stunden wöchentlich. 

Die Verteilung dieser Arbeitszeit auf die einzelnen Tage (auch 
Sonntage), sowie Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit be¬ 
stimmt die zuständige Bauleitung oder in ihrem Aufträge der Be¬ 
triebsführer bzw. dessen örtlicher Vertreter. 

(2) Gelegentliche Mehrarbeit sowie die üblichen Vor- und Ab¬ 
schlußarbeiten der Gefolgschaftsmitglieder vor und nach der Ar¬ 
beitszeit (darunter die notwendigen Kontrollgänge der Poliere und 
Schachtmeister) gehören zur regelmäßigen Arbeitszeit, soweit sie 
zur Aufrechterhaltung und Sicherung des Betriebes erforderlich sind 
und täglich im Durchschnitt eine halbe Stunde nicht überschreiten. 

(3) Die zur Tätigkeit der Poliere und Schachtmeister gehörenden 
schriftlichen Arbeiten sind außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
auszuführen. 

(4) Für Arbeiten nach Ziffern 2 und 3 erfolgt eine besondere Ver¬ 
gütung oder die Zahlung von Mehrarbeitszuschlägen nicht. Die Ab¬ 
geltung dieser Arbeiten ist vielmehr bei Festsetzung der Gehälter 
berücksichtigt. 

II. Die zuständige Bauleitung oder ein von ihr Beauftragter kann 
über die Bestimmungen des Abschnittes I hinaus die Leistung von 
Mehr-, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit schriftlich anordnen. 
Für diese Arbeiten sind folgende Vergütungen zu zahlen: 

(1) Eine Grundvergütung. Diese beträgt je Arbeitsstunde 1/200 
des Tarifgehaltes nach § 3 einschließlich etwaiger Leistungszulagen, 
jedoch ausschließlich aller sonstigen Zahlungen. 

Soweit bei Angestellten mit einem höheren Monatsgehalt als 
RM 600,— Mehrarbeitsvergütungen in Betracht kommen, darf die 
Grundvergütung höchstens auf der Grundlage von RM 600,— be¬ 
rechnet werden, also nicht mehr als RM 3,— je Stunde betragen. 

(2) Für Mehrarbeit ein Zuschlag in Höhe von 25 v. H. der Grund¬ 
vergütung. 

(3) Für Arbeit an Sonn- und Feiertagen ein Zuschlag von 50 v. H. 
der Grundvergütung. Der Zuschlag erhöht sich auf 100 v. H. für 
Arbeit am Neujahrstag, an den Oster-, Pfingst- und Weihnachts¬ 
feiertagen, am 1. Mai sowie an den Tagen, die auf Grund des Ge- 
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setzes über einmalige Sonderfeiertage zu staatlichen Feiertagen er¬ 
klärt wurden. Sonn- und Feiertagsarbeit im Sinne dieser Bestim¬ 
mungen ist die an Sonn- und Feiertagen zwischen 0 und 24 Uhr ge¬ 
leistete Arbeit. 

Beim Zusammentreffen meherer Zuschläge ist nur der höhere, bei 
gleicher Höhe nur einer zu zahlen. 

Sonstige Zuschläge, insbesondere solche für Nachtarbeit, werden 
nicht gezahlt. 

III. (1) Ordnet die Bauleitung oder ein von ihr Beauftragter auf 
Grund der Bestimmungen des Abschnittes II für einen längeren Zeit¬ 
raum als einen Monat für eine Baustelle oder eine Betriebsabteilung 
allgemein eine verlängerte Arbeitszeit an, so erfolgt die Abgeltung 
der Mehrarbeitsvergütung durch eine Pauschale. Diese beträgt: 

bei 54stündiger Wochenarbeitszeit 15 v. H. 
bei bOstündiger Wochenarbeitszeit 30 v. H. 

bei bbstündiger Wochenarbeitszeit 45 v. H. 

des Tarifgehaltes nach § 3 einschließlich etwaiger Leistungszulagen, 
jedoch ausschließlich aller sonstigen Zahlungen. 

Für Poliere und Schachtmeister gilt eine verlängerte Arbeitszeit 
dann als angeordnet, wenn die Arbeitszeit der gewerblichen Gefolg¬ 
schaftsmitglieder der ihnen unterstehenden Baustelle auf 54 bzw. bO 
Wochenarbeitsstunden festgesetzt ist. 

(2) Für die verlängerte Arbeitszeit gelten die Bestimmungen des 
Abschnittes I entsprechend. 

(3) Soweit im Rahmen der verlängerten Arbeitszeit Sonn- und 
Feiertagsarbeit geleistet wird, sind hierfür neben der Mehrarbeits¬ 
pauschale Zuschläge nach Abschnitt II Ziffer 3 zu zahlen. 

(4) Für die Weitergewährung bisher gezahlter Mehrarbeits¬ 
pauschalen gelten die für die Weitergewährung bisher gezahlter 
Leistungszulagen getroffenen Bestimmungen des § 3 Abschnitt IV 
Ziffern 2 und 3 entsprechend. 

IV. Alle vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für die Reise¬ 
zeit bei Dienstreisen sowie bei Reisen zu Beginn, Ende und Wechsel 
des Einsatzes. 

Sie gelten ferner nicht für Angestellte, die nicht an die genaue 
Einhaltung von Dienststunden gebunden sind und für Angestellte, 
die ein Monatsgehalt von RM 1000,— und darüber haben. 

Die Bestimmungen über die Mehrarbeitsvergütung dürfen nur 
angewendet werden, wenn pünktliche Einhaltung der Dienststunden 
sowie ihre volle arbeitsmäßige Ausnutzung gewährleistet sind. 



§ 3 

Gehaltsregelung. 

1. Allgemeine Bestimmungen. 

(1) Dem Gefolgschaftsmitglied ist sowohl bei Neueinstellung als 
auch bei jeder Umstufung während der Dauer des Arbeitsverhält¬ 
nisses die Gehaltsgruppe schriftlich bekanntzugeben, in die es ein¬ 
gereiht wird; dabei ist anzugeben, welche Tätigkeit es überwiegend 
auszuüben hat. 

(2) Bei Neueinstellung oder Versetzung ist am ersten Zahltag eine 
Abrechnung über das Gehalt auszuhändigen, aus der das Brutto¬ 
gehalt, etwaige Zulagen sowie die Höhe der Abzüge zu ersehen sind. 
Bei jeder weiteren Gehaltszahlung ist eine solche Abrechnung nur 
dann auszustellen, wenn gegenüber der letzten Zahlung Verände¬ 
rungen eintreten. 

Einsprüche gegen die Abrechnung sind spätestens innerhalb eines 
Monats nach Erhalt derselben geltend zu machen. 

(3) Das Gehalt ist am Ende eines jeden Kalendermonats an die 
von dem Gefolgschaftsmitglied angegebene Anschrift zu über¬ 
weisen bzw. auszuzahlen. Eine Barauszahlung an der Arbeitsstelle 
kann nicht verlangt werden. 

(4) Für die Einreihung in eine Gehaltsgruppe ist nicht die beruf¬ 
liche Bezeichnung, sondern allein die Erfüllung der Tätigkeitsmerk¬ 
male und der etwa vorgeschriebenen Berufsausbildungsvorschriften 
maßgebend, wie sie in dem dieser Anordnung beigegebenen „Anhang 
über die Begriffsbestimmungen ai den Gehaltsgruppen der Ange¬ 
stellten gemäß § 3“ enthalten sind. Gefolgschaftsmitglieder mit 
Tätigkeiten, die nicht in den Gehaltsgruppen erwähnt sind, sind in 
die Gruppe einzureihen, welcher sie mit ihrem Aufgabenkreis 
am nächsten kommen. Uebt ein Gefolgschaftsmitglied dauernd meh¬ 
rere Tätigkeiten gleichzeitig aus, die in verschiedenen Gehalts¬ 
gruppen gekennzeichnet sind, so erfolgt die Einreihung in diejenige 
Gehaltsgruppe, die der überwiegenden Tätigkeit des Gefolgschafts¬ 
mitgliedes entspricht. 

(5) Gefolgschaftsmitglieder, die erheblich minderleistungsfähig 
oder leistungsunwillig sind, haben nur Anspruch auf ein ihrer Leistung 
entsprechendes Gehalt. Dieses wird von der zuständigen Bau¬ 
leitung auf Antrag des Betriebes festgesetzt. 

(6) Bei Ereignissen, die auf Grund dieser Anordnung eine Ver¬ 
änderung des Einkommens bedingen (z. B. Aufrücken in eine höhere 
Alters- oder Berufsgruppe) wird die Veränderung mit Beginn des¬ 
jenigen Monats vorgenommen, in den das Ereignis fällt. 
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II. Gehaltsgruppen. 

Die Gefolgschaftsmitglieder werden in folgende Gehaltsgruppen 
eingeteilt: 

Gruppe J 1: 

Kaufmännische und technische Angestellte vor Vollendung des 
20. Lebensjahres ohne abgeschlossene Berufsausbildung. 

Gruppe J 2: 

Kaufmännische und technische Angestellte vor Vollendung 
des 20. Lebensjahres mit ordnungsmäßig abgeschlossener 
Lehr- oder Anlernzeit 

Gruppe K 1: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Angestellte mit vorwiegend mechanischer oder schematischer 
Tätigkeit. 

Beispiele: 

Baustellenschreiber, Vervielfältiger, Einhefter, Ableger, Lohn¬ 
schreiber, Boten, Bediener von Loch-, Kontroll- und Sortier¬ 
maschinen, Postabfertiger usw. 

Gruppe K 2: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Angestellte mit einfacher kaufmännischer Tätigkeit, die nach 
' Anweisung arbeiten. 

Beispiele: 

Lohnrechner, Registratoren, Stenotypisten, Kontoristen, Hilfs¬ 
buchhalter, Hilfskassierer. 

Gruppe K 3: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Angestellte, die schwierigere Arbeiten selbständig und unter 
eigener Verantwortung erledigen und nur allgemeine Anwei¬ 
sungen erhalten. 

Beispiele: 

Lohnbuchhalter, Statistiker, Magazinverwalter, kaufmännische 
Alleinbearbeiter auf auswärtigen Baustellen usw. 

Gruppe K 4: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Leitende Angestellte mit umfangreicher fachlicher und prak¬ 
tischer Erfahrung, die selbständig Betriebsabteilungen oder 
Baustellen vorstehen. 
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Beispiele: 

Haupt- und Bilanzbuchhalter, Hauptkassierer, Bürovorsteher 
usw. 

Gruppe TI: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Technische Angestellte mit vorwiegend mechanischer oder 
schematischer Tätigkeit. 

Beispiele: 

Zeichnungsregistratoren, Listenschreiber, Pauserhilfskrärte 
usw. 

Gruppe T 2: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Angestellte mit einfacher technischer und zeichnerischer Tätig¬ 
keit, die nach Anweisung arbeiten. 

Beispiele: 

Angestellte, die einfache statische Berechnungen, Eingabe¬ 
pläne, Massenberechnungen und Abrechnungen vornehmen 
oder einfache Bauausführungeen überwachen, Bauzeichner, 
Hilfsbauführer usw. 

Gruppe T 3: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Angestellte, die schwierigere Arbeiten selbständig und unter 
eigener Verantwortung erledigen und nur allgemeine Anwei¬ 
sungen erhalten. 

Beispiele: 

Konstrukteure und Zeichner, die über die Tätigkeitsmerkmale 
der Gruppe T 2 hinausreichen, örtliche Bauführer. 

Gruppe T 4: 

Tätigkeitsmerkmale: 

Leitende Angestellte mit umfangreicher fachlicher und prak¬ 
tischer Erfahrung, die selbständig Betriebsabteilungen oder 
Baustellen vorstehen. 

Beispiele: 

Verantwortliche Bauleiter, die Bauten und Konstruktionen 
unter eigener Verantwortung berechnen oder Bauausführun¬ 
gen selbständig leiten und den Verkehr mit Bauherrn und Be¬ 
hörden führen. Die Selbständigkeit dieser Techniker wird 
nicht dadurch beeinträchtigt, daß ihre Tätigkeit durch den 
Geschäftsleiter oder die mit der allgemeinen Aufsicht beauf- 
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tragten Direktoren, Oberingenieüre, Oberleiter größerer Bau¬ 
stellen und ähnliche Vorgesetzte beaufsichtigt wird. 

Gruppe M: 

Poliere, Schachtmeister und andere Fachmeister (z. B. Bau¬ 
maschinenmeister). 

Poliere und Schachtmeister sind Gefolgschaftsmitglieder, die 
nach mindestens einjähriger praktischer Tätigkeit als Hilfs¬ 
poliere oder Hilfsschachtmeister von ihrem Betrieb schriftlich 
zum Polier bzw. Schachtmeister ernannt worden und über¬ 
wiegend auisichtsführend tätig sind. Ändere Fachmeister sind 
Gefolgschaftsmitglieder, die in einem Handwerksberuf die 
Meisterprüfung bestanden haben und in ihrem Fach als Meister 
einer Gruppe von Gefolgschaftsmitgliedern vorstehen. 
Gruppe MO.: 

Oberpoliere, Oberschachtmeister und andere Fachobermeister. 
Oberpoliere und Oberschachtmeister sind Gefolgschaftsmit¬ 
glieder, denen in der Regel zwei oder mehr Poliere bzw. 
Schachtmeister unterstehen und die von ihrem Betrieb nach 
mindestens fünfjähriger praktischer Tätigkeit als Polier bzw. 
Schachtmeister schriftlich zum Oberpolier bzw. Oberschacht¬ 
meister ernannt worden sind. 

Andere Fachobermeister sind Gefolgschaftsmitglieder, denen 
zwei oder mehr Fachmeister unterstehen, und die von ihrem 
Betrieb nach mindestens fünfjähriger praktischer Tätigkeit 
als Fachmeister schriftlich zum Fachobermeister ernannt 
worden sind. 

III. Gehaltssätze. 

Gefolgschaftsmitglieder, die sich bei Inkrafttreten dieser An¬ 
ordnung bereits im Einsatz befinden, erhalten das ihnen bis¬ 
her nach der für den beschäftigenden Betrieb am Betriebssitz 
im Reich geltenden Tarifordnung zustehende Gehalt weiter, 
soweit es höher liegt als die in untenstehenden Gehaltstafeln 
aufgeführten Gehälter. 

Gleiches gilt für Gefolgschaftsmitglieder, die nach Inkraft¬ 
treten dieser Anordnung durch ihren Betrieb von ihrem Ar¬ 
beitsplatz im Reich zum Einsatz entsandt werden. 

Alle anderen Gefolgschaftsmitglieder erhalten die sich aus 
untenstehenden Aufstellungen für die einzelnen Gehaltsgrup¬ 
pen ergebenden Gehälter. Die Sätze der Spalten B, C, D und F 
finden jedoch nur Anwendung bei verheirateten Gefolgschafts- 
mitgliedern, die ihren Familienwohnsitz in Orten mit über 
50 000, 100 000, 500 000 und mehr Einwohnern haben. 
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Während des Einsatzes außerhalb der Reichsgrenzen ein¬ 
tretende Aenderungen des Wohnsitzes werden nicht berück¬ 
sichtigt 


1. Kaufmännische Angestellte: 


Gehaltsgruppe: A 

für alle 
Ledigen 
sowie Verh. 
m. Wohnslt. 
in Orten bis 

50 000 Einw. 

B C D E 

nur für Verheiratete mit Wohn¬ 
sitz in Orten mit Einwohnerzahl 

und 

Berlin, 

über über 500 000 Hamburg, 

50 000 100 000 über Wien 

J 1 ungelernt 






bis 18 J. 

75,— 

79,— 

83,- 

86,- 

90,— 

über 18 J. 

95,- 

100,— 

105,— 

110,— 

U^»— 

J 2 gelernt 






bis 18 J. 

. 100,— 

105.— 

110,— 

115,— 

120,— 

über 18 J. 

120,— 

126,— 

132.— 

138,— 

144,— 

K 1 bis 23 J. 

130,— 

137,— 

143.— 

150.— 

156,— 

bis 26 J. 

1 140,— ‘ 

147.— 

154,— 

161,— 

168,— 

über 26 J. 

155.— 

163,— 

171»— 

178,— 

186,— 

K 2 bis 23 J. 

145,— 

152,— 

160,— 

167.— 

174.— 

bis 26 J. 

165,— 

173,- . 

182,— 

190,— 

198,— 

bis 30 J. 

190,— 

200.— 

209,— 

219.— 

228,— 

über 30 J. 

220,— 

231,— 

242.- 

253,— 

264,— 

K 3 bis 23 J. 

175,— 

184,— 

193,— 

201,— 

210,— 

bis 26 J. 

210,— 

221,— 

231,— 

242,— 

252,— 

bis 30 J. 

255,— 

268,— 

281,— 

293,— 

306,— 

über 30 J. 

310,— 

327.— 

341.— 

358,— 

372,— 

K 4 über 26 \J. 330,— 

• 347,— 

363,— 

380,— 

396 — 

über 30 J. 

400,— 

420,— 

440,— 

460,— 

480,— 
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2. Technische Angestellte. 


Gehaltsgruppe: A 

für alle 
Ledigen 
sowie Verh. 
m. Wohnsitz 
in Orten bis 
50 000 Einw. 

B C * ' ' D E 

nur für Verheiratete mit Wohn¬ 
sitz in Orten mit Einwohnerzahl 

und 

Berlin, 

über über über Hamburg, 

50 000 100 000 • 500 000 " Wien 

J 1 ungelernt 






bis 18 J. 

75,— 

79.- 

83,- 

. .86,— 

90,— 

über 18 J. 

95,- 

100,— 

105,- 

110,- 

114,— 

J 2 gelernt 






bis 18 J. 

110,— 

116,— 

121,- 

.127,- 

132,— 

über 18 J. 

130,— 

137,— 

143,— . 

. 150,- 

156,— 

T 1 bis 23 J. 

130,— 

137,— 

143,— 

150,— 

156,— 

bis 26 J. 

140,— 

147,— 

154,— 

161,— . 

168,— 

über 26 J. 

155.- 

163,— 

171.— 

178,— 

186,— 

T 2 bis 23 J. 

160,— 

168,— 

176,— 

184,— 

192,- 

bis 26 J. 

180,— 

189,— 

198,— 

207,— 

216,— 

bis 26 J. 

210,— 

221,- 

231,— 

242,— 

252,— 

über 30 J. 

240,— 

252,— 

264,— 

276,- 

288,— 

T 3 bis 23 J. 

190,— 

200,— 

209,— 

218,— 

228,— 

bis 26 J. 

230,— 

242,— 

253,— 

265,— 

276,— 

bis 30 J. 

280,— 

294,— 

308,— 

322,— 

336,— 

über 30 J. 

340,— 

357,— 

374,- 

391,— 

408,— 

T 4 über 26 J. 

365,— 

383,— 

402,— 

420,— 

438,— 

über 30 J. 

440,— 

462,— 

484,— 

506,— 

528i— 

M (Poliere, Schacht- 


• 



meister usw.) 

260,— 

273,— 

286,— 

299,— 

312,— 

MO (Oberpoliere, 





Oberschacht- 

• 





meister usw.) 

310,— 

321,- 

341,— 

357,- 

372,— 


IV. Leistungszulagen und Höchstgehälter. 

(1) Zu den nach dieser Anordnung zu zahlenden Gehältern dürfen 
Leistungszulagen bis zur Höhe von 10 v. H. der nach Abschnitt III 
Ziff. 1 und 2 zuständigen Sätze gezahlt werden. 

(2) Höhere Leistungszulagen, die bei Inkrafttreten dieser Anord¬ 
nung bereits gezahlt wurden, dürfen in folgenden Fällen weiterge¬ 
währt werden: 

a) Leistungszulagen, für welche die schriftliche Genehmigung 
eines Reichs- oder Sondertreuhänders der Arbeit vorliegt, 
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b) Leistungszulagen, die einem Gefolgschaftsmitglied vor dem 
16. 10. 1939 im gleichen Betrieb gezahlt und seitdem nicht 
verändert wurden. 

Die nach Vorstehendem zulässigen Leistungszulagen sind jedoch 
um den Betrag zu kürzen, um welchen sich das Grundgehalt des 
Gefolgschaftsmitgliedes auf Grund dieser Anordnung etwa erhöht. 

(3) Weitergehende Leistungs- sowie alle sonstigen Zulagen (z. B. 
Bausteilenzulagen) sind spätestens mit Inkrafttreten dieser Anord¬ 
nung einzustellen. Ihre ganze oder teilweise Wiedergewährung be¬ 
darf in jedem Lalle der Genehmigung des Sondertreuhänders der 
Arbeit für das deutsche Baugewerbe im Ausland. 

V. Für die Angestellten, deren Aufgaben über den Rahmen der 
Gruppen K 4 und T 4 hinausgehen, die aber im übrigen unter den 
Geltungsbereich dieser Anordnung fallen, bedarf eine Gehaltsfest¬ 
setzung der Genehmigung des Sondertreuhänders der Arbeit für das 
deutsche Baugewerbe im Ausland. Für bei Inkrafttreten dieser An¬ 
ordnung bereits festgesetzte Gehälter dieser Art gilt Abschnitt IV 
Ziffer 2 entsprechend. 

§ 4 

Verpflegung. Unterkunft, Finsatzsold. 

(1) Die Gefolgscliaftsmitglieder erhalten während ihres Einsatzes 
freie Verpflegung, freie Unterkunft und einen Einsatzsold, dessen 
Höhe sich aus der dieser Anordnung beigegebenen Anlage 1 ergibt. 

(2) Der Einsatzsold wird gewährt, solange Anspruch auf Ge¬ 
haltszahlung sowie Gehaltsfortzahlung (z. B. im Urlaub und im Er¬ 
krankungsfalle nach §§ 6 und 8) besteht, nicht jedoch bei Weiter¬ 
zahlung der Bezüge an Angehörige (§ 7 Hinterbliebenen- und Ver¬ 
mißtenbezüge). 

DieSoldzahlung beginnt mit dem Monatsdrittel, in dem das Gefolg¬ 
schaftsmitglied zum Einsatz außerhalb der Reichsgrenzen in Marsch 
gesetzt wird und endet mit Ablauf des Monatsdrittels, in dem es 
aus dem Einsatz entlassen wird. 

Einsatzsold wird nicht gezahlt für Tage, an denen das Ge¬ 
folgschaftsmitglied wegen des Begehens strafbarer Handlungen von 
polizeilichen oder militärischen Stellen in Haft genommen wird. 

Der Einsatzsold wird nachgezahlt, wenn die Festnahme wegen 
des Verdachtes einer strafbaren Handlung erfolgte, in einem nach¬ 
folgenden gerichtlichen Verfahren jedoch auf Freispruch erkannt 
wird. 

(3) Kann ein Gefolgschaftsmitglied aus zwingenden dienstlichen 
Gründen nicht an der ihm zur Verfügung stehenden Verpflegung teil¬ 
nehmen oder kann ihm diese und freie Unterkunft nicht gewährt 
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werden, so werden ihm hierfür die in der Anlage 2 festgesetzten 
Ersatzbeträge gezahlt. 

(4) Die Ersatzbeträge nach Ziffer 3 sind auch während des Ur¬ 
laubs nach § 8 zu gewähren sowie bei Arbeitsunfähigkeit nach § 6, 
wenn der Arbeitsunfähige nicht frei verpflegt wird. Außerdem sind 
bei Arbeitsunfähigkeit die Ersatzbeträge für freie Unterkunft zu zah¬ 
len, wenn der Arbeitsunfähige weder frei untergebracht noch zu 
Hause ist. 

§ 5 

Bekleidung. 

1. Die Gefolgschaftsmitglieder erhalten an Stelle freier Beklei¬ 
dung von ihrem Betrieb eine einmalige Abfindung in Höhe von 
RM 160,— für männliche und in Höhe von RM 145,— für weibliche 
Gefolgschaftsmitglieder. 

Etwa kostenlos zur Verfügung gestellte Kleidungsstücke sind mit 
ihrem Verkaufspreis von obenstehender Abfindung abzusetzen. 

Bei Ausscheiden aus dem Einsatz vor Ablauf von 15 Monaten 
nach erhaltener Abfindung hat das Gefolgschaftsmitglied folgende 
Beträge zurückzuerstatten: 

hei Ausscheiden vor Ablauf von 3 Mon. 80 v. H. der erhalt. Abfindung 

hei Ausscheiden vor Ablauf von 6 Mon. 60 v. H. der erhalt. Abfindung 

bei Ausscheiden vor Ablauf von 9 Mon. 40 v. H. der erhalt. Abfindung 

bei Ausscheiden vor Ablauf von 12 Mon. 20 v. H der erhalt. Abfindung 

bei Ausscheiden vor Ablauf von 15 Mon. 10 v. H. der erhalt. Abfindung. 
Scheidet das Gefolgschaftsmitglied gleichzeitig aus dem Betriebe 
aus, so sind die Bestimmungen des § 11 Abs. 2 zu beachten. Nach 
einem zweijährigen Einsatz wird eine Abfindung unter den gleichen 
Voraussetzungen und in gleicher Weise neu gewährt. 

H. Solange das Gefolgschaftsmitglied nach § 4 Ziff. 2 Anspruch 
auf Einsatzsold hat, erhält es zur Unterhaltung, Instandsetzung und 
Ergänzung seiner Bekleidung ein Kleidergeld. 

Dieses beträgt für 

männl. Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen 

J 1, J 2, K 1, T 1 täglich.RM 0,50 

K 2, T 2, M täglich.„ 0,75 

die anderen männl. Gefolgschaftsmitglieder täglich „ 1,— 
weibl. Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen 

J l.J 2, K 1, T 1 täglich.0,50 

K 2. T 2 täglich.. 0,70 

die anderen weibl. Gefolgschaftsmitglieder täglich . „ 0,90 

Das Kleidergeld wird mit dem Einsatzsold und für die gleichen 
Abrechnungszeiträume wie dieser gezahlt. 
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III. Sämtliche vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für 
Firmenangestellte, die nur zu Beaufsichtigungs- oder Besichtigungs¬ 
reisen Arbeitsstellen außerhalb der Reichsgrenzen besuchen und sich 
in der Regel nicht länger als jeweils acht Wochen dort aufhalten. 

§ 6 

Arbeitsausfall und Arbeitsversäumnis. 

I. Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Verwundung, Unfalls oder Er¬ 
krankung wird das Gehalt bis zu 13 Wochen vom Tage des Be¬ 
ginns der Arbeitsunfähigkeit ab weitergezahlt, wenn die Arbeits¬ 
unfähigkeit einwandfrei feststeht, insbesondere durch eine Be¬ 
scheinigung des zuständigen Militärarztes, der Krankenkasse oder 
eines Amtsarztes nachgewiesen ist. 

II. Das Gehalt ist ferner fortzuzahlen während eines von den 
Trägern der Reichsversicherung oder den Versicherungsbehörden 
verordneten Kur- und Heilverfahrens oder Genesungsurlaubes. 

III. Die Weiterzahlung des Gehaltes nach vorstehenden Be¬ 
stimmungen erfolgt nicht über die Dauer des Dienstverhältnisses 
hinaus. 

IV. In Zweifelsfällen über Ansprüche auf Grund vorstehender 
Bestimmungen entscheidet der Sondertreuhänder der Arbeit für das 
deutsche Baugewerbe im Ausland. 

§ 7 

Hinterbliebenen- und Vermißtenbezüge. 

I. Die Unterhaltsberechtigten eines gefallenen, tödlich verun¬ 
glückten, verstorbenen, vermißten oder in Gefangenschaft geratenen 
Gefolgschaftsmitgliedes erhalten das Gehalt für den Monat des Ein¬ 
tritts des Todes, des Vermißtwerdens oder der Gefangennahme so¬ 
wie für die auf diesen Monat folgenden drei Monate weitergezahlt. 

Unterhaltsberechtigt sind bei Verheirateten die Ehefrau, bei Un¬ 
verheirateten, Verwitweten oder Geschiedenen diejenigen nächsten 
Angehörigen, mit denen das Gefolgschaftsmitglied in Hausgemein¬ 
schaft gelebt und zu deren Lebensunterhalt es überwiegend bei¬ 
getragen hat. 

Als vermißt gilt, wer im Gefahrengebiet verschollen und dessen 
Tod nach den Umständen wahrscheinlich ist. 

II. In Zweifelsfällen über Ansprüche auf Grund vorstehender 
Bestimmungen entscheidet der Sondertreuhänder der Arbeit für das 
deutsche Baugewerbe im Ausland, ob Zahlungen geleistet werden 
und welche Personen bezugsberechtigt sind. 
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• § 8 

Heimaturlaub und Sonderurlaub. 

I. Heimaturlaub. 

(1) Jedes Gefolgschaftsmitglied hat in jedem Urlaubsjahr Anspruch 
auf einen Heimaturlaub von 18 Kalendertagen zuzüglich der not¬ 
wendigen Reisetage. 

Für Gefolgschaftsmitglieder, die auf Wehrmachtsfahrschein mit 
Platzkartenzwang in Urlaub fahren müssen, gelten die für Soldaten 
und Wehrmachtsbeamte festgesetzten Urlaubs- und Reisetage. 

Neben dem Heimaturlaub besteht ein Anspruch auf Familien¬ 
heimfahrt nicht. 

Bei Inkrafttreten dieser Anordnung auf Grund der bisherigen 
tariflichen Bestimmungen bereits erworbene Heimfahrtsansprüche 
sind mit RM 25,— je Heimfahrt abzugelten. 

(2) Das Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Neu zum Einsatz gelangenden Gefolgschaftsmitgliedern steht 
ein Urlaub erstmalig nach einem ununterbrochenen Einsatz von 
sechs Monaten zu. 

(4) Der Zeitpunkt des Urlaubsantritts, die Urlaubsdauer und die 
Zahl der Reisetage (soweit nach Ziffer 1 Abs. 2 nicht entsprechend 
der Regelung für Soldaten und Wehrmachtsbeamte festgesetzt) 
sind von der örtlichen Bauleitung oder einem von ihr Beauftragten 
zu bestimmen. Der Urlaub soll nach Möglichkeit zusammenhängend 
genommen werden. 

(5) Während der Urlaubs- und Reisetage wird das Gehalt fort¬ 
gezahlt. 

(6) Für die Reise vom Einsatzort bis zum Wohnort oder Ur¬ 
laubsaufenthaltsort wird kostenlose Fahrt gewährt. 

Es ist in jedem Falle der kürzeste Weg sowohl für die Hin- als 
auch für die Rückreise zu benutzen. Die Wagenklasse, in der die 
Beförderung erfolgt, richtet sich nach den Bestimmungen des § 10, 
Ziff. 1 Abs. 2. 

Werden die nach Ziff. 4 festgelegten Reisetage durch Verkehrs¬ 
störungen oder aus sonstigen nicht in der Person des Urlaubers 
liegenden Gründen überschritten, so ist die Notwendigkeit der 
Ueberschreitung durch eine Bescheinigung der zuständigen Dienst¬ 
stellen der Reichsbahn, Wehrmacht oder dergl. nachzuweisen. 

(7) Erkrankt das Gefolgschaftsmitglied während des Urlaubs 
derart, daß die Erkrankung den Erholungszweck des Urlaubs ver¬ 
eitelt, und hält die Krankheit länger als sieben aufeinanderfolgende 
l äge innerhalb des Urlaubs an, so werden, sofern die Krankheit und 
ihre Dauer durch ein amtsärztliches Zeugnis nachgewiesen wird, 
die Erkrankungstage nicht auf den Urlaub angerechnet. 
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Ist die Hinzuziehung eines Militärarztes möglich, so ist der Nach¬ 
weis der Erkrankung durch diesen zu führen. Der Urlaub ver¬ 
längert sich um die nachgewiesene Krankheitsdauer. Die örtliche 
Bauleitung ist durch den Betrieb umgehend von der Krankheit zu 
benachrichtigen. 

(8) Die Dauer des gewährten Urlaubes sowie der Reisetage sind 
von der Bauleitung oder einem von ihr Beauftragten im Urlaubs¬ 
schein bei Antritt des Urlaubs einzutragen. 

(9) Den neu zum Einsatz kommenden Gefolgschaftsmitgliedern 
steht im laufenden Kalenderjahr dann kein Urlaub zu, wenn im Hei¬ 
matbetrieb vor der Entsendung Urlaub gewährt oder abgegolten 
war. 

Gefolgschaftsmitglieder, die die Wartezeit erfüllt haben und in 
die Heimat zurückkehren, ohne daß ihnen Heimaturlaub gewährt 
worden ist, haben für jeden angefangenen Beschäftigungsmonat im 
Einsatz Anspruch auf \ % Urlaubstage. Dieser Urlaubsanspruch kann 
beim Ausscheiden aus dem Einsatz abgegolten werden (einschl. des 
Anspruchs auf Einsatzsold und Verpflegung für diese Zeit). 

(10) Sämtliche vorstehenden Bestimmungen gelten ohne Rück¬ 
sicht darauf, ob die Beschäftigung im gleichen oder in verschiedenen 
Betrieben im Einsatz außerhalb der Reichsgrenzen erfolgte. 

II. Sonderurlaub. 

(1) Bei Todesfällen und nachweislich schweren Erkrankungen der 
Eltern, Ehefrau oder Kinder des Gefolgschaftsmitgliedes kann ihm 
neben dem Heimaturlaub ein Sonderurlaub bis zur Gesamtdauer von 
sieben Kalendertagen jährlich zuzüglich der notwendigen Reisetage 
gewährt werden. 

(2) Die Gewährung von Sonderurlaub bedarf der schriftlichen Zu¬ 
stimmung der Bauleitung oder des von ihr Beauftragten. 

(3) Eiir den Sonderurlaub gelten die Bestimmungen des Abschn. I 
über Heimaturlaub entsprechend. 

§ 9 

Berechnungsbestimmungen. 

Als Gehalt i. S. der §§ 6, 7, 8 gilt das Tarifgehalt einschließlich 
etwaiger Leistungszulagen. Mehrarbeitsvergütungen sind bei der 
Gehaltsfortzahlung nur insoweit zu berücksichtigen, als sie regel¬ 
mäßig während mindestens dreier Monate vor dem Beginn des Eort- 
zahlungszeitraumes gezahlt wurden und ohne die eintretende Ar¬ 
beitsunterbrechung auch weiter gezahlt worden wären. Pauschal¬ 
abgeltungen sind stets zu berücksichtigen. 
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§ 10 

An- und Rückreisen. 


I. Bei Neueinsatz oder Umsetzung außerhalb der Reichsgrenzen 
werden dem Gefolgschaftsmitglied die Anreisekosten zum Einsatz¬ 
ort sowie Beförderungskosten für Gepäck vergütet, soweit nicht 
kostenlose Beförderung (z. B. durch Kraftfahrzeug oder durch Ge¬ 
währung von Wehrmachtsfahrschein) gegeben wird. 

Anspruch auf Beförderung in der 2. Klasse haben Gefolgschafts¬ 
mitglieder der Einsatz-Soldgruppen V, VI und VII. 

II. Gleiches gilt bei Rückreise vom Einsatz. 

III. Während der An-, Abordnungs- und Rückreisen gelten die Be¬ 
stimmungen des § 4 bezüglich Gewährung von Unterkunft, Verpfle¬ 
gung usw. 

§ 11 


Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 


Während des Einsatzes kann das Arbeitsverhältnis nur unter 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen oder etwa getroffener 
Vereinbarungen gekündigt werden. Bei entsandten Gefolgschafts¬ 
mitgliedern sind die im entsendenden Betrieb erworbenen Rechte zu 
berücksichtigen. Die arbeitseinsatzmäßigen Vorschriften bleiben 
unberührt. 

Bei Gefolgschaftsmitgliedern, welche Bekleidung oder Abfindung 
nach § 5 erhalten haben, endet das Arbeitsverhältnis auch nach Ab¬ 
lauf der sonst zuständigen Kündigungsfrist erst nach Rückgabe der 
Bekleidungsstücke bzw. Rückerstattung der zurückzuzahlenden Ab¬ 
findungsbeträge. Dies gilt nicht, wenn das Gefolgschaftsmitglied 
nachweist, daß die Rückgabe der empfangenen Kleidungsstücke aus 
Gründen, die nicht in seiner Person liegen, unmöglich ist bzw. die 
Rückerstattung der Abfindung sichergestellt ist. 

Gehaltszahlung sowie sonstige Leistungen nach dieser Anordnung 
werden während der auf Grund dieser Bestimmungen eintretenden 
Verlängerung der Arbeitsverhältnisse nicht gewährt 

§ 12 

Erlöschen von Ansprüchen. 

I. Ansprüche aller Art auf Grund dieser Anordnung erlöschen 
innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Wochen nach Ausscheiden 
aus dem Einsatz. 

II. Ein Anspruch erlischt trotz Ablaufs der unter Ziff. I festge¬ 
setzten Frist nicht, wenn der Anspruch innerhalb dieser Frist dem 
Betrieb gegenüber oder, falls es sich um einen Anspruch gegen den 
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Bauträger handelt, diesem gegenüber schriftlich geltend gemacht 
worden ist. 

§ 13 

Höchstlohnbestimmungen. 

Die in dieser Anordnung enthaltenen Arbeitsbedingungen dürfen 
weder über- noch unterschritten werden. 

§ 14 . 

Inkrafttreten und Schlußbestimmungen. 

Diese Anordnung tritt am 1. April 1943 in Kraft. Vom gleichen 
Zeitpunkt ab ruhen, soweit die Bestimmungen dieser Anordnung die 
Arbeitsverhältnisse der Gefolgschaftsmitglieder regeln, deren An¬ 
sprüche auf Grund entgegenstehender oder weitergehender Bestim¬ 
mungen aus anderen Tarifordnungen, aus Betriebsordnungen und 
Einzelarbeitsverträgen, aus Anordnungen des Reichsarbeitsministe¬ 
riums, des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, der 
Reichs- und Sondertreuhänder der Arbeit. 

In dieser Anordnung nicht geregelte Leistungen (z. B. Weih¬ 
nachtsvergütungen oder andere betriebliche Leistungen) dürfen in 
dem am 1. April 1943 bestehenden und zulässigen Rahmen weiter¬ 
gewährt werden. 

Anlage 1 (Auszug). 

Einsatzsold. 

Die Gefolgschaftsmitglieder werden in folgende Einsatzsold¬ 
gruppen eingeteilt: 

Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen J 1 u. J 2 gehören in 
Einsatzsoldgruppe I, entspricht Wehrsoldgruppe 16, 
Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen K 1 u. T 1 gehören in 
Einsatzsoldgruppe II, entspricht Wehrsoldgruppe 15, 
Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen K 2 u. T 2 gehören in 
Einsatzsoldgruppe III, entspricht Wehrsoldgruppe 14, 
Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppe M gehören in Einsatz¬ 
soldgruppe IV, entspricht Wehrsoldgruppe 12, 
Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppe MO, K 3 u. T 3 gehören 
in Einsatzsoldgruppe V, entspricht Wehrsoldgruppe 10, 
Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen K 4 u. T 4 gehören in 
Einsatzsoldgruppe VI, entspricht Wehrsoldgruppe 8, 
Gefolgschaftsmitglieder der Gehaltsgruppen K 4 u. T 4 gehören in 
Einsatzsoldgruppe VII, entspricht Wehrsoldgruppe 7, 
bzw. in eine vom Sondertreuhänder im Einzelfall auf Antrag zu be¬ 
stimmende Sondergruppe. 
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Der Einsatzsold beträgt: 


für Einsatz¬ 
soldgruppe 

Generalgou¬ 
vernement ZI. 

bes. Geb. d. UDSSR. 

Rubel od. Karb. 

Reichs¬ 
gebiet RM 

i 

105 — 

450,— 

37.50 

ii 

123,— 

525,— 

43.50 

in 

141.— 

600,— 

49,50 

IV 

177.— 

750,— 

61,50 

V 

231.— 

975,- 

79,50 

VI 

303,— 

1 275,— 

103,50 

VII 

339 — 

1 425 — 

115,50 


Anlage 2 (Auszug). 


Ersatzbeträge für Verpflegung und Unterkunft. 


Für nicht gewährte freie Verpflegung ist je 
Kalendertag zu zahlen: 

an nach dem Generalgouvernement entsandte Gefolg¬ 
schaftsmitglieder 9,— ZI., 

an nach den besetzten Gebieten der UdSSR, entsandte Gefolgschafts¬ 
mitglieder 30,— Rubel oder 30,— Karbowaniez oder 3,— RM, 
an sich im Reichsgebiet aufhaltende Gefolgschaftsmitglieder 2,10 RM. 

Für nicht gewährte freie U n t e r k u n f t ist je Kalen¬ 
dertag zu zahlen: 

in den besetzten Gebieten der UdSSR, mit Ausnahme der General¬ 
bezirke Litauen, Lettland und Estland 50 Rpf., 
in allen übrigen Gebieten (Generalgouvernement) 60 % 
der Sätze, die für nicht gewährte freie Verpflegung gezahlt 
werden. 

Anhang über die Begriffsbestimmungen zu den Gehaltsgruppen 

der Angestellten gemäß § 3. 


1. Kaufmännische Angestellte. 


Gehaltsgruppe K 1. 


Beispiele: 

Hilfskräfte aller Art in der Verwaltung. 

2. Telefonisten für Anlagen bis zu drei Amtsieitungen. • 
Vervielfältiger für die Bedienung von Vervielfältigungsappa¬ 
raten und Lichtpaus-, Kontophot-, Photokopiergeräten u. dgl. 
Maschinenschreiber ohne Kenntnis der Stenographie. 
Stenographie- und Maschinenschreiber mit einer Schreibge¬ 
schwindigkeit unter 150 Silben in der Minute und unter 
180 Reinanschlägen. 

Kassenboten. 
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Lohnschreiber, d. h. Angestellte, die mit dem Anlegen von 
Lohnlisten beschäftigt werden, z. B. Einträgen von Namen, 
Lohnstunden, Steuermerkmalen, Lohnvorschüssen, Entwerten 
und Kleben von Marken usw., jedoch ohne die Lohnsumme zu 
errechnen. 

Baustellenschreiber, d. h. Angestellte mit gleicher Tätigkeit 
wie Lohnschreiber und iür die Erledigung von einfachen 
schriftlichen Arbeiten, wie sie der Baustellenbetrieb bedingt. 


Beispiele: 


Gehaltsgruppe K 2. 


Registratoren für planmäßiges Ablegen von Schriftstücken und 
Verfolgen der Wiedervorlagetermine. 

1. Telefonisten für Anlagen von vier und mehr Amtsleitungen. 
Photolaboranten, d. h. Angestellte, die mit der Ausführung aller 
photographischen Arbeiten beschäftigt sind und die fachliche 
Abschlußprüfung abgelegt haben. 

Stenographie- und Maschinenschreiber, d. h. Angestellte mit 
sicherer Beherrschung der deutschen Rechtschreibung und 
Grammatik, die in der Lage sind, Diktate aufzunehmen und in 
sauberer Reinschrift wiederzugeben. Der Nachweis ist durch 
Vorlage des Zeugnisses einer deutschen Industrie- und Han¬ 
delskammer über die bestandene Stenotypistenprüfung zu 
führen, d. h. über eine Schreibgeschwindigkeit von mindestens 
150 Silben und mindestens 180 Reinanschlägen. 


Hilfskassierer, d. h. Angestellte, die nach Anweisung Post- 
und Bankscheck-Ueberweisungeen und Wechsel ausfertigen, 
den damit zusammenhängenden Schriftverkehr erledigen und 
Kassenaufzeichnungen vornehmen. 

Hilfsbuchhalter in Finanz- und Betriebsbuchhaltung, Kasse 
und Gehaltswesen, d. h. Angestellte, die Buchungsbelege nach 
Angabe ausfertigen, Buchungen nach gegebenen Anweisun¬ 
gen handschriftlich oder mit Maschine ausführen, Konten ein¬ 
facher Art abstimmen und einfache Saldenabstimmungen vor¬ 
nehmen, ferner den dazugehörigen Schriftverkehr nach An¬ 
gabe erledigen. 


Gehaltsrechner, d. h. Angestellte, die die Bezüge der Angestell¬ 
ten nach Anweisungen berechnen, die sozialen und steuerlichen 
Abzüge vornehmen und die Gehaltslisten ausfertigen. 


Hilfsstatistiker, d. h. Angestellte, die nach Anweisung Zahlen 
und Werte für inner- und außerbetriebliche Uebersichten er¬ 
mitteln und zusammenstellen. 
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Lohnabrechner, d. h. Angestellte, die ohne Rücksicht darauf, ob 
sie die Tätigkeit eines Lohnschreibers ausüben, auch die 
Lohnabzüge und Lohnzuschläge sowie Wegegelder, Tren¬ 
nungsgelder, Kosten der Heimfahrten usw. errechnen und ein- 
setzen, ferner die Formalitäten der Einstellung und Entlassung 
erledigen, die Arbeitspapiere verwalten u. dgl. 

Baustellenrechner, d. h. Angestellte, die nach Anweisung auf 
den Baustellen anfallende Lohn- und Materialwerte für die 
Weiterberechnung erfassen, den Ein- und Ausgang von Haupt- 
und Nebenstoffen, Geräten usw. aufzeichnen und den damit 
zusammenhängenden Schriftverkehr erledigen. 

Hilfslagerführer, d. h. Angestellte, die in den von den Firmen 
selbst betreuten Gefolgschaftslagern Listen oder Bestands¬ 
karteien über Lager- und Kücheneinrichtung, Lebensmittel¬ 
und Kantinenbestände führen und dem verantwortlichen 
Lagerführer bei seinen Arbeiten zur Hand gehen. 

Hilfsrechnungsprüfer, d. h. Angestellte, die Lieferantenrechnun¬ 
gen mengenmäßig und rechnerisch vorprüfen. 

Karteiführer, d. h. Angestellte, die im Einkauf nach Anweisung 
Lieferanten-Bezugsquellen-, Angebot und Bestellkarteien füh¬ 
ren oder auf dem Bauhof nach Anweisung die eingelagerten 
Haupt- und Nebenstoffe, Geräte usw. in Karteien aufzeichnen 
oder in der Geräteverwaltung nach Anweisung eine Kartei 
über den Gerätebestand und dessen Einsatzstellen, ferner über 
Ersatzteilbestände usw. führen, sowie sonstige Karteiführer. 

Magaziner, d. h. Angestellte mit Materialkenntnissen, die Haupt- 
und Nebenstoffe, Geräte usw. in das Magazin aufnehmen, dort 
verwalten, für den Weiterverbrauch herausgeben und die er¬ 
forderlichen Aufzeichnungen vornehmen. 

Mietrechner, d. h. Angestellte in der Geräteverwaltung, die. nach 
den Geräteeinsatzkarteien und der Geräteliste die Berechnung 
der Abschreibungs- und Verzinsungssätze aufstellen und Ge¬ 
rätevermietungen berechnen. 


Gehaltsgruppe K 3. 


Beispiele: 

Hauptregistratoren, d. h. Angestellte, die der gesamten Schrift¬ 
tum-Aufbewahrung und der Postexpedition verantwortlich 
vorstehen. 


Sekretärinnen, d. h. weibliche Angestellte, die den Anforderungen 
der Tarifgruppe K 2 entsprechen (Prüfungszeugnis einer deut¬ 
schen Industrie- und Handelskammer) und die ständig für die 
Betriebsleitung und in größeren Betrieben für leitende Ange- 
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stellte in Vertrauensstellungen mit einer gewissen Selbständig¬ 
keit beschäftigt werden. Das Mindestalter einer in* dieser 
. Gruppe eingereihten Angestellten muß 25 Jahre sein.. 

Kassierer, d. h. Angestellte, die den Geld- und Zahlungsmittelver- 
kehr von Kassen mit größerem Umsatz einschl. des damit ver¬ 
bundenen Schriftverkehrs führen. 

Buchhalter, d. h. Angestellte in Finanz- und Betriebsbuchhaltung 
bzw. Kasse, die alle vorkommenden Arbeiten mit Ausnahme 
der Bilanzen verrichten, wie Kontieren des Aufwandes, der 
Kosten und der Erlöse nach dem Kontenrahmen, Führung der 
Konto-Korrente einschließlich Abstimmung der Konten und 
des Mahn- und Zahlungsverkehrs, Führung der Bau- und 
sonstigen Sach- und Nebenkosten sowie des einschlägigen 
Schriftverkehrs und der steuerlichen Aufzeichnungen. 

Kaufm. Revisoren, d. h. Angestellte, die auf Grund ihrer kauf¬ 
männischen Vorbildung und betriebsbedingten Erfahrungen 
auf Anweisung Kassen-, Buchhaltungs- und Betriebskontrollen 
einfacher Art durchführen und in Berichten festlegen. 

Gehaltsbuchhalter, d. h. Angestellte, die die Arbeiten der Ge¬ 
haltsrechner überwachen, falls eine Gehaltskasse geführt wird, 
diese verwalten, die Verbuchung der Gehaltssummen auf die 
einzelnen Kostenstellen vornehmen, die Abrechnung mit den 
Finanzämtern, den Sozialversicherungsträgern usw. durch¬ 
führen, die Fersonalkartei führen und die Personalpapiere 
verwalten, die Urlaubsgewährung, Krankheitsdauer, militä¬ 
rische Uebungen überwachen und aufzeichnen. 

Kontierer, d. h. Angestellte, die Kosten und Erlöse nach dem vor¬ 
geschriebenen Kontenrahmen austiteln. 

Statistiker, d. h. Angestellte, die Zahlen und Werte für inner- 
und außerbetriebliche Uebersichten vornehmlich für den In¬ 
dustriebericht, das Statistische Reichsamt usw. zusammen¬ 
stellen. 

Lohnbuchhalter, d. h. Angestellte, die die gesamte Lohnberech¬ 
nung und alle damit zusammenhängenden Arbeiten im Ver¬ 
kehr mit Finanzamt, Sozialversicherungsträgern, sonstigen 
Behörden usw. durchführen bzw. die Arbeiten der Lohnrech¬ 
ner und Lohnschreiber überwachen. 

Baustellenrechnungsführer, d. h. Angestellte, die auf kleineren 
und mittleren Baustellen die Tätigkeit der Baustellenschreiber 
und -rechner überwachen und so ergänzen, daß alle der Bau¬ 
stellenverwaltung obliegenden Arbeiten, insbesondere auch 
die Kassenführung, Materialbestellung, Anforderung von 
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Nebenstoffen und Geräten, Aufnahmen der Bestände für Er¬ 
tragsrechnungen und Bilanzen usw., ordnungsmäßig erledigt 
werden. Bei Firmen, die das Lohnwesen auf der Baustelle 
erledigen, ist der Baustellenrechnungsführer auch Lohnbuch¬ 
halter; wird der Lohn nicht auf der Baustelle errechnet, hat 
er die erforderlichen Lohnaufzeichnungen für die Lohnab¬ 
teilung: zu liefern. 

Lagerführer, d. h. Angestellte, die in von den Firmen selbst be¬ 
treuten Gefolgschaftslagern die Belegungskartei führen und 
die Verrechnung der Unterkunfts- und Verpflegungssätze vor¬ 
nehmen, die Lagerordnung überwachen, dem Küchen- und 
Kantinenbetrieb vorstehen u. dgl. 

Zweite Einkäufer, d. h. Angestellte, die im Einkauf Angebote ein¬ 
holen und diese gegeneinander abstimmen, ferner gängige 
Artikel geringeren Umfanges einkaufen und den damit zu¬ 
sammenhängenden Schriftverkehr führen, die Eintragungen in 
die Bestellkartei auswerten, Lieferungen anmahnen, das 
Kontingentscheinwesen für bewirtschaftete Materialien über¬ 
wachen, Frachtkontrollen, Kontingentsbuchhaltung und Fuh¬ 
rennachweise u. dgl. führen. 

Rechnungsprüfer, d. h. Angestellte, die Lieferantenrechnungen 
unter Benutzung der Karteieintragungen mengenmäßig, preis¬ 
lich und rechnerisch prüfen. 

Magazinverwalter auf dem Bahnhof, d. h. Angestellte, die den 
Magazin- und Einlagerungsbetrieb sowie die Tätigkeit der 
Materialausgeber und Magaziner beaufsichtigen, die Eingänge 
nach Menge, Zustand und Preis rechnungsmäßig prüfen und 
die Ausgänge berechnen, die Soll- und Istbestände mit den 
Karteien vergleichen, die Eintragungen der Karteien aus¬ 
werten. 

Kommissionsführer, d. h. Angestellte, die in der Reparaturwerk¬ 
statt den Lohn- und Materialaufwand für die interne Berech¬ 
nung der reparierten Maschinen und Geräte zusammenstellen. 

Geräterechnungsprüfer, d. h. Angestellte, die aus betrieblichen 
Aufzeichnungen über aufgewandten Lohn, Materialverbrauch, 
Maschinenarbeitsanteil usw. die Kosten der ausgeführten 
Reparaturen ermitteln und berechnen sowie die Eintragungen 
in die Geräte- und Ersatzteilkarteien auswerten. 


Gehaltsgruppe K 4 


Beispiele: 

Hauptkassierer, d. h. Angestellte, die verantwortlich 


einen um¬ 


fangreichen Kassen- und Bankverkehr führen und Kassen¬ 
angestellten oder Gruppen K 1 bis 3 anweisend vorstehen. 
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Bilanzbuehhalter, d. h. Angestellte, die nach den erlassenen be¬ 
trieblichen Vorschriften Erfolgsübersichten und Bilanzen auf¬ 
stellen, die dabei zu beachtenden einschlägigen handeis-, preis- 
und steuerrechtlichen Bestimmungen beherrschen und den 
Buchhaltungsangestellten der Gruppen K 1 bis 3 anweisend 
vorstehen. 

Kaufm. Hauptrevisoren, d. h. Angestellte, die Kassen-, Bucb- 
haltungs-, Bilanz- und sonstige Betriebskontrollen verantwort¬ 
lich durchführen und Revisoren der Gruppe K 3 anweisend 
vorstehen. 

Hauptgehaltsbuchhalter, d. h. Angestellte, die mit den sozialver- 
sicherungs- und lohnsteuerrechtlichen Bestimmungen und den 
sonstigen einschlägigen Verordnungen des Angestelltenrechts 
voll vertraut sind und den Angestellten des Gehaltswesens 
der Gruppe K 1 bis 3 anweisend vorstehen. 

Hauptstatistiker, d. h. Angestellte, die den ihnen unterstellten 
Angestellten der Gruppe K 1 bis 3 anweisend vorstehen und 
ihre Arbeiten auswerten. 

Betriebsbuchhalter, d. h. Angestellte, die mit der Selbstkosten- 
ermittlung und den damit im Zusammenhang stehenden ge¬ 
setzlichen, preisrechtlichen und betrieblichen Vorschriften 
vertraut sind, die Kostenaufzeichnungen auswerten und für 
die Verwendung bei Kalkulationen usw. zusammenstellen 
sowie den Angestellten der Betriebsbuchhaltung der Gruppen 

K 1 bis 3 anweisend vorstehen. 

• 

Hauptlohnbuchhalter, d. h. Angestellte, die mit den sozialver- 
sicherungs- und lohnsteuerlichen Bestimmungen und den son¬ 
stigen einschlägigen Verordnungen des Arbeitsrechts voll 
vertraut sind, falls eine besondere Lohnkasse geführt wird, 
diese verantwortlich verwalten und den Angestellten des 
Lohnwesens der Gruppen K 1 bis 3 anweisend vorstehen. 

Baustellenoberrechnungsführer, d. h. Angestellte, die auf großen 
Baustellen die entsprechend umfangreichere und verantwort¬ 
lichere Tätigkeit eines Baustellenrechnungsführers ausüben 
und den Angestellten der Baustelle der Gruppen K 1 bis 3 an¬ 
weisend vorstehen. 

Erste Einkäufer, d. h. Angestellte, die Aufträge aller Art ver¬ 
geben, festgestellte Mengen- und Preisdifferenzen klären, 
Mängelrügen aussprechen, das Kontingent wesen verantwort¬ 
lich überwachen, den einschlägigen Schriftverkehr führen 
und den Angestellten des Einkaufs und der Rechnungsprüfung 
der Gruppen K 1—3 anweisend vorstehen. 
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Bauhof-Verwalter, d. h. Angestellte, die für die Durchführung 
des gesamten Bauhofbetriebes verantwortlich sind und den 
Angestellten des Bauhofes der Gruppen K 1—3 anweisend 
vorstehen. 

Geräte-Verwalter, d. h. Angestellte, die für die Bereitstellung der 
Geräte verantwortlich sind und den Angestellten der Geräte¬ 
verwaltung der Gruppen K 1—3 anweisend vorstehen. 

II. Technische Angestellte 


Beispiele: 


Gehaltsgruppe T 1 


Hilfskräfte aller Art im Betrieb, d. h. Angestellte, die beschäftigt 
werden mit dem Abzeichnen von Plänen, Durchzeichnen von 
Maßskizzen. Ausziehen und Anlegen von Zeichnungen, Be¬ 
schriften von Plänen, Abschreiben von Baubeschreibungen 
und von statischen Berechnungen, Ausrechnen und Nachrech¬ 
nen von Ansätzen in den vier Grundrechnungsarten, Aus¬ 
schreiben von Listen, Beihilfe bei Vermessungen und bei Ab¬ 
rechnungsarbeiten, Beihilfe bei der Aufstellung von Stunden- 
berichten und einfachen Statistiken, Vorbereitung zu unter¬ 
suchender Materialien und Vornahme einfacher Siebungen. 

Teilzeichnerinnen, d. h. Angestellte, die nach beendigter zwei¬ 
jähriger Berufausbildung das Abschlußzeugnis eines deut¬ 
schen Betriebes als Teilzeichnerin besitzen. 


Gehaltsgruppe T 2 

Beispiele: 

Hilfs-Kalkulatoren, d. h. Angestellte, die nach Angabe Preisermitt¬ 
lungen von einfachen Bauwerken aufstellen und Stundenbe¬ 
richte für die Nachkalkulation bearbeiten. 

Hilfs-Abrechner, d. h. Angestellte, die nach Anweisung die zeich¬ 
nerische und rechnerische Darstellung und Auswertung vor¬ 
handener Aufmaßunterlagen für die Bautenabrechnung vor-, 
nehmen. 

Vermessungszeichner, d. h. Angestellte, die nach beendigter 
dreijähriger praktischer Berufsausbildung das Zeugnis einer 
deutschen Industrie- und Handelskammer als Vermessungs- 
zeichner besitzen. 

Hilfstechniker, d. h. Angestellte, die nach Anweisung beschäftigt 
werden, im Vermessungswesen mit der Durchführung und 
zeichnerischen Festlegung von Aufmessungen und Vermes¬ 
sungsarbeiten; im Entwurf mit dem Aufzeichnen einfacher 
Pläne und der Uebertragung von Zeichnungen in andere Maß- 

8 * 115 



Stäbe; in Konstruktion und Statik mit dem Herstellen ein¬ 
facher Schalungszeichnungen, Aufträgen von graphischen 
Darstellungen, Fertigen von Eisenbiegelisten nach den Armie¬ 
rungsplänen, Aufstellen statischer Berechnungen einfacher 
Konstruktionsglieder oder im Baumaschinenwesen mit der 
Anfertigung von Gerätekarteiblättern nach Maßskizzen. 

Bauzeichner, d. h. Angestellte, die nach beendigter, dreijähriger, 
praktischer Berufsausbildung das Zeugnis einer deutschen In¬ 
dustrie- und Handelskammer besitzen. 

Hilfs-Bauführer, d. h. Angestellte, die nach Anweisung einfache 
Bauarbeiten überwachen, die zugehörigen Bauberichte auf¬ 
stellen, die erforderlichen Nivellements und Absteckungen 
vornehmen, nach Weisung die zeichnerische und rechnerische 
Darstellung von Teilbauleistungen aufstellen und nach An¬ 
weisung Aufmessungen vornehmen und einfache Nachkalku¬ 
lationsunterlagen fertigen. 

Baustoffprüfer, d. h. Angestellte, die nach beendigter dreijähriger 
Berufsausbildung das Zeugnis einer deutschen Industrie- und 
Handelskammer als Baustoffprüfer besitzen. 

Hilfs-Laboranten, d. h. Angestellte, die die Werkzeuge, Geräte und 
Maschinen des Laboratoriums pflegen und instandhalten, auf 
Anweisung betriebstechnische Vorgänge im Laborationsver- 
such durchführen wie Destillationen, Siebenanalysen usw. 
und auf Weisung die erf^derlichen rechnerischen und zeich¬ 
nerischen Aufzeichnungen vornehmen. 


Beispiele: 


Gehaltsgruppe T 3 


Techniker für Kalkulation, d. h. Angestellte, die auf Grund ge¬ 
gebener allgemeiner Richtlinien mit Ausnahme der Kalkula¬ 
tion von Baustelleneinrichtungen in ihrem Fachgebiet Preis¬ 
ermittlungen von Bauausführungen aufstellen und die Aus¬ 
arbeitung von Stundennachkalkulationen vornehmen. 

Techniker für Abrechnung, d. h. Angestellte, die auf Grund ge¬ 
gebener allgemeiner Richtlinien einfache Bauleistungen auf¬ 
messen, zeichnerisch festlegen, ausrechnen und auswerten. 

Abrechner, d. h. Angestellte, die auf Grund vorhandener Bau- 
stellenaufmaße nach allgemeinen Richtlinien Bauabrechnun¬ 
gen aufstellen, ausrechnen, auswerten und die Abrechnung 
für die Bauherrschaft vorbereiten. 

Techniker für Vermessung, d. h. Angestellte, die auf Grund ge¬ 
gebener allgemeiner Richtlinien Nivellements durchführen und 
deren zeichnerische formgerechte Darstellung vornehmen. 


116 



Techniker für Entwurf, d. h. Angestellte, die auf Grund gege¬ 
bener allgemeiner Richtlinien einfache Gebäude und bauliche 
Anlagen bautechnisch entwerfen, die zugehörigen Pläne fer¬ 
tigen, Einzelheiten ausarbeiten und einfache Baubeschreibun¬ 
gen aufstellen. 

Techniker für Statik und Konstruktion, d. h. Angestellte, die auf 
Grund gegebener allgemeiner Richtlinien einfache Baukon¬ 
struktionen bearbeiten und die dazu gehörigen statischen Be¬ 
rechnungen aufstellen, ferner Schalungs- und Bewehrungs¬ 
pläne für Eisenbetonkonstruktionen fertigen sowie Detail¬ 
zeichnungen aller Art mit den zugehörigen statischen Zwi¬ 
schenrechnungen für das Detail ausarbeiten. 

Bauführer, d. h. Angestellte, die auf Grund gegebener allgemei¬ 
ner Richtlinien kleinere Baustellen oder Teilabschnitte grö¬ 
ßerer Bauvorhaben ihres Fachgebietes überwachen, die zu¬ 
gehörigen Bauberichte aufstellen, die erforderlichen Nivelle¬ 
ments, Winkelabmessungen und Absteckungen vornehmen 
und die zugehörigen Abrechnungs- und Nachkalkulations¬ 
unterlagen aufstellen. 

Baustoff-Laboranten, d. h. Angestellte, die auf Grund allgemeiner 
Richtlinien Analysen nach den Normenvorschriften und an¬ 
dere materialtechnische Untersuchungen durchführen. 

Techniker für Baumaschinen, d. h. Angestellte, die auf Grund 
allgemeiner Richtlinien Zeichnungen von Baumaschinen, 
deren Ersatzteile und Umkonstruktionen anfertigen, zuge¬ 
hörige, einfache, technische Berechnungen durchführen, Er¬ 
satzteilbestellungen technisch bearbeiten, die technische 
Ueberwachung von Reparaturarbeiten vornehmen und Ver¬ 
sandpläne aufstellen. 

Gehaltsgruppe T 4 

Beispiele: 

Kalkulatoren, d. h Angestellte, die Preisermittlungen für alle vor¬ 
kommenden Bauarbeiten ihres Fachgebietes einschließlich 
der Kosten der Baustelleneinrichtungen selbständig aufstel¬ 
len, schwierige Sonderfälle nach Anleitung bearbeiten, die 
preisrechtlichen Bestimmungen beherrschen und den Kalku¬ 
lationsangestellten der Truppen T 1—3 anweisend vorstehen. 

Bauabrechner, d. h. Angestellte, die selbständige Aufmaßarbeiten 
schwierigerer Bauleistungen durchführen, den Abrechnungs¬ 
angestellten der Gruppen T 1—3 arrweisend vorstehen, 
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deren Vorarbeiten auswerten und die Endabrechnungen unter 
Beherrschung der preisrechtlichen Vorschriften und der Be¬ 
stimmungen der VOB. aufstellen. 

Feldmesser, d. h. Angestellte, die alle bauüblichen Vermessungs¬ 
arbeiten selbständig unter voller Beherrschung des Nivellier¬ 
instrumentes und des Theodolithen durchführen und den Ver¬ 
messungsangestellten der Gruppen T 1—3 an weisend vor¬ 
stehen. 

Bauplaner, d. h. Angestellte, die selbständig Gebäude und bau¬ 
liche Anlagen aller Art bautechnisch entwerfen, Sicherheit in 
der Planfertigung, in der Darstellung und Perspektive sowie 
Allgemeinkenntnisse in der Baustatik besitzen, Baubeschrei¬ 
bungen auch schwierigerer Bauwerke selbständig aufstellen 
und den entwerfenden Angestellten der Gruppen T 1—3 an- 
anweisend Vorsteher. 

Konstrukteure und Statiker, d. h. Angestellte, die selbständig 
unter Beherrschung des durchlaufenden Trägers allgemeine 
statische Berechnungen aufstellen, die Beniessungsverfahren 
kennen, ferner nach Anleitung die Berechnung statisch unbe¬ 
stimmter Systeme wie Stockwerksrahmen u. dgl. vornehmen. 

Oberbauführer, d. h. Angestellte, die selbständig die Ueber- 
wachung größerer bzw. technisch schwierigerer oder mehre¬ 
rer kleinerer Baustellen vornehmen, den Verkehr mit Bau¬ 
herren und Behörden führen, die Grundlagen, wie Baube¬ 
richte, Aufmaße usw., für die Nachkalkulation der Preise 
sämtlicher Arbeiten und die Abrechnung aufstellen und den 
ihnen zugeteilten Angestellten der Bauführung der Gruppen 
T 1—3 anweisend vorstehen. 

Bauchemiker, d. h. Angestellte, die selbständig bauchemische 
und physikalische Untersuchungen durchführen, Anleitungen 
für den Stoffverbrauch geben, diesen überwachen, material- 
technische Entwicklungsarbeiten vornehmen und die Tätig¬ 
keit der Angestellten der Materialprüfung der Gruppen T 
1—3 überwachen und diesen anweisend vorstehen. 

Baumaschinenkonstrukteure und -inspektoren, d. h. Angestellte, 
die die Baugeräte hinsichtlich ihres Betriebszustandes über¬ 
wachen, selbständig Instandsetzungsarbeiten und deren 
Durchführung anordnen, Neukonstruktionen entwerfen und 
maschinentechnisch berechnen, den Angestellten der Gruppen 
T 1—3 im Baumaschinenwesen und im Werkstattbetrieb an¬ 
weisend vorstehen, deren Vorarbeiten auswerten und die Lei¬ 
tung von Werkstätten und Werkstattbetrieben ausüben. 
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III. Poliere und Schachtmeister 
Gehaltsgruppe M 

Poliere und Schachtmeister, d. h. Angestellte, die gemäß den 
Begriffsbestimmungen und Berufsbildern für die Berufe der 
deutschen Bauwirtschaft (Anhang zur Reichstarifordnung für 
das Baugewerbe, Tarifregister Nr. 95/55 vom 1. Nov. 1941) 
die Hilfspolier- bzw. Hilfsschachtmeisterprüfung mit Erfolg 
abgelegt haben oder eine gleichwertige anerkannte Beschei¬ 
nigung besitzen und von einem deutschen Betrieb nach vor¬ 
angegangener mindestens einjähriger Arbeit als Hilfspolier 
oder Hilfsschachtmeister schriftlich zum Polier oder Schacht¬ 
meister ernannt sind und deren Tätigkeit überwiegend auf¬ 
sichtsführend geworden ist. 

Die den Polieren und Schachtineistern entsprechenden 
Angestellten der Baunebengewerbe müssen die in der jewei¬ 
ligen Reichstarifordnung genannten Voraussetzungen oder 
die berufsüblichen Bedingungen für die Hilfsmeister erfüllen. 
Darüber hinaus müssen sie den im vorhergehenden Absatz 
genannten weiteren Voraussetzungen entsprechen. 

Gehaltsgruppe MO 

Oberpoliere und Oberschachtmeister, d. h. Angestellte, die min¬ 
destens 5 Jahre als Poliere und Schachtmeister tätig gewe¬ 
sen, denen regelmäßig Poliere und Schachtmeister unter¬ 
stehen und die von einem deutschen Betrieb schriftlich zum 
Oberpolier oder Oberschachtmeister ernannt sind. 

Bür die Angestellten, die in den Baunebengewerben tätig 
sind und zum Obermeister ernannt werden, gilt Entspre¬ 
chendes. 

Anordnung 

des Sondertreuhänders für das deutsche Baugewerbe im Ausland 
für die Ueberweisung von Heimatbezügen deutscher Bauarbeiter 
und Bauangestellter nach dem Ausland. 

(Anordnung für die Ueberweisung von Heimatbezügen.) 

Vom 3. Juni 1943. 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Anordnung: 

I. 

Die außerhalb der Reichsgrenze ' eingesetzten deutschen Bau¬ 
arbeiter und Bauangestellten können von dem ihnen nach der Bau¬ 
tarifordnung-Ausland vom 11. Dezember 1942 bzw. dem Bauangc- 
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stelltentarif-Ausland vom 22. Februar 1943 zustehenden Lohn oder 
Gehalt unter entsprechender Kürzung der an sich in der Heimat 
auszuzahlenden Bezüge neben dem Einsatzsold folgende Barbeträge 
im Ausland ausgezahlt erhalten: 

1. Angestellte der Gehaltsgruppen K 4 und T 4 des Bauange- 
stelltentarifs-Ausland bis zu RM 100.— oder den entsprechen¬ 
den Gegenwert in ausländischer Währung je Monat. 

2. Angestellte der Gehaltsgruppen K3 und T3 und MO des 
Bauangestelltentarifs-Ausland bis zu RM 75.— oder den ent¬ 
sprechenden Gegenwert in ausländischer Währung je Monat. 

3. Angestellte aller übrigen Gehaltsgruppen des Bauangestell¬ 
tentarifs-Ausland sowie Arbeiter aller Lohngruppen der Bau- 
tarifordnung-Ausland vom 11. Dezember 1942 bis zuRM50.— 
oder den entsprechenden Gegenwert in ausländischer Wäh¬ 
rung je Monat. 

II. 

Diese Anordnung tritt mit dem 1. Juni 1943 in Kraft. 

Anordnung 

des Sondertreuhänders der Arbeit für das deutsche Baugewerbe 
im Ausland für die in den besetzten Ostgebieten und im General¬ 
gouvernement eingesetzten ausländischen Bauarbeiter mit Aus¬ 
nahme der einheimischen Arbeitskräfte 
(Ausländer-An ordnung-Ost) 
vom 12. Januar 1943. 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Anordnung: 

§ 1 

Geltungsbereich. 

1. Räumlicher: Für die besetzten Ostgebiete und das Gene¬ 
ralgouvernement einschließlich des Distrikts Galizien. 

2. Fachlicher: Für die Betriebe des Baugewerbes und der Bau¬ 
nebengewerbe, soweit sie im Auftrag deutscher Bauträger (einschl. 
der Organisation Todt) tätig sind. 

3. Persönlicher: Für die ausländischen nichtdeutschen Arbeits¬ 
kräfte (einschließlich Protektoratsangehörige) mit Ausnahme der¬ 
jenigen, die in dem Lande, in welchem ihr ständiger Wohnsitz liegt, 
beschäftigt werden (Einheimische). 

Die Anordnung gilt weiterhin nicht für Polen und für Arbeits¬ 
kräfte aus den besetzten Ostgebieten. 
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§2 

Arbeitszeit. 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Ruhe¬ 
pausen 48 Stunden wöchentlich. 

(2) Die regelmäßige Arbeitszeit der Maschinisten, Heizer, Kraft¬ 
fahrer, Beifahrer und Kutscher beträgt 60 Stunden, die des Wach¬ 
personals, der Barackenwärter, Sanitäter und Köche 72 Stunden 
wöchentlich einschließlich Arbeitsbereitschaft sowie der Vor- und 
Abschlußarbeiten. 

(3) Die Arbeitszeit beginnt an der Baustelle bzw. an einem von 
dem Betriebsführer oder dessen Beauftragten im Rinvernehmen 
mit der Bauleitung bestimmten Platz. Beginn und Ende der täg¬ 
lichen Arbeitszeit richtet sich nach den kriegsbedingten einsatz¬ 
mäßigen Erfordernissen. Sie wird bestimmt auf den Baustellen 
durch den Betriebsführer oder dessen Beauftragten im Benehmen 
mit der Bauleitung (bei der Organisation Todt durch die Bauleitung) 
und in den Unterkünften durch die zuständigen Lagerführer oder 
die von ihnen Beauftragten. 

(4) Bei Dreischichtarbeit ist für jede Schicht in die Arbeitszeit 
eine bezahlte Pause von einer halben Stunde einzulegen. 

(5) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis nicht zum Beginn 
oder Ende der Lohnwoche, so ist von der regelmäßigen Arbeitszeit 
von 8, 10 oder 12 Stunden auszugehen. 

(6) Mehrarbeit ist die über die regelmäßige Arbeitszeit der Ziffern 
(1) und (2) hinaus geleistete Arbeit. Sie wird mit einem Zuschlag von 
25 v. H. auf den Tariflohn des § 3 abgegolten. Mehrarbeit ist auf 
Anordnung der Bauleitung, des Betriebsfülirers oder des von diesen 
Beauftragten in jedem Palle zu leisten. 

(7) Für Nachtarbeit werden besondere Nachtarbeitszuschläge 
nicht gezahlt. 

(8) Sonn- und Peiertagsarbeit ist die an Sonn- und Feiertagen 
zwischen 0 Uhr und 24 Uhr geleistete Arbeit. Sie wird mit einem 
Zuschlag von 50 v. H. auf den Tariflohn des § 3 vergütet, soweit 
nicht Freizeit an einem Werktag gewährt wird. 

Der Zuschlag erhöht sich auf 100 v. H. für Arbeit am Neu¬ 
jahrstage, am 1. Mai, an beiden Oster-, Pfingst- und Weihnachts¬ 
feiertagen und an den Tagen, die vom Reichsminister des Innern 
auf Grund des Gesetzes über einmalige Sonderfeiertage (Reichsge- 
setzbl. I S. 763) zu staatlichen Feiertagen erklärt werden. 

§3 

Entlohnung. 

(1) Für die unter den Geltungsbereich dieser Anordnung fallen¬ 
den Arbeitskräfte gelten einheitlich die folgenden Stundenlöhne: 
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(2) Lohngruppen (Auslandsbaustellenlohn). 

A. Hilfspoliere, Hilfsschachtmeister. Baggerführer und 


Großbrunnenbauer.0,96 RM 

B. Fachvorarbeiter aller Art.0,92 RM 

C. Baggermaschinisten, Baumaschinenführer . . . 0,85 RM 

D. Facharbeiter aller Art, wie: 


Maurer, Zimmerer, Schmiede, Mineure, Pflasterer, 
Bautischler. gelernte Kraftfahrzeughandwerker, 
Schlosser, Kraftfahrer u. Beifahrer mit mindestens 
dreijähriger ununterbrochener Fahrerpraxis im Be¬ 
ruf, die selbständig Reparaturen vornehmen können; 
außerdem Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe F 0,80 RM 

F. Angelernte Arbeiter aller Art. wie: 

Einschaler, Fisenbieger, Fisenflechter, Baumaschi¬ 
nisten. Pflasterrammer, Steinhauer (Steinschläger) 
im Straßenbau, Mineurhelfer, Kraftfahrer und Bei¬ 
fahrer, bei denen die unter D für diese Berufsgrup¬ 
pen angegebenen Voraussetzungen nicht vorliegen; 
außerdem Vorarbeiter von Kolonnen der Gruppe F 0,72 RM 


F. Helfer und Hilfsarbeiter aller Art.0,65 „ 

G. Wachpersonal: 

a) Wachführer.0,72 „ 

b) Oberwachmänner.0,65 „ 

c) Wachmänner und Pförtner.0,60 „ 

H. Unterkunftspersonal: 

a) 1. Köche .0,92 „ 

b) 2. Köche.0,80 „ 

c) Hilfsköche. 0,72 „ 

d) Barackenwärter, Küchenhilfen.0,60 „ 

.1. Jugendliche: 


Gefolgschaftsmitglieder bis zum vollendeten 18. Lebens¬ 
jahr erhalten 80 v. H., nach vollendetem 18. Lebensjahr 100 
v. H. des Vollarbeitertariflohnes ihrer Berufsgruppe. 

K. Frauen: 

Frauen erhalten 80 v. H. der Männerlöhne der entspre¬ 
chenden Berufsgruppe und Altersklasse. 

(3) Die Fingruppierung der Arbeitskräfte in die einzelnen Lohn¬ 
gruppen der Ziffer (2) hat nach gewissenhafter Feststellung ihrer 
fachlichen Leistung zu erfolgen, wobei die zu stellenden Leistungs¬ 
anforderungen nicht geringer sein dürfen als bei normalleistungs- 
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fähigen deutschen Arbeitskräften derselben Lohngruppe. Im Zwei¬ 
felsfalle hat der Betriebsführer vor seiner Entscheidung die Organi¬ 
sation der gewerblichen Wirtschaft (Wirtschaftsgruppe Bauindu¬ 
strie bzw. Reichsinnungsverband des Bauhandwerks) gutachtlich zu 
hören. 

(4) Eine Leistungszulage bis zur Höhe von 10 v. H. auf die unter 
Ziffer 2 genannten Löhne kann an Arbeiter mit überdurchschnitt¬ 
licher Leistung — sofern sie nicht im Leistungslohn arbeiten — nur 
mit Zustimmung der örtlichen Bauleitung bezahlt werden. Die 
Leistungszulage darf jedoch nur an ein Viertel der auf einer Bau¬ 
stelle eingesetzten Arbeitskräfte, darüber hinaus nur mit Zustim¬ 
mung des Sondertreuhänders der Arbeit für das deutsche Bauge¬ 
werbe im Ausland bzw. des Sondertreuliänders der Arbeit für die 
Organisation Todt gezahlt werden. 

Bis zum Inkrafttreten dieser Anordnung gewährte Leistungs- 
zulagen an einzelne Arbeiter dürfen in folgenden Fällen zum Aus¬ 
landsbaustellenlohn weitergewährt werden: 

a) Leistungszulagen, die mit schriftlicher Zustimmung eines 
Reichstreuhänders oder Sondertreuliänders der Arbeit bereits 
gezahlt wurden, 

b) Leistungszulagen, die auf Grund einer Höchstlohnanordnung 
des für den Betriebssitz zuständigen Reichstreuhänders der 
Arbeit ohne Genehmigung zulässig waren, 

c) Leistlingszulagen, die nicht mehr als 15 v. H. des zuständigen 
Auslandsbaustellenlohnes ausmachen. 

Die Zahlung darüber hinausgehender Leistungszulagen ist, da 
sie gegen den Lohnstop verstoßen würde, spätestens mit Inkraft¬ 
treten dieser Anordnung einzustellen. 

Für ihre ganze oder teilweise Wiedergewährung sowie für 
jede Neugewährung von Leistungszulagen gelten die Bestimmungen 
des § 3 Ziffer (3) Abs. 1 sowie die Vorschriften des § 12. 

Bei Arbeiten im Leistungslohn darf nur der Tariflohn — ohne 
Leistungszulage — zugrunde gelegt werden. 

(5) Die in dieser Anordnung angegebenen Löhne gelten für eine 
normale Arbeitsleistung. Arbeiter, die nicht im Leistungslohn arbei¬ 
ten und ständig Leistungen erbringen, die den an Arbeiter normaler 
Leistungsfähigkeit zu stellenden Anforderungen nicht entsprechen, 
können unter den tariflichen Sätzen entlohnt werden. Der Minder¬ 
lohn ist von der örtlichen Bauleitung im Benehmen mit dem Be¬ 
triebsführer oder dessen Beauftragten festzusetzen. Bei Arbeiten im 
Leistungslohn nach Bauleistungswerten richtet sich die Entlohnung 
ausschließlich nach der Leistung. 
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(6) Bei der Festsetzung des Baustellenlohnes auf Grund dieser 
Anordnung hat der Betriebsführer bzw. die lohnzahlende Stelle den 
Arbeitern, die bisher eine Leistungszulage erhalten haben, schrift¬ 
lich bekanntzugeben, in welche Lohngruppe dieser Anordnung sie 
eingestuft werden, welchen Tarifstundenlohn sie danach erhalten 
und ob und gegebenenfalls in welcher Höhe die bisher gewährte 
Leistungszulage nach den vorstehenden Bestimmungen weiterge¬ 
zahlt werden kann. 

(7) Nach Möglichkeit sollen alle Arbeiten im Leistungslohn aus¬ 
geführt werden. Dabei ist — soweit es sich um Bauarbeiten handelt 
— die Reichstarifordnung über den Leistungslohn im Baugewerbe 
vom 2. Juni 1942 nebst Anhängen anzuwenden. 

(8) Der Lohn für geleistete Arbeit wird in dem betrieblich fest¬ 
gesetzten Lohnabrechnungszeitraum abgerechnet. Die Ueberwei- 
sung des Lohnes erfolgt an die vom Arbeiter anzugebende Heimat¬ 
anschrift. 

(9) Ein Lohnanspruch besteht nur für tatsächlich geleistete Ar¬ 
beit, soweit die Bestimmungen der §§ 4, 7 und 8 nicht etwas Ab¬ 
weichendes vorschreiben. 

§4 

Arbeitsausfall und Arbeitsversäumnis. 

(1) Können Arbeiter aus Gründen, die nicht in ihrer Person lie¬ 
gen (z. B. Schlechtwetter, Feindeinwirkung, Materialmangel, Ein¬ 
satzwechsel, Aufenthalt im Durchgangslager, Quarantäneaufenthalt) 
nicht voll arbeiten, so haben sie Anspruch auf Zahlung des Tarif¬ 
lohnes für mindestens 48 Stunden wöchentlich. 

(2) Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Verwundung, Unfalls oder Er¬ 
krankung wird der Lohn für 48 Stunden wöchentlich von der lohn¬ 
zahlenden Stelle so lange weitergezahlt, wie der Arbeitsunfähige 
im Einsatzland oder im Reichsgebiet ist. Die Lohnweiterzahlung 
erfolgt jedoch höchstens auf die Dauer von 13 Wochen. Die Ar¬ 
beitsunfähigkeit muß einwandfrei, insbesondere durch eine Beschei¬ 
nigung des zuständigen Militärarztes, OT.-Arztes bzw. des Kran¬ 
kenhauses nachgewiesen werden. 

(3) Die Weiterzahlung des Lohnes in den Fällen der Ziffer (1) und 
(2) erfolgt nicht über die Dauer des Arbeitsverhältnisses hinaus. 

§5 

Familienbeihilfe. 

(1) Verheiratete Arbeitskräfte, deren Arbeitsvertrag in Ueberein- 
stimmung mit den lohngestaltenden Vorschriften vor dem 1. Fe¬ 
bruar 1943 mit behördlicher Genehmigung nachweislich zu einem 
höheren Lohn als dem Baustellenlohn dieser Anordnung abgeschlos- 
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sen wurde, können auf Antrag: bis zum Ablauf ihres Arbeitsvertra¬ 
ges eine Familienbeihilfe erhalten. 

(2) Die Beihilfe wird für Arbeitskräfte, die im Rahmen der Or¬ 
ganisation Todt eingesetzt sind, auf Antrag der lohnzahlenden 
Stelle von der Hauptabteilung Arbeitseinsatz und Sozialpolitik der 
Organisation Todt — Zentrale — (A 3) festgesetzt und monatlich 
an die vom Arbeiter angegebene Heimatanschrift überwiesen. 

Die Beihilfe wird für Arbeitskräfte, die auf Bauvorhaben außer¬ 
halb der Organisation Todt (z. B. Luftwaffe, Eisenbahn usw.) einge¬ 
setzt sind, auf Antrag des Betriebs von der Familienbeihilfestelle 
für Bauarbeiter im Auslandseinsatz beim Arbeitsamt Berlin C 2 
festgesetzt und monatlich an die vom Arbeiter angegebene Heimat¬ 
anschrift überwiesen. Die Festsetzung erfolgt in diesem Falle zu 
Lasten des jeweiligen Bauträgers. Das Arbeitsamt ist bei der Fest¬ 
setzung ausschließlich an die Weisungen des Sondertreuhänders 
der Arbeit für das deutsche Baugewerbe im Ausland gebunden 

(3) Der monatlich auszuzahlende Betrag errechnet sich aus dem 
250fachen Differenzbetrag zwischen dem nach Ziffer (1) zulässigen 
Anwerbelohn und dem Auslandsbaustellenlohn dieser Anordnung. 

Die Familienbeihilfe ist in ihrer Höhe unabhängig von der Ar¬ 
beitszeit auf der Baustelle. 

Für jeden Tag, an dem der Arbeiter die Arbeit pflichtwidrig ver¬ 
säumt, wird die Familienbeihilfe um */« des Monatsbetrages ge¬ 
kürzt. Die Familienbeihilfe wird gewährt, so lange dem Arbeiter 
bzw. dessen Familienangehörigen Anspruch auf Lohn nach dieser 
Anordnung zusteht. 

(4) Das Aufrücken in eine höhere Lohngruppe während der 
Tätigkeit im Auslandseinsatz sowie die Gewährung von Leistungs¬ 
zulagen, Prämien und die bei Arbeiten im Leistungslohn erzielten 
Mehrverdienste bleiben ohne Einfluß auf die einmal festgesetzte 
Höhe der Familienbeihilfe. 

(5) Verheiratete ausländische Arbeitskräfte, die vor dem Inkraft¬ 
treten dieser Anordnung auf Grund der nach Ziffer (1) zulässigen 
Ainverbebedingungen ein Trennungsgeld bzw. Auslösung nicht er¬ 
halten haben, aber nach § 6 dieser Anordnung nunmehr Einsatzgeld 
beziehen, können auf Antrag eine Familienbeihilfe bekommen, wenn 
die Gesamtbezüge aus dieser Anordnung (Baustellenlohn, Einsatz¬ 
geld) niedriger sind als der Anwerbelohn. Für diesen Fall errechnet 
sich die Familienbeihilfe aus dem 250fachen Differenzbetrag zwi¬ 
schen dem Baustellenlohn dieser Anordnung — erhöht um l ho des 
täglichen Einsatzgeldes — und dem Anwerbelohn. 

(6) In besonderen Fällen kann der Sondertreuhänder der Arbeit 
für das deutsche Baugewerbe im Ausland und für die Organisation 



Todt eine von den Bestimmungen dieses Paragraphen abweichende 
Regelung treffen. 

§6 

Verpflegung, Unterkunft und Einsatzgeld. 

(1) Dem Arbeiter werden für die Dauer seines Auslandseinsatzes 
an Stelle von Auslösung oder Trennungsgeld folgende Leistungen 
gewährt: 

a) freie Verpflegung, 

b) freie Unterkunft, 

c) Einsatzgeld. 

(2) Im genehmigten Urlaub oder in solchen Fällen, in denen der 
Arbeiter aus nicht in seiner Person liegenden Gründen nicht an der 
Gemeinschaftsverpflegung teilnehmen kann und sich mit Geneh¬ 
migung des Betriebsführers und der Bauleitung aus eigenen Mitteln 
verpflegt, hat er Anspruch auf ein tägliches Verpflegungsgeld, des¬ 
sen Höhe sich aus dem Anhang (vgl. Anl. 2) ergibt. Das gleiche 
gilt in Erkrankungsfällen, wenn der Erkrankte nicht frei unterge¬ 
bracht und verpflegt werden kann Ist der Empfang von Gemein¬ 
schaftsverpflegung am Aufenthaltsort möglich und nimmt der Ar¬ 
beiter diese aus eigenem Entschluß nicht in Empfang, so verliert er 
seinen Anspruch auf Gewährung des Verpflegungsgeldes. 

(3) Jeder Arbeiter erhält für die Dauer, für welche er nach den 
Bestimmungen dieser Anordnung Lohn erhält, ein Einsatzgeld nach 
folgenden Grundsätzen: 

h'insat/.geld¬ 
gruppe 
(s. Anlage 2 ) 

a) Arbeiter der Lohngruppe A . I 

b) Arbeiter der Lohngruppen B, C, D, G a und b und 

Vorarbeiter der Lohngruppe E. II 


c) alle übrigen Arbeiter. III 

d) jugendliche Arbeitskräfte bis zum vollendeten 

21. Lebensjahr. IV 


Das Einsatzgeld soll in regelmäßigen Abständen mindestens drei¬ 
mal im Monat an vorher vom Betriebsführer oder der Bauleitung be¬ 
stimmten Tagen gezahlt werden. Der Anspruch auf Einsatzgeld be¬ 
ginnt mit Anfang des Monatsdrittels, in dem der Arbeiter zum Arbeits¬ 
antritt ins Ausland in Marsch gesetzt wird und endet mit Ablauf des 
Monatsdrittels, in dem der Arbeiter entlassen oder entpflichtet wird. 
Die Zahlung des Einsatzgeldes sowie die etwaige Zahlung eines 
Verpflegungsgeldes nach Ziffer (2) dieser Anordnung erfolgt durch 
die lohnzahlende Stelle, soweit nicht der Bauträger sich die Bezah- 
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lung dieser Beträge vorbehält. Der Anspruch besteht im Rahmen 
des OT.-Einsatzes gegenüber der Organisation Todt. 

(4) Wird der Arbeiter auf Grund eines Vergehens in Haft ge¬ 
nommen, so verliert er für die Tage der Haft den Anspruch auf das 
Einsatzgeld. Bereits für diese Zeit empfangenes Einsatzgeld ist bei 
der nächsten Einsatzgeldauszahlung in Anrechnung zu bringen. 

(5) Der Anspruch auf Einsatzgeld entfällt auch für die Zeit der 
Gefangenschaft und des Vermißtseins. Soweit in diesen Fällen Ein¬ 
satzgeld bereits empfangen wurde, verbleibt es dabei. 

(6) Wird dem Arbeiter Bekleidung zur Verfügung gestellt, so hat 
er bei der Entlassung oder Entpflichtung die empfangene Dienst- oder 
Arbeitskleidung bei der vom Betrieb oder von der Bauleitung be¬ 
stimmten Abgabestelle abzugeben. Dem Arbeiter wird in diesem 
Falle von der Abgabestelle eine Bescheinigung gegeben. Arbeits¬ 
papiere und Restlohn werden nur gegen Abgabe dieser Bescheinigung 
ausgehändigt. 

§ 7 

Urlaub. 

(1) Jeder Arbeiter erwirbt in jedem Urlaubsjahr Anspruch auf 
18 Kalendertage Heimaturlaub zuzüglich der notwendigen Reisetage. 
Daneben besteht ein Anspruch auf Familienheimfahrt nicht. Urlaubs¬ 
marken werden nicht geklebt. 

(2) Das Urlaubsjahr ist das Beschäftigungsjahr im Auslandsein-/ 
satz, beginnend mit dem Tage der Inmarschsetzung. 

(3) Bei neu außerhalb der Reichsgrenze eingesetzten Arbeits¬ 
kräften entsteht der Urlaubsanspruch erstmalig nach einem ununter¬ 
brochenen sechsmonatigen Auslandseinsatz (Wartezeit). 

Die Wartezeit wird durch Baustellen- oder Firmenwechsel nicht 
unterbrochen. In diesem Falle ist dem Arbeiter die bisherige Dauer 
der Wartezeit zu bescheinigen. 

(4) Der Zeitpunkt des Urlaubsantritts, die Urlaubsdauer und die 
Zahl der Reisetage sind von der örtlichen Bauleitung festzusetzen. 
Nach Möglichkeit soll der Urlaub zusammenhängend genommen 
werden. 

(5) Für jeden Urlaubs- und Reisetag wird ohne Rücksicht auf die 
tatsächliche Arbeitszeit vor Urlaubsantritt der lOfache tarifliche 
Stundenlohn dieser Anordnung zuzüglich einer etwa gewährten Lei¬ 
stungszulage, jedoch ohne Mehrarbeitszuschlag bezahlt. Arbeiter, 
die mindestens 3 Monate vor Urlaubsantritt ständig im Leistungs¬ 
lohn gearbeitet haben, erhalten je Urlaubs- und Reisetag den 10- 
fachen Durchschnittsstundenverdienst der letzten 3 Monate ohne 
Mehrarbeitszuschlag. 
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(6) Für die Dauer des Urlaubs erhält der Arbeiter je Kalender¬ 
tag ein Verpflegungsgeld von 2,10 RM, für die Reisetage ein solches 
von 3— RM, wenn Marschverpflegung nicht empfangen wurde oder 
eine Teilnahme an der Gemeinschaftsverpflegung nicht möglich ist. 

(7) Für die Reise vom Einsatzort bis zum Wohnort und zurück 
wird kostenlose Fahrt gewährt. In jedem Falle i$t der kürzeste 
Weg für die Hin- als auch für die Rückreise zu benutzen. Werden 
die von der örtlichen Bauleitung bestimmten Reisetage durch Ver¬ 
kehrsstörungen oder aus sonstigen nicht in der Person des Urlau¬ 
bers liegenden Gründen überschritten, so ist die Notwendigkeit der 
Ueberschreitung durch eine Bescheinigung der zuständigen Dienst¬ 
stellen der Reichsbahn, Wehrmacht, OT.-Leitstellen usw. nachzu¬ 
weisen. 

(8) Scheidet ein Arbeiter aus dem Auslandseinsatz aus, ohne daß 
ihm der nach dieser Anordnung zustehende Urlaub bereits gewährt 
wurde, so erhält er ohne Rücksicht auf die in Ziffer (3) genannten 
Wartezeiten für jeden angefangenen Beschäftigungsmonat im Ur¬ 
laubsjahr im Auslandseinsatz eine Urlaubsabgeltung von 15 Arbeits¬ 
stunden unter Zugrundelegung seines Baustellenstundenlohnes nach 
dieser Anordnung. 

§8 

Sonderurlaub. 

(1) Im Falle von Todesfällen und nachweislich schweren Er¬ 
krankungen der Eltern, Ehefrau und Kinder des Arbeiters kann ihm 
über die Bestimmungen des § 7 (Urlaub) hinaus ein Sonderurlaub 
bis zur Gesamtdauer von 7 Tagen jährlich zuzüglich der notwen¬ 
digen Reisetage gewährt werden, falls die Verhältnisse am Einsatz¬ 
ort eine vorübergehende Dienstbefreiung zulassen. 

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 (Urlaub) Ziffern 
(4), (5), (6), (7) und (8) entsprechend. 

(3) Der Sonderurlaub bedarf der schriftlichen Zustimmung der 

Bauleitung. i 

§9 

Erschwerniszuschläge. 

Erschwerniszuschläge werden lediglich bei folgenden Arbeiten 
gezahlt: 

a) Bei Arbeiten in im Bau oder Reparatur befindlichen Tunnel 
und Stollen nach einer Vortriebslänge von 60 m 0.15 RM je 
Stunde. (Bei Vorliegen besonderer Erschwernisse kann die 
Zulage mit Genehmigung der Bauleitung auch schon bei einer 
Vortriebslänge von weniger als 60 m gezahlt werden.) 
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b) Bei Arbeiten 

in 

einer 

Tauchtiefe bis 

zu 

5 m 

je Stunde 
4,— RM 

i» » 

*» 

»• 

tt 

tt 

II 

10 m 

6,- „ 

*» *» 

»» 

tt 

n 

tt 

»* 

15 m 

8„ 

ft ^ 

tt 

tt 

tt 

tt 

tt 

20 m 

11.- .. 

tt ft 

tt 

tt 

tt 

tt 

tt 

40 m 

13,50 „ 


(Als Tauchzeit gilt die Zeit, während der der Taucherhelm 
geschlossen ist.) 


c) Bei Druckluftarbeiten: 


bis 0,5 kg/qcm Ueberdruck 

je Stunde 
. . . . 0.15 RM 

.. 1.0 

♦» • 

. . . . 0,20 , f 

tt 1|5 ii 

t» • 

. . . . 0,30 „ 

„ 2,0 

t» • 

. . . . 0,40 „ 

tt 2,5 ,, 

»» • 

. . . . 0,70 „ 

•» 2,0 „ 

*» • 

• • • • li »* 


Andere Zuschläge als die in diesem Paragraphen festgesetzten 
werden nicht gewährt 


§ 10 

An- und Rückreise. 

(1) Bei Entsendung zum Auslandseinsatz werden dem Arbeiter 
die Anreisekosten zum Durchgangslager oder zum Einsatzort zu¬ 
züglich der Beförderungskosten für Gepäck und Handwerkszeug 
nach Maßgabe des § 9 der Reichstarifordnung für das Baugewerbe 
vom 1. November 1941 vergütet, falls nicht kostenlose Fahrt ge¬ 
währt wird. 

(2) Bei Beendigung des Auslandseinsatzes wird kostenlose Fahrt 
in die Heimat gewährt. 

(3) An- und Rückreisetage im Sinne der Bestimmungen der 
Ziffern (1) und (2) werden dem Arbeiter mit dem 8fachen Baustellen¬ 
lohn dieser Anordnung ohne Zuschläge vergütet. 


§ 11 

Geltendmachung von Ansprüchen. 

(1) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis (auch gegenüber dem 
Bauträger) erlöschen nach Ablauf von 6 Wochen nach dem Aus¬ 
scheiden aus dem Auslandseinsatz. 

(2) Ein Anspruch erlischt trotz Ablaufs der unter Ziffer (1) festge¬ 
setzten Frist nicht, wenn der Anspruch innerhalb dieser Frist der 
Firma gegenüber schriftlich geltend gemacht worden ist. 

(3) Falls es sich um einen Anspruch gegen die Organisation Todt 
handelt, ist er gegenüber der Hauptabteilung Arbeitseinsatz und So¬ 
zialpolitik der Organisation Todt (A 3) geltend zu machen. 
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§ 12 


Mindest- und Höchstlohnbestimmungen. 

Die vorstehenden Lohn- und Arbeitsbedingungen sind Mindest- 
und Höchstbedingungen. Wer hiergegen verstößt, wird gemäß § 2 
der Verordnung über die Lohngestaltung vom 25. Juni 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 691) oder nach den in den besetzten Ostgebieten oder 
im Generalgouvernement geltenden Strafbestimmungen bestraft 
Ein Abweichen ist nur mit der vorherigen Zustimmung des Sonder¬ 
treuhänders der Arbeit für das deutsche Baugewerbe im Ausland 
bzw. des Sondertreuhänders der Arbeit für die Organisation Todt 
zulässig, soweit nicht im Einvernehmen mit dem Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz etwas anderes bestimmt wird. 


§ 13 

Schlußbestimmungen. 

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Februar 1943 in Kraft. Gleich¬ 
zeitig treten alle ihr entgegenstehenden oder weitergehenden Bestim¬ 
mungen und Tarifordnungen, Betriebsordnungen, Anordnungen — 
auch soweit sie durch Einzelanordnungen der Reichstreuhänder der 
Arbeit genehmigt sind — außer Kraft einschließlich der Bestimmun¬ 
gen der Anordnung des Reichsarbeitsministers über die Arbeitsbe¬ 
dingungen deutscher Gefolgschaftsmitglieder in den Gebieten außer¬ 
halb der Reichsgrenzen mit Einschluß des Generalgouvernements 
vom 22. November 1941 (Reichsarbeitsbl. S. I 525), soweit deren 
Anwendung bisher genehmigt war. 

(2) Durch diese Anordnung werden die Lohn- und Arbeitsbedin¬ 
gungen der einheimischen Arbeitskräfte nicht berührt. Sie richten 
sich nach den von den zuständigen Dienststellen der Militär- und Zi¬ 
vilverwaltungen erlassenen tariflichen Regelungen. 

(3) Die von der Organisation Todt erlassene Disziplinarordnung 
für deutsche Gefolgschaftsmitglieder kann nach näherer Bestim¬ 
mung durch die Organisation Todt auch für ausländische Arbeits¬ 
kräfte zur Anwendung kommen. 



Organisation Todt 
Zentrale 
— A3 — 


Anlage 1 a 


, den 


UrschriftlSch 

der OT.-Zentrale, Hauptabteilung Arbeitseinsatz und Sozialpolitik. 

Berlin-Charlottenburg 13 
Avus-Nordschleife 


Antrag 1 auf Gewährung der OT.-Familienbeihilfe 
gemäß § 5 der Ausländer-Bauanordnung. 

A. Personalien: 

Vor- und Zuname des Arbeiters ... 

geb. am - zu-*--- 

Ich führe mit meiner Ehefrau .—--- 

(Name) 

(Wohnort, Land, Distrikt, Kreis, Straße angeben) 

Ich bin jetzt außerhalb meines Heimatlandes in. 

.—...tätig. 


B. Ueberweisungsantrag: 

Ich beantrage, die OT.-Familienbcihilfe zu überweisen an 

(Vor- und Zuname) 


in 


(genaue Anschrift angeben) 


C. Anwerbelohn: 

Ich bin zur Arbeit in Deutschland oder in den besetzten Ge¬ 
bieten am -----schriftlich von 

(Datum) 

(Anwerbestehe angeben) 

zu einem Stundenlohn von.---RM 

zu einem Trennungsgeld (Auslösung) von .-. RM 

angeworben worden. 

Freie Verpflegung wurde zugesagt / nicht zugesagt 2 . 

Freie Unterkunft wurde zugesagt / nicht zugesagt 3 . 
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Diese Anwerbebedingungen werden durch folgende behörd¬ 
lichen Unterlagen nachgewiesen: 

Mein Arbeitsvertrag begann am ..—--- 

(Datum) 


Mein Arbeitsvertrag endet am 


(Datum) 


D. Jetziger Lohn: 
Stundenlohn 

Etwaige Leistungszulage 
Etwaige Prämien 
Etwaige sonstige Zulagen 


-RM 

RM 

• RM 

• RM 
-RM 


E. Auslandsbaustellenlohn nach Lohngruppe . gemäß § 3 der 

Ausländer-Bauanordnung-RM 


F. Einsatz bei der Organisation Todt: 

Ich bin seit......- ununterbrochen bei der Organisation 

Todt beschäftigt. 

Bei meiner Einstellung wurde ich eingesetzt als .. 

(z. B. Hilfsarbeiter) 

Seit dem...— bin ich tätig als...-... 

(z. B. Einschaler) 

Mein Lohn wird z: Zt. bezahlt von der Firma *. 


(Anschrift der lohnzahlenden Stelle bzw. der Finna angeben) 


von dem Zentrallohnbüro der Organisation Todt, Zentrale, 
Berlin 2 -----------. 


.«•••••••••••••• 


Es wird versichert daß die Ich versichere, daß obige An¬ 
vorstehenden Angaben nach den gaben nach bestem Wissen und 
vorliegenden Unterlagen zutreffen. Gewissen gemacht sind. 


(Firmenstempel und Unterschrift) (Unterschrift des Arbeiters) 

1 Dieses Antragsformular gilt für ausländische Arbeitskräfte, die im 
Rahmen des OT.-Einsatzes ihres Heimatlandes tätig sind. 

2 Nichtzutreffendes, ist zu streichen. 
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Anlage 1 b 




(Name) (Beruf) 

In doppelter Ausfertigung einzureichen! 

An das Arbeitsamt Berlin, 

Familienbeihilfestelle für Bauarbeiter im Auslandseinsatz 

Berlin C 2 


Antrag 1 auf Familienbeihilfe 
gemäß § 5 der Ausländer-Bauanordnung. 

• ' i - % • • •. i 

A. Personalien: • 

Name --- Vornamen -- -... 

(Rufname unterstreichen) 

geb. am- in —-- 

Ich führe mit meiner Ehefrau-—.... 

(Name) 

• ^ 

(Wohnort, Land, Distrikt, Kreis, Straße angeben) 

Ich bin jetzt außerhalb meines Heimatlandes in ....’. 

.—---~—* tätig. 

B. Ueberweisungsantrag: 

Ich beantrage, die Familienbeihilfe zu überweisen an 


Frau 

in .... 


(Vor- und Zuname) 

(genau Anschrift angeben) 

C. Anwerbelohn: 

Ich bin zur Arbeit in Deutschland oder in den besetzten Qe- 

-:-schriftlich von 

(Datum) • 


bieten am 


(Anwerbestelle angeben) 

zu einem Stundenlohn von :.— -RM 

zu einem Trennungsgeld (Auslösung) von . RM 

angeworben worden. 

Freie Verpflegung wurde zugesagt / nicht zugesagt 2 . 

Freie Unterkunft wurde zugesagt / nicht zugesagt 2 . 

Diese Anwerbebedingungen werden durch folgende behörd¬ 
lichen Unterlagen nachgewiesen: 
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Mein Arbeitsvertrag begann am 
Mein Arbeitsvertrag endet am 

D. Jetziger Lohn: 

Stundenlohn. 

Etwaige Leistungszulage . 
Etwaige Prämien .... 
Etwaige Sonstige Zulagen . 


(Datum) 


(Datum) 


.- RM 

.- RM 

.- RM 

.RM 

-.- RM 


E. Auslandsbaustellenlohn nach Lohngruppe ........ gemäß § 3 der 

Ausländer-Bauanordnung ... RM 


E. Jetziger Auslandseinsatz: 

Ich bin seit - ununterbrochen im Auslandseinsatz 

beschäftigt. 

Bei meiner Einstellung wurde ich eingesetzt als -. 


(z. B. Hilfsarbeiter) 

Seit dem .- bin ich tätig als.... 

(z. B. Einschaler) 

Mein Lohn wird z. Zt. bezahlt von der Firma.. 


(Anschrift der lohnzahlenden Stelle bzw. der Firma angeben) 

Ich versichere, daß obige Angaben nach bestem 
Wissen und Gewissen gemacht sind. 

.den -.. ..—.... 

(Ort) (Unterschrift des Arbeiters) 

— Nur vom Betrieb (Lohnstelle) auszufüllen! — 

G. Bezeichnung des Bauträgers: 

Es wird versichert, daß die vorstehenden Angaben nach den 
vorliegenden Unterlagen zutreffen. 

Für die Erstattung der Familienbeihilfe ist der Bauträger 
zuständig. 


(genaue Bezeichnung u. Anschrift der abrechnenden Stelle des Bauträgers) 

.., den --- --..- 

(Ort) (Finnenstempel und Unterschrift) 

1 Dieses Antragsformular gilt für ausländische Arbeitskräfte, die auf Bau¬ 
vorhaben außerhalb der Organisation Todt (z. B. Luftwaffe, Eisenbahn, H. 
Marine, Reichspost usw.) außerhalb ihres Heimatlandes tätig sind. 

7 Nichtzutreffendes ist zu streichen. 
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(Auszug) 


Anlage 2 a zu § 6 


Einsatzgeld für Geldab- 

verheirateteArbeitskräfte findung z. 

(Monatsbetrag) Selbstver¬ 


pflegung 



1 

II 

III 

IV 

(Tagess.) 

Reichsgebiet 

einschl. Bez. Bialystock RM 

45,— 

42,- 

36,- 

30,— 

3 — 

Generalgouvernement 
einschl. Distr. Galizien Zloty 

135,— 

126.— 

108,— 

90.- 

9 — 

RM 

67.50 

63,— 

54,— 

45,- 

4.50 

Besetzte Gebiete d. UdSSR, 
ohne Bez. Bialystok 
u. Distr. Galizien Rubel 

564.— 

525,— 

450.— 

375,— 

30,— 

RM 

56,40 

52,50 

45,— 

37,50 

3,— 





Anlage 

2 b zu § 6 


Einsatzgeld für Gcldab- 

ledige Arbeitskräfte findung z. 
(Monatsbetrag) Selbstver¬ 


pflegung 



I 

11 

III 

IV 

(Tagess.) 

Reichsgebiet 

(einschl. Bez. Bialystok) RM 

27,- 

25,20 

21,60 

18,— 

3,- 

Generalgouvernement 
einschl. Distr. Galizien Zloty 

81- 

75.60 

64,80 

54,— 

9.— 

RM 

40,50 

37,80 

32,40 

27,- 

4,50 

Besetzte Gebiete d. UdSSR, 
ohne Bez. Bialystok 
u. Distr. Galizien Rubel 

338,40 

315,— 

270,— 

225,— 

30,— 

RM 

33,84 

31,50 

27.- 

22,50 

3,- 


Rechtsvorschriften des Generalgouvernements. 

Vorbemerkung: 

(1) Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Ar¬ 
beit (AOG.) vom 20. Januar 1934 (RGBl. I S. 45) in der Fassung vom 
30. November 1934 (RGBl. I S. 1193) ist im Generalgouvernement 
nicht eingeführt; es erscheint in unveränderter Form zur Anwendung 
in diesem Gebiet bis auf weiteres auch nicht geeignet. Daher fehlt 
z. B. für Vertrauensräte, Sachverständigenbeiräte und -ausschüssc. 


Betriebsordnungen, soziale Ehrengerichtsbarkeit u. dgl. im General¬ 
gouvernement die unmittelbare Rechtsgrundlage; wann und wie¬ 
weit diese Einrichtungen zu übernehmen sind, wird erst in späterer 
Zeit zu entscheiden sein. Für die allgemeine Zulassung einer Klage 
auf Widerruf der Kündigung nach § 56 AOG. kann zur Zeit ein Be¬ 
dürfnis nicht angenommen werden. 

Soweit der Erlaß einer Betriebsordnung einer Notwen¬ 
digkeit entspricht (z. B. zur Anpassung Neueingestellter an die im 
gleichen Betriebe beschäftigten Entsandten aus einem über eine Be¬ 
triebsordnung verfügenden Heimatbetriebe), kann der Treuhänder 
der Arbeit auf Grund des § 3 der Fünften Durchführungsverordnung 
anordnen, daß der Inhalt der Betriebsordnung zum Gegenstand des 
jeweiligen Arbeitsvertrages zwischen dem Betriebsführer und dem 
neueingestellten Gefolgschaftsmitglied gemacht wird. 

Der Zweck der Ehrengerichtsverfahren des Reiches 
ist im Generalgouvernement durch unmittelbare Einwirkung des' 
Treuhänders der Arbeit auf die Beteiligten, gegebenenfalls im Ein¬ 
vernehmen und Zusammengehen mit der Partei und den für die Len¬ 
kung der Wirtschaft zuständigen Dienststellen der Regierung bzw. 
des Gouverneurs oder der Organisation der Wirtschaft zu verwirk¬ 
lichen. 

(2) Die Bestellung von Betriebsobmännern in den er¬ 
forderlichen Fällen wird von den zuständigen Dienststellen der 
DAF. bzw. Partei nach Verständigung mit dem Treuhänder der Ar¬ 
beit vorgenommen. 

(3) Das Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffent¬ 
lichen Verwaltungen und Betrieben (AOGÜ.) vom 
23. März 1934 (RGBl. I S. 220) ist im Generalgouvernement eben¬ 
falls nicht eingeführt. Die Begriffsbestimmung der öffentlichen Ver¬ 
waltungen und Betriebe und ihre Abgrenzung von Betrieben der 
privaten Wirtschaft ergibt sich für das Generalgouvernement in 
grundsätzlicher Form aus § 1 Abs. (3) der Rahmentarifordnung für 
die nichtdeutschen Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst 
im Generalgouvernement (RTO.) vom 28. Dezember 1942; vgl. im 
übrigen auch Roeder: „Zur Abgrenzung des öffentlichen Dienstes 
in der neueren Praxis des Arbeitsrechts“ (Reichsarbeitsblatt 1943 
Nr. 22 V S. 349 ff.). 

(4) Die Arbeitsbedingungen, Vergütungen, Urlaub usw. 
f ü r die Neu eingestellten (vgl. Vorbemerkung I c) zum Be¬ 
sonderen Teil) setzt im einzelnen der Treuhänder der Arbeit fest, 
soweit sie sich nicht bereits aus den allgemeinen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen des Generalgouvernements ergeben. Richtlinie ist 
hierbei in gemischten Betrieben, die in der Mehrzahl Entsandte be¬ 
schäftigen, eine möglichst weitgehende Angleichung an die Ar- 
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beitsbedingungen der Entsandten, damit der Arbeitsfrieden gewahrt 
wird und gegenseitige Berufungen ausgeschlossen bleiben. In ganz 
oder überwiegend mit Neueingestellten besetzten Betrieben werden 
in der Regel die Bedingungen zugrundegelegt, welche dem größten 
Teil der Gefolgschaftsmitglieder von dem heimatlichen Betriebe her 
gewohnt sind. Besteht die Gefolgschaft eines Unternehmens nur 
aus Neueingestellten verschiedener Heimatbetriebe, so kann sie in 
geeigneten Tüllen geschlossen den Arbeitsbedingungen unterstellt 
werden, welche für einen bestimmten vergleichbaren Betrieb oder 
Musterbetrieb im Reich eingeführt sind; gegebenenfalls wird eine 
ausgewählte Tarifordnung für den Gewerbezweig aus dem Reich 
zur Anwendung gebracht. 

Die Arbeitszeit wird nach den vom Generalbevollmächtig¬ 
ten für den Arbeitseinsatz erlassenen Richtlinien im Rahmen der 
Verordnung zur Aenderung von Arbeitsschutzvorschriften vom 
13. Juni 1940 bestimmt; hierbei ist die Zeit maßgebend, bei welcher 
nach der Eigenart des Gewerbezweiges, des Betriebes oder der Be¬ 
schäftigung der höchste Leistungserfolg angenommen werden kann. 
Hinsichtlich der Mehrarbeitsvergütung wird grundsätzlich davon 
ausgegangen, daß bei einem Monatsgehalt von 600,— RM und dar¬ 
über die gesamte von den Berufsaufgaben erforderte Arbeit ohne 
Rücksicht auf die Arbeitsdauer bereits durch das Gehalt abgegolten 
ist Das schließt nicht aus, bei regelmäßig geleisteter erheb¬ 
licher Mehrarbeit, die bei Abschluß des Arbeitsvertrages bzw. 
Uebernahme der Aufgaben in diesem Maß nicht vorauszusehen war, 
im Einzelfalle eine vom Treuhänder der Arbeit festzusetzende 
widerrufliche Pauschalabgeltung für die Dauer dieser besonderen 
Mehrleistung zuzulassen. 

Tarifordnung 

zur Regelung der Trennungsgelder für die in Be¬ 
trieben der privaten Wirtschaft im Generalgouvernement beschäf¬ 
tigten deutschen Arbeiter und Angestellten aus dem Reich. 

Vom 29. Mai 1941 

in der Fassung vom 5. Januar 1942 (VB1GG. S. 38). 

A n m. kür Volksdeutsche und Deutschstämmige, die von ihrem 
Wohnort im Generalgouvernement getrennt arbeiten, trifft der Treu¬ 
händer der Arbeit die erforderlichen Regelungen. 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ i. 

(1) Den in Betrieben der privaten Wirtschaft im Generalgou¬ 
vernement beschäftigten deutschen Arbeitern, deren Wohnsitz sich 
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im Reich befindet, ist zur Abgeltung ihres Mehraufwandes für Ver¬ 
pflegung und Unterkunft je Kalendertag ein Trennungsgeld zu zah¬ 
len. Das gleiche gilt für Angestellte, soweit ihnen nicht bereits mit 
Rücksicht auf ihre Verwendung im Generalgouvernement eine 
höhere Vergütung als im Reich gewährt wird. 

Anm. 0) Die TO. gilt für die Neu eingestellten 
(vgl. Vorbemerkung I c) zum Besonderen Teil). Die Entsandten er¬ 
halten „Auslösungen“ auf Grund der Auslandseinsatzanordnung vom 
7. April 1943. 

(2) Nach Auflösung des Wohnsitzes im Reich: die Zah¬ 
lung der Trennungsgelder wird von den Treuhändern der Arbeit ge¬ 
mäß § 3 der Fünften Durchführungsverordnung in allen Fällen ange¬ 
ordnet, in welchen die Trennung von dem bisherigen Wohnsitz im 
Reich wirtschaftlich noch nachwirkt Nach Abschluß der Verwurze¬ 
lung im Generalgouvernement, über deren Zeitpunkt allgemeine 
Richtlinien noch nicht ergangen sind, wird an Stelle des entfallen¬ 
den Trennungsgeldes eine den verbleibenden allgemeinen Mehrkosten 
der Lebenshaltung im Generalgouvernement entsprechende Zulage 
festgesetzt werden. Entsprechendes gilt für deutsche Umsiedler aus 
dem weiteren Osten und dem Südosten Europas (vgl. Amtl. Anz 1943 
Nr. 60, S. 1537). 

Die Zerstörung der heimatlichen Wohnung durch Kricgsereignisse 
ändert an dem rechtlichen Fortbestehen des Wohnsitzes im Reich 
vorerst nichts, es sei denn, daß bestimmte Umstände die Annahme 
einer Verlegung des Wohnsitzes ins Generalgouvernement rechtfer¬ 
tigen. Neucingestellten Gefolgschaftsmitgliedern, die ihre heimatliche 
Wohnung durch Bombenschäden bereits verloren haben und ihren 
Wohnsitz im Reich aufgeben, ist im Hinblick auf die wirtschaftliche 
Nachwirkung der Trennung vom Reich das Trennungsgeld bis zum 
Abschluß der Verwurzelung im Generalgouvernement zu gewähren. 

(3) Zu Satz 2: Diese Bestimmung hat sich dadurch erledigt, daß 
die Scheidung der Grundbezüge von dem Trennungsgeld seit langem 
allgemein reinlich durchgeführt ist. Eine höhere Bemessung des 
Lohnes oder Gehaltes mit Rücksicht auf die Verwendung im Gene¬ 
ralgouvernement ist mithin — schon im Hinblick auf die Unabding¬ 
barkeit des Anspruchs auf Trennungsgeld und den mißverständlichen 
Eindruck einer solchen Zusammenrechnung im Reich nicht zu¬ 
lässig. 

(2) Das Trennungsgeld beträgt: 

a) für verheiratete Arbeiter und für verheiratete 

Angestellte mit einfacher Tätigkeit .... 18,— Zloty 
für ledige Arbeiter usw.12,— „ 

b) für verheiratete Angestellte mit gehobener Tä¬ 
tigkeit, soweit sie nicht zur folgenden Gruppe 

gehören . . .20,— „ 

für ledige Angestellte usw. 14,— „ 
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c) für verheiratete Angestellte mit Tätigkeit von 
besonderer Bedeutung, insbesondere in leitender 

Stellung . . 28,— Zloty 

für ledige Angestellte usw.20,— „ 

Den verheirateten Arbeitern und Angestellten stehen gleich ver¬ 
witwete und geschiedene mit eigenem Haushalt und solche, die nach 
Auflösung ihres Haushalts ihre Kinder in entgeltliche Pflege ge¬ 
geben haben, ferner ledige, die mit Verwandten, Pflegeeltern, 
Pflegekindern oder unehelichen Kindern einen gemeinsamen Haus¬ 
halt führen und hierfür die Kosten ganz oder überwiegend tragen. 

Anm. (1) Zehrgelder, Tage- und Uebernachtungsgelder für Rei¬ 
sen im Generalgouvernement oder ins Reich setzt der Treuhänder der 
Arbeit in Anlehnung an die Sätze des öffentlichen Dienstes fest; 
die Trennungsgelder bleiben daneben in voller Höhe zahlbar. 

(2) Die Trennungsgeldsätze sind den entsprechenden Bezügen des 
öffentlichen Dienstes angeglichen. Rin höheres tägliches Trennungs¬ 
geld als 31,50 Zloty kann leitenden Angestellten auch in besonde¬ 
ren Ausnahmefällen auf Grund des § 3 der Fünften Durchführungs¬ 
verordnung nicht zugebilligt werden. 

(3) Die Gleichstellung der in Satz 2, erster Halbsatz, genannten 
Personen mit Verheirateten beruht auf der zweckmäßig gewesenen 
Anpassung an § 2 der TO. zur Regelung von Familienheinifahrten 
während der Kriegszeit im Baugewerbe und in den Baunebenge¬ 
werben im Deutschen Reich vom 15. Januar 1940 (RABl. Nr. 5). Die 
Gleichstellung setzt voraus, daß bei den gehobenen Trennungsgeldern 
entsprechende Mehraufwendungen angenommen werden können; 
sonst sind lediglich die Trennungsgelder für Ledige gerechtfertigt. 

(4) Die Trennungsgelder für Verheiratete stehen nur den Ehe¬ 
frauen zu, welche nicht am gleichen Ort im Generalgouvernement 
wie ihre Ehemänner leben und deren Ehemänner ausnahmsweise 
nicht als Ernährer angesehen werden können. 

Auf Grund des § 3 der Fünften Durchführungsverordnung wird 
deshalb von den Treuhändern der Arbeit bestimmt: 

Frauen, deren Ehemänner am gleichen Ort im Generalgou¬ 
vernement eingesetzt sind, erhalten im Hinblick auf die annehm¬ 
baren Vorteile des Zusammenlebens zu ihrem Lohn oder Gehalt an 
Stelle eines täglichen Trennungsgeldes einen monatlichen Zuschuß 
von 120.— Zloty. 

Ist der Ehemann im Generalgouvernement außerhalb des Ar¬ 
beitsortes der Frau beschäftigt, so erhält die Frau das Trennungs¬ 
geld eines Ledigen. 

(5) Trennungsgelder für Jugendliche: 

Lehrlinge erhalten zu ihrer Erziehungsbeihilfe einen monatlichen 
Zuschuß von 60.— Zloty. 

Im Arbeitsverhältnis stehende Jugendliche erhalten, solange sic 
mit ihren Eltern oder einem arbeitenden Elternteil in einem gemein- 




samen Haushalt leben, zu ihrem Lohn oder Gehalt einen monat¬ 
lichen Zuschuß von 120.— Zloty. 

(6) Zieht der trennungsgeldberechtigte Beschäftigte seine 
Ehefrau zur Führung des Haushalts ins Generalgouvernement 
nach oder hält die Ehefrau sich länger als nur besuchs¬ 
weise im Generalgouvernement auf, d. h. verbringt sie den überwie¬ 
genden Teil des Jahres in diesem Gebiet, so liegen die durch die 
Trennung bedingten Mehrkosten nicht mehr in voller Höhe vor. Der 
Treuhänder der Arbeit ist in diesen Fällen zu Sonderregelungen auf 
Grund des § 3 der Fünften Durchführungsverordnung ermächtigt. 

(7) Während einer Heimfahrt oder eines Urlaubs steht 
grundsätzlich nur ein Drittel des Trennungsgeldes zu; für die Reise¬ 
tage bei einer Heimfahrt ist das volle Trennungsgeld zu zahlen. Im 
übrigen vgl. § 2 Abs. (5). 

(8) Ist das Gefolgschaftsmitglied durch Krankheit, unverschulde¬ 
ten Unfall oder aus den in § 7 der Mutterschutzverordnung vom 
1. Mai 1943 angegebenen Behinderungsgründen arbeitsunfä¬ 
hig, so ist das Trennungsgeld voll weiterzuzahlen, sofern nicht 
auf Grund der Krankenversicherung eine Aufnahme in ein Kranken¬ 
haus erfolgt oder das Reichsgebiet aufgesucht wird; in diesen Fällen 
ist wegen der Minderung der Lebenshaltungskosten nur ein Drittel 
des Trennungsgeldes zu zahlen. Im übrigen vgl. § 2 Abs. (4). 

(9) Da es bei dem Trennungsgeld nur auf die Trennung an¬ 
kommt, ist auch bei nur halbtägiger Beschäftigung das 
volle Trennungsgeld zu zahlen, sofern nicht noch ein zweites Ar¬ 
beitsverhältnis besteht. 

(3) Wird freie Verpflegung und Unterkunft oder eines von bei¬ 
den gewährt, so sind die Trennungsgeldsätze entsprechend zu min¬ 
dern. In Zweifelsfällen entscheidet der Gouverneur des Distrikts 
über die Höhe der Kürzung. 

A n m. Bei unentgeltlicher Tagesverpflcgung ist eine Kürzung des 
Trennungsgeldes um die Hälfte angemessen; bei Gewährung freier 
Unterkunft tritt in der Regel eine weitere Kürzung um ein Viertel 
des Trennungsgeldes ein. 


§ 2 . 

(1) Das Trennungsgeld ist, wenn nichts anderes vereinbart ist, 
mit dem Lohn oder Gehalt zu zahlen. 

(2) Das Trennungsgeld ist für die Tage zu zahlen, an welchen 
der Beschäftigte wegen des Arbeitsverhältnisses zur getrennten 
Haushaltführung gezwungen ist. 

(3) Bei unverschuldeter Arbeitsversäumnis, mit Ausnahme von 
Urlaub, ist das Trennungsgeld für einen Tag weiterzuzahlen. 

(4) Ist der Beschäftigte infolge Krankheit oder unverschuldeten 
Unfalls arbeitsunfähig, so ist das Trennungsgeld bis zur Dauer von 
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einer Woche zu zahlen, wenn der Grund der Verhinderung durch 
ärztliches Zeugnis nachgewiesen wird und weder eine Heimreise 
noch eine Aufnahme in einem Krankenhaus möglich ist. 

A n m. Vgl. Anm. (8) zu § 1 Abs. (2). In besonderen Fällen kann 
der Treuhänder der Arbeit die Weiterzahlung über eine Woche 
hinaus anordnen. 

(5) Bei Heimfahrten ist das Trennungsgeld für den Tag der Ab¬ 
reise und den der Rückkehr zu zahlen. Für Urlaubstage kann das 
Trennungsgeld gezahlt werden, wenn der Beschäftigte den Ort 
seiner Arbeitsstelle zu verlassen beabsichtigte, hierzu aber ohne 
sein Verschulden außerstande ist. 

A n m. Vgl. Anm. (7) zu § 1 Abs. (2). Zur Angleichung an die 
Regelung des öffentlichen Dienstes ist nunmehr die Zahlung des 
vollen Trennungsgeldes für alle tariflichen Reise tage zulässig 
und eingeführt. Die Weiterzahlung eines Drittels des Trennungsgel¬ 
des während eines Urlaubs erfolgt aus dem gleichen Grunde auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des zweiten Satzes nicht vorliegen. 

(6) Bei unverschuldeter Arbeitsversäumnis sind, sofern nicht das 
volle Trennungsgeld gezahlt wird, den Beschäftigten die laufenden 
Kosten für die Wohnung an der Arbeitsstelle bis zur Höhe von 
3,— Zloty täglich auf die Dauer von längstens sechs Wochen zu er¬ 
statten. 

A n m. Nachdem inzwischen in bestimmten Fällen (vgl. Anm. (7) 
zu § 1 Abs. (2), Anm. zu § 2 Abs. (5)) die Zahlung eines Drittels des 
Trennungsgeldes angeordnet ist, besteht kein Anlaß mehr, nur beim 
Entfallen des vollen Trennungsgeldes die Wohnungskosten zu er¬ 
statten. Die Wohnungskosten sind daher nur noch in den Fällen zu 
vergüten, in welchen trotz unverschuldeter Arbeitsversäumnis nicht 
einmal ein Drittel des Trennungsgeldes weitergezahlt wird. 

§ 3. 

Die Anwendung anderer tariflicher Bestimmungen über Tren¬ 
nungsgeld wird durch vorstehende Regelung ausgeschlossen. 

§ 4. • | 

Diese Tarifordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Mai 1941 (die 
Neufassung vom 5. Januar 1942 mit dem 1. Januar 1942) in Kraft. 
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Anordnung 

über den Urlaub der in Betrieben der privaten Wirtschaft im 
Generalgouvernement neueingestellten und dienstverpflichteten 

deutschen Gefolgschaftsmitglieder. 

Vom 24. April 1943 (Amtl. Anz. S. 902). 

Auf Grund... ordne ich an: 

§ 1 . 

(1) Der Erholungsurlaub im Urlaubsjahr 1943 beträgt grundsätz¬ 
lich höchstens vierzehn Arbeitstage, für Gefolgschaftsmitglieder, die 
vor dem 1. April 1894 geboren sind, höchstens zwanzig Arbeitstage. 
Ein Anspruch auf einen längeren Erholungsurlaub im Jahr kann 
nicht berücksichtigt werden. 

Anm. (1) Diese Anordnung setzt lediglich eine Höchst¬ 
grenze für den Urlaub fest. Die Grundlage des Urlaubs und der 
Urlaubsbemessung bleibt in jedem Falle die Tarifordnung oder die 
sonst für den Betrieb maßgebende Regelung. 

Anm. (2) Durch Krankheit wird der Urlaub unterbrochen (vgl. 
im öffentlichen Dienst die Neufassung von § 11 Abs. (7) der TO. A, 
Reichshaush.- und Bes.-Blatt 1943 S. 60). 

(2) Sofern nach den Vorschriften des Jugendschutzgesetzes vom 
30. April 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 437) über den Urlaub der Ju¬ 
gendlichen, den Vorschriften über die Erholungszeit nach der Ent¬ 
lassung aus dem Wehr- oder Reichsarbeitsdienst (sog. Heimkehr- 
urlaub) und nach Sonderregelungen über einen Mindesturlaub bei 
Arbeiten mit besonderer gesundheitlicher Gefährdung sowie über 
einen zusätzlichen Urlaub für Schwerbeschädigte oder Inhaberinnen 
des Ehrenkreuzes der deutschen Mutter im Reich ein längerer Ur¬ 
laub zustehen würde oder gewährt werden könnte, kann der Gou¬ 
verneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) entsprechende Ausnahmen 
zulassen. 

A n m. Die erforderlichen Regelungen sind erfolgt. 

Die Jugendschutzverordnung vom 13. August 1943 trifft in § 19 
über den Urlaub der Jugendlichen die abschließende Regelung. 

§ 2 

(überholt). 

§ 3. 

Diese Anordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
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Die Beurlaubung werktätiger Kriegerfrauen und 
Kriegermütter während des Wehrmachturlaubs des 

Ehemannes oder Sohnes. 

A n m. Diese Richtlinien gelten entsprechend auch für den öffent¬ 
lichen Dienst. 

Die Treuhänder der Arbeit haben auf Veranlassung der Regie¬ 
rung des Generalgouvernements, Hauptabteilung Arbeit, für die 
Distrikte Regelungen folgenden Inhalts getroffen: 

„W erktätige Frauen, deren Ehemänner infolge Einberu¬ 
fung zum Wehrdienst mindestens drei Monate vom Wohnort abwe¬ 
send waren, sind, wenn nicht bereits ihr zuständiger Erholungs¬ 
urlaub mindestens 18 Arbeitstage beträgt, anläßlich des Besuchs 
ihres auf Wehrmachturlaub befindlichen Ehemannes bis zur Dauer 
von 18 Arbeitstagen im Urlaubsjahr freizustellen; auf diese Zeit ist 
der Erholungsurlaub der Ehefrau anzurechnen. Ist aus kriegswirt¬ 
schaftlichen Gründen eine Freistellung für diese Zeit nicht möglich, 
so kann der Treuhänder der Arbeit die Zeit der Freistellung ein¬ 
schließlich Urlaub bis auf 12 Arbeitstage, jedoch nicht unter die 
Dauer des zustehenden Erholungsurlaubs herabsetzen.“ 

Entsprechend dem grundsätzlichen Erlaß des Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz vom 25. Juni 1943 — III 3 
Nr. 2506/43 —r besteht dieser Anspruch auf Freistellung nicht 
für sonstige Familienmitglieder oder Bräute von 
Soldaten; jedoch ist zu versuchen, durch fürsorgende Maßnah¬ 
men der Betriebsführer insbesondere für werktätige Mütter einen 
Ausgleich zu schaffen, ohne daß hierdurch die berechtigten Be¬ 
lange des Betriebes, vor allem die Erfordernisse einer reibungs¬ 
losen Abwicklung seiner Aufgaben beeinträchtigt werden. 

Es wird von den Betriebsführern (und Führern der Verwaltun¬ 
gen) erwartet, daß sie werktätige Frauen und Soldaten, die im fer¬ 
nen Kriegseinsatz stehen und daher einen etwas längeren Erho¬ 
lungsurlaub als 18 Tage erhalten, auch für die zusätzlichen Tage 
von der Arbeit freistellen; das gleiche gilt, wenn der Soldat aus be¬ 
sonderen Gründen im gleichen Jahr nochmals Urlaub erhält. Ordnet 
der Betriebsführer sog. Werk- oder Betriebsferien an, so daß die 
Frauen ihren Urlaub nicht bis zum Wehrmachturlaub des Eheman¬ 
nes aufsparen können, so wird beim Wehrmachturlaub des Mannes 
ein zusätzlicher Urlaub zu gewähren sein. 

Kriegermütter, deren Söhne vor der Einberufung mit 
ihnen in gemeinsamem Haushalt gelebt haben und nunmehr den Ur¬ 
laub bei ihnen verbringen, sollen, soweit der tarifliche Urlaub nicht 
reicht, nach Möglichkeit durch teilweise Freistellung von der Arbeit 
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stundenweise oder halbtägig in die Lage gesetzt werden, für die 
Söhne während ihres Heimaturlaubs zu sorgen. 

Dem Fronteinsatz der Fhemänner oder Söhne steht ein ver¬ 
gleichbarer Arbeits- oder Diensteinsatz gleich. 

Die Frauen sollen den Betriebsführer rechtzeitig von dem Ur¬ 
laub ihrer Ehemänner oder Söhne unterrichten, damit der Betrieb 
etwa erforderliche Umstellungen rechtzeitig veranlassen kann. Sie 
haben, wenn sie den Urlaub gemeinsam mit dem Ehemann oder 
Sohn verbringen wollen, ihren tariflichen Erholungsurlaub nach 
Möglichkeit auf die Zeit des Wehrmachturlaubs zu verschieben. 
Der Betriebsführer kann, wenn er hierbei kein Verständnis findet, 
die Frauen erst dann für den Urlaub in Aussicht nehmen, wenn fest¬ 
stellt, daß der Ehemann oder Sohn seinen Urlaub erhält. Bestehen 
trotzdem schon vorher die Frauen auf ihrem Erholungsurlaub, so hat 
sie der Betriebsführer darauf hinzuweisen, daß sie für den Fall eines 
Wehrmachturlaubs ihres Ehemannes oder Sohnes nicht mit noch¬ 
maliger Freistellung rechnen können. Hiervon ist nur dann abzu¬ 
sehen, wenn ganz besondere Gründe die vorzeitige Gewährung 
von Erholungsurlaub dringend notwendig machen. Ein pflicht¬ 
widriges Fernbleiben von der Arbeit kann auch bei Krie¬ 
gerfrauen und Kriegermüttern nicht geduldet werden. 

Freizeitgewährung in besonderen Fällen. 

Werktätigen deutschen Frauen kann auf Antrag einmal im Mo¬ 
nat ein (unbezahlter) freier Waschtag gewährt werden. 

Für die Zeit einer Freistellung außerhalb des Urlaubs ist die 
Arbeitsvergütung nicht zu zahlen; das Trennungsgeld bleibt jedoch 
zahlbar, da die Trennung weiterbcsteht. 

T arifordnung 

zur Regelung der Heimfahrten für die in Betrieben der 
privaten Wirtschaft iin Generalgouvernement neueingestellten 

deutschen Gefolgschaftsmitglieder. 

Vom 17. Mai 1943 

in der Fassung vorn 25. Juni 1943 (VB1GG. S. 229, 416). 

Auf Grund... erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ 1 . 

(1) Den in Betrieben der privaten Wirtschaft im Generalgouver¬ 
nement neueingestellten verheirateten deutschen Gefolgschaftsmit¬ 
gliedern, deren Ehegatten oder minderjährige Kinder im Reich ihren 
ständigen Aufenthalt haben, ist nach viermonatiger ununterbrochc- 
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ner Beschäftigung in einem Betriebe innerhalb der folgenden vier 
Monate je eine bezahlte Heimfahrt zu diesem Aufenthaltsort und zu¬ 
rück zum Arbeitsort zu gewähren; das gleiche gilt 

1. für ledige neueingestellte deutsche Gefolgschaftsmitglieder, 
die vor ihrer Einstellung im Generalgouvernement mit im 
Reich ansässigen Verwandten, Pflegeeltern, minderjährigen 
Pflege- oder unehelichen Kindern ganz oder überwiegend 
aus eigenen Mitteln einen gemeinsamen Haushalt geführt 
haben und ihnen weiterhin Unterhalt leisten, 

2. für verwitwete und geschiedene neueingestellte deutsche Ge- 
folgschaftsmitglied.er, die im Reich ansässige minderjährige 
eheliche Kinder im eigenen Hausstand unterhalten haben und 
von hier aus weiterhin unterhalten. 

A n m. (1) Da es sich um Neueingestellte handelt, ist nicht mehr 
der Wohnsitz im Reich maßgebend, sondern grundsätzlich die Ver¬ 
bundenheit mit im Reich verbliebenen nahen Angehörigen (vgl. § 2 
Abs. (3) der Auslandseinsatzanordnung vom 7. April 1943, Vorbe¬ 
merkung I c) zum Besonderen Teil). 

(2) Ein ständiger Aufenthalt ist da gegeben, wo der überwiegende 
Teil des Jahres zugebracht wird; bei einem überwiegenden Aufent¬ 
halt des Angehörigen im Generalgouvernement verbleibt im we¬ 
sentlichen nur noch der Zweck eines Besuchs der etwaigen Woh¬ 
nung im Reich, für weichen die volle Zahl der Heimfahrten nicht 
gewährt werden kann. 

Minderjährige Kinder: auch soweit sie verheiratet sind. 

(3) Der Heimfahrtsanspruch beginnt also grundsätzlich nach 
einem Zeitraum von vier Monaten und ist im Laufe des folgen¬ 
den Jahresdrittels zu erfüllen: die zweite Heimfahrt steht daher 
nicht etwa in dem Jahresdrittel zu, welches sich unmittelbar an die 
erste Heimfahrt anschließt, sondern in dem viermonatigen Zeitraum, 
der dem vorausgegangenen Jahresdrittel folgt. 

(2) Sonstigen neueingestellten ledigen deutschen Gefolgschafts¬ 
mitgliedern, deren Vater oder Mutter im Reich ständigen Aufenthalt 
hat, ist nach sechsmonatiger ununterbrochener Beschäftigung in 
einem Betriebe innerhalb der folgenden sechs Monate je eine be¬ 
zahlte Heimfahrt zu diesem Aufenthaltsort und zurück zum Arbeits¬ 
ort zu gewähren. 

(3) Allen anderen neueingestellten deutschen Gefolgschaftsmit¬ 
gliedern ist nach sechsmonatiger ununterbrochener Beschäftigung 
in einem Betriebe innerhalb der folgenden zwölf Monate je eine be¬ 
zahlte Heimfahrt zu ihrem letzten Wohnsitz und zurück zum Ar¬ 
beitsort zugewähren. 

(4) Den Zeitpunkt der Heimfahrt bestimmt der Betriebsführer. 
Er soll hierbei berechtigte Wünsche des Gefolgschaftsmitgliedes so¬ 
weit als möglich berücksichtigen. 


10 
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(5) Neueingestellt im Sinne dieser Tarifordnung sind die Gefolg¬ 
schaftsmitglieder, die nach den bestehenden Bestimmungen nicht 
als entsandt angesehen werden können. 

Anm. Vgl. § 2 der Auslandseinsatzanordnung vom 7. April 1943, 
Vorbemerkung I a), c) zum Besonderen Teil. 

§ 2 

(1) Auf Wunsch des Gefolgschaftsmitgliedes oder aus zwingenden 
Gründen des öffentlichen Interesses können zwei aufeinanderfolgende 
Heimfahrten zusammengelegt werden; in diesem Falle ist die für 
beide Heimfahrten in Betracht kommende Freizeit zu gewähren. 

Anm. Eine Vergütung des Fahrgeldes für die ausfallende Heim¬ 
fahrt ist nicht mehr vorgesehen. 

(2) Der Betriebsführer kann aus Gründen des Betriebes be¬ 
stimmen, daß an Stelle einer der jährlichen Heimfahrten die Fahrt¬ 
kosten für den Besuch eines der im § 1 Abs. (1) genannten Ange¬ 
hörigen am Arbeitsort des Gefolgschaftsmitgliedes gewährt werden. 

(3) Bei Todesfällen oder nachgewiesenen schweren Erkrankungen 
in der engeren Familie sowie bei erheblichen Beschädigungen einer 
etwaigen eigenen Wohnung im Reich oder der Wohnung eines der 
in § 1 Abs. (1) genannten Angehörigen hat das Gefolgschaftsmitglied 
Anspruch auf eine bezahlte Sonderheimfahrt. 

A n in. (1) Eine Evakuierung der Familie rechtfertigt nicht ohne 
weiteres eine Sonderheimfahrt. 

(2) Eine Sonderheimfahrt kommt nur in Betracht, wenn die 
Regelheiinfahrten bereits verbraucht sind. 

§3 

Zu zahlen ist der Preis für die Eisenbahnfahrt auf der kürzesten 
Verbindungsstrecke in der für das üefolgschaftsmitglied angemesse¬ 
nen und üblichen Wagenklasse, die in Zweifelsfällen durch Vergleich 
mit den entsprechenden Gefolgschaftsmitgliedern im öffentlichen 
Dienst zu ermitteln ist, dazu bei Entfernungen über 150 km der Eil¬ 
oder D-Zugzuschlag. Ist infolge schlechter Eisenbahnverbindung 
eine Beförderung im öffentlichen Kraftverkehr günstiger, so ist der 
Fahrpreis hierfür zu zahlen. Die Zahlung hat vor Antritt der Reise 
zu erfolgen. 

Anm. Im öffentlichen Dienst beginnt die Berechtigung zur Be¬ 
nutzung der zweiten Wagenklasse mit der Vergütungsgruppe V der 
TO. A. 

§ 4 

(1) Für die Heimfahrt ist eine Freizeit zu gewähren; diese umfaßt 
auch die Reisetage hin und zurück und beträgt 
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vier Kalendertage bei Entfernungen bis zu 300 km, 
fünf Kalendertage bei Entfernungen über 300 km. 

Bei besonders ungünstigen Reisebedingungen — z, B. erheblichen Ver¬ 
spätungen durch unverschuldet versäumte Anschlüsse oder durch 
Schneeverwehungen — kann eine zusätzliche Ereizeit gewährt wer¬ 
den, und zwar 

ein Kalendertag bei Entfernungen von 150—300 km, 
bis zu zwei Kalendertagen bei Entfernungen über 300 km. 

A n m. Der Aufenthalt am Heimatort kann durch Verbindung der 
Heimfahrt mit Erholungsurlaub verlängert werden. 

(2) Wird die Freizeit ohne entschuldbaren Grund überschritten, 
so entfällt der Anspruch auf die folgende Heimfahrt. 

Anm. Vgl. im übrigen § 1 Ziffer 2 der Elften Durchführungsver¬ 
ordnung. 

§5 

Für die Dauer der Freizeit besteht ein Anspruch auf Weiterzah¬ 
lung des Arbeitsentgelts nur dann, wenn dies durch Tarifordnung 
oder durch sonstige Regelungen bestimmt ist . 

Anm. Eine solche Regelung kann der Arbeitsvertrag sein; bei 
Angestellten ist die Weiterzahlung des Gehalts aus dem Inhalt des 
Arbeitsvertrages regelmäßig zu unterstellen. 

§6 

Unberührt von den Bestimmungen dieser Tarifordnung bleiben 
die bestehenden Regelungen über den Erholungsurlaub. 

A n m. Vgl. Anordnung über den Urlaub usw. vom 24. April 1943. 

§7 

(1) Diese Tarifordnung tritt rückwirkend mit dem I. Mai 1943 in 
Kraft. 

(2) Die Tarifordnung zur Regelung der Heimfahrten für die in 
Betrieben der privaten Wirtschaft und der öffentlichen Hand im 
Generalgouvernement beschäftigten deutschen Arbeiter und Ange¬ 
stellten aus dem Reich vom 29. Mai 1941 in der Fassung vom 5. Jan. 
1942 (VB1GG. S. 312 bzw. 37) tritt mit Ablauf des 30. April 1943 
außer Kraft. 

Vergütungen für deutsch^ Lehrlinge, 
Anlernlinge und Umschüler. 

(1) Die Erziehungsbeihilfen werden von den Treuhändern der 
Arbeit im einzelnen geregelt. Grundsätzlicher Ausgangspunkt ist 
die Anordnung des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz 
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zur Vereinheitlichung der Erziehungsbeihilfen und sonstiger Leistun¬ 
gen an Lehrlinge und Anlernlinge in der privaten Wirtschaft vom 
25. Februar 1943 — Illb 8 Nr. 9109/43. Für den öffentlichen Dienst 
ist eine entsprechende Anwendung der Richtlinien des Reichstreu¬ 
händers für den öffentlichen Dienst vom 28. Mai 1938 (Reichsarbeits¬ 
blatt Nr. 18 S. 896) in der Fassung vom 6. Mai 1942 (Reichsarbeitsbl. 
Nr. 17 S. 810) zu beachten. Nach den allgemeinen Richtlinien im 
Generalgouvernement ist im ersten Lehrjahr eine Erziehungsbeihilfe 
von rund 50 Zloty, im zweiten Lehrjahr von rund 75 Zloty, im dritten 
Lehrjahr von rund 100 Zloty monatlich zu zahlen. Hierzu tritt ein 
monatliches Trennungsgeld von 60 Zloty. Entsprechende Sätze gel¬ 
ten für jugendliche Anlernlinge. 

(2) Für die Entlohnung männlicher und weiblicher Gefolgschafts- 
mitglieder während einer Anlernung und Umschulung im Betrieb 
gelten folgende Richtlinien: 

1. Neueingestellte bisher nicht berufstätige Gefolgschaftsmit- 
glicder sollen für die Zeit der Anlernung grundsätzlich 
höchstens das für ungelernte Arbeitskräfte im Betrieb maß¬ 
gebende Entgelt erhalten. 

2. Arbeitskräften, die bisher schon berufstätig waren, nunmehr 
aber im Betrieb auf eine andere Tätigkeit umgeschult wer¬ 
den, ist für die Dauer der Umschulung mindestens das 
Entgelt der ungelernten Arbeitskräfte zuzugestehen. Hat der 
Umschüler bisher höhere Verdienste erzielt, kann während 
der Umschulung der alte Lohn weitergezahlt werden, sofern 
er niedriger ist als der Verdienst, den das üefolgschaftsmit- 
glied nach der Umschulung voraussichtlich erreichen wird. 
Geht der bisherige Lohn des Umschülers über das nach er¬ 
folgreichem Abschluß der Umschulung zu erwartende Ent¬ 
gelt hinaus, so hat der Betriebsführer schon während der 
Umschulung, möglichst innerhalb der ersten zwei Wochen, 
den Lohn nach dem künftigen Verdienst auszurichten. Im 
allgemeinen soll erstrebt werden, den Lohn in der Umschul¬ 
zeit auf etwa 90 v. H. des künftigen Verdienstes zu halten. 

3. Die Trennungsgelder für diese Anlernlinge und Umschüler 
richten sich nach den allgemeinen Bestimmungen. 


Weihnachtsgratifikationen und vergleichbare 

Zuwendungen. 

Neueingestellte deutsche Gefolgschaftsmitglieder (vgl. Vorbe¬ 
merkung I a), c) zum besonderen Teil) können Weihnachtsgratifika¬ 
tionen und vergleichbare Zuwendungen in Höhe des für die Ange¬ 
hörigen ihres Stammbetriebes im Reich zugelassenen Betrages er- 
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halten. Besteht ein Stammbetrieb nicht, so kann der Treuhänder 
der Arbeit im Generalgouvernement ohne Rücksicht darauf, ob im 
Reich grundsätzlich die betriebliche Uebung im Jahre 1939 oder 
früher zur Voraussetzung der Genehmigung gemacht wird, eine 
Regelung im Rahmen der allgemeinen Grundsätze des Generalbe¬ 
vollmächtigten für den Arbeitseinsatz treffen. 

Rechtsverhältnisse der kommissarischen Ver¬ 
walter treuhänderisch verwalteter Betriebe. 

Bei den kommissarischen Verwaltern treuhänderisch verwalteter 
Betriebe ist streitig, ob das Einkommen aus ihrer Tätigkeit eine 
den allgemeinen Grundsätzen unterliegende Arbeitsvergütung dar¬ 
stellt. Bis auf weiteres erfolgt mit Zustimmung der Hauptabteilung 
Arbeit die Festsetzung der Vergütungen im Rahmen der bestehen¬ 
den Lohnebene durch die diesen Verwaltern Vorgesetzte Dienst¬ 
stelle. Im übrigen ist nunmehr ein Kündigungsschutz und eine be¬ 
fristete Weiterzahlung der Bezüge bei der Einberufung sowie im 
Krankheitsfalle vorgesehen. Die Zahlung eines Trennungsgeldes 
kommt nicht in Betracht 

Zuwendungen an zum Wehrdienst ein berufe ne 
Gefolgschaftsmitglieder und deren 
Hinterbliebene. 

1. Richtlinien für die private Wirtschaft: 

Eine Rechtspflicht zur Weiterzahlung von Lohn oder Gehalt 
während des Wehrdienstes eines Gefolgschaftsmitgliedes be¬ 
steht nicht (vgl. § 1 Satz 2 der Achten Durchführungsverord¬ 
nung). 

Die Treuhänder der Arbeit sind jedoch damit einverstan¬ 
den, daß zum Wehrdienst (Dienst in der Waffen-W, im Son¬ 
derdienst des Generalgouvernements usw.) einberufenen Ge¬ 
folgschaftsmitgliedern, die berechtigt sind, Familienunter¬ 
stützung zu beziehen, auf Antrag während der Dauer des 
Wehrdienstes eine freiwillige Zuwendung in Höhe des Unter¬ 
schiedes zwischen 85 v. H. des letzten Nettolohnes oder -ge- 
halts einerseits und der Familienunterstützung zuzüglich 
eines etwaigen sonstigen Einkommens andererseits gewährt 
wird. An einberufene verheiratete Gefolgschaftsmitglieder, 
die keinen Anspruch auf Familienunterstützung haben, weil 
neben ihren Lohn- oder Gehaltsbezügen noch andere zum 
Unterhalt ihrer Angehörigen ausreichende Einnahmen zur 
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Verfügung stehen, darf bis zu 60 v. H. des Bruttoeinkommens 
gezahlt werden. Ledigen Einberufenen, die Unterhaltsberech- 

- tigte nicht zu versorgen haben und keine Unterstützung be¬ 
ziehen, kann im allgemeinen 30—50 v. H. des zuletzt bezoge¬ 
nen Nettolohns oder Nettogehalts weitergewährt werden. 
Das Trennungsgeld nimmt an diesen Bezügen grundsätzlich 
nur zu einem Drittel teil, und zwar nur dann, wenn der unter¬ 
haltsberechtigte Angehörige im Generalgouvernement ver¬ 
bleibt. Auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit kommt es 
nicht an. 

2. O öffentlich er Dienst: vgl. Reichshaush.- u. Besold.- 
Blatt 1942 S. 154 Nr. 4048; vgl. a. Erlaß des Reichsfinanzmini¬ 
sters vom 7. Juli 1943 — A 5401 — 2359 IV 2 Ang. —. 

(3) Zuwendungen an Angehörige gefallener Gefolgschafts¬ 
mitglieder: 

Laufende Zuwendungen sind zwecklos, da sie grundsätzlich auf 
die staatlichen Leistungen angerechnet werden. Einmalige Zuwen¬ 
dungen können lediglich, zur Behebung eines Notstandes oder in 
dem Rahmen zugelassen werden, in welchem der Betrieb Ange¬ 
hörige in der Heimat verstorbener Gefolgschaftsmitglieder zu unter¬ 
stützen pflegt 


Anordnung 

zur Regelung der Arbeitsbedingungen polizeidienst¬ 
pflichtiger Gefolgschaftsmitglieder 
in Betrieben der privaten Wirtschaft im Generalgouvernement. 

Vom 14. August 1943 (VB1GG. S. 469). 

A n m. Die Anordnung ist auf Neueingestellte und Entsandte an¬ 
zuwenden. 

Auf Grund ... ordne ich an: 

§ L 

Polizeidienstpflichtige (Jefolgschaftsmitglieder in Betrieben der 
privaten Wirtschaft im Generalgouvernement gelten für die Dauer 
einer Einsatzübung oder eines Einsatzes als beurlaubt. Während 
der Beurlaubung darf das bisherige Arbeitsverhältnis nicht gelöst 
oder gekündigt werden. 

A n m. Vgl. die Regelungen der Achten Durchführungsverordnung 
und die Anmerkungen hierzu. 
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§ 2 . 

Für die Dauer einer Einsatzübung oder eines Einsatzes, jedoch 
höchstens bis zur Dauer von vier Wochen, sind die Arbeitsver¬ 
gütung und das Trennungsgeld oder die Auslösung weiterzuzahlen; 
bei wechselnden Grundbezügen ist der Durchschnittbetrag der letz¬ 
ten drei Monate maßgebend. 


§ 3 . 

Ueber die Erstattung dieser Beträge an die Betriebsführer er¬ 
gehen besondere Bestimmungen im Verwaltungswege. 

§ 4 

Nach Ablauf von vier Wochen erhalten die Polizeidienstptlich- 
tigen für ihre Angehörigen Familienunterstützung gemäß § 1 Abs. 
(3) der Zweiten Durchführungsanordnung zur Polizeiverordnung 
vom 28. August 1942 zur Erfassung der Reichsdeutschen im Gene¬ 
ralgouvernement vom 17. September 1942 (VB1GG. S. 535) in der 
Fassung des Art 1 der Vierten Durchführungsanordnung zur Poli¬ 
zeiverordnung vom 28. August 1942 zur Erfassung der Reichsdeut¬ 
schen im Generalgouvernement vom 17. August 1943 VB1GG. 
S. 470). 


A n in. 
tet: 


Der Artikel in dem hier in Betracht kommenden Teil lau- 
Unterhalt des Dienstpflichtigen. 


(1) Polizeidienstpflichtige, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, 
gelten für die Dauer einer Einsatzübung oder eines Einsatzes als be¬ 
urlaubt. Während der Beurlaubung darf das bisherige Arbeitsver¬ 
hältnis nicht gelöst oder gekündigt werden. 

(2) Steht der Polizeidienstpflichtige im Dienst des Generalgou¬ 
vernements, im Dienst von Gemeinden, Gemeindeverbänden oder son¬ 
stigen Körperschaften des öffentlichen Rechts oder im Dienst von 
öffentlichen Betrieben, so sind ihm für die Dauer einer Einsatzübung 
oder eines Einsatzes die Dienstbezüge von der Kasse weiterzuzah¬ 
len, von der er sie bisher bezogen hat. Polizeidienstpflichtigen, die 
Beschäftigungsvergütung oder Beschäftigungszuschuß bezogen ha¬ 
ben, wird diese Vergütung bis zur Dauer von vier Wochen weiter¬ 
gewährt und von der bisherigen Zahlstelle gezahlt. 

(3) Polizeidienstpflichtige, die in keinem Arbeitsverhältnis stehen 
(freie Berufe), erhalten für ihre Angehörigen Familienunterstützung 
in sinngemäßer Anwendung der Verordnung über die Gewährung 
von Familienunterhalt an die im Generalgouvernement befindlichen 
Angehörigen der zum Wehrdienst, zum Dienst in der Waffen-M oder 
zum Reichsarbeitsdienst einberufenen deutschen Volkszugehörigen 
vom 25. November 1940 (VB1GG. I S. 339). Die Zahlung erfolgt 
durch die Kreis- oder Stadthauptleute. 
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§5. 

Darüber hinaus erhalten die Polizeidienstpflichtigen die in Abs. 
(4) der Zweiten Durchfülirungsanordnung in der Fassung des.Art. 1 
der Vierten Durchführungsanordnung geregelten Entschädigungen. 

A n m. Die Bestimmung lautet: 

(4) Darüber hinaus erhalten die Polizeidienstpflichtigen Fahrgeld, 
Wegegeld und Zehrgeld sowie freie Verpflegung, diese jedoch nicht 
für die Zeit, für die Beschäftigungsvergütung, Beschäftigungszuschuß 
oder eine ähnliche Entschädigung gezahlt wird, freie Unterkunft, 
Bekleidungsentschädigung und Reisekosten nach Maßgabe von Zu¬ 
sätzen zu dieser Durchführungsanordnung, die im Verwaltungswege 
erlassen werden. Diejenigen Polizeidienstpflichtigen, denen weder 
Beschäftigungsvergütung noch Beschäftigungszuschuß weitergezahlt 
wird, erhalten ferner eine Barentschädigung. 

§ 6 . 

Diese Anordnung ist vom 1. August 1943 an anzuwenden. 

Anordnung 

über die Weiterzahlung der Arbeitsvergütung an Musterungstagen 

für die Jugenddienstpfliclit. 

Vom 10. September 1943. 

Auf Grund usw. ordne ich an: 

§ 1 . 

Bei der Erfassung zur Jugenddienstpflicht im Generalgouverne¬ 
ment ist den Gefolgschaftsmitgliedern die zur Erfüllung der Ver¬ 
pflichtung notwendige Freizeit zu gewähren. Für die ausfallende 
Arbeitszeit ist der regelmäßige Arbeitsverdienst weiterzuzahlen. 

§ 2 . 

Die Anordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Anordnung 

der Treuhänder der Arbeit über die Verlängerung der 
Lohnabrechnungszeiträume. 

A n m. Diese Anordnungen gelten für alle Betriebe und Beschäf¬ 
tigten der privaten Wirtschaft. 

Auf Grund usw. ordne ich an: 

§i. 

(1) Soweit in Tarifordnungen oder Anordnungen des Gouver¬ 
neurs . . . sowie in Einzelarbeitsverträgen ein kürzerer Zeitraum 
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als ein Monat für die Lohnabrechnung festgesetzt oder vereinbart 
worden ist, kann der Leiter des Betriebes abweichend für die be¬ 
triebliche Lohnabrechnung einen Zeitraum von der Dauer bis zu 
einem Monat festsetzen. Dabei kann auch vorgesehen werden, daß 
der Lohn in Zeiträumen von zweimal vier Wochen und einmal fünf 
Wochen abgerechnet wird. 

(2) Uebersteigt der nach Abs. (1) festgesetzte Zeitraum für die 
Lohnabrechnung 14 Tage, so ist auf den zu erwartenden Lohn eine 
angemessene Abschlagszahlung zu leisten, sofern nicht schon bisher 
ein vierzehntägiger oder längerer Zeitraum für die Lohnabrechnung 
ohne Abschlagszahlung im Betriebe üblich war. 

§2 

Diese Anordnung tritt mit dem Lohnzahlungszeitraum in Kraft, 
der nach der Veröffentlichung dieser Anordnung beginnt. 

Tarifordnung für die deutschen 
Angestellten im öffentlichen Dienst. 

Vom 4. März 1940 

in der Fassung vom 5. April 1940, 27. November 1941, 

26. Oktober 1942 und 17. August 1943 (VBIOQ. S. 578). 

Auf Grund . . . erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ i 

Geltungsbereich. 

(1) Die Tarifordnung gilt für die aus dem Reichsgebiet neu¬ 
eingestellten im Generalgouvernement beschäftigten deutschen An¬ 
gestellten, soweit sie in einer die Arbeitskraft des Angestellten über¬ 
wiegend beanspruchenden, nach § 1 des Reichsangestellten-Versiche- 
rungsgesetzes versicherungspflichtigen Beschäftigung tätig oder in 
der Anlage 1 zur TO. A vom 1. April 1938 aufgeführt sind (vgl. § 2). 
Sie gilt ferner für deutsche Volkszugehörige (Volksdeutsche) und 
Deutschstämmige. 

(2) Entstehen Zweifel darüber, ob eine Verwaltung oder ein Be¬ 
trieb dem öffentlichen Dienst zugehört, so entscheidet der Leiter der 
Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements. 

§2 

Allgemeine Beschäftigungsbedingungen. 

Für die von dieser Tarifordnung erfaßten Angestellten sind die 
jeweiligen im Deutschen Reich geltenden Bestimmungen der Allge¬ 
meinen Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen 
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Dienst (ATO.) Vom 1. April 1938 und der Tarifordnung A für Gefolg¬ 
schaftsmitglieder im öffentlichen Dienst (TO. A) vom 1. April 1938 je 
nebst Nachträgen, Aenderungen und Ergänzungen anzuwenden, so¬ 
weit nicht im folgenden Abweichungen oder Ergänzungen vorge¬ 
sehen sind. 

§ 3 

Wohnungsgeldzuschuß. 

(1) Es gilt folgende Ortsklasseneinteilung: 

Sonderklasse: Krakau, Warschau, Lemberg; 

Ortsklasse A: Krynica, Zakopane, Lublin, Kielce, Radom, Tschen- 
stochau, Pruszköw; 

Ortsklasse B: im Distrikt Krakau: Debica, Jaroslau, Jaslo, 
Krosno, Miechöw, Neumarkt, Neu-Sandez, Przemysl, Reichs¬ 
hof, Sanok, Tarnow; 

im Distrikt Warschau: Grojec, Lowitsch, Minsk, Ostrow, 
Siedlce, Skierniewice, Sochaczew, Sokolow, Zyrardöw; 

im Distrikt Radom: Busko, Jedrzejöw, Konskie, Opatow, 
Ostrowiec, Petrikau, Radomsko, Sandomierz, Skarzysko- 
Kamienna, Starachowice, Tomaszow-Mazowiecki; 

im Distrikt Lublin: Biata-Podlaska, Cholm, Deblin, 
Krasnystaw, Pulawy, Zamosc; 

im Distrikt Galizien: Boryslaw, Drohobycz, Kalusz, 
Kolomea, Morszyn, Sambor, Stanislau, Stryj, Tarnopol, 
Truskawiec, Zleczöw; 

Ortsklasse C: alle übrigen Gemeinden. 


(2) Zu den Dienstbezügen ist folgender Wohnungsgeldzuschuß 
monatlich zu zahlen: 


I. Für Gefolgschaftsmitglieder mit weniger als drei zuschlagbe¬ 
rechtigten Kindern: 


in den Ortsklassen: 

in 

' IV 

in Tarifklasse 
V 

VI 

VII 

Sonderklasse 

264 

192 

Zloty 

144 

106 

67 

A 

228 

168 

122 

89 

58 

B 

180 

132 

101 

74 

48 

C 

144 

108 

79 

58 

36 
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II. Für verheiratete, verwitwete oder geschiedene Gefolgschafts- 
mitglieder mit drei oder vier zuschlagberechtigten Kindern: 


in den Ortsklassen: 

III 

IV 

in Tarifklasse 
V 

VI 

VII 

Sonderklasse 

308 

224 

Zloty 

168 

124 

79 

A 

266 

1% 

143 

104 

68 

B 

210 

154 

118 

87 

56 

C 

168 

126 

93 

68 

42 


III. Für verheiratete, verwitwete oder geschiedene Gefolgschafts¬ 
mitglieder mit fünf oder mehr zuschlagberechtigten Kindern: 


in den Ortsklassen: 

111 

IV 

in Tarifklasse 
V 

VI 

VII 

Sonderklasse 

352 

256 

Zloty 

192 

141 

90 

A 

304 

224 

164 

119 

77 

B 

240 

176 

135 

100 

64 

C 

192 

144 

106 

77 

48 


(3) Der Wohnungsgeldzuschuß unterliegt den Kürzungen nach 
der Ersten Gehaltskürzungsverordnung. 

(4) Der Wohnungsgeldzuschuß für Ehefrauen und Ledige richtet 
sich nach den Vorschriften des § 6 Abs. 1 der TO. A. 

(5) Die Bestimmungen über den Wohnungsgeldzuschuß der 
Reichsbeamten mit Ausnahme des § 39 Abs. 3 des Reichsbesoldungs¬ 
gesetzes gelten entsprechend. 

§4 


Bewertung des Zlotys. 


Der Zloty ist mit 0,50 RM zu bewerten, wenn die Auszahlung in 
Reichsmark erfolgt. 



Sonderzuschlag für Warschau. 

• 

(1) Die in Warschau beschäftigten Gefolgschaftsmitglieder, deren 
Dienstbezüge sich nach den Vorschriften des Reichsbesoldungs¬ 
gesetzes errechnen, erhalten zur Grundvergütung einen örtlichen 
Sonderzuschlag von 3 v. H. 

(2) Maßgebend für die Gewährung des örtlichen Sonderzuschlags 
ist der dienstliche Wohnsitz. 
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§6 

Steuern und Sozialversicherung. 

(1) Soweit die Entlohnung aus öffentlichen KäSsen erfolgt, werden 
die Steuern und die Beiträge zur Sozialversicherung von den aus 
dem Reichsgebiet neueingestellten Gefolgschaftsmitgliedern nach 
Maßgabe der reichsrechtlichen Vorschriften sowie der Bestimmun¬ 
gen des § 4 Abs. 1 d) der TO. A vom 1. April 1938 entrichtet. 

(2) (überholt). 

§7 

Inkrafttreten. 

Die Tarifordnung tritt rückwirkend am 1. Oktober 1939 (in der 
letzten Fassung am 1. Juni 1943) in Kraft. 

(Im übrigen überholt). 

A n m. Die Einbeziehung der Deutschstäminigen erfolgte mit 
Wirkung vom 1. Juni 1943. 


Tarifordnung für die deutschen Arbeiter 
und Arbeiterinnen im öffentlichen Dienst. 
Vom 16. Januar 1940 in der Fassung vom 1. März 1940, 
16. April 1940, 27. November 1941, 26. Oktober 1942 und 
17. August 1943 (VB1GG. S. 578). 

§ 1 

Geltungsbereich. 


(1) Die Tarifordnung gilt für die aus dem Reichsgebiet neuein¬ 
gestellten deutschen Arbeiter und Arbeiterinnen in öffentlichen Ver¬ 
waltungen und Betrieben mit Ausnahme der Forstwirtschaft im 
Generalgouvernement. Sie gilt ferner für deutsche Volkszugehörige 
(Volksdeutsche) und Deutschstämmige. 

(2) Entstehen Zweifel darüber, ob eine Verwaltung oder ein Be¬ 
trieb dem öffentlichen Dienst zugehört, so entscheidet der Leiter der 
Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements. 


§2 


Allgemeine Arbeitsbedingungen. 

t 


Für die von dieser Tarifordnung erfaßten Arbeiter und Arbeite¬ 
rinnen sind die im Gebiete des Deutschen Reiches geltenden Be¬ 
stimmungen der Allgemeinen Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglie¬ 
der im öffentlichen Dienst (ATO.) vom 1. April 1938 nebst Nach¬ 
trägen, Ergänzungen und Aenderungen und der Tarifordnung B für 
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Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst (TO. B) vom 1. April 
1938, ebenfalls nebst Nachträgen, Ergänzungen und Aenderungen an¬ 
zuwenden, soweit nicht im folgenden Abweichungen oder Ergänzun¬ 
gen vorgesehen sind. 

§3 

Stundenlöhne. 

(1) Es gilt folgende Ortsklasseneinteilung: 

Sonderklasse: Krakau, Warschau, Lemberg; 

Ortsklasse A: Krynica, Zakopane, Lublin, Kielce, Radom, Tschen- 
stochau, Pruszköw; 

Ortsklasse B: im Distrikt Krakau: Debica, Jaroslau, Jaslo, 
Krosno, Miechöw, Neumarkt, Neu-Sandez, Przemysl, Reichs¬ 
hof, Sanok, Tarnow; 

im Distrikt Warschau: Grojec, Lowitsch, Minsk, Ostrow, 
Siedlce, Skierniewice, Sochaczew, Sokolow, Zyrardöw; 

im Distrikt Radom: Busko, Jedrzejöw, Konskie, Opatow, 
Ostrowiec, Petrikau, Radomsko, Sandomierz, Skarzyska- 
Kamienna, Starachowice, Tomaszow-Mazowiecki; 

im Distrikt Lublin: Biata-Podlaska, Cholm, Deblin, 
Krasnystaw, Pulawy, Zamosc; 

im Distrikt Galizien: Boryslaw, Drohobycz, Kalusz, 
Kolomea, Morszyn, Sambor, Stanislau, Stryj, Tarnopol, 
Truskawiec, Ztoczöw; 

Ortsklasse C: alle übrigen Gemeinden. 

(2) Den neueingestellten über 21 Jahre alten Arbeitern und Ar¬ 
beiterinnen mit einfachen Tätigkeiten, die eine handwerkliche oder 
besondere Anlernung nicht erfordern (Lohngruppe C der TO. B), sind 


folgende Stundenlöhne zu zahlen: 

in Ortsklasse: 

Arbeiter 

Arbeiterinnen 


Zloty 

Zloty 

Sonderklasse 

a) Warschau und Lemberg 

1,24 

0,93 

b) Krakau 

1,20 

0,90 

A 

1,16 

0,87 

B 

1,10 

0,82 

C 

1,04 

0,78 


(3) Alle anderen Löhne errechnen sich entsprechend den Bestim¬ 
mungen der §§ 7 und 13 Abs. 3 der TO. B. 


i 
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A n m. Die maßgebenden Bestimmungen lauten in der Neufassung 
der TO. B vom 15. April 1942 (Reicharbeitsblatt IV S. 615): 

§ 7 

Lohnbemessung nach dem Lebensalter. 

(1) Der Vollohn ist nach dem vollendeten 21. Lebensjahr zu 
zahlen. 

(2) Der Lohn eines noch nicht 21 Jahre alten Gefolgschaftsmit¬ 
gliedes betragt nach vollendetem 

20. Lebensjahr . . . . 90 v. H. 

19. „ /.85 v. H. 

17. „ .75 v. H. 

16. „ .70 v. H. 

des Vollohns. 

(3) Verheiratete männliche üefolgschaftsmitglieder unter 21 
Jahren erhalten den Vollohn. 

(4) Das Lebensalter gilt im Sinne der Abs. (l) und (2) mit Beginn 
des Löhnungszeitraumes als vollendet, in den der Geburtstag fällt. 

§ 13 

Lohnbildung. 

(3) Aus dem Lohn des 21jährigen männlichen Gefolgschaftsmit¬ 
gliedes der Lohngruppe C wird der Lohn des 21jährigen männlichen 
Gefolgschaftsmitglicdes in der Lohngruppe B durch einen Zuschlag 
von 10 v. H. und in der Lohngruppe A durch einen Zuschlag von 30 
v. H. gebildet. 

(4) Von dem so gebildeten Lohn erhalten die jüngeren männlichen 
Gefolgschaftsmitglieder die im § 7 Abs. (2) genannten Uundertteile. 

(5) Ungelernte weibliche Gcfolgschaftsmitglieder erhalten den in 
Anlage 3 festgesetzten Lohn, soweit nicht die Dienstordnung in An¬ 
lehnung an die ortsüblichen Verhältnisse einen höheren Lohn fest¬ 
setzt. § 7 Abs. (2) findet Anwendung. Den Lohn der übrigen weib¬ 
lichen Gefolgschaftsmitglieder bestimmt die Dienstordnung. 

Die Lohngruppen und Anlagen sind aus dem obengenannten 
Rcichsarbeitsblatt ersichtlich. 

§4 

Steuern und Sozialversicherung. 

Für die Steuern und die Beiträge zur Sozialversicherung be¬ 
wendet es bei den gesetzlichen Bestimmungen. 

§5 * 

Inkrafttreten. 

Diese Tarifordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1939 
(in der letzten Fassung am 1. Juni 1943) in Kraft. 

Anm.: Die Einbeziehung der Deutschstämmigen . erfolgt mit 
Wirkung vom 1. Juni 1943. 
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Anordnung 

über die Lohn- und Gehaltszahlung für aus¬ 
fallende Arbeitsstunden bei Fliegeralarm 

und Fliegerschäden. 

Vom 20. Juli 1943 (VB1GG. S. 459). 

A nm.: Die Anordnung gilt für Deutsche und Nichtdeutsclie in der 
privaten Wirtschaft und im öffentlichen Dienst. 

Auf Grund usw. ordne ich an: 

§ 1 

Fliegeralarm. 

Die durch Fliegeralarm an Werktagen ausfallenden Arbeitsstun¬ 
den sind in der Regel durch Nacharbeit auszuglejchen; die Nacharbeit 
ist auf die Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalllage 
einschließenden Wochen zu verteilen. 

Die tarifliche Arbeitsvergütung einschließlich etwaiger Zulagen 
ist für die ausfallenden Arbeitsstunden weiterzuzahlen, soweit nicht 
entsprechende Nacharbeit geleistet werden kann. Sie ist ferner wei¬ 
terzuzahlen, 

wenn der Werkluftschutzleiter bereits vor dem allgemeinen 
Alarm eine Einschränkung der Arbeit im Betriebe oder in ein¬ 
zelnen Betriebsabteilungen angeordnet hat oder 
wenn Beschäftigte infolge Fliegeralarms den Weg zu ihrer 
Arbeitsstätte nicht rechtzeitig antreten konnten. 

Anlaufzeiten bis zu einer halben Stunde nach der Entwarnung, 
die zur Ingangsetzung der Arbeit erforderlich werden, sind ebenfalls 
zu vergüten. 

§2 

Fliegerschäden. 

Bei Ausfall von Arbeitsplätzen durch Beschädigung oder Still¬ 
legung von Betrieben oder Betriebsabteilungen durch Luftangriffe 
sind die Beschäftigten zunächst bei Aufräumungs- und Wiederher¬ 
stellungsarbeiten einzusetzen. Für die Dauer dieser Beschäftigung 
ist die bisher gezahlte tarifliche Arbeitsvergütung einschließlich et¬ 
waiger Zulagen weiterzuzahlen, längstens jedoch bis zum Ablauf 
des 14. Arbeitstages nach dem Tage, an dem das schädigende Er¬ 
eignis eingetreten ist. Ist auch dann die Arbeitsaufnahme im Betriebe 
nicht möglich, so erlischt das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung, falls 
nicht zwischen dem Betriebsführer und dem Beschäftigten etwas 
anderes vereinbart wird. Kann eine Beschäftigung bei Aufräumungs- 
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und Wiederherstellungsarbeiten nicht erfolgen, so sind die Beschäf¬ 
tigten zu anderen kriegswichtigen Arbeiten im Betriebe oder außer¬ 
halb des Betriebes heranzuziehen. Wird eine vom Arbeitsamt zu¬ 
gewiesene zumutbare Arbeit während der Ausfallzeit nicht 
angenommen oder nicht geleistet, so ist eine Vergütung für aus¬ 
fallende Arbeitsstunden nicht zu zahlen. 

§3 

Erstattung von Beträgen bei Lohn- und Gehaltsausfällen an 

die Betriebe. 

Ueber die Erstattung von Beträgen bei Lohn- und Gehaltsaus¬ 
fällen an die Betriebe ergehen besondere Bestimmungen. 

§4 

Inkrafttreten. 

Diese Anordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Anordnung 

zur Regelung der Arbeitsbedingungen für 

deutsche Musiker in Kulturorchestern des 
Generalgouvernements. 

Vom 10. August 1943. 

Auf Grund usw. ordne ich an: 

§ 1 

Die Tarifordnung für die deutschen Kulturorchester (Tarifregister 
Nr. 2329/1) vom 30. März 1938 (Reichsarbeitsblatt Teil VI S. 597) 
findet auf die deutschen Musiker in Kulturorchestern des General¬ 
gouvernements sinngemäße Anwendung mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des Reichsarbeitsministers bzw. des Sondertreuhänders 
für die kulturschaffenden Berufe der Leiter der Hauptabteilung Arbeit 
in der Regierung des Generalgouvernements tritt. 

*. § 2 

Ueber die Anwendung der Tarifordnung im einzelnen sowie über 
etwaige Ergänzungen, Aenderungen und Sonderfälle entscheidet der 
Leiter der Hauptabteilung Arbeit im Benehmen mit den Hauptab¬ 
teilungen Propaganda und Finanzen in der Regierung des General¬ 
gouvernements. 

§3 

Die Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 1943 ab in Kraft. 
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Tarifordnung . 

zur Regelung der Arbeitsbedingungen für Gefolgschaftsmitglieder 
in den Kranken-, Heil - und Pflegeanstalten des 
Reichs, der Reichsgaue, der Länder, der Gemeinden (Gemeinde¬ 
verbände) und der Träger der Reichsversicherung (Kr.-T.) — 
Tarifregister Nr. 2733/2 — vom 2. Dezember 1939 im General¬ 
gouvernement. 

Vom 1. Februar 1942 (VB1GG. S. 107). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 


§ 1 

Die Tarifordnung für Gefolgschaftsmitglieder in den Kranken-, 
Heil- und Pflegeanstalten des Reichs, der Reichsgaue, der Länder, 
der Gemeinden (Gemeindeverbände) und der Träger der Reichsver¬ 
sicherung (Kr.-T.) — Tarifregister Nr. 2733/2 — vom 2. Dez. 1939 
(Reichsarbeitsblatt 1940 Nr. 2 Teil IV S. 73) wird für die nicht ent¬ 
sandten deutschen Gefolgschaftsmitglieder in den öffentlichen Kran¬ 
ken-, Heil- und Pflegeanstalten im Generalgouvernement mit der 
Maßgabe eingeführt, daß die Tarifordnungen für deutsche Arbeiter 
und Arbeiterinnen im öffentlichen Dienst (Tarifregister Nr. 2/1 und 
2/3) vom 16. Januar und 16. April 1940 (VB1GG. II S. 46 und 236) 
sowie die Tarifordnungen für deutsche Angestellte im öffentlichen 
Dienst (Tarifregister Nr. 4/2 und 4/3) vom 4. März und 5. April 
1940 (VB1GG. II S. 157 und 211) ergänzend anzuwenden sind. 


A n m. Diese Tarifordnungen sind am 17. August 1943 neugefaßt 
worden. 



Diese Tarifordnung tritt am 1. Februar 1942 in Kraft. 


Anordnung 

über Ladearbeiten und den Bereitschafts- 

dienst für Ladearbeiten 

Vom 1. Juni 1943 (VB1GG. S. 261). 

Anm. Die Anordnung gilt für Deutsche und für Nichtdeutsche in 
det^ privaten Wirtschaft und im öffentlichen Dienst. 

§ i 

Alle deutschen Gefolgschaftsmitglieder und nichtdeutschen Be¬ 
schäftigten im Generalgouvernement sind verpflichtet, zur Be¬ 
schleunigung des Umlaufs von Güterwagen und von Fahrzeugen der 
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Binnenschiffahrt auf Verlangen des Betriebsführers Belade- und 
Entladearbeiten auszuführen sowie Bereitschaftsdienst für das Be¬ 
laden und Entladen zu leisten. 

§ 2 

Auf deutsche Gefolgschaftsmitglieder sind die Abschnitte II bis 
VI der als Anlage abgedruckten Anordnung des Generalbevoll¬ 
mächtigten für den Arbeitseinsatz zur Regelung arbeitsrechtlicher 
Fragen bei der Heranziehung von Gefolgschaftsmitgliedern zu 
Ladearbeiten sowie zum Bereitschaftsdienst für das Beladen und 
Entladen von Güterwagen und Fahrzeugen der Binnenschiffahrt 
vom 22. März 1943 (Reichsarbeitsblatt Nr. 10 I S. 210) sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 3 

(1) Nichtdeutsche Beschäftigte, die von ihren Betrieben außer¬ 
halb der betrieblichen Arbeitszeit zum Bereitschaftsdienst für das 
Beladen und Entladen herangezogen werden, ohne daß sie Arbeiten 
leisten, erhalten bei einer Dauer von mindestens 3 Stunden ein Be¬ 
reitschaftsgeld von 2,50 Zloty. Erfordert die Bereitschaft eine un¬ 
unterbrochene Abwesenheit von der Wohnung von mehr als 12 
Stunden, so erhöht sich das Bereitschaftsgeld auf 3,50 Zloty, bei 
einer ununterbrochenen Abwesenheit von mehr als 24 Stunden auf 
5,— Zloty. Bei einem Bereitschaftsdienst von mindestens fünf Stun¬ 
den ist das Bereitschaftsgeld auch zu zahlen, wenn der Beschäftigte 
sich lediglich in der eigenen Wohnung oder außerhalb des Betriebes 
erreichbar zu halten hat. 

(2) An Sonn- und Feiertagen ist das Bereitschaftsgeld auch bei 
einer Bereitschaft von weniger als 3 Stunden zu zahlen; dazu wird 
ein Zuschlag von 1,— Zloty gewährt. 

(3) Ein Bereitschaftsgeld ist nicht zu zahlen, wenn an seiner 
Stelle freie Verpflegung gewährt wird. Der Zuschlag für Bereit¬ 
schaftsdienst an Sonn- und Feiertagen bleibt jedoch unberührt. 

§ 4 

Für das Beladen und Entladen ist den nichtdeutschen Beschäftig¬ 
ten der tarifliche oder der mit Zustimmung des Gouverneurs des 
Distrikts (Abteilung Arbeit) festgesetzte Lohn für Ladearbeiten zu 
zahlen. 

§ 5 

Diese Anordnung tritt am 1. Juli 1943 in Kraft. 
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Anordnung 

zur Regelung arbeitsrechtlicher Fragen bei 
der Heranziehung von Gefolgschaftsmit¬ 
gliedern zu Ladearbeiten sowie zum Bereit¬ 
schaftsdienst für das Beladen und Entladen 
von Güterwagen und Fahrzeugen 
der Binnenschiffahrt. 

(Reichsarbeitsbl. S. I 210.) 

Vom 22. März 1943. 


Auf Grund usw. ordne ich für den Bereich der privaten Wirt¬ 
schaft an: 



II. Vergütung des Bereitschaftsdienstes. 

(1) Werden Gefolgschaftsmitglieder von ihren Betrieben außer¬ 
halb der betrieblichen Arbeitszeit zum Bereitschaftsdienst für das 
Beladen und Entladen herangezogen, ohne mit Arbeiten beschäftigt 
zu werden, so erhalten sie bei einer Dauer der Dienstleistung von 
mindestens drei Stunden ein Bereitschaftsgeld von 1,50 RM. Erfor¬ 
dert die Tätigkeit an der Arbeitsstätte (gewöhnliche Arbeitszeit und 
Bereitschaftsdienst) eine zwölf Stunden übersteigende ununter¬ 
brochene Abwesenheit von der Wohnung, so erhöht sich das Be¬ 
reitschaftsgeld auf 2,— RM, bei einer vierundzwanzig Stunden 
übersteigenden ununterbrochenen Abwesenheit von der Wohnung 
auf 3,— RM. 

(2) An Sonn- und Feiertagen ist das Bereitschaftsgeld von 
1,50 RM auch bei einer Dauer der Dienstleistung von weniger als 
drei Stunden zu zahlen. Ferner wird ein Zuschlag von 0,50 RM. 
zum Bereitschaftsgeld gewährt. 

(3) Das Bereitschaftsgeld ist auch zu zahlen, wenn das Gefolg¬ 
schaftsmitglied sich lediglich in der eigenen Wohnung bereit oder 
außerhalb des Betriebes erreichbar zu halten hat, sofern die Dauer 
des Bereitschaftsdienstes mindestens fünf Stunden beträgt. 

(4) Bei stärkerer Abnutzung der eigenen Kleidung erhält das 
üefolgschaftsmitglied eine Kleiderabnutzungsentschädigung von 
0.50 RM täglich. Stärkere Abnutzung der eigenen Kleidung ist 
nicht anzunehmen, wenn eine Arbeitskleidung zur Verfügung ge¬ 
stellt wird, die das Tragen der eigenen Oberkleidung entbehrlich 
macht. 

(5) Für besondere Auslagen, die dem Gefolgschaftsmitglied in¬ 
folge des Bereitschaftsdienstes entstehen (Telephongebühren und 
ähnliches), ist vom Betrieb Ersatz zu leisten. 
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(6) Anspruch auf Bereitschaftsgeld besteht ' nicht, wenn an 
Stelle des Bereitschaftsgeldes freie Verpflegung gewährt wird. Der 
Zuschlag für Bereitschaftsdienst an Sonn- und Feiertagen bleibt je¬ 
doch unberührt. 

(7) Stehen dem Gefolgschaftsmitglied für die Ableistung des Be¬ 
reitschaftsdienstes weitergehende Ansprüche auf Grund von Tarif¬ 
oder Betriebsordnungen zu, so hat es dabei sein Bewenden. 

III. Fahrkostenerstattung und Wegegeld. 

Für zusätzliche Wege, die das Gefolgschaftsmitglied zur Ausfüh¬ 
rung der Belade- und Entladearbeiten oder zur Ableistung des Be¬ 
reitschaftsdienstes zurücklegen muß, sind die notwendigen Fahr¬ 
kosten zu vergüten. Kann der Weg nicht mit öffentlichen Verkehrs¬ 
mitteln zurückgelegt werden, so ist für den ersten Kilometer keine, 
für jeden weiteren angefangenen Kilometer eine Entschädigung von 
0,10 RM zu zahlen. 

IV. Entlohnung der Ladearbeiten. 

(1) Für das Beladen und Entladen ist den Gefolgschaftsmitglie¬ 
dern der im Betrieb für Ladearbeiten gültige Lohn zu zahlen, 
gleichgültig, mit welchen Arbeiten die Gefolgschaftsmitglieder sonst 
beschäftigt sind. Fehlt ein betrieblicher Lohn, so ist der für Lade¬ 
arbeiten ortsübliche Lohn zugrunde zu legen. Der Reichstreuhän¬ 
der der Arbeit kann bestimmen, welcher Lohn als ortsüblich anzu¬ 
sehen ist. 

(2) Erfolgt das Beladen und Entladen während der Arbeitszeit 
und ist der dem Gefolgschaftsmitglied sonst gezahlte unregelmäßige 
Arbeitsverdienst höher als der für Ladearbeiten in Betracht kom¬ 
mende Lohn, so ist dem Gefolgschaftsmitglied der regelmäßige Ar¬ 
beitsverdienst zu zahlen. 

(3) Bildet die Ladearbeit zugleich Mehr-, Nacht-, Sonn- oder 
Feiertagsarbeit, so sind Zuschläge zu gewähren, soweit sie auf 
Grund der für den Betrieb geltenden Bestimmungen für Ladearbei¬ 
ten in Betracht kommen. Der Reichstreuhänder der Arbeit kann 
beim Fehlen einer Regelung über Zuschläge für Mehr-, Nacht-, 
Sonn- oder Feiertagsarbeiten derartige Zuschläge festsetzen. Wird 
für an Sonn- oder Feiertagen geleistete Ladearbeit entsprechende 
Freizeit an Wochentagen gewährt, so entfällt die Zahlung des Zu¬ 
schlages. 

V. Ausfallende Arbeitszeit. 

Soweit infolge von Bereitschaftsdienst oder Ladearbeit an¬ 
schließende Arbeitsstunden ausfallen müssen, deren Nachholung im 
Rahmen der geltenden Arbeitszeitvorschriften nicht vorgenommen 
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werden kann, ist für diese Stunden der regelmäßige Arbeitsver¬ 
dienst zu zahlen. 

* , 

VI. Fremdvölkische 

Die besonderen Vorschriften für Fremdvölkische bleiben un¬ 
berührt. 

• . 

Verordnung 

zum Schutze der erwerbstätigen deutschen Mutter 
(Mutterschutzverordnung). 

Vom 1. Mai 1943 (VBIQQ. S. 187). 

Auf Grund usw. verordne ich: 

• . § 1 

Geltungsbereich. 

(1) Diese Verordnung gilt für alle deutschen Frauen, die in Be¬ 
trieben oder Verwaltungen jeder Art beschäftigt sind. Sie gilt fer¬ 
ner für deutsche Hausgehilfinnen, Hausangestellte, Heimarbeiterin¬ 
nen und andere Frauen, die in einem Arbeitsverhältnis stehen oder 
in sonstiger Stellung gewöhnlich von Arbeitnehmern verrichtete 
Arbeiten in erheblichem Umfang ausführen. 

(2) Für die in der Landwirtschaft tätigen deutschen Ehefrauen 
der Landwirte sowie die in der Landwirtschaft mithelfenden deut¬ 
schen Familienangehörigen weiblichen Geschlechts kann die Regie¬ 
rung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Arbeit — leiten¬ 
der Gewerbeaufsichtsbeamter — im Einvernehmen mit der Haupt¬ 
abteilung Ernährung und Landwirtschaft) Vorschriften über einen 
entsprechenden Mutterschutz erlassen. 

(3) Diese Verordnung wird auch auf die Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei und ihre Gliederungen angewendet. 

§ 2 

Beschäftigungsverbot für werdende Mütter. 

(1) Eine werdende Mutter darf nicht beschäftigt werden, wenn 
nach dem Zeugnis eines deutschen oder beamteten Arztes Leben 
und Gesundheit von Mutter oder Kind gefährdet sind. 

(2) Werdende Mütter dürfen nicht mit schweren körperlichen 
Arbeiten, z. B. Heben und 'Fragen schwerer Lasten und nicht mit 
Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie schädlichen Einwirkun¬ 
gen von gesundheitsgefährlichen Stoffen oder Strahlen, von Staub, 
Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe oder von Er¬ 
schütterungen ausgesetzt sind. Die Beschäftigung im Akkord, mit 
Prämienarbeit oder am laufenden Band ist unzulässig, wenn die 
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durchschnittliche Arbeitsleistung die Kräfte werdender Mütter über¬ 
steigt. Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit — leitender 
Gewerbeaufsichtsbeamter) kann bestimmen, ob eine Arbeit unter 
diese Vorschriften fällt; er kann auch die Beschäftigung mit be¬ 
stimmten anderen Arbeiten verbieten oder einen Arbeitswechsel 
anordnen. Bei Anwendung dieser Vorschriften oder bei einem ärzt¬ 
lich empfohlenen Arbeitswechsel ist den werdenden Müttern, so¬ 
weit sie nicht Wochengeld beziehen können (§ 7 Abs. 1 Satz 1) der 
Durchschnittsverdienst der letzten dreizehn Wochen weiterzuge¬ 
währen; die Beteiligten können eine andere Regelung vereinbaren. 

(3) Werdende Mütter sind in den letzten sechs Wochen vor der 
Niederkunft auf ihr Verlangen von jeder Arbeit zu befreien. 

(4) Die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung 
Arbeit) kann nähere Anordnungen über Beschäftigungsverbote für 
werdende Mütter erlassen. Sie kann die Hinrichtung von Liege¬ 
räumen verfügen und sonstige Maßnahmen zum Schutze der wer¬ 
denden Mütter in Betrieben und Verwaltungen treffen. Soweit 
solche Bestimmungen nicht getroffen sind, kann der Gouverneur 
des Distrikts (Abteilung Arbeit — leitender Gewerbeaufsichtsbe¬ 
amter) Entsprechendes anordnen oder verfügen. 

§ 3 

Beschäftigungsverbote nach der Niederkunft. 

(1) Wöchnerinnen dürfen bis zum Ablauf von sechs Wochen 
nach der Niederkunft nicht beschäftigt werden. Für stillende Mütter 
verlängert sich.diese Frist auf acht Wochen, für stillende Mütter 
nach Frühgeburten auf zwölf Wochen. 

(2) Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit — leitender 
üewerbeaufsichtsbeamter) kann Maßnahmen zum Schutze von stil¬ 
lenden Müttern und von Frauen treffen, die nach dem Zeugnis 
eines deutschen oder beamteten Arztes in den ersten Monaten nach 
der Niederkunft nicht voll leistungsfähig sind. 

§ 4 

Verbot von Mehrarbeit, Nacht- und Feiertagsarbeit. 

(1) Werdende und stillende Mütter dürfen nicht über 48 Stunden 
in der Woche, nicht in der Zeit zwischen zwanzig und sechs Uhr und 
nicht an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden; in der Land¬ 
wirtschaft ist außerdem jede Beschäftigung über neun Stunden am 
Tage hinaus verboten. Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung 
Arbeit — leitender Gewerbeaufsichtsbeamter) kann in besonderen 
Fällen Ausnahmen zulassen. 

(2) Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit — leitender 
Gewerbeaufsichtsbeamter) kann im Einzelfalle das Verbot von 
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Mehrarbeit, Nacht- und Feiertagsarbeit auf Mütter ausdehnen, die 
Kinder unter vier Jahren zu betreuen haben. 

§ 5 

'Stillzeit. 

Stillenden Müttern ist auf ihr Verlangen die zum Stillen erforder¬ 
liche Zeit freizugeben. Die Stillzeit soll bei einer zusammenhän¬ 
genden Arbeitszeit von mehr als viereinhalb Stunden fünfundvierzig 
Minuten betragen. Bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit von 
acht oder mehr Stunden soll auf Verlangen zweimal eine Stillzeit 
von fünfundvierzig Minuten oder, wenn in der Nähe der Arbeits¬ 
stätte keine Stillgelegenheit vorhanden ist, einmal eine Stillzeit von 
neunzig Minuten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt als zusam¬ 
menhängend, soweit sie nicht durch eine Ruhepause von mindestens 
zwei Stunden unterbrochen wird. Ein Lohnausfall darf durch die 
Gewährung der Stillzeit nicht eintreten. Der Gouverneur des Di¬ 
strikts (Abteilung Arbeit — leitender Gewerbeaufsichtsbeamter) 
kann nähere Bestimmungen über die Stillzeit treffen; er kann die 
Einrichtung von Stillräumen vorschreiben. 

§ 6 

Kündigungsverbot. 

Frauen dürfen aus Anlaß ihrer Schwangerschaft nicht gegen ihren 
Willen entlassen werden. Während der Schwangerschaft und bis 
zum Ablauf von vier Monaten nach der Niederkunft sind Kündigun¬ 
gen auch aus sonstigem Anlaß unwirksam, wenn dem Arbeitgeber 
zur Zeit der Kündigung die Schwangerschaft oder Niederkunft be¬ 
kannt war oder unverzüglich mitgeteilt wird. Dies gilt nicht, wenn 
die Frau sich mit der Lösung des Beschäftigungsverhältnisses ein¬ 
verstanden erklärt. Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit 
— Treuhänder der Arbeit) kann Ausnahmen zulassen, wenn ein wich¬ 
tiger Grund die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses erfordert. 

§7 

Wochen- und Stillgeld. 

(1) Frauen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
sind, erhalten während der letzten sechs Wochen vor und während 
der ersten sechs Wochen nach der Niederkunft ein Wochengeld in 
Höhe des Durchschnittsverdienstes der letzten dreizehn Wochen, 
jedoch mindestens 4 Zloty täglich; stillende Mütter erhalten das 
Wochengeld nach der Niederkunft für acht Wochen, nach Frühge¬ 
burten für zwölf Wochen. Der Anspruch auf Wochengeld entfällt für 
die Zeit, in der eine Frau gegen Entgelt arbeitet. Den Frauen, die 
nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, ist 



während der Schutzfristen das regelmäßige Arbeitsentgelt weiter¬ 
zugewähren. 

An in. Trennungsgeld: Vgl. Anm. 8 zu § 1 Abs. (2) der TO. zur 
Regelung der Trennungsgelder usw. vom 25. Mai 1941 in der Fas¬ 
sung vom 5. Januar 1942. 

(2) Stillende Frauen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert sind, erhalten, solange sie stillen, ein Stillgeld von 1 Zloty 
täglich bis zum Ablauf der 26. Woche nach der Niederkunft. 

(3) Sonstige Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
werden weitergewährt. 

(4) Die den Trägern der Krankenversicherung erwachsenden 
Mehrkosten werden von der Regierung des Generalgouvernements 
(Hauptabteilung Finanzen) ersetzt. 

. §8 

Schutzfrist, Mitteilungspflicht. 

(1) Für die Berechnung der Sechswochenfrist vor der Niederkunft 
(§ 2 Abs. 3 und § 7 Abs. 1) ist das Zeugnis eines deutschen oder beam¬ 
teten Arztes oder einer deutschen Hebamme maßgebend. Irrt sich 
der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt der Niederkunft, so 
verkürzt oder erweitert sich diese Frist entsprechend. 

(2) Werdende Mütter sollen dem Arbeitgeber ihre Schwanger¬ 
schaft und den mutmaßlichen Tag der Niederkunft mitteilen, sobald 
ihnen ihr Zustand bekannt ist; auf sein Verlangen sollen sie das Zeug¬ 
nis eines deutschen oder beamteten Arztes oder einer deutschen 
Hebamme vorlegen. Die Kosten für das Zeugnis trägt der Arbeit¬ 
geber. 

§9 

Kindertagesstätten. 

Um eine ausreichende Betreuung der Kinder erwerbstätiger Müt¬ 
ter sicherzustellen, kann die Regierung des Generalgouvernements 
(Hauptabteilung Arbeit) bestimmen, daß Betriebe und Verwaltungen 
zu den Kosten von Kindertagesstätten des Arbeitsbereichs General¬ 
gouvernement der NSDAP, beitragen. Soweit solche Kindertages¬ 
stätten nicht vorhanden sind oder nicht errichtet werden, kann die 
Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Arbeit) auch 
bestimmen, daß Kindertagesstätten (Krippen, Kindergärten oder 
Kinderhorte) von den Betrieben oder Verwaltungen selbst errichtet 
und unterhalten werden. Einrichtung und Betrieb dieser Kinder¬ 
tagesstätten obliegt dem Arbeitsbereich Generalgouvernement der 
NSDAP. 
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§ 10 

Auslage der Verordnung. 

In Betrieben und Verwaltungen, in denen regelmäßig Frauen be¬ 
schäftigt werden, ist ein Abdruck dieser Verordnung an geeigneter 
Stelle zur Einsicht auszulegen. 

§ 11 

Strafvorschrift. 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift dieser Verord¬ 
nung — ausgenommen die Vorschriften des § 8 Abs. 2 — oder einer 
auf Grund dieser Verordnung ergangenen Anordnung zuwider¬ 
handelt, wird mit Geldstrafe bis zu 1000 Zloty oder mit Haft bis zur 
Höchstdauer von drei Monaten bestraft. In besonders schweren 
Fällen kann auf Gefängnis oder Geldstrafe oder eine dieser Strafen 
erkannt werden. 

§ 12 
Aufsicht. 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung und der auf Grund dieser Verordnung erlassenen Bestim¬ 
mungen obliegt dem Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit — 
leitender Gewerbeaufsichtsbeamter) oder der von ihm bestimmten 
Behörde. 

(2) Für die Dienststellen der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen übt der Reichsschatzmeister 
die in der Verordnung genannten Befugnisse aus. 

§ 13 

Ermächtigung. 

Die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Ar¬ 
beit) wird ermächtigt, Anordnungen zu dieser Verordnung zu er¬ 
lassen und die ihr nach dieser Verordnung zustehenden Befugnisse 
auf andere Stellen zu übertragen. Sie kann bestimmen, daß werdende 
Mütter nicht gegen ihren Willen zu Dienstleistungen verpflichtet 
werden. 

§ 14 

Inkrafttreten. 

(1) Diese Verordnung tritt am kommenden Muttertag, dem 16. Mai 
1943, in Kraft. 

(2) Zu demselben Zeitpunkt treten die Vorschriften, die der Mut¬ 
terschutzverordnung und der hierzu erlassenen Anordnung vom 
1. Mai 1943 (VB1GG. S. 189) entgegenstehen, außer Kraft. 
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Anordnung zur Mutterschutzverordnung. 

Vom 1. Mai 1943. 

Auf Qmnd usw. wird angeordnet: 

Abschnitt I. 

Geltungsbereich. 

(Zu § 1) 

1. Die Vorschriften der Mutterschutzverordnung (§§ 2 bis 10) und 
die Abschnitte II bis VIII dieser Anordnung werden nur auf Frauen 
angewendet, die deutsche Staatsangehörige — ausgenommen Juden 
— oder deutsche Volkszugehörige sind oder einen Deutschstämmig- 
keitsausweis besitzen. 

Abschnitt II. 

Beschäftigungsverbot für werdende Mütter. 

(Zu § 2) 

2. Werdende Mütter dürfen nicht mit Arbeiten beschäftigt wer¬ 
den, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als fünf kg Gewicht ohne 
mechanische Hilfsmittel von Hand gehoben oder Lasten von mehr 
als acht kg Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand bewegt 
oder befördert werden. Sollen größere Lasten mit mechanischen 
Hilfsmitteln von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden, so 
darf die körperliche Beanspruchung der werdenden Mutter nicht 
größer sein als bei Arbeiten nach Satz 1. Diese Vorschriften gelten 
für werdende Mütter in der Landwirtschaft wegen der häufig wech¬ 
selnden Beanspruchung erst nach Ablauf des dritten Monats der 
Schwangerschaft; jedoch ist das Heben und Tragen schwerer Lasten 
schon vor Ablauf des dritten Monats der Schwangerschaft unzulässig, 
wenn hierdurch Leben und Gesundheit von Mutter und Kind offen¬ 
sichtlich gefährdet würden. 

3. Werdende Mütter dürfen mit Arbeiten, bei denen sie ständig 
stehen müssen, nur beschäftigt werden, wenn Sitzgelegenheit zum 
kurzen Ausruhen während der Arbeit vorhanden ist. Die Beschäfti¬ 
gung mit solchen Arbeiten darf nach Ablauf des fünften Monats der 
Schwangerschaft täglich vier Stunden nicht überschreiten. 

4. Maschinen aller Art mit hoher Fußbeanspruchung, insbesondere 
Maschinen mit reinem Fußantrieb, dürfen von werdenden Müttern 
nicht betätigt werden. 

5. Werdende Mütter dürfen nicht zum Schälen von Holz heran¬ 
gezogen werden. 

6. Werdende Mütter dürfen nicht mit Arbeiten beschäftigt wer¬ 
den, bei denen sie der Gefahr einer Berufserkrankung ausgesetzt 
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sind. In Betracht kommen z. B. Arbeiten mit Blei, Quecksilber und 
deren Verbindungen, mit benzolhaltigen Lösemitteln, mit Halogen- 
kohlenwasserstoffen und mit Schwefelkohlenstoff, sowie Arbeiten, 
bei denen die Frauen der Einwirkung von Röntgenstrahlen und 
radioaktiven Stoffen ausgesetzt sind. Verboten ist auch die Beschäf¬ 
tigung in Sprengstoffbetrieben mit Arbeiten, bei denen Nitroverbin¬ 
dungen des Benzols und seinen Homologen, Glykoldinitrat, Nitro¬ 
glyzerin u. dgl. verwendet werden. 

7. Werdende Mütter dürfen über den dritten Monat der Schwan¬ 
gerschaft hinaus nicht auf Beförderungsmitteln des öffentlichen Ver¬ 
kehrs und aller sonstigen Betriebe beschäftigt werden. 

8. Bei Anwendung der Mutterschutzverordnung (§ 2 Abs. 2 letz¬ 
ter Satz) braucht werdenden Müttern, die Saisonarbeiten im Akkord 
oder in Prämienentlohnung ausführen, der Durchschnittsverdienst 
nur für die Zeit weitergewährt zu werden, in der solche Arbeiten im 
Betriebe verrichtet werden; für die übrige Zeit ist diesen Müttern 
das Arbeitsentgelt weiterzugewähren, das sie ohne die Schwanger¬ 
schaft im Betriebe erhalten hätten. 

Abschnitt III. 

Beschäftigungsverbote nach der Niederkunft. 

(Zu § 3) 

9. Nach der Niederkunft dürfen Frauen erst beschäftigt werden, 
wenn der Nachweis, z. B. durch Geburtsurkunde, erbracht ist, daß 
die nach der Mutterschutzverordnung (§ 3 Abs. 1) in Betracht kom¬ 
mende Frist abgelaufen ist. Lieber diese Frist hinaus ist die Beschäf¬ 
tigung unzulässig, solange die Frau nach Zeugnis eines deutschen 
oder beamteten Arztes arbeitsunfähig ist. 

10. Frauen, die in den ersten Monaten nach der Niederkunft nicht 
voll leistungsfähig sind, dürfen nur zu einer ihrem Leistungszustand 
entsprechenden Arbeit herangezogen werden. Bestehen über die 
Leistungsfähigkeit der Frau begründete Zweifel, so ist das Zeugnis 
eines deutschen oder beamteten Arztes darüber einzuholen, ob ein 
Wechsel der Arbeit notwendig ist. Die Kosten für das Zeugnis trägt 
der Arbeitgeber. 

11. Die Beschäftigungsverbote nach Nr. 3 Satz 1, Nr. 5 und Nr. 6 
gelten auch für stillende Mütter. 

Abschnitt IV. 

Verbot von Mehrarbeit, Nacht- und Feiertagsarbeit. 

^ . (Zu § 4) 

12. Mit Genehmigung des Gouverneurs des Distrikts (Abteilung 
Arbeit — leitender Gewerbeaufsichtsbeamter) dürfen werdende und 
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stillende Mütter in mehrschichtigen Betrieben, abweichend von der 
Mutterschutzverordnung (§ 4), in wöchentlichem Wechsel bis drei¬ 
undzwanzig Uhr beschäftigt werden. 

13. Im Verkehrswesen, in Gast- und Schankwirtschaften und im 
übrigen Beherbergungswesen, in Krankenpflegeanstalten, bei Musik¬ 
aufführungen, Theatervorstellungen, anderen Schaustellungen, Dar¬ 
bietungen oder Lustbarkeiten dürfen werdende und stillende Mütter, 
abweichend von der Mutterschutzverordnung (§ 4), an Sonn- und 
Feiertagen beschäftigt werden, wenn ihnen in jeder Woche einmal 
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens vierundzwanzig 
Stunden im Anschluß an eine Nachtruhe gewährt wird. 

Abschnitt V. 

Stillzeit. 

(Zu § 5) 

14. Die Stillzeit darf von den stillenden Müttern nicht vor- oder 
nachgearbeitet werden. Sie darf nicht auf die vorgeschriebenen 
Ruhepausen angerechnet werden. 

Abschnitt VI. 

Wochengeld. 

(Zu § 7) 

15. Frauen, deren Arbeitsentgelt nach Monaten bemessen ist, 
haben bei Anwendung des § 7 Abs. 1 Satz 1 Anspruch auf Wochen¬ 
geld in Höhe des Durchschnittsverdienstes der letzten drei Monate. 

16. Als Verdienst im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 gilt das um die 
gesetzlichen Abzüge verminderte Arbeitsentgelt. 

17. Der Anspruch auf Wochengeld entfällt auch für die Zeit, in 
der einer Frau das regelmäßige Arbeitsentgelt weitergewährt wird, 
ohne daß sie ihre Beschäftigung ausübt (Mutterschutzverordnung 
§ 7 Abs. 1 Satz 2). 

18. Wird in den Fällen der Mutterschutzverordnung (§ 7 Abs. 1 
Satz 2) und der Nr. 17 dieser Anordnung das Arbeitsentgelt nur teil¬ 
weise gewährt, so mindert sich das Wochengeld entsprechend. 

19. Die nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versicher¬ 
ten Frauen, denen das Arbeitsentgelt auf Grund der Mutterschutz¬ 
verordnung (§ 7 Abs. 1 Satz 3) weiterzugewähren ist, müssen sich 
das Wochengeld anrechnen Jassen, das ihnen als Familienhilfe aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung zukommt. 

172 



Abschnitt VII. 

Inhaberinnen offener Verkaufsstellen. 

20. Werdende Mütter und Wöchnerinnen, die offene Verkaufs¬ 
stellen selbständig führen und kein Verkaufspersonal beschäftigen, 
sind berechtigt, ihre Geschäfte während der letzten sechs Wochen 
vor und während der ersten zwölf Wochen nach der Niederkunft ge¬ 
schlossen zu halten. Sie haben dem Kreishauptmann (Stadthaupt¬ 
mann) die Dauer der Geschäftsschließung anzuzeigen. 

Abschnitt VIII. 

Heimarbeiterinnen. 

21. An Heimarbeiterinnen darf Heimarbeit nur in solchem Um¬ 
fange und nur mit solchen Fertigungsfristen ausgegeben werden, daß 
sie von der Heimarbeiterin voraussichtlich während einer acht¬ 
stündigen Tagesarbeitszeit an Werktagen ausgeführt werden kann. 
Größere Arbeitsmengen dürfen an die Heimarbeiterinnen auch nicht 
durch Vermittlung von Familienangehörigen oder anderen Personen 
ausgegeben werden. Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit 
— Treuhänder der Arbeit) kann in Zweifelsfällen nähere Bestimmun¬ 
gen über die Arbeitsmenge treffen. 

22. Heimarbeiterinnen sollen in der Zeit zwischen zwanzig und 
sechs Uhr und an Sonn- und Feiertagen keine Heimarbeit verrichten. 

23. Heimarbeiterinnen dürfen aus Anlaß ihrer Schwangerschaft 
nicht gegen ihren Willen bei der Ausgabe von Heimarbeit ausge¬ 
schlossen werden. Während der Schwangerschaft und bis zum Ab¬ 
lauf von vier Monaten nach der Niederkunft dürfen sie auch aus 
sonstigem Anlaß nicht gegen ihren Willen bei der Ausgabe von Heim¬ 
arbeit ausgeschlossen werden. Die Mutterschutzverordnung (§ 6 
letzter Satz) findet Anwendung. 

24. Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat in den Räumen 
der Ausgabe und Abnahme ein Merkblatt über den Mutterschutz der 
Heimarbeiterinnen nach amtlichem Muster an sichtbarer Stelle aus¬ 
zuhängen. 

Abschnitt IX. 

Inkrafttreten. 

25. Diese Anordnung tritt am kommenden Muttertag, dem 16. Mai 
1943, in Kraft. 
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Verordnung 

über die Beschäftigung derdeutschen Jugend 
(Jugendschutzverordnung). 

Vom 13. August 1943 (VB1QQ. S. 463). 

Auf Grund usw. verordne ich: 

§ 1 

Geltungsbereich. 

(1) Diese Verordnung gilt für die Beschäftigung deutscher Kinder 
und Jugendlicher in einem Lehr- oder Arbeitsverhältnis oder mit 
sonstigen Dienstleistungen, die der Arbeitsleistung in einem Lehr¬ 
oder Arbeitsverhältnis ähnlich sind. 

(2) Kind ist, wer noch nicht vierzehn Jahre alt ist. 

(3) Jugendlicher ist, wer über vierzehn, aber noch nicht achtzehn 
Jahre alt ist. Jugendliche, die noch volksschulpflichtig sind, werden 
Kindern gleichgestellt. 

§2 

Begrenzung des Geltungsbereiches. 

(1) Für die in der Hauswirtschaft, in der Landwirtschaft ein¬ 
schließlich des Gartenbaues und der Imkerei, in der Forst- und Jagd¬ 
wirtschaft und in der Fischerei und Tierzucht beschäftigten Kinder 
und Jugendlichen gelten nur die Vorschriften der §§ 3—5, 19 und 20, 
jedoch kann die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabtei¬ 
lung Arbeit im Einvernehmen mit der zuständigen Hauptabteilung) 
einen entsprechenden Jugendschutz anordnen. 

(2) Auf Nebenbetriebe dieser Wirtschaftszweige findet die Ein¬ 
schränkung des Abs. 1 keine Anwendung, es sei denn, sie gehören 
ihrer Art nach zu diesen Wirtschaftszweigen. 

§3 

Kinderarbeit. 

Kinderarbeit ist verboten. 

§4 

Beschäftigung bei Nichtdeutschen. 

Die Beschäftigung Jugendlicher durch nichtdeutsche Arbeitgeber 
ist verboten. 

A n m. Diese Bestimmung entspricht einem für alle Deutschen im 
Generalgouvernement geltenden Grundsatz. 
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§5 

Aerztliche Untersuchung. 

(1) Vor der Einstellung eines Jugendlichen hat der Betriebsführer 
von einem vom Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) zu¬ 
gelassenen Arzt feststellen zu lassen, ob die Arbeit, mit der der 
Jugendliche beschäftigt werden soll, für ihn geeignet ist und seiner 
Entwicklung nicht schaden kann. 

(2) Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) kann wäh¬ 
rend der Beschäftigungsdauer eine ärztliche Untersuchung des 
Jugendlichen anordnen. 

(3) Die Kosten der ärztlichen Untersuchung nach Abs. 2 trägt der 
Betriebsführer. 

§6 

Regelmäßige Arbeitszeit. 

(1) Die tägliche Arbeitszeit des Jugendlichen darf ohne die Ruhe¬ 
pausen (§ 12) acht Stunden, die Wochenarbeitszeit 48 Stunden nicht 
überschreiten. 

(2) Bei Arbeiten, die ihrer Art nach einen ununterbrochenen Fort¬ 
gang erfordern, darf die Wochenarbeitszeit des Jugendlichen über 
sechzehn Jahre im Durchschnitt von zwei Wochen 52 Stunden be¬ 
tragen. 

(3) Als Arbeitszeit gilt auch die Zeit, während der ein im übrigen 
im Betriebe Beschäftigter in seiner Wohnung oder Werkstätte oder 
sonst außerhalb des Betriebes beschäftigt wird. Wird ein Jugend¬ 
licher von mehreren Stellen beschäftigt, so dürfen die einzelnen Be¬ 
schäftigungen zusammen die gesetzliche Höchstgrenze der Arbeits¬ 
zeit nicht überschreiten. 

(4) Wird ein Jugendlicher in erheblichem Maße mit Arbeiten, die 
unter diese Verordnung fallen, und auch in anderen Wirtschafts¬ 
zweigen (S 2 Abs. 1) in einem Lehr- oder Arbeitsverhältnis beschäf¬ 
tigt, so sind die Vorschriften der §§ 6—11 und § 18 über die Dauer 
der Arbeitszeit auf die gesamte Beschäftigung anzuwenden 

§ 7 

Andere Verteilung der Arbeitszeit. 

(1) Wird die Arbeitszeit an einzelnen Tagen regelmäßig verkürzt, 
so kann die ausfallende Arbeitszeit auf die übrigen Tage derselben 
sowie der vorhergehenden oder der folgenden Woche verteilt wer¬ 
den. Dieser Ausgleich ist ferner zulässig, soweit die Art des Be¬ 
triebes eine ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit erfordert; der 
Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) kann bestimmen, ob 
diese Voraussetzung vorliegt. 
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(2) Die durch Betriebsfeiern, Volksfeste, öffentliche Veranstal¬ 
tungen oder aus ähnlichem Anlaß ausfallende Arbeitszeit kann auf 
die Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage ein¬ 
schließenden Wochen verteilt werden. Dasselbe gilt, wenn in Ver¬ 
bindung mit Feiertagen die Arbeitszeit an Werktagen ausfällt, um 
den Gefolgschaftsmitgliedern eine längere zusammenhängende Frei¬ 
zeit zu gewähren. 

(3) Die tägliche Arbeitszeit darf bei Anwendung der Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 neun Stunden nicht überschreiten. 

§8 

Vorarbeiten und Abschlußarbeiten. 

(1) Vorarbeiten und Abschlußarbeiten sind grundsätzlich durch 
frühere Beendigung oder späteren Beginn der Arbeitszeit oder durch 
entsprechend längere Ruhepausen auszugleichen. 

(2) Falls die Ausbildung der Jugendlichen oder zwingende betrieb¬ 
liche Gründe es erfordern, darf die nach §§ 6 und 7 zulässige Dauer 
der Arbeitszeit für Jugendliche über 16 Jahre um eine halbe Stunde 
täglich in folgenden Fällen ausgedehnt werden: 

1. bei Arbeiten zur Reinigung und Instandhaltung, soweit sich 
diese Arbeiten während des regelmäßigen Betriebes nicht ohne 
Unterbrechung oder erhebliche Störung ausführen lassen, 

2. bei Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme oder Aufrecht¬ 
erhaltung des vollen Betriebes arbeitstechnisch abhängt, 

3. bei dem Zuendebcdienen der Kundschaft einschließlich der da¬ 
mit zusammenhängenden notwendigen Aufräumungsarbeiten. 

(3) Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) kann be¬ 
stimmen. welche Arbeiten als Vorarbeiten und Abschlußarbeiten 
gelten. 

§ 9 v 

Behördliche Genehmigung von Arbeitszeitverlängerungen. 

Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) kann eine 
Ueberschreitung der nach den §§ 6—8 zulässigen Dauer der Arbeits¬ 
zeit für Jugendliche über 16 Jahre bis zu zehn Stunden täglich und 
54 Stunden wöchentlich zulassen, wenn 

1. in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange 
Arbeitsbereitschaft fällt und aus diesem Grunde die Arbeits¬ 
zeit für die erwachsenen Gefolgschaftsmitglieder verlängert 
ist, 

2. aus dringenden Gründen des Gemeinwohls oder zur Ausbil¬ 
dung des Jugendlichen Mehrarbeit erforderlich ist. 
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§ 10 

Höchstgrenze für Arbeitszeitverlängerungen. 

Die Arbeitszeit darf auch bei Zusammentreffen der Ausnahmen 
durch andere Verteilung der Arbeitszeit (§ 7), durch Vorarbeiten 
und Abschlußarbeiten (§ 8) und durch behördliche Genehmigung 
von Arbeitszeitverlängerungen (§ 9) 10 Stunden täglich und 54 Stun¬ 
den wöchentlich nicht überschreiten. 

§ 11 

Mehrarbeitsvergütung. 

(1) Wird auf Grund des § 9 Nr. 2 Mehrarbeit geleistet, so hat 
der Jugendliche für die über die Grenzen der §§ 6 und 7 hinaus¬ 
gehende Arbeitszeit Anspruch auf eine angemessene Vergütung über 
den Lohn für die regelmäßige Arbeitszeit hinaus. 

(2) Als angemessene Vergütung gilt, wenn nicht die Beteiligten 
eine andere Regelung vereinbaren oder die Regierung des General¬ 
gouvernements (Hauptabteilung Arbeit) oder der Gouverneur des 
Distrikts (Abteilung Arbeit) eine abweichende Regelung trifft, ein 
Zuschlag von 25 v. H. Soweit eine derartige Regelung ergeht, darf 
sie den Mehrarbeitszuschlag von 25 v. H. nicht unterschreiten. 

§ 12 

Ruhepausen. 

(1) Dem Jugendlichen muß bei einer Arbeitszeit von mehr als 
4'A, Stunden eine oder mehrere im voraus feststehende Ruhepausen 
von angemessener Dauer innerhalb der Arbeitszeit gewährt werden. 
Die Ruhepausen müssen mindestens betragen bei 

mehr als 4'A, bis 6 Stunden Arbeitszeit 20 Minuten, 

mehr als 6 bis 8 Stunden Arbeitszeit 30 Minuten, 

mehr als 8 bis 9 Stunden Arbeitszeit 45 Minuten, 

mehr als 9 Stunden Arbeitszeit 60 Minuten. 

Länger als 4Stunden hintereinander dürfen Jugendliche nicht 
ohne Ruhepausen beschäftigt werden. 

(2) Als Ruhepausen gelten nur Arbeitsunterbrechungen von min¬ 
destens einer Viertelstunde. 

(3) Während der Ruhepausen darf dem Jugendlichen eine Be¬ 
schäftigung im Betriebe nicht gestattet werden. Für den Aufenthalt 
während der Pausen sind nach Möglichkeit besondere Aufenthalts¬ 
räume oder freie Plätze bereitzustellen. Der Aufenthalt in den Ar¬ 
beitsräumen darf nur gestattet werden, wenn die Arbeit in den Tei¬ 
len des Betriebs, in denen der Jugendliche sich aufhält, während der 
Pausen völlig eingestellt ist und auch sonst die notwendige Erho¬ 
lung nicht beeinträchtigt wird. Die Heranziehung zu körperlichen 
Uebungen, die der Erholung und Kräftigung dienen, ist zulässig. 
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(4) Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) kann, so¬ 
weit es init der Rücksicht auf die Schutzbedürftigkeit der Jugend¬ 
lichen vereinbar ist, aus wichtigen Gründen eine von den Absätzen 
1 bis 3 abweichende Regelung zulassen. Er kann für Betriebe oder 
Betriebsteile oder für bestimmte Arbeiten, soweit die Schwere der 
Arbeit oder der sonstige Einfluß der Beschäftigung auf die Gesund¬ 
heit der Jugendlichen es erwünscht erscheinen läßt, über die Vor¬ 
schriften der Absätze 1 und 2 hinausgehende Ruhepausen anordnen. 

§ 13 

Arbeitsfreie Zeiten. 

Nach Beendigung der täglichen Arbeitzeit ist dem Jugendlichen 
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 12 Stunden zu ge¬ 
währen. 

§ 14 

Nachtruhe. 

Jugendliche dürfen nicht in der Nachtzeit von 20 bis 6 Uhr be¬ 
schäftigt werden. 

• ; § 15 

Frühschluß vor Sonn- und Feiertagen. 

An den Sonnabenden und den Tagen vor dem Weihnachts- und 
Neujahrsfest dürfen Jugendliche nach 14 Uhr nicht beschäftigt wer¬ 
den. Der durch den Fcühschluß eintretende Ausfall an Arbeitsstun¬ 
den kann entsprechend S 7 ausgeglichen werden. 

§ 16 

Sonn- und Feiertagsruhe. 

An Sonn- und Feiertagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt 
werden. 

§ 17 

Ausnahmen in Notfällen. 

Müssen bei Notfällen vorübergehende Arbeiten sofort vorgenom¬ 
men werden, so kann von den Vorschriften der §§ 6 und 12 bis 16 
abgewichen werden. Der Betriebsführer hat die Vornahme solcher 
Arbeiten dem Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) unver¬ 
züglich anzuzeigen. 

§ 18 

Berufsschule. 

(1) Dem Jugendlichen ist die zur Erfüllung der Berufsschulpflicht 
notwendige Zeit zu gewähren. • 

(2) Die Unterrichtszeit in einer Berufsschule ist auf die Dauer 
der Arbeitszeit anzurechnen. Die Erziehungsbeihilfe oder der Lohn 
ist für die Unterrichtszeit weiterzuzahlen. 
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§ 19- 
Urlaub. 

(1) Der Betriebsführer hat dem Jugendlichen für jedes Kalender¬ 
jahr, in dem er länger als drei Monate ohne Unterbrechung des 
Lehr- oder Arbeitsverhältnisses bei ihm tätig gewesen war, unter 
Fortgewährung der Erziehungsbeihilfe oder des Lohnes Urlaub zu 
erteilen. Die Pflicht zur Urlaubserteilung besteht nicht, soweit dem 
Jugendlichen für das Kalenderjahr bereits von einem anderen Be¬ 
triebsführer Urlaub gewährt worden war. Sie entfällt, wenn der 
jugendliche durch eigenes Verschulden aus einem Grunde entlassen 
wird, der eine fristlose Kündigung rechtfertigt oder wenn er das 
Lehr- oder Arbeitsverhältnis unberechtigt vorzeitig löst. 

(2) Der Urlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend in der 
Zeit der Berufsschulferien und in der Zeit eines Lagers oder einer 
Fahrt der Hitler-Jugend zu erteilen. Er ist spätestens bis zum 31. 
März des folgenden Jahres zu gewähren. 

(3) Die Mindestdauer des Urlaubs beträgt 15 Werktage. Sie 
erhöht sich auf 18 Werktage, wenn der Jugendliche mindestens 10 
Jage an einem Lager oder einer Fahrt der Hitler-Jugend teilnimmt. 

(4) Während des Urlaubs darf der Jugendliche keine dem Ur¬ 
laubszweck widersprechende Erwerbsarbeit leisten. 

(5) Der Urlaub zur Teilnahme an einem Wehrertüchtigungslager 
der Hitler-Jugend ist dem Jugendlichen außerhalb des ihm nach 
Abs. 1 zustehenden Urlaubs zu gewähren. 

§ 20 

Gefährliche Arbeiten. 

(1) Die Beschäftigung Jugendlicher mit besonders gefährlichen, 
gesundheitsschädlichen oder die Sittlichkeit gefährdenden Arbeiten 
ist verboten. 

(2) Die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung 
Arbeit) gibt die für Jugendliche verbotenen Arbeiten im Amtlichen 
Anzeiger für das Generalgouvernement bekannt. 

(3) Unabhängig von einer Regelung nach Abs. 2 kann der Gou¬ 
verneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) bestimmen, ob eine Arbeit 
unter das Beschäftigungsverbot des Abs. 1 fällt; er kann in einzel¬ 
nen Fällen die Beschäftigung Jugendlicher mit bestimmten Arbeiten 
untersagen oder von Bedingungen abhängig machen. 

§ 21 

Aushänge und Verzeichnisse. 

(1) Jeder Betriebsführer, der Jugendliche beschäftigt, ist ver¬ 
pflichtet, 
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1. ein Verzeichnis der Jugendlichen mit Tag und Jahr ihrer Ge- 
.. burt und mit dem Tage ihres Eintritts in den Betrieb zu 

führen; in dieses Verzeichnis ist der nach § 19 gewährte Ur¬ 
laub für jeden Jugendlichen einzutragen. Das Verzeichnis ist 
mindestens zwei Jahre nach der letzten Eintragung aufzube¬ 
wahren, 

2. einen Abdruck dieser Verordnung an geeigneter Stelle im Be¬ 
triebe zur Einsicht auszulegen, 

3. einen Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen täg¬ 
lichen Arbeitszeit und der Ruhepausen an sichtbarer Stelle ini 
Betriebe anzubringen. 

(2) Das Verzeichnis nach Abs. 1 Nr. 1 ist dem Gouverneur des 
Distrikts (Abteilung Arbeit) auf Verlangen vorzuzeigen oder zur 
Einsicht einzusenden. 

§22 ‘ ! 

Ausnahmen. 

(1) Die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung 
Arbeit) kann Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung 
für einzelne Arten von Betrieben oder Beschäftigungen zulassen, die 
im Amtlichen Anzeiger für das Generalgouvernement zu verkünden 
sind. 

(2) Der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) kann Aus¬ 
nahmen von den Vorschriften dieser Verordnung für einzelne Be¬ 
triebe oder Beschäftigungen zulassen. 

§ 23 

Strafvorschriften und Zwangsmaßnahmen. 

(1) Wer einer Vorschrift dieser Verordnung oder einer auf 
Grund dieser Verordnung ergangenen Anordnung zuwiderhandelt, 
wird mit Geldstrafe bis zu 1000 Zloty oder mit Haft bis zur Höchst¬ 
dauer von drei Monaten bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Gefängnis und 
Geldstrafe oder eine dieser Strafen. 

(3) Wer gewissenlos eine Person unter achtzehn Jahren, die 
durch ein Arbeits- oder Lehrverhältnis von ihm abhängt, durch 
Ueberanstrengung in ihrer Arbeitskraft schwer gefährdet, wird mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. In besonders schweren 
Fällen ist die Strafe Zuchthaus. 

(4) Bei einer Zuwiderhandlung gegen die auf Grund des § 20 er¬ 
lassenen Bestimmungen über die Beschäftigung bei gefährlichen Ar¬ 
beiten kann der Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) bis zur 
Herstellung des den Bestimmungen entsprechenden Zustandes die 
Einstellung des Betriebes, soweit er durch die Bestimmungen ge- 
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troffen wird, anordnen, falls dessen Fortsetzung erhebliche Nach¬ 
teile oder Gefahren herbeizuführen geeignet wäre. 

(5) Hat der Betriebsführer Personen zur Leitung des Betriebes 
oder eines Teiles desselben oder zur Beaufsichtigung bestellt, so 
trifft die Strafe diese Personen. Daneben ist der Betriebsführer 
strafbar, wenn die strafbare Handlung mit seinem Vorwissen be¬ 
gangen ist oder wenn er bei der nach den Verhältnissen möglichen 
eigenen Beaufsichtigung des Betriebes oder bei der Auswahl oder 
der Beaufsichtigung der Betriebsleiter oder Aufsichtspersonen es an 
der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen lassen. 

§ 24 

Beschwerden. 

(1) Gegen eine auf Grund dieser Verordnung oder einer Anord¬ 
nung (§ 26) ergangenen Entscheidung des Gouverneurs des Distrikts 
(Abteilung Arbeit) ist die Beschwerde an die Regierung des General¬ 
gouvernements (Hauptabteilung Arbeit), bei Betrieben, die der Berg¬ 
aufsicht unterstellen, an die Regierung des Generalgouvernements 
(Hauptabteilung Wirtschaft) zulässig. 

(2) Die Beschwerde stellt außer den Beteiligten auch dem Leiter 
des Amtes für Jugend in der Regierung des Generalgouvernements, 
dem Leiter des Hauptarbeitsgebietes Arbeits- und Sozialpolitik beim 
Arbeitsbereich Generalgouvernement der NSDAP, und den beteilig¬ 
ten berufsständischen Organisationen zu. Die Beschwerde hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 25 
Aufsicht. 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung und der auf Grund dieser Verordnung erlassenen Bestim¬ 
mungen obliegt dem Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit). 

(2) Die nach dieser Verordnung dem Gouverneur des Distrikts 
(Abteilung Arbeit) zustehenden Befugnisse üben bei Betrieben, die 
der Bergaufsicht unterliegen, die zuständigen Bergbehörden aus. 

(3) Für die öffentlichen Verwaltungen und Betriebe üben deren 
Leiter die der Regierung des Generalgouvernements (Hauptabtei¬ 
lung Arbeit) und dem Gouverneur des Distrikts (Abteilung Arbeit) 
zustehenden Befugnisse aus. Sie können diese Befugnisse auf nach- 
geordnete Dienststellen übertragen. 

(4) Für die Dienststellen der NSDAP, und ihrer Gliederungen übt 
der Reichsschatzmeister die in der Verordnung genannten Befug¬ 
nisse aus. 



Ermächtigung. 

Die Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Ar¬ 
beit) wird ermächtigt, Anordnungen zu dieser Verordnung zu er¬ 
lassen und die ihr nach dieser Verordnung zustehenden Befugnisse 
auf andere Stellen zu übertragen. 

§27 

Inkrafttreten. 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1943 in Kraft. 


II. Die Arbeitsbedingungen der bodenständigen Nichtdeutschen. 

Grundsätzliche Vorbemerkung: 

Die Arbeitsbedingungen der bodenständigen Nichtdeutschen sind 
den für das großdeutsche Wirtschaftsgefüge maßgebenden lolm- 
polilisehen Grundsätzen eingeordnet; vor allem ist der von den 
kriegswirtschaftlichen Erfordernissen zwingend gebotene Lohnstop 
(vgl. die besonderen Ausführungen hierzu) verpflichtendes Gesetz. 
Dies gilt um so mehr, als eine Erhöhung der Löhne keine der 
Schwierigkeiten beseitigen kann, denen manche Betriebsführer und 
Beschäftigte auf diesem Wege entgegenzutreten versuchen. Denn 
da die Menge der erhältlichen Bedarfsgüter begrenzt ist und die 
Nachfrage größer als das Angebot, käme es zu keiner Verbesserung 
der Kaufkraft, d. h. der Möglichkeit, Waren zu erwerben; der Geld¬ 
wert der Kaufgüter würde vielmehr angesichts der vermehrten Zah¬ 
lungsmittel entsprechend steigen oder der Vorrat in gleichem oder 
noch stärkerem Maße schrumpfen. Höhere Löhne schaffen keine 
größeren Warenmengen und befriedigen keinen zeitbedingten Not¬ 
stand. Eine grundsätzliche Ausnahme ist auch nicht für Betriebe 
möglich, die sich auf vordringliche kriegswichtige Fertigungen be¬ 
rufen; denn da nur noch kriegswichtige Arbeiten ausgeführt werden 
dürfen, kann im Gefüge der Kriegswirtschaft keiner Arbeit oder Er¬ 
zeugung ein allgemeiner Vorrang zuerkannt werden. 

Es ist nicht der Zweck der Lohngestaltung, aus dem bloßen Geld¬ 
betrag des Zeitlohns heraus eine sozial ausgewogene Lebenshaltung 
sicherzustellen. Ihren Sinn und Wert für den Betrieb, den Beschäf¬ 
tigten und insbesondere für das Leistungsergebnis erhalten die Ver¬ 
gütungssätze erst durch eine sachgerechte Aktivierung der inneren 
Elastizität des Tarifgefüges. 

Zunächst schafft die weitgehende Anwendung von Akkorden 
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oder, wo ein Akkord nicht möglich sein sollte, von entsprechenden 
Prämien bei nach Güte und Menge wirklich anerkennenswerten 
Leistungen stets die Voraussetzung einer auskömmlichen Lebens¬ 
haltung auf tariflicher Grundlage. Akkorde können auch in Fällen 
unbedenklich angewendet werden, die bisher im allgemeinen als 
hierfür nicht geeignet gegolten haben, z. B. bei an sich unterschied¬ 
lichen, aber nach Zahl und Art gleichmäßig wiederkehrenden In¬ 
standsetzungsarbeiten. Hat der Arbeiter im Zeitlohn die zumutbare 
Menge von z. B. durchschnittlich zehn Stück am Tage geleistet, so 
erhält er bei höheren Ergebnissen den nach der Tarifordnung zu 
ermittelnden begünstigten Satz. Meister und Vorarbeiter sind zweck¬ 
mäßig durch einen bevorzugten Anteil des von ihrer Gruppe erziel¬ 
ten Mehraufkommens am Lohn zu interessieren. Bei der Festsetzung 
der Akkorde, die vom Treuhänder der Arbeit zu überwachen sind, 
bleibt zu beachten, daß stets der Grundlohn (einschließlich der sogen. 
Warschau-Zulage) für die Berechnung maßgebend ist; da eine tarif¬ 
liche Leistungszulage grundsätzlich nur gezahlt werden kann, wenn 
ein Akkord nach Art und Zweck der Arbeit nicht in Betracht kommt, 
Hat bei der Akkordberechnung die Leistungszulage auszuscheiden. 
Im übrigen vgl. Anm. zu Ziffer 6 der Anordnung Nr. 10 des General¬ 
bevollmächtigten für den Arbeitseinsatz vom 22. August 1942. 

Als Prämien sind im wesentlichen nur Sachwerte geeignet. So¬ 
weit sie der Betriebsführer aus eigenen Möglichkeiten nicht be¬ 
schaffen kann, sind entsprechende Anträge an die für die Betriebs¬ 
versorgung zuständige Stelle der Hauptabteilung Arbeit in der Re¬ 
gierung des Generalgouvernements bzw. der Abteilung Arbeit im 
Amt des Distrikts zu richten. 

Die Gewährung einer ausreichenden Werksverpflegung ist er¬ 
wünscht. Soweit sie der Betriebsführer nicht z. B. aus der Bestel¬ 
lung eigenen oder betriebseigenen Bodens herauswirtschaftet, ist es 
lolmpolitisch zulässig, ohne besondere Entscheidung des Treuhän¬ 
ders der Arbeit bis zu fünf v. H. der Lohnsumme zur Beschaffung 
von Verpflegungsmitteln zu verwenden, wobei der Beschaffungs¬ 
preis auch dann nach dem amtlichen Preis der Ware errechnet 
werden kann, wenn im Einzelfalle tatsächlich ein höherer Preis auf¬ 
gewendet werden muß. Der Verkauf eigener Betriebserzeugnisse 
zum Zweck der Weiterveräußerung (also in Mengen, die der Be¬ 
schäftigte mit seinen nächsten Angehörigen selbst gar nicht ver¬ 
brauchen kann), ist jedoch als grober Verstoß gegen den Lohnstop 
verboten. Erst recht nicht darf der Betriebsführer seinen Beschäf¬ 
tigten Geldmittel zur Selbstbeschaffung von Lebensmitteln usw. auf 
dem freien Markt zur Verfügung stellen. Die generelle Abgabe be¬ 
wirtschafteter Waren, insbesondere Mangelwaren, ist grundsätzlich 
unzulässig und wird als Verstoß gegen den Lohnstop behandelt. 



Rahmentarifordnung 

für die nichtdeutscJien Arbeiter und Angestellten 
im öffentlichen Dienst im Generalgouvernement (R T O.). 

Vom 28. Dezember 1942 (VB1GG. 1943 S. 9). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

- V ‘ § 1 

Geltungsbereich. 

(1) Diese Tarifordnung gilt für die in öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben beschäftigten nichtdeutschen Arbeiter, Arbeiterinnen 
und Angestellten. Sie gilt nicht für deutsche Volkszugehörige und 
Deutschstämmige 

(2) Angestellter im Sinne dieser Tarifordnung ist, wer eine Tätig¬ 
keit gemäß Anlage 1 (Gehaltsgruppen und Tätigkeitsmerkmale) zur 
Tarifordnung für die nichtdeutschen Angestellten im öffentlichen 
Dienst im Generalgouvernement vom 28. Dezember 1942 (TO. 1) 
ausübt, es sei denn, daß mit Zustimmung des Leiters der Hauptab¬ 
teilung Arbeit in der. Regierung des Generalgouvernements eine ab¬ 
weichende Regelung gilt. 

(3) Oeffentliche Verwaltungen und Betriebe im Sinne des Abs. 1 
sind: 

1. Verwaltungen des Generalgouvernements, des Reiches, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände; Stiftungen, Anstalten 
und sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts; die Ost¬ 
bahn, die Deutsche Post Osten, die Monopolunternehmungen 
des Generalgouvernements und die Emissionsbank; 

2. Betriebe, die von öffentlichen Verwaltungen geführt werden 
oder ihrer Dienstaufsicht unterliegen.. 

Soweit diese Betriebe wirtschaftliche Zwecke verfolgen, 
gelten sie als öffentliche Betriebe nur, wenn die Befriedigung 
der wirtschaftlichen Bedürfnisse, der sie dienen, durch Gesetz 
oder tatsächliche Uebung der öffentlichen Hand ganz oder 
teilweise Vorbehalten ist; 

3. Betriebe mit eigener Rechtspersönlichkeit, wenn eine oder 
mehrere öffentliche Verwaltungen entscheidenden Einfluß auf 
die Leitung der Betriebe ausüben. 

Soweit diese Betriebe wirtschaftliche Zwecke verfolgen, 
gelten sie als öffentliche Betriebe nur unter der in Nr. 2 
Satz 2 genannten Voraussetzung. 

(4) In ZweifelsfäUen bestimmt der Leiter der Hauptabteilung Ar¬ 
beit in der Regierung des Generalgouvernements im Einvernehmen 
mit beteiligten anderen Hauptabteilungen, welche Betriebe zu den 
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öffentlichen gehören. Unter Beteiligung der gleichen Stellen kann 
der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des General¬ 
gouvernements auch andere Verwaltungen und Betriebe den öffent¬ 
lichen Verwaltungen und Betrieben gleichstellen. 

§2 

Gehorsamspflicht. 

Die Angehörigen öffentlicher Verwaltungen und Betriebe haben 
ihre Dienstobliegenheiten den gesetzlichen Bestimmungen und den 
Dienstvorschriften entsprechend gewissenhaft zu erfüllen und die 
dienstlichen Anordnungen des Leiters der Verwaltung oder des Be¬ 
triebes oder der von ihm ermächtigten Stelle zu befolgen. 

§3 

Schweigepflicht. 

(1) Die Angehörigen öffentlicher Verwaltungen und Betriebe sind 
verpflichtet, über die ihnen dienstlich bekanntgewordenen Ange¬ 
legenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz oder dienstliche 
Anordnung vorgeschrieben oder ihrer Natur nach erforderlich ist, 
Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewahren; von dieser Pflicht 
kann sie keine irgendwie geartete Bindung befreien. 

(2) Die Angehörigen öffentlicher Verwaltungen und Betriebe dür¬ 
fen weder sich noch anderen von dienstlichen Schriften oder Druck¬ 
stücken, Zeichnungen oder anderen bildlichen Darstellungen, von 
chemischen- Stoffen oder Werkstoffen oder von den Herstellungs¬ 
verfahren, von Maschinenteilen oder anderen geformten Körpern 
Kenntnis oder Abschriften, Ab- oder Nachbildungen, Proben oder 
Probestücke verschaffen. Dies gilt nicht, soweit es sich um Mittei¬ 
lungen und Vorgänge handelt, die Angehörige öffentlicher Verwal¬ 
tungen und Betriebe persönlich betreffen und diese Mitteilungen 
deutschen oder unter deutscher Aufsicht stehenden Behörden zu 
machen sind (Personenstandsregister, Bevölkerungsstatistik usw.). 

(3) Die Angehörigen öffentlicher Verwaltungen und Betriebe dür¬ 
fen dienstlich erlangte Kenntnisse, deren Geheimhaltung durch Ge¬ 
setz oder dienstliche Anordnung vorgeschrieben oder ihrer Natur 
nach erforderlich ist, weder unmittelbar noch mittelbar außerdienst¬ 
lich verwerten. 

(4) Die Angehörigen öffentlicher Verwaltungen und Betriebe 
haben die in ihrem Besitz befindlichen amtlichen Schriftstücke, 
Zeichnungen, bildlichen Darstellungen u. dgl., Aufzeichnungen über 
dienstliche Vorgänge sowie deren Wiedergabe unaufgefordert her¬ 
auszugeben. 

(5) Die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Verpflichtungen be¬ 
stehen auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses fort. 
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(6) Die gesetzlichen Bestimmungen über strafrechtliche Verfol¬ 
gung von Werkspionage u. dgl. bleiben unberührt. 

§ 4 

Verbot der Annahme von Geschenken. 

(1) Die Angehörigen öffentlicher Verwaltungen und Betriebe 
dürfen auch nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses Belohnungen 
öder Geschenke für dienstliche Verrichtungen nicht annehmen. 

(2) Bestecliungsversuche haben die Angehörigen öffentlicher Ver¬ 
waltungen und Betriebe dem Leiter der Verwaltung oder des Be¬ 
triebes oder der von ihm ermächtigten Stelle unverzüglich und un¬ 
aufgefordert mitzuteilen. 

§ 5 

Arbeitszeit. 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 8 Stunden am Werktage 
oder 96 Stunden in der Doppelwoche. Der Leiter des Betriebes 
kann die regelmäßige Arbeitszeit bis zu 10 Stunden am Werktage 
verlängern. Die Arbeitszeit der Pförtner und Wächter kann in der 
Woche 72 Stunden, die des Lahrpersonals in der Doppelwoche 120 
Stunden einschließlich des Bereitschaftsdienstes betragen. 

(2) Das Arbeitsamt als Gewerbeaufsichtsbehörde kann Ausnah¬ 
men von Abs. 1 zulassen. Ueber Ausnahmen für einen größeren Be¬ 
zirk als den eines Arbeitsamtes entscheidet der Leiter der Abtei¬ 
lung Arbeit im Amt des Distrikts. Ueber Ausnahmen für mehrere 
Distrikte entscheidet der Leiter der Hauptabteilung Arbeit in der 
Regierung des Generalgouvernements. 

(3) Soweit Arbeiten auch über Sonntage und Wochenfeiertage 
ununterbrochen fortgeführt werden müssen, ist den Beschäftigten 
die entsprechende Freizeit an Werktagen zu gewähren. 

(4) Auf vorübergehende Arbeiten bei Notständen und sonstigen 
außergewöhnlichen Fällen findet Abs. 1 keine Anwendung. 

§ 6 

Arbeitszeit in Verwaltungen und in bestimmten öffentlichen 

Betrieben. 

Auf die Verwaltungen und Betriebe des Generalgouvernements 
und des Reichs, auf die Ostbahn, die Deutsche Post Osten, die Mo¬ 
nopolunternehmungen des Generalgouvernements, die Emissions¬ 
bank sowie auf die Verwaltungen der Gemeinden und Gemeinde¬ 
verbände findet § 5 keine Anwendung. Die Leiter dieser Verwal¬ 
tungen und Betriebe können besondere Vorschriften über die 
Arbeitszeit erlassen. 
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Arbeitsversäumnis. 

(1) Das Fernbleiben von der Arbeit ohne vorherige Erlaubnis 
des Leiters der Verwaltung oder des Betriebes oder der von ihm 
ermächtigten Stelle ist unzulässig. Kann die Erlaubnis aus beson¬ 
deren Gründen nicht vorher eingeholt werden, so ist sie unverzüg¬ 
lich nachträglich einzuholen. 

(2) Beschäftigte, die infolge Krankheit oder Unfalls dienstunfähig 
sind, haben auf Aufforderung den Krankenschein oder, falls sie nicht 
versicherungspflichtig sind, eine ärztliche Bescheinigung über ihre 
Dienstunfähigkeit auf eigene Kosten beizubringen. Die Wiederauf¬ 
nahme der Arbeit ist der zuständigen Stelle anzuzeigen. 

(3) In besonderen Fällen (z. B. bei der Verehelichung oder beim 
Tode des Ehegatten) kann der Leiter der Verwaltung oder des Be¬ 
triebes unter Weiterzahlung des Lohnes oder Gehaltes Dienstbe¬ 
freiung bis zu einem Tag für jeden Fall, jedoch nicht mehr als ins¬ 
gesamt drei Tage im Jahr, gewähren. 

(4) Angestellten ist bei Dienstunfähigkeit infolge Krankheit oder 
unverschuldeten Unfalls nach einer Dienstzeit von weniger als vier 
Monaten das Gehalt bis zur Dauer von zwei Wochen, nach einer 
Dienstzeit von mindestens vier Monaten bis zur Dauer von sechs 
Wochen, jedoch nicht über die Dauer des Dienstverhältnisses hinaus 
weiterzuzahlen. 

(5) Bei einer zusammenhängenden Dienstzeit von mindestens 
drei Jahren kann das Gehalt bis zur Dauer von zwei Monaten, bei 
einer zusammenhängenden Dienstzeit von mindestens fünf Jahren 
bis zur Dauer von drei Monaten weitergezahlt werden, jedoch nicht 
über die Dauer des Dienstverhältnisses hinaus. 

§ 8 

Kündigung des Dienstverhältnisses. 

(1) Das Dienstverhältnis der Angestellten kann während der 
ersten vier Monate mit einer Frist von zwei Wochen zum Ende 
eines Monats, in der folgenden Zeit mit einer Frist von vier Wo¬ 
chen zum Ende eines Monats gekündigt werden. 

(2) Das Dienstverhältnis der Arbeiter kann mit einer Frist von 
vierzehn Tagen gekündigt werden. 

(3) ln Betrieben, in denen die Aufnahme und die Beendigung der 
Arbeiten jahreszeitlich bedingt sind, kann das Dienstverhältnis der 
Arbeiter mit einer Frist von drei Arbeitstagen gekündigt werden. 

(4) Die Zulässigkeit einer fristlosen Lösung des Dienstverhält 
nisses während einer Probezeit oder aus wichtigem Grunde wird 
durch die Absätze ! bis 3 nicht berührt. 



§ 9 

Erholungsurlaub. 

(1) Den Angehörigen öffentlicher Verwaltungen oder Betriebe 
kann in jedem Kalenderjahr (Urlaubsjahr) einmal Erholungsurlaub 
gewährt werden, wenn sie sich mindestens sechs Monate ununter¬ 
brochen in der gleichen Verwaltung oder im gleichen Betrieb be¬ 
fanden. Ueber Gewährung oder Nichtgewährung des Urlaubs ent¬ 
scheidet der Leiter der Verwaltung oder des Betriebes oder die von 
ihm ermächtigte Stelle. 

(2) Der Urlaub beträgt in der Regel sechs Arbeitstage. Der Lei¬ 
ter der Verwaltung oder des Betriebes oder die von ihm ermäch¬ 
tigte Stelle kann darüber hinaus Angestellten, Arbeitern und Arbei¬ 
terinnen, die infolge ihrer Tätigkeit in besonderem Maße der Erho¬ 
lung bedürfen, einen zusätzlichen Urlaub bis zu drei Arbeitstagen 
und, wenn der Beschäftigte das 40. Lebensjahr vollendet hat, bis zu 
sechs Arbeitstagen gewähren. 

A n m. Vgl. aber Anordnung zur Regelung des Urlaubs vom 
31. März 1943. 

(3) Durch eine Erkrankung wird der Urlaub nicht unterbrochen. 

(4) Während des Urlaubs wird den Angestellten das Gehalt, den 
Arbeitern und Arbeiterinnen für jeden Urlaubstag der achtfache 
Stundenlohn (Zeitlohn) ihrer Gruppe weitergezahlt; diese Bezüge 
werden in der Regel zur Hälfte vor Urlaubsbeginn und zur Hälfte 
bei Wiederaufnahme der Arbeit gezahlt. 

(5) Während des Urlaubs ist die Annahme von Erwerbsarbeit, 
die dem Urlaubszweck widerspricht, verboten. Bei Zuwiderhand¬ 
lungen wird das Urlaubsentgelt nicht gezahlt: bereits gezahltes Ur¬ 
laubsentgelt ist zurückzuzahlen. 

§ 10 

Dienstordnungen. 

In Dienstordnungen können im Rahmen dieser Tarifordnung so¬ 
wie der Tarifordnung für die nichtdeutschen Angestellten und für 
die nichtdeutschen Arbeiter und Arbeiterinnen Einzelheiten der 
Durchführung geregelt werden. Ergänzungen sind nur mit Zustim¬ 
mung des Leiters der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des 
Generalgouvernements zulässig. 

§ 11 

(1) Diese Tarifordnung tritt am 1. Januar 1943 in Kraft. 

(2) (gegenstandslos geworden.) 
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für die nichtdeutschen Angestellten im öffent¬ 
lichen Dienst im Generalgouvernement (T O. I). 

Vom 28. Dezember 1942 (VB1GG. 1943 S. 14). 

Anm. Die Reisekosten, Beschäftigungsvergütungen und Tren- 
nungsentschädigungen sind geregelt in der Reisekostenverordnung 
für Nichtdeutsche vom 15. Januar 1942 (VB1GG. S. 41). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ i 

Geltungsbereich. 

(1) Diese Tarifordnung gilt für die Angestellten der im § 1 Abs. 3 
der Rahmentarifordnung vom 28. Dezember 1942 (R I O.) genannten 
oder diesen gleichgestellten öffentlichen Verwaltungen und Betriebe. 

(2) Die Tarifordnung gilt nicht für 

1. Angestellte deutscher Volkszugehörigkeit und Deutsch¬ 
stämmige; 

2. Angestellte in Verwaltungen und Betrieben, für die der Lei¬ 
ter der Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des General¬ 
gouvernements eine besondere Tarifordnung erlassen hat; 

A n m. z. B. Emissionsbank. 

3. Angestellte in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, so¬ 
weit sie Deputatempfänger sind. 

(3) Eine von der Tarifordnung abweichende Regelung kann ge¬ 
troffen werden für 

1. Aushilfsangestellte, d. h. Angestellte, welche für nicht länger 
als sechs Monate eingestellt werden; dauert die Beschäfti¬ 
gung länger, so gelten vom siebenten Monat ab an Stelle der 
besonderen Einstellungsbedingungen die Bestimmungen die¬ 
ser Tarifordnung; 

2. sonstige Angestellte durch den Leiter der Hauptabteilung 
Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements. 

Anm. Eine abweichende Regelung mit Zulassung der für 
Deutsche maßgebenden Arbeitsbedingungen erfolgt stets für Ange¬ 
hörige mit dem Reich verbündeter und neutraler Staaten. 

§ 2 

Mehrarbeit. 

(1) Mehrarbeit (Ueberstunden) sind die geleisteten Arbeitsstun¬ 
den, welche über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehen. 

Anm. vgl. § 5 Abs. (1) der RTO. 



(2) Bei der Ueberstundenbereclinung ist die Arbeitszeit, die in¬ 
folge von Wochenfeiertagen oder Dienstbefreiungen ausfällt, nicht 
zu berücksichtigen. 

(3) Ueberstunden sind auf dringende Fälle zu beschränken und 
möglichst gleichmäßig auf die Angestellten zu verteilen. Kann zum 
Ausgleich geleisteter Ueberstunden Dienstbefreiung nicht gewährt 
werden, so ist für jede Ueberstunde ein Zuschlag von 7 vom Tau¬ 
send zum Gehalt zu zahlen. 


§ 3 

(iehalt, Leistungszulage und Nachtdienstzulage. 

(1) Das Gehalt wird nach der Art der Leistung, nach dem dienst¬ 
lichen Wohnsitz und nach dem Lebensalter bemessen. 

(2) Der Angestellte ist vom Leiter der Verwaltung oder des Be¬ 
triebes oder der von ihm ermächtigten Stelle nach seiner überwie¬ 
genden Tätigkeit gemäß den in Anlage 1 festgelegten Tätigkeits¬ 
merkmalen in die entsprechende Gehaltsgruppe einzureihen. Ueber 
den Aufstieg in eine höhere oder die Einreihung in eine niedrigere 
Gehaltsgruppe während des Dienstverhältnisses entscheidet der 
Leiter der Verwaltung oder des Betriebes oder die von ihm er¬ 
mächtigte Stelle. 

(3) Für die Höhe des Gehaltes im einzelnen sind die Anlagen 2 a 
und 2 b maßgebend. Ein Angestellter vor vollendetem 19. Lebens¬ 
jahr erhält das Gehalt eines Angestellten nach vollendetem 19. Le¬ 
bensjahr. Das Lebensjahr gilt mit Beginn des Monats als vollendet, 
in den der Geburtstag fällt. 

(4) Angestellte, die im Vergleich zu den übrigen Angestellten be¬ 
sondere Leistungen vollbringen, können eine Leistungszulage er¬ 
halten; sie darf höchstens 20 v. H. der Angestellten der gleichen Ge¬ 
haltsgruppe gewährt werden und 10 v. fl. des Gehaltes nicht über¬ 
steigen. 

(5) Angestellten der Gehaltsgruppen IV bis VIII mit mindestens 
48 Stunden regelmäßiger Arbeitszeit in der Woche, die auf Anord¬ 
nung des Leiters der Verwaltung oder des Betriebes oder der von 
ihm ermächtigten Stelle Nachtdienst verrichten, wird für die Arbeit 
zwischen 22 und 6 Uiir eine Nachtdienstzulage gewährt. Diese be¬ 
trägt 0,20 Zloty für die Stunde, höchstens jedoch 1,20 Zloty für 
einen Nachtdienst. Die Nachtdienstzulage ist eine Aufwandsent¬ 
schädigung; sie wird nicht gewährt, wenn sie durch andere Bezüge 
abgegolten wird. 

A n m. Eine Erhöhung um 50 v. H. kann zugelassen werden. 
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(6) Das Gehalt der in Warschau beschäftigten Angestellten kann 
bis zu 10 v. H. der in den Anlagen 2 a und 2 b genannten Sätze 
überschritten werden. 

A n in. sog. Warschauzulage. 

§ 4 

Auszahlung des Gehaltes. 

(1) Das Gehalt ist für den Monat zu berechnen und am 15. eines 
jeden Monats für den laufenden Monat zu zahlen. Fällt der 15. auf 
einen Sonntag oder Wochenfeiertag, so ist das Gehalt am vorher¬ 
gehenden Werktag zu zahlen. 

(2) Wird im Einzelfall eine Gehaltsberechnung nach Tagen erfor¬ 
derlich, so ist für jeden Tag ’/ao des Gehaltes zu zahlen, wobei der 
31. Tag eines Monats nicht mitgerechnet wird; im Schaltjahr wer¬ 
den für den 29. Februar 2 /*o, in den übrigen Jahren für den 28. Fe¬ 
bruar • 1 / 3 o des Gehaltes gezahlt. 

(3) Die Gehaltsberechnung und der gezahlte Betrag sind sogleich 
nachzuprüfen; stimmen sie nicht überein, so brauchen Ansprüche, 
die nicht unverzüglich bei der Zahlstelle angemeldet werden, nicht 
berücksichtigt zu werden. 

§ 4a 

Weiterzahlung der Dienstbezüge an Hinterbliebene. 

Hinterläßt der (die) Angestellte einen Ehegatten oder minder¬ 
jährige und noch nicht im Erwerb tätige Kinder, so erhalten diese 
Hinterbliebenen für 45 Tage nach dem Sterbetag die vollen Dienst¬ 
bezüge des Verstorbenen. Sind an den Verstorbenen Dienstbezüge 
über den Sterbetag hinaus bereits gezahlt, so werden diese auf die 
an die Hinterbliebenen zu zahlenden Bezüge angerechnet. Die Zah¬ 
lung an einen Hinterbliebenen schließt die Zahlung an die anderen 
aus. 

A n m. (1) Diese Bestimmung ist am 1. September 1943 in Kraft 
getreten. 

(2) Vgl. Anm. zu § 4 Absatz (2) der Sechsten Durchführungsver¬ 
ordnung. 

§ 5 

Nebentätigkeit. 

Eine Nebentätigkeit ohne Genehmigung des Leiters der Verwal¬ 
tung oder des Betriebes oder der von ihm ermächtigten Stelle ist 
unzulässig. 

§ 6 

Versetzung. 

Angestellte können aus dienstlichen Gründen nach einem an¬ 
deren Dienstort versetzt werden. Die Erstattung der durch den Um- 
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zug entstellenden Kosten richtet sich nach den geltenden Bestim¬ 
mungen. 

. § 7 
Inkrafttreten. 

(1) Diese Tarifordnung tritt am 1. Januar 1943 in Kraft 

(2) (gegenstandslos geworden.) 

Anlage 1 

gemäß § 1 Abs. 2 der Rahmentarifordnung für die nichtdeutschen Arbeiter 
und Angestellten im öffentlichen Dienst im Generalgouvernement (RTO.) 
vom 28. Dezember 1942 und gemäß § 3 Abs. 2 der Tarifordnung für die 
nichtdeutschen Angestellten im öffentlichen Dienst im Generalgouvernement 

(TO. I) vom 2S. Dezember 1942. 

Gehaltsgruppen und Tätigkeitsmerkmale. 

Gehaltsgruppe I. 

Wissenschaftliche und technische Angestellte mit abgeschlosse¬ 
ner Hochschulbildung sowie gleichwertige Angestellte, die sich 
durch besonders hochwertige Leistungen auszeichnen und eine lei¬ 
tende Stellung bekleiden. 

Gehaltsgruppe II. 

Wissenschaftliche und technische Angestellte mit abgeschlosse¬ 
ner Hochschulbildung, welche eine entsprechende Tätigkeit von be¬ 
sonderer Verantwortlichkeit ausüben, jedoch keine leitende Stellung 
bekleiden, ferner gleichwertige Angestellte mit entsprechender 
Tätigkeit. 

Gehaltsgruppe III. 

Wissenschaftliche und technische Angestellte mit abgeschlos¬ 
sener Hochschulbildung, die eine entsprechende Tätigkeit ausüben 
sowie gleichwertige Angestellte mit entsprechender Tätigkeit. 

i 

Gehaltsgruppe IV. 

1. Angestellte im Innen- und Außendienst in Stellen von beson¬ 
derer Bedeutung; 

2. technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mit¬ 
telschulbildung und mehrjähriger Erfahrung, die eine beson¬ 
ders schwierige und verantwortliche Tätigkeit ausüben; 

3. Angestellte mit Tätigkeiten, die denen nach Nr. 1 und 2 
gleichwertig sind. 

Gehaltsgruppe V. 

1. Angestellte mit gründlichen Fachkenntnissen im Innen- und 
Außendienst; 
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2. Registraturangestellte mit gründlichen Fachkenntnissen; 

3. technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mit¬ 
telschulbildung; 

4. technische Angestellte mit gründlichen Fachkenntnissen in 
Laboratorien u. dgl.; 

5. Buchhalter mit kaufmännischer oder banktechnischer Vorbil¬ 
dung, die das Memorial, das Journal, das Hauptbuch usw. 
führen; 

6. Kanzleivorsteher, sofern mindestens fünf Kanzleikräfte vor¬ 
handen sind; 

7. Magazin- und Lagervorsteher in besonders wertvollen 
Lagern; 

8. Maschinenmeister in Stellungen von besonderer Bedeutung; 

9. Werkmeister; 

10. Angestellte mit Tätigkeiten, die denen nach Nr. 1 bis 9 gleich¬ 
zustellen sind. 

Gehaltsgruppe VI. 

1. Angestellte mit schwieriger Tätigkeit im Innen- und Außen¬ 
dienst, wie Entwerfen von Schreiben nach skizzierten An¬ 
gaben, Führen von nach besonderen Gesichtspunkten einge¬ 
richteten Karteien, buchhalterische Uebertragungsarbeiten, 
Kontenführung, Anfertigen von Umdruckverfügungen, Anferti¬ 
gen von Schriftsätzen oder Reinschriften in deutscher Sprache, 
verantwortliches Lesen solcher Reinschriften; 

2. Stenotypisten und Stenotypistinnen, die auch schwierige Dik¬ 
tate fehlerfrei wiedergeben und fünf Minuten lang mindestens 
150 Silben in der Minute aufnehmen; 

3. technische Angestellte und Zeichner mit schwieriger Tätigkeit, 
wie Anfertigen einfacher Pläne auf Grund bestimmter An¬ 
gaben oder vorhandener Unterlagen nach Anleitung und Aus¬ 
fertigung der hiermit zusammenhängenden einfachen tech¬ 
nischen Berechnungen, Anfertigen von Zeichnungen an Hand 
von Skizzen, Uebertragung von Zeichnungen in anderen Maß¬ 
stab; 

4. Angestellte zur Beaufsichtigung von elektrischen Anlagen; 

5. Angestellte in der Tätigkeit von Maschinenmeistern; 

6. Angestellte mit Tätigkeiten, die denen nach Nr. 1 bis 5 gleich¬ 
zustellen sind. 

Gehaltsgruppe VII. 

1. Angestellte mit einfachen Arbeiten im Büro-, Registratur-, 
Kassen-, Buchhalterei-, Kanzlei- und sonstigen Innendienst 



(z. B. Archivtätigkeit, Tätigkeit in Büchereien usw.); hierzu 
gehören das Führen von Brieftagebüchern, Inhaltsverzeich¬ 
nissen, einfachen Karteien, Kontrollisten, Einheitswertbogen 
und statistischen Anschreibungen, die Schreibmaterialverwal¬ 
tung, häufig wiederkehrender Schriftwechsel nach Vordruck 
(z. B. Bescheinigungen und Benachrichtigungen sowie Erinne¬ 
rungen), das Lesen von Reinschriften, das Heraussuchen von 
Vorgängen; Angestellte mit entsprechenden Aufgaben im 
Außendienst; 

2. Angestellte an Buchungs- und Rechenmaschinen; 

3. Stenotyisten und Stenotypistinnen, die geläufig Stenogramme 
aufnehmen und diese schnell und fehlerfrei in die deutsche 
oder polnische Sprache in Maschinenschrift übertragen; 

4. technische Angestellte mit einfacher Tätigkeit, wie Berech¬ 
nungen einfacher Art, Ueberwachung technischer Anlagen, 
einfache Analysen in chemischen, bakteriologischen und ähn¬ 
lichen Betrieben; 

5. Angestellte für einfache Rechenarbeiten in den vier Grund¬ 
rechnungsarten bei wissenschaftlichen Instituten; 

6. Angestellte mit Tätigkeiten, die denen nach Nr. 1 bis 5 gleich¬ 
zustellen sind. 

Gehaltsgruppe VIII. 

1. Angestellte mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit im Büro-, 
Registratur-, Kassen-, Buchhalterei-, Kanzlei- und sonstigen 
Innendienst (z. B. Archivtätigkeit, Tätigkeit in Büchereien 
usw.); hierzu gehören das Führen einfacher Listen, die Hilfe 
bei der Postabfertigung (Anfertigen von Anschriften mit der 
Hand oder mit der Maschine u. dgl.), das Einordnen von 
Karteiblättern, die Hilfsarbeiten in der Aktenverwaltung, das 
Anfertigen von Abschriften und Reinschriften in deutscher 
oder polnischer Sprache, die gelegentliche Aufnahme von 
Stenogrammen; Angestellte mit entsprechenden Aufgaben im 
Außendienst; 

2. technische Angestellte mit vorwiegend mechanischer Tätig¬ 
keit, wie Pausarbeiten einfachster Art, Anfertigung von Licht¬ 
pausen, Ausziehen und Anlegen von Zeichnungen einfachster 
Art, mechanische Vervielfältigung von Zeichnungen mittels 
einfacher Umdruckapparate, einfache Ausrechnung in den 
vier Grundrechnungsarten; 

3. Angestellte mit Tätigkeiten, die denen nach Nr. 1 bis 2 gleich¬ 
zustellen sind. 
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A n m. Die Desinfektoren in der Fleckfieberbekämpfung werden 
wie folgt eingeordnet: 

Kolonnenleiter. Gr. IV; 

Desinfektoren und Sanitätskontrolleure . Gr. V, 

deren Vertreter nach Vollendung des 

30. Lebensjahres ..Gr. VI; 

jüngere Vertreter.Gr. VII; 

sonstige Desinfektoren.Gr. VIII. 

Anlage 2a 

gemäß § 3 Abs. 3 der Tarifordnung für die 
nichtdeutschen Angestellten im öffentlichen 
Dienst im Generalgouvernement (TO. I) vom 
28. Dezember 1942. 

Gehälter der Angestellten in Krakau, 
Warschau und Lemberg (Gehaltsordnung). 


Gehaltsgruppen 

Altersgruppen I II Ml IV V VI VII VIII 

Zloty 


Nach vollend. 19. Lebensj. 

männlich 327. 263,50 212,50 178,50 140,50 

weiblich — - — 294. 237.— 191,50 161.- 126.50 

Nach vollend. 21. Lebensj. 

männlich — — - 347,50 279, 225,— 189,-- 148,50 

weiblich — - 312,50 251. 202.50 170,50 134. 

Nach vollend. 23. Lebensj. • 

männlich — — 365,50 294,50 237,50 199,50 157,- 

weiblich — — -• 329,— 265,— 214,— 180,— 141.50 

Nach vollend. 25. Lebensj. 

männlich — — 437,— 385,— 310,— 250,— 210,— 165,— 

weiblich — — 393,— 346.50 279.- 225.— 189,— 148,50 

Nach vollend. 27. Lebensj. 

männlich 720 — 612,— 463,50 385.— 310,— 250. 210,— 165,— 

weiblich 648.— 551 — 417,50 .346,50 279.- 225. 189,— 148,50 

Nach vollend. 29. Lebensj. 

männlich 760,— 646,— 489.— 385.— 310.-- 250,— 210— 165, - 
weiblich 684.— 581 — 440.— .346.50 279,— 225.— 189,— 148.50 
Nach vollend. 31. Lebensj. 

männlich 800,— 6S0,— 515— 411,— 336, 270,— 221,— 181,- 

weiblich 720,— 612— 463,50 370,— 302,— 243,— 199— 163, 

Nach vollend. 40. Lebensj. 


männlich 830.— 680,— 550,— 437,— 362,— 290,— 221 — 181. 
weiblich 720.— 612 — 495. 393.-» 326.- 261 — 199.— 163,- 



Anlage 2b 

gemäß § 3 Abs. 3 der Tarifordnung für die 
nichtdeutschen Angestellten im öffentlichen 
Dienst im Generalgouvernement (TO. I) vom 
28. Dezember 1942. 

Gehälter der Angestellten außerhalb 
der Orte Krakau, Warschau und Lemberg 

(Gehaltsordnung). 

Gehaltsgruppen 

Altersgruppen I II III IV V VI VII VIII 

_ Zloty _ 

Nach vollend. 19. Lebensj. 

männlich — — — 285,— 229,50 187,— 161,50 127,50 

weiblich — — — 256,50 206,50 168,— 145,50 114,75 

Nach vollend. 21. Lebensj. 

männlich — — — 301,50 243,-*■ 198,— 171,— 135,— 

weiblich — — — 271,50 219,— 178,— 154,— 121,50 

Nach vollend. 23. Lebensj. 

männlich — — — 318,50 256,50 209,— 180,50 142,50 

weiblich — — — 286,50 231,— 188,— 162,50 128,25 

Nach vollend. 25. Lebensj. 

männlich — — 382,50 335— 270,— 220,— 190,— 150,— 

weiblich — — 344,50 301,50 243,— 198,— 171,— 135,— 

Nach vollend. 27. Lebensj. 

männlich 630,— 540.— 405,— 335,— 270,— 220,— 190,— 150,— 
weiblich 567,— 486,— 364,50 301,50 243,— 198,— 171,— 135,— 
Nach vollend. 29. Lebensj. 

männlich 665.— 570,— 427,50 335 — 270,— 220,— 190,— 150,— 
weiblich 598,50 513,— 385,— 301,50 243,— 198,— 171,— 135,— 
Nach vollend. 31. Lebensj. 

männlich 700,— 600,— 450,— 357,— 292,— 237,— 205,— 165,— 
weiblich 630,— 540,— 405,— 321,— 263,— 213,— 184,— 148,— 
Nach vollend. 40. Lebensj. 

männlich 700,— 600,— 500— 380.— 315.— 255.— 205.— 165,— 
weiblich 630,— 540,— 450,— 342,— 283,— 229,— 184,— 148,— 
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Tarifordnung 

für die nichtdeutschen Arbeiter und Arbeite¬ 
rinnen im öffentlichen Dienst im General¬ 
gouvernement (TO. II). 

Vom 28. Dezember 1942 (VB1GG. 1943 S. 23). 

Anm. (1) Die Reisekosten, Beschäftigungsvergütungen und 
Trennungsentschädigungen sind geregelt in der Reisekostenverord- 
nung für Nichtdeutsche vom 15. Januar 1942 (VB1GG. S. 41). 

(2) Die Arbeitsbedingungen der nichtdeutschen Arbeiter in den 
Betrieben 

a) der Kraftfahrzeug-Instandsetzungswerkstätten der Wehr¬ 
macht sowie der Heereskraftfahrparks, 

b) der Kraftfahrzeug-Instandsetzungswerkstätten der Ord- 
nungs- und Schutzpolizei, 

c) der Amtsgarage der Regierung des Generalgouvernements 
sowie der Amtsgaragen der Distrikte. 

d) der Kraftfahrzeug-Instandsetzungswerkstätten der Deutschen 
Post Osten 

e) der Fliegerhorstwerften und sonstigen eigenen Werkstätten 
. der Luftwaffe 

bestimmen sich nach den für die entsprechenden Betriebe der privaten 
Wirtschaft maßgebenden Grundlagen (Anordnungen der Hauptabtei¬ 
lung Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements vom 20. Fe¬ 
bruar 1942 — Ib 356 42 — und vom 3. Sept. 1943 — Ib 2083/43 —). 

(3) Bei gleichzeitigem Einsatz von Regiearbeitern öffentlicher Be¬ 
triebe und Arbeitern privater Firmen zu gleichem Zweck an gleicher 
Stelle werden die Arbeitsbedingungen durch Sonderregelung der 
Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements 
vereinheitlicht. 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ i 

Geltungsbereich. 

(1) Diese Tarifordnung gilt für die männlichen und weiblichen 
Arbeiter der im § 1 Abs. 3 der Rahmentarifordnung vom 28. De¬ 
zember 1942 (RTO.) genannten oder diesen gleichgestellten öffent¬ 
lichen Verwaltungen und Betriebe. 

(2) Die Tarifordnung gilt nicht für 

1. Arbeiter deutscher Volkszugehörigkeit und Deutschstämmige; 

2. Arbeiter in Verwaltungen und Betrieben, für die der Leiter der 
Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouverne¬ 
ments eine besondere Tarifordnung erlassen hat; 

3. Arbeiter in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben. 

(3) Eine von der Tarifordnung abweichende Regelung im Einzel¬ 
falle kann nur mit Zustimmung des Leiters der Hauptabteilung 

197 



Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements getroffen 
werden. § 2 

Mehrarbeit. 

(1) Mehrarbeit (Ueberstunden) sind die geleisteten Arbeits¬ 
stunden, welche über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehen und 
nicht in den zwei folgenden Kalenderwochen durch Abfeiern aus¬ 
geglichen werden. 

A um. Vgl. § 5 Abs. (1) der RTO. 

(2) Sieht die Dienstordnung oder der Dienstvertrag eine unter¬ 
schiedliche Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit nach Jahres¬ 
zeiten vor, so gelten als Mehrarbeit die geleisteten Arbeitsstunden, 
welche über die nach der Jahreszeit festgesetzte regelmäßige Ar¬ 
beitszeit hinausgehen. 

(3) Bei der Ueberstundenberechnung ist die Arbeitszeit, die in¬ 
folge von Wochenfeiertagen oder Dienstbefreiungen ausfällt, nicht 
zu berücksichtigen. 

(4) Ueberstunden sind auf dringende Fälle zu beschränken und 
möglichst gleichmäßig auf die Arbeiter zu verteilen. 

• §3 

Mehrarbeitszuschlag, 

Sonntags- und Feiertagszuschlag, Nachtzuschlag. 

(1) Für Mehrarbeit (Ueberstunden) gemäß § 2 Abs. 1 ist ein Zu¬ 
schlag von 25 v. H. zum Stundenlohn zu zahlen. Dies gilt nicht, 

/ 

1. wenn die Mehrarbeit infolge von Notständen, Naturereignissen, 
Unglücksfällen oder anderen unvermeidbaren Störungen er¬ 
forderlich ist; 

2. wenn die Mehrarbeit durch Vor- und Abschlußarbeiten erfor¬ 

derlich ist; 

3. wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Um¬ 
fang Afbeitsbereitschaft fällt. 

(2) Pförtner, Wächter und sonstige Beschäftigte, bei denen regel¬ 
mäßig und in erheblichem Umfange Arbeitsbereitschaft vorliegt, 
erhalten einen Mehrarbeitszuschlag nur, wenn ihre Gesamtarbeits¬ 
zeit mehr als 72 Stunden in der Woche beträgt. Sie erhalten in 
diesem Falle für jede weitere Arbeitsstunde ein Entgelt in Höhe 
von l A* des Wochenlohnes. 

(3) Für Arbeit an Sonntagen und Wochenfeiertagen, aus¬ 
genommen ununterbrochene Arbeit im Schichtwechsel, ist ein Zu¬ 
schlag von 20 v. H. zu zahlen. 

(4) Für Nachtarbeit an Wochentagen ist ein Zuschlag von 10 v. H. 
des Stundenlohnes zu zahlen, höchstens jedoch 0,20 Zloty für die 
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Stunde und 1,20 Zloty für einen Nachtdienst. Als Nachtarbeit gilt 
die von 22 Uhr bis 6 Uhr geleistete Arbeit. Pförtnern, Wächtern und 
sonstigen Beschäftigten nach Abs. 2 ist ein Nachtarbeitszuschlag 
nicht zu zahlen. 

A n m. Eine Erhöhung dieser Sätze uni 50 v. H. wird zugelassen. 

i § 4 

Sonntags- und Feiertagsarbeit. 

An Sonntagen und Wochenfeiertagen sind die Arbeiten zwischen 
0 und 24 Uhr auf das notwendigste zu beschränken. Im Monat sollen 
mindestens zwei freie Sonntage gewährt werden. 

•i 

. § 5 • ' 

Lohngrundlagen, Tätigkeitsmerkmale, Akkordarbeit. 

(1) Die Löhne werden nach der Art der Arbeitsleistung, nach 
den örtlichen Verhältnissen und nach dem Lebensalter bemessen. 

(2) Für die Art der Arbeitsleistung gilt folgende Einteilung: 

Lohngruppe 1. 

Männliche und weibliche Vorhandwerker, Kolonnenführer und 
Vorarbeiter, die nachweislich ein Handwerk in der üblichen Lehr¬ 
zeit erlernt haben und gelernten Arbeitern der Lohngruppe II Vor¬ 
arbeiten. 

Lohngruppe II. 

Männliche und weibliche gelernte Arbeiter (Facharbeiter), die 
nachweislich ein Handwerk in der üblichen Lehrzeit erlernt haben 
und darin beschäftigt werden. 

Lohngruppe Ila. 

Männliche und weibliche Kolonnenführer und Vorarbeiter, die 
angelernten Arbeitern der Lohngruppe III Vorarbeiten. 

Lohngruppe III. 

Männliche und weibliche Kolonneuführer von ungelernten Ar¬ 
beitern der Lohngruppe IV. ferner angelernte Arbeiter, die in einem 
handwerklichen oder dem gleichzuachtenden Betriebe eine aus¬ 
reichende Zeit in einer handwerklichen Tätigkeit verwendet worden 
sind. Ob dies der Fall ist, entscheidet der Leiter der Verwaltung 
oder des Betriebes oder die von ihm ermächtigte Stelle. 

Vorarbeiter von ungelernten Arbeitern der Lohngruppe IV. 

• Lohngruppe IV. 

Männliche und weibliche ungelernte Arbeiter mit einfachen 
Tätigkeiten, die ein handwerkliches oder sonstiges Anlernen nicht 
erfordern. 



(3) Die örtlichen Verhältnisse bestimmen sich nach zwei Orts¬ 
klassen: A _ Krakau, Warschau und Lemberg, 

B — alle übrigen Orte. 

Die Zugehörigkeit zur Ortsklasse A ist bei Tätigkeit innerhalb des 
Stadtgebietes gegeben. 

(4) Der Vollohn ist nach dem 21. Lebensjahr zu zahlen. Der Lohn 
der jüngeren Arbeiter beträgt nach vollendetem 

20. Lebensjahr.90 v. H. 

19.80 v. H. 

17.70 v. H. 

16. „ .60 v. H. 

im übrigen.. 50 v. H. 

des Vollohnes. 

Das Lebensjahr gilt mit Beginn des Löhnungszeitraumes als voll¬ 
endet, in den der Geburtstag fällt. 

(5) Der Lohn wird, sofern durch Dienstordnung nichts anderes 
bestimmt ist, nach Stunden berechnet (Zeitlohn). Die Stundenlöhne 
ergeben sich aus der anliegenden Lohnordnung. 

(6) Bei Akkordarbeit ist der Lohn (Stücklohn) so festzusetzen, dali 
die beteiligten Arbeiter und Arbeiterinnen im Durchschnitt bei be¬ 
triebsüblicher Leistung 20 v. H. über dem tariflichen Zeitlohn der 
betreffenden Alters- und Lohngruppe .verdienen (Akkordrichtsatz). 
Offenbar unrichtig angesetzte Akkordlöhne (Stücklöhne) sind neu 
festzusetzen. 

A n m. Akkordlöhnen ist stets nur der Grundlolin (ohne Lei¬ 
stungszulage) zugrundezulegen; die Zulage nach Abs. (9) gehört zum 
Grundlohn. 

(7) Minderleistungsfähige Arbeiter und Arbeiterinnen können nur 
einen ihrer Leistung entsprechenden Lohn erhalten und deshalb 
untertariflich entlohnt werden. Die Entscheidung hierüber trifft der 
Leiter der Verwaltung oder des Betriebes oder die von ihm ermäch¬ 
tigte Stelle. Eür die Berechnung des Durchschnittslohnes im Sinne 
des Abs. 6 scheidet ihr Lohn aus. 

(8) Besonders leistungsfähige Arbeiter und Arbeiterinnen der 
Lohngruppe I und II können eine Leistungszulagc erhalten. Die 
Leistungszulage kann jeweils bis zu 20 v. H. der Beschäftigten 
dieser Gruppen gewährt werden und beträgt bei 10 v. H. der Be¬ 
schäftigten einer Lohngruppe bis zu 10 v. H. und bei weiteren 
10 v. H. der Beschäftigten der gleichen Lohngruppe bis zu 20 v. H. 
des Lohnes. 

A n m. Die Leistungszulagen können auch angelernte Kräfte er¬ 
halten, welche Arbeiten verrichten, die gewöhnlich von Facharbei- 
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tern ausgeführt werden oder welche vergleichbare Aufgaben von be¬ 
sonderer Verantwortung haben. 

Die Zahlung einer Generatorzulage entsprechend den für die 
private Wirtschaft geltenden Grundsätze ist zugelassen. 

(9) Die Löhne der in Warschau beschäftigten Arbeiter und 
Arbeiterinnen können bis zu 10 v. H der in der Anlage festgesetzten 
Sätze überschritten werden. 

A n m. Sogenannte Warschauzulage. 

§ 6 

Lohn. 

(1) Die Arbeiter und Arbeiterinnen können nur Bezahlung für 
die Tätigkeit erhalten, die sie ausüben. Dies gilt auch, wenn ihnen 
eine Tätigkeit zugewiesen wird, die gegenüber der bisherigen ge¬ 
ringer zu entlohnen ist. 

(2) Der Lohn wird, soweit die Rahmentarifordnung nichts an¬ 
deres bestimmt, nur für auf Anordnung geleistete Arbeit gezahlt. 
Die Pausen gelten, soweit eine Dienstordnung nichts anderes be¬ 
stimmt, nicht als Arbeitszeit. 

(3) Wird Lohn für eine Zeit gewährt, in der keine Arbeit geleistet 
wird, so ist der Stundenlohn (Zeitlohn) zu zahlen. 

(4) Die Lohnberechnung und der gezahlte Lohnbetrag sind so¬ 
gleich nachzuprüfen; stimmen sie nicht überein, so brauchen An¬ 
sprüche, die nicht unverzüglich bei der Zahlstelle angemeldet 
werden, nicht berücksichtigt zu werden. 

§ 7 

Nebentätigkeit. 

Eine Nebentätigkeit ist ohne Genehmigung des Leiters der Ver¬ 
waltung oder des Betriebes oder der von ihm ermächtigten Stelle 
unzulässig. 

§S 

Versetzung. 

Arbeiter und Arbeiterinnen können aus dienstlichen Gründen 
nach einem anderen Dienstort versetzt werden. Die Erstattung der 
durch den Umzug entstehenden Kosten richtet sich nach den gel¬ 
tenden Bestimmungen. 

§ 9 

Inkrafttreten. 

(1) Diese Tarifordnung tritt am 1. Januar 1943 in Kraft. 

(2) (gegenstandslos geworden). 


201 



Vor vollendet. 16. Lebensj. 



Anlage 

gemäß § 5 Abs. 5 der Tarifordnung für die 
nichtdeutschen Arbeiter und Arbeiterinnen 
Ira Öffentlichen Dienst im Generalgouverne¬ 
ment (TO. II) vom 28. Dezember 1942. 



Die Anordnung über die Lohn- und Gehaltszahlung für ausfallende 
Arbeitsstunden bei Fliegeralarm und Fliegerschäden 

vom 20. Juli 1943 (VB1GG. S. 459), 

die Regelungen über Lohnabrechnungszeiträume sowie 
die Anordnung über Ladearbeiten und den Bereitschaftsdienst für 

Ladearbeiten 

vom 1. Juni 1943 (VB1GG. S. 261) 
befinden sich im Abschnitt I des Besonderen Teils. 

Tarifordnung 

zur Regelung der Wegegelder für Arbeiter 

sowie der Trennungsgelder für Arbeiter und 

Angestellte in der privaten Wirtschaft im 

Generalgouvernement. 

Vom 25. März 1942 (VB1GG. S. 182). 

A n in. (1) Die Regelungen dieser Tarifordnung finden nach der 
Anordnung des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz zur 
Aenderung der Anordnung über die arbeitsrechtliche Behandlung 
der polnischen Beschäftigten vom 23. Juni 1943 auch auf polnische 
Beschäftigte Anwendung, die aus dem Reich in das Generalgouver¬ 
nement entsandt werden. 

(2) Für den öffentlichen Dienst: Vgl. Reisekostenverord¬ 
nung für Nichtdeutsche vom 15. Januar 1942 (VB1GG. S. 41). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ i 

(1) Arbeitern, die mehr als 6 km von ihrer Arbeitsstelle entfernt 
wohnen und täglich zu ihrem Wohnort zurückkehren, ist ein Wege¬ 
geld zu zahlen. Dieses beträgt je Arbeitstag 

bei Entfernungen bis zu 10 km . . . . 0,60 Zloty 

bei Entfernungen von mehr als 10 km bis zu 20 km 1 — „ 
bei Entfernungen von mehr als 20 km . . . 2 — „ 

(2) Der Berechnung ist der kürzeste zumutbare Weg zwischen 
Wohnort und Arbeitsstelle zugrundezulegen. 

(3) Das Wegegeld ist nur für die Tage zu zahlen, an welchen der 
Arbeiter arbeitet. Es ist auch zu zahlen, wenn der Arbeiter im Be¬ 
triebe zwar erscheint, die Arbeit aber aus nicht in seiner Person 
liegenden Gründen nicht leisten kann. 


(1) Wird für die Fahrt nach und von der Arbeitsstelle ein öffent- 
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liches Verkehrsmittel benutzt, so ist an Stelle des Wegegeldes das 
Fahrgeld für die kürzeste und billigste Verbindung zu zahlen. 

(2) Wird auf Kosten des Betriebes eine Fahrgelegenheit gestellt, 
so entfällt das Wegegeld. 

§3 

(1) Verheirateten Arbeitern und Angestellten in der privaten 
Wirtschaft, die außerhalb ihres Wohnsitzes beschäftigt werden und 
auch bei Benutzung der zur Verfügung stehenden Verkehrsmittel 
wegen zu großer Entfernung nicht täglich an ihn zurückkehren 
können, ist für die Dauer der Trennung je Kalendertag ein Trennungs¬ 
geld zu zahlen. Dieses beträgt 

a) für Arbeiter sowie für Angestellte 

mit einfacher Tätigkeit.7,— Zloty 

b) für Angestellte mit gehobener Tätigkeit, 

soweit sie nicht zur folgenden Gruppe gehören 8,— „ 

c) für Angestellte mit Tätigkeit von besonderer 

Bedeutung. 9 t — 

A n m. (1) Die Sätze sind nicht nur zu zahlen, wenn der Beschäf¬ 
tigte von seinem ursprünglichen Arbeitsort an einen anderen abge¬ 
ordnet oder versetzt wurde, ohne seinen Wohnsitz zu ändern, son¬ 
dern in jedem Falle, in welchem Arbeits- und Wohnort nicht über¬ 
einstimmen und eine tägliche Rückkehr vom Arbeitsort an den 
Wohnort nicht möglich ist. 

( 2 ) Die Zehr-, Tage- und Uebemachtungsgelder für die durch 
kurzfristige Entsendungen vom Arbeitsort bedingten Mehrauf¬ 
wendungen regeln sich entsprechend der Verordnung über Reise¬ 
kostenvergütung usw. der nichtdeutschen Angestellten und Arbeiter 
im öffentlichen Dienst im Generalgouvernement und der Selbstver¬ 
waltungskörperschaften (Reisekostenverordnung für Nichtdeutsche) 
vom 15. Januar 1942 (VB1GG. Nr. 10 S. 41). Diese Bezüge sind 
neben den Trennungs- und Unterkunftsgeldern zu zahlen, solange 
deren Voraussetzungen vorliegen, und betragen in den Gruppen 

a) 6.— Zloty für den Tag, 

4.— „ „ die Nacht; 

b) 9.— „ „ den Tag, 

6.— „ „ die Nacht; 

c) 12.— „ „ den Tag, 

8-— .. die Nacht. 

Bei kürzeren Fahrten nach auswärts sind diese Sätze entspre¬ 
chend zu mindern. 

(2) Den verheirateten Arbeitern und Angestellten stehen gleich 
verwitwete mit Kindern unter 16 Jahren. 

(3) Wird freie Verpflegung und Unterkunft oder eines von beiden 
gewährt, so sind die Trennungsgeldsätze entsprechend zu mindern. 
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In Zweifelsfällen entscheidet der Gouverneur des Distrikts über die 
Höhe der Kürzung. 

Anm. Vgl. Anni. zu § 1 Abs. (3) der Tarifordnung zur Regelung 
der Trennungsgelder für die usw. deutschen Arbeiter und An¬ 
gestellten aus dem Reich vom 24. Mai 1941 in der Fassung vom 
5. Jam 1942. 

§4 

Ledigen Arbeitern und Angestellten, welche die Voraussetzungen 
des § 3 Abs. 1 erfüllen und freie Unterkunft nicht erhalten, ist je 
Kalendertag ein Unterkunftsgeld in Höhe der tatsächlichen Kosten 
ihrer Unterbringung am Beschäftigungsort zu zahlen. Das Unter¬ 
kunftsgeld darf jedoch höchstens betragen 

a) für Arbeiter sowie für Angestellte 

mit einfacher Tätigkeit . .2,50 Zloty 

b) für Angestellte mit gehobener Tätigkeit, 

soweit sie nicht zur folgenden Gruppe gehören . 3,— „ 

c) für Angestellte mit Tätigkeit von 

besonderer Bedeutung.4,— „ 

§5 

Bei Urlaub und Arbeitsversäumnis ist ein Trennungsgeld oder 
eine Vergütung für die Unterkunft nicht zu zahlen. Bei entschuldig¬ 
tem Fernbleiben können jedoch die laufenden Kosten für die Unter¬ 
kunft am Beschäftigungsort bis zur Höhe der Sätze des § 4 auf die 
Dauer von höchstens einem Monat erstattet werden. 

§6 

Diese Tarifordnung gilt nicht für Deutsche. 

§7 

Diese Tarifordnung tritt am 1. April 1942 in Kraft. 

Tarifordnung 

für Apotheker im Generalgouvernement. 

Vom 8. Mai 1941 (VB1GG S. 296). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§1 

Geltungsbereich. 

(1) Die Tarifordnung gilt für Apotheker und Apothekergehilfen, 
soweit sie die zur Ausübung ihres Berufes anerkannten Prüfungen 
bestanden haben und in öffentlichen Apotheken, in Apotheken der 
Ostbahn oder in Krankenhaus-, Spital- und Anstaltsapotheken be¬ 
schäftigt sind. 
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Anm. (1) Die erforderliche Erläuterung der Fachbegriffe trifft die 
Apothekerkammer in der Gesundheitskammer für das Generalgou¬ 
vernement. Ueber die Anwendung im einzelnen entscheiden die Treu¬ 
händer der Arbeit im Benehmen mit der Apothekerkammer. 

(2) Bei Apothekergehilfen wird zwischen einem alten Typ (des 
ehern, polnischen Rechts) und einem neuen (Praktikanten mit abge¬ 
schlossener Vorbildung bzw. Berufscinrichtung) unterschieden. 

(3) Für die Ostbahnapotheken ist es durch Sonderregelung bei den 
in der Dienstordnung der Ostbahn eingeführten Arbeitsbedingungen 
verblieben. 

(2) Die Tarifordnung gilt nicht für deutsche Staatsangehörige. 

A n m. Sie gilt auch nicht für Volksdeutsche und Deutschstäminige. 

(3) Auf Verwalter von Apotheken findet die Tarifordnung keine 
Anwendung. 

(4) Apotheker und Apothekergehilfen, die nicht in festem Arbeits¬ 
verhältnis stehen und entweder weniger als 20 Stunden in der Woche 
oder weniger als einen Monat beschäftigt sind, gelten als Vertreter 
im Sinne dieser Tarifordnung. 

§2 ; 

Arbeitszeit. 

(1) Die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit beträgt 50 Stunden 
in der Woche. 

Ueberstunden sind auf dringende Fälle zu beschränken. Auf die 
Vergütung findet § 3 Absatz (3) a) sinngemäß Anwendung. 

(2) Den Apothekern und Apothekergehilfen ist täglich eine zwei¬ 
stündige Mittagspause und wöchentlich ein freier Nachmittag ab 
13 Uhr zu gewäliren. 

Zur Herbeiführung eines freien Nachmittags kann die Arbeits¬ 
zeit so verteilt werden, daß an fünf Wochentagen neun, an einem 
Wochentage fünf Stunden gearbeitet wird. 

Fällt in die Woche ein Feiertag, so gilt der halbe freie Tag als 
abgegolten, wenn der Angestellte an diesem Tage vom Dienst gänz¬ 
lich freigestellt war. 

(3) Sonntags-, Feiertags- und Nachtdienst ist zusätzlich zu 
leisten, jedoch höchstens jeden zweiten Sonntag und jede zweite 
Nacht. Der Nachtdienst wird besonders vergütet (§ 3 Absatz (6). 

§ 3 

Vergütung. 

(1) Für die Bemessung der Gehälter werden zwei Ortsklassen 
gebildet. Ortsklasse 1 sind die Städte Krakau. Warschau und Lem¬ 
berg, Ortsklasse 2 alle übrigen Orte. 
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(2) Die Gehälter betragen für 


a) Apotheker 

im 1. Jahr nach der Magisterprüfung 


Ortsklasse 
1 2 
Zloty Zloty 


»» “• m 


»» »» 




165,— 

220 ,— 


150,- 

200 ,- 


», 3. „ „ ., „ . . 330,— 300,— 

4. und 5. Jahr nach der Magisterprüfung 440,— 400,— 

nach dem 5. Jahr. ... 550,— 500,— 

b) Apothekergehilfen . 400,— 380,— 

A n in. Die Treuhänder der Arbeit sind durch Erlaß der Haupt¬ 
abteilung Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements 
vom 6. Februar 1943 — Ib 147/43 — ermächtigt worden, auf Grund 
des § 3 der Fünften Durchführungsverordnung für die in öffentlichen 
Apotheken im Generalgouvernement beschäftigten nichtdeutschen 
Apotheker mit Wirkung vom 1. Januar 1943 ab allgemein Vergütungen 
nach den Sätzen und Regeln der Gehaltsordnung der Hauptabteilung 
Arbeit in der Regierung des Generalgouvernements für die nicht¬ 
deutschen Angestellten (Apotheker) der Sozialversicherungskassen 
vom 28. September 1940 — III 1293/40 , welche durch die Bestim¬ 

mungen der Tarifordnung für die nichtdeutschen Angestellten im 
öffentlichen Dienst im Generalgouvernement vom 28. Dezember 1942 
ergänzt wird, zuzulassen, und zwar in der Weise, daß 

im l.Jahr nach der bestandenen Magisterprüfung der Gruppe VII 


2 . 

3. 


VI 


4. und 5. Jahr nach der bestandenen Magisterpr. d. Gruppe IV 
nach dem 5. Jahr nach der bestandenen Magisterpr. d. Gruppe III 
(— nach dem vollendeten 30. Lebensjahr die Stufe 6. 
nach dem vollendeten 35. Lebensjahr die Stufe 7 —) 
maßgebend sind. 

Die Vergütung der nichtdeutschen Apothekergehilfen, welche die 
zur Ausübung ihres Berufs erforderlichen Prüfungen bestanden 
haben, kann sich nach der gleichen Grundlage in der Weise 
bestimmen, daß 


bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres die Gruppe VII 
bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres die Gruppe VI 
bis zur Vollendung des 45. Lebensjahres die Gruppe V 
nach dem vollendeten 45. Lebensjahr die Gruppe IV 
maßgebend sind. 

Die Gehälter der in Krakau, Warschau und Lemberg beschäftigten 
nichtdeutschen Apotheker und Apothekergehilfen können um eine 
Altersstufe heraufgesetzt werden. Sofern eine weitere Altersstufe 
der in Betracht kommenden Gruppe nicht besteht, kann das Gehalt 
um den Unterschiedsbetrag zwischen der höchsten und der nächst 
niedrigeren Stufe erhöht werden. 


207 






Die Gehälter der in Warschau beschäftigten Kräfte können über 
diese Sätze hinaus um bis zu 10 v. H. überschritten werden. 

In besonderen Fällen kann die Vergütung in anderer geeigneter 
Weise festgesetzt werden. Leistungszulagen nach § 3 Abs* (4) der 
TO. I haben hier* nicht das gleichzeitige Vorhandensein mehrerer 
gleichartiger Beschäftigter in einer Apotheke zur Voraussetzung; es 
kann vielmehr aus einer beliebigen Gruppe von Apotheken in be¬ 
stimmten Stadtteilen, Orten oder Landräumen der für eine Leistungs¬ 
zulage in Betracht kommende Bruchteil von 20 v. H. ausgewählt 
werden. 

(3) Vertreter erhalten 

a) bei stundenweiser Beschäftigung je Arbeitsstunde ein 
Zweihundertstel des Monatsgehalts der entsprechenden 
Berufsgruppe und Ortsklasse, 

b) bei tageweiser Beschäftigung je Arbeitstag ein Zwan¬ 
zigstel des Monatsgehalts der entsprechenden Berufs¬ 
gruppe und Ortsklasse, 

c) bei zusammenhängender ganztägiger Beschäftigung von 
einem Monat und länger das Monatsgehalt der entspre¬ 
chenden Berufsgruppe und Ortsklasse, 

d) außerdem bei Vertretungen bis zu einem Monat die Kosten 
der Beförderung vom Aufenthalts- zum Beschäftigungsort 
und zurück, bei längeren Vertretungen die Kosten für die 
Beförderung zum Beschäftigungsort. Die Reise ist mit 
einem öffentlichen Verkehrsmittel auf dem kürzesten und 
billigsten Wege in zu vereinbarender Wagenklasse zurück¬ 
zulegen. 

(4) Die Gehälter sind nachträglich am letzten Werktage des 
Monats zu zahlen. 

(5) Die Gehaltssätze sind Mindestsätze. Eine außertarifliche Be¬ 
zahlung ist nur mit Genehmigung des zuständigen Distriktschefs 
nach Anhören der Apothekerkammer zulässig. 

A n m. Mindestsätze: gleichzeitig auch Höchstsätze. 

(6) Die Vergütung für Nachtdienst beträgt 3,— Zloty je Nacht 
Außerdem fallen dem diensttuenden Apotheker die gemäß der Arz¬ 
neikosten zu erhebenden Nachttaxgebühren zu. 

§ 4 

Erholungsurlaub. 

(1) Den Apothekern und Apothekergehilfen kann bei einer un¬ 
unterbrochenen Betriebszugehörigkeit von mindestens 6 Monaten in 
jedem Kalenderjahr (Urlaubsjahr) ein Erholungsurlaub unter Weiter- 
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Zahlung des Gehalts gewährt werden. Die Lage des Urlaubs be¬ 
stimmt der Betriebsführer. 

(2) Der Unterhalt beträgt 
für Apotheker 

bis zum 3. Jahr nach der Magisterprüfung . 9 Arbeitstage, 

in späteren Jahren. .12 Arbeitstage, 

für Apothekergehilfen . -.12 Arbeitstage. 

A n in. Vgl. aber Anm. (3) zu § 1 der Anordnung zur Regelung des 
Urlaubs usw. vom 31. März 1943! 

(3) Der Urlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend zu ge¬ 
währen. 

(4) Wird das Arbeitsverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres ge¬ 
löst, so kann ein der Beschäftigungsdauer in diesem Jahre entspre¬ 
chender Teil des Gesamturlaubs gewährt werden. 

(5) Soweit Naturalleistungen gewährt und während des Urlaubs 
nicht in Anspruch genommen werden, sind diese dem Angestellten 
für die -Urlaubstage nach den amtlichen und, soweit solche nicht 
bestehen, nach den ortsüblichen Sätzen zu vergüten. Wird dem An¬ 
gestellten Wohnung gewährt, so darf diese ihm während des Ur¬ 
laubs nicht entzogen werden. 

(6) Eine Abgeltung des Urlaubs durch Entschädigung in Geld 
oder durch sonstige Vergütung soll im allgemeinen nicht erfolgen. 

(7) Wird der Angestellte fristlos entlassen, so ist Urlaub nicht zu 

gewähren. c _ 

S 5 

Inkrafttreten. 

Die Tarifordnung tritt am 1. Juni 1941- in Kraft. 

T a r i f o.r d n u n g 

für die Arbeiter und Arbeiterinnen in der Forstwirtschaft. 

Vom 28. Oktober 1942 (VB1GG. S. 724) 

— mit Berichtigung vom 3. Februar 1943 (VB1GG. S. 72) — 
in der Fassung vom 7. Mai 1943 (VB1GG. S. 212). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

§ 1 * ^ ; 

Geltungsbereich. 

(1) Räumlich: Das Generalgouvernement. 

(2) Fachlich: Die Betriebe der staatlichen, kommunalen und pri¬ 
vaten Forstwirtschaft. 
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(3) Persönlich: Alle in der Forstwirtschaft beschäftigten Arbeiter 
und Arbeiterinnen. Auf Landarbeiter und Landarbeiterinnen sowie 
Arbeiter und Arbeiterinnen, die in gemischten Betrieben mit be¬ 
triebseigener Forstwirtschaft nur vorübergehend und im Zeitlohn 
arbeiten, finden lediglich die Stücklohnsätze (§ 5) Anwendung. 

(4) Bestehen Zweifel, ob ein Betrieb zur Forstwirtschaft im 
Sinne der Tarifordnung gehört, so entscheidet der Gouverneur des 
Distrikts. 

(5) Die Tarifordnung gilt nicht für deutsche Staatsangehörige. 

A n m. Sie Kilt auch nicht für Volksdeutsche und DeutschstämmiRe. 

§2 

Arbeitszeit 

(1) Die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit — ausschließlich 
der Pausen und einer zumutbaren An- und Abmarschzeit — beträgt 
54 Stunden in der Woche oder 108 Stunden in der Doppelwoche, 
soweit nicht wegen der Licht- und Witterungsverhältnisse Kür¬ 
zungen erforderlich sind. Bei der Holznachzucht beträgt die Arbeits¬ 
zeit 10 Stunden werktäglich oder 120 Stunden in der Doppelwoche. 

A u in. Diese aui das jetzige Norinahnaß erhöhte Arbeitszeit gilt 
seit dem 1. Juni 1943. 

(2) Beträgt der An- und Rückmarsch zu Fuß von der Wohnung 

zum Arbeitsplatz zusammen mehr als 3 l /a Stunden, so ist für die 

darüber hinausgehende Zeit eine Wegezeitvergütung in Höhe des 

Stundenlohnes für jede angefangene Stunde zu gewähren. 

% 

§ 3 

Mehrarbeit. 

(1) Mehrarbeit (Ueberstunden) sind die geleisteten Arbeitsstun¬ 
den, welche über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehen und nicht 
in den beiden folgenden Kalenderwochen durch Abfeiern ausge¬ 
glichen w'erden. 

(2) Für Mehrarbeit (Ueberstunden) gemäß Abs. 1 ist ein Zuschlag 
von 25 v. H. zum Stundenlohn zu gewähren. Dies gilt nicht, 

a) wenn die Mehrarbeit infolge von Notständen, Naturereignis¬ 
sen, Unglücksfällen oder anderen unvermeidlichen Störungen 
erforderlich ist; 

b) wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Um¬ 
fang Arbeitsbereitschaft fällt; 

c) wenn die Mehrarbeit durch Vor- und Abschlußarbeiten er¬ 
forderlich ist. 
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§ 4 

Entlohnung. 

(1) Es sind folgende Stundenlöhne zu zahlen: 

a) an Facharbeiter, Zloty 

die eine mindestens dreijährige ununterbrochene Be¬ 
schäftigungszeit mit wenigstens zusammen 360 vollen 
Arbeitstagen in einem forstwirtschaftlichen Betriebe 

nach weisen, das 21. Lebensjahr vollendet haben und 
von dem staatlichen Oberförster als Facharbeiter 
schriftlich anerkannt sind .0,65 

b) an Facharbeiter als Vorarbeiter.0,72 

c) an sonstige Arbeiter 

nach vollendetem 21. Lebensjahr.0,50 

nach vollendetem 17. Lebensjahr . . ... 0,40 

vor vollendetem 17. Lebensjahr.0,26 

d) an sonstige Arbeiter als Vorarbeiter . •. . . . 0,55 

e) an Facharbeiterinnen, 

die eine mindestens fünfjährige ununterbrochene Be¬ 
schäftigungszeit mit wenigstens zusammen 350 Arbeits¬ 
tagen in einem forstwirtschaftlichen Betriebe nach- 
weisen und während dieser Zeit bei der Aufzucht von 
Forstpflanzen oder bei den Kulturarbeiten tätig waren, 
das 21. Lebensjahr vollendet haben und von dem staat¬ 
lichen Oberförster als Facharbeiterinneen anerkannt 


sind 0,45 

f) an Facharbeiterinnen als Vorarbeiterinnen . . . 0,54 

g) an sonstige Arbeiterinnen 

nach vollendetem 18. Lebensjahr.0.36 

nach vollendetem 16. Lebensjahr.0,26 

vor vollendetem 16. Lebensjahr.0,22 

h) an sonstige Arbeiterinnen als Vorarbeiterinnen . . 0,41 


(2) ln dem Lohn ist die Vergütung für die Gestellung eigener gut 
brauchbarer Holzhauer- und landesüblicher Bodenbearbeitungs¬ 
werkzeuge enthalten. 

(3) Das Amt des Distrikts kann für einzelne Betriebe oder fest 
begrenzte Teilbetriebe und für besondere Arbeiten Abweichungen 
zulassen. 

(4) Besonders leistungsfähige Arbeiter nach vollendetem 21. 
Lebensjahr und besonders leistungsfähige Arbeiterinnen nach vollen¬ 
detem 18. Lebensjahr können eine Leistungszulage erhalten. Sie kann 
jeweils bis zu 20 v. H. der Beschäftigten dieser Gruppen gewährt 
werden und beträgt bei 10 v. H. der Beschäftigten einer Lohngruppe 
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bis zu 10 v. H., bei weiteren 10 v. H. der gleichen Lohngruppe bis 
zu 20 v. H. des Lohnes. 

(5) Minderleistungsfällige Arbeiter haben nur Anspruch auf einen 
ihrer Leistungsfähigkeit entsprechenden Lohn und können deshalb 
untertariflich bezahlt werden. Die Festsetzung der Minderentlohnung 
erfolgt auf Antrag des Unternehmers oder Betriebsleiters. Der An¬ 
trag muß eine Begründung für die Minderentlolinung sowie einen 
Vorschlag über die in Aussicht genommene Höhe der Entlohnung 
enthalten; er ist beim Arbeitsamt einzureichen Ueber den Antrag 
auf Minderentlohnung entscheidet das Amt des Distrikts. 

§5 

Stücklohnsätze. 

(1) Beim Holzeinschlag gelten folgende Stücklohnsätze: 

Soweit Holzsortimente nicht genannt sind oder andere Arbeiten 
im Stücklohn ausgeführt werden, sind die Sätze so zu bemessen, daß 
ein Arbeiter bei normaler Leistung 120 v. H. des Stundenlohnes eines 


21jährigen Arbeiters verdienen kann. 

(2) Holzsortimente. 

Schläge 

Groschen 

Durch¬ 

forstung. 

Groschen 

• 

Entrinden 

Groschen 

Furniere von Eichen je fin . 

350 

350 

120 

Furniere von sonstigem Laubholz je fin 

250 

270 

120 

Laubstammholz, hart, je fin . . 

200 

220 

120 

Laubstammholz, weich, je fm 

Laubholz: Faserkurzholz u. anderes Schicht¬ 

180 

200 

120 

nutzholz je rm. 

300 

320 

220 

Laubholz hart: Brennderbholz je rm 

250 

270 

200 

Laubholz weich: Brennderbholz je rm . 

240 

260 

180 

Nadelstammholz je fm. 

150 

170 

100 

Nadclgrubcn- u. Nadclfaserlangholz je fm . 
Nadel- und Nadelfaserkurzholz sowie an¬ 

240 

260 

200 

deres Nadelschichtnutzholz je rm 

280 

300 

250 

Nadelholz: Brennderbholz je rm 

230 

3 250 

180 

Gewinnung von Gerbrindc je fm 

— 

— 

180 


(3) In den Stücklohnsätzen ist die Vergütung für das Rücken des 
Schichtholzes bis zu 30 m mittlerer Entfernung enthalten. Die Ver¬ 
gütung für das Rücken über diese Entfernung hinaus ist durch die 
staatlichen Oberförstereien gemäß Abs. 1 festzusetzen. 

(4) Die Stücklohnsätze gelten für normale standörtliche, bestands¬ 
mäßige und klimatische Verhältnisse. Bei Holzeinschlägen an stei¬ 
len Hängen, in stark sumpfigem Gelände, in Beständen mit geschlos¬ 
senem Unterholz, mit sehr schlechten Stammformen oder mit mehr 
als 50 v. H. pilzkranken Stämmen, an denen Gesundschneiden er¬ 
forderlich ist, in Lichtschlägen unter 0,5 Bestockungsgrad sowie bei 
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Dauerschnee über 25 cm Höhe können die Stücklohnsätze durch die 
staatlichen Oberförstereien bis zu 50 v. H. heraufgesetzt werden. 
Zuschläge aus anderen als den angegebenen Gründen können durch 
den Leiter des Forstaufsichtsamtes bis zur Höhe von 50 v. H der 
Stücklohnsätze festgesetzt werden. Die Erhöhung kann sich auf ein¬ 
zelne Sortimente, ganze Schläge oder auch auf größere Forstbezirke 
zur Erreichung eines Ausgleichs erstrecken. Entstehen Zweifel 
darüber, ob die Voraussetzungen für eine Erhöhung der Stücklöhne 
vorliegen, so entscheidet das Amt des Distrikts. 

§ 6 

Erholungsurlaub. 

(1) Den Beschäftigten kann in jedem Kalenderjahr (Urlaubsjalir) 
einmal Erholungsurlaub unter Fortzahlung der Bezüge gewährt 
werden, wenn sie im Laufe von mindestens drei Jahren in jedem 
Jahr ununterbrochen sechs Monate im gleichen Betriebe gearbeitet 
haben. Der Leiter des Betriebes entscheidet über Gewährung oder 
Nichtgewährung des Urlaubs. 

(2) Der Urlaub beträgt in der Regel sechs Arbeitstage. Im Falle 
besonderer Erholungsbedürftigkeit kann mit Zustimmung des Ar¬ 
beitsamtes ein zusätzlicher Urlaub gewährt werden, der jedoch drei 
und, wenn der Beschäftigte das 40. Lebensjahr vollendet hat, sechs 
Arbeitstage nicht überschreiten darf. 


Anm. Vgl. aber Anordnung zur Regelung des Urlaubs usw. vom 
31. März 1943. 

(3) Als Urlaubsentgelt erhalten die Beschäftigten den achtfachen 
Stundenlohn (Zeitlohn) ihrer Lohnstufe. Das Urlaubsentgelt wird in 
der Regel je zur Hälfte vor Urlaubsbeginn und bei Wiederantritt 
der Arbeit gezahlt. 

(4) Während des Urlaubs ist die Ausübung von Erwerbsarbeit, 
die dem Urlaubszweck widerspricht, verboten. Bei Zuwiderhand¬ 
lungen wird das Urlaubsentgelt nicht gezahlt; bereits gezahltes Ur¬ 
laubsentgelt ist zurückzuzahlen. 

§7 

Kündigung. 

Für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses der Beschäftigten 
gelten die bestehenden gesetzlichen Vorschriften. 


A n m. §§ 2 und 3 der Sechsten Durchführungsverordnung. 

§8 

Erlöschen von Ansprüchen. 

Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht 
spätestens sechs Monate nach Fälligkeit oder innerhalb von acht 



Wochen nach dem Ausscheiden aus dem Betriebe diesem gegenüber 
erhoben werden Die Lohnberechnung sowie der gezahlte Lohn¬ 
betrag sind sogleich nachzuprüfen; stimmt der Geldbetrag mit dem 
Lohnnachweis nicht überein, so sind etwaige Ansprüche bei der 
auszahlenden Stelle unverzüglich anzumelden. 

§ 9 

Inkrafttreten. 

Diese Tarifordnung ist ab 1. Dezember 1942 anzuwenden. Mit 
dem gleichen Zeitpunkt treten die Tarifordnung für Arbeiter und 
Arbeiterinnen in der Forstwirtschaft vom 7. Februar 1941 (VB1GG. 
S. 46) sowie die Tarifordnung zur Einführung der Tarifordnung für 
Arbeiter und Arbeiterinnen in der Forstwirtschaft vom 7. Februar 
1941 im Distrikt Galizien vom 29. Dezember 1941 (VB1GG. 1942 S. 1) 
außer Kraft. 


Tarifordnung 

für die Erdöl- und Erdwachs-Bergbaubetriebe sowie für die 
Erdöl- und Erdgas-Bohrbetriebe, Erdöl-, Erdgas- und Erdgas¬ 
ruß-Gewinnungsbetriebe und die Erdöl-Verarbeitungsbetriebe 
einschließlich der Nebenbetriebe im Generalgouvernement. 

1 Vom 13. April 1943 (Amtl. Anz. S. 1381). 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

Teil I. 

§ r 

Geltungsbereich. 

(1) Räumlich: Das (ieneralgouvernement 

(2) Fachlich: Die Erdöl- und Erdwachs-Bergbau-Betriebe sowie 
die Erdöl- und Erdgas-Bohrbetriebe, Erdöl-, Erdgas-und Erdgasruß- 
Gewinnungsbetriebe, ferner die Erdöl-Verarbeitungsbetriebe und 
Nebenbetriebe. 

(3) Persönlich: Alle Arbeiter und Lehrlinge. 

Die Tarifordnung gilt nicht für Arbeiter und Lehrlinge deutscher 
Abstammung, d. h. für 

a) deutsche Staatsangehörige, 

b) Volksdeutsche, die im Besitz der braunen Kennkarte oder des 
grünen Ausweises (Galizien) sind, 

c) Deutschstämmige, die im Besitz der Kennkafte für Deutsch- 
stämmige sind. 
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In Zweifelsfällen entscheidet über die Anwendung der Tariford¬ 
nung das Amt des Distrikts. 

§ 2 

Arbeitszeit. 

(1) Die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit ausschließlich der 
Pausen beträgt 54 Stunden in der Woche. 

(2) Aus betrieblichen Gründen kann die regelmäßige werktäg¬ 
liche Arbeitszeit bis auf 60 Stunden in der Woche ausgedehnt 
werden. 

(3) Die Arbeitszeit für Pförtner und Wächter kann in der Woche 
72 Stunden, für das Fahrpersonal in der Doppelwoche 120 Stunden 
einschließlich des Bereitschaftsdienstes betragen. 

(4) Bei gesetzlichen Wochenfeiertagen wird die regelmäßige Ar¬ 
beitszeit um die an diesen Feiertagen ausgefallenen Arbeitsstunden 

vermindert. 

•» •• 

(5) In Betrieben mit drei Schichten kann die regelmäßige werk¬ 
tägliche Arbeitszeit der Arbeiter mit Zustimmung des Amts des 
Distrikts abweichend von Abs. (1) festgesetzt werden. 

§ 3 

Mehrarbeit. 

(1) Empfänger von Stundenlohn erhalten für jede Arbeitsstunde, 
die über 54 Stunden wöchentlich hinaus geleistet wird, einen 
Stundenlohn und für jede Arbeitsstunde, die über 60 Stunden 
wöchentlich hinaus geleistet wird, außerdem einen Zuschlag von 
25 v. M 

An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen ist für jede geleistete 
Arbeitsstunde ein Stundenlohn und ein Zuschlag von 50 v. H. zu 
zahlen. 

(2) Empfänger von Wochenlohn erhalten für jede Arbeitsstunde, 
die über 54 Stunden wöchentlich hinaus geleistet wird, des 
Wochenlohnes und für jede Arbeitsstunde, die über 60 Stunden 
wöchentlich hinaus geleistet wird, außerdem einen Zuschlag von 
25 v. H. 

Arbeit an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen ist je Arbeits¬ 
stunde mit 1 v,4 des Wochenlohnes und einem Zuschlag von 50 v. H. 
zu vergüten. 

Pförtner und Wächter erhalten einen Mehrarbeitszuschlag nur, 
wenn ihre Gesamtarbeitszeit mehr als 72 Stunden in der Woche 
beträgt. Sie erhalten für jede weitere Arbeitsstunde */«% des 
Wochenlohnes. 

(3) Treffen mehrere Zeitzuschläge zusammen, so ist nur der 
jeweils höhere Zuschlag zu zahlen. 
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§ 4 

Kurzarbeit. 

(1) Der Leiter des Betriebes kann, wenn zwingende Gründe es 
erfordern, die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit für den ge¬ 
sandten Betrieb oder einzelne Betriebsabteilungen herabsetzen, je¬ 
doch nicht auf weniger als 27 Stunden. 

(2) Zur Herabsetzung der Arbeitszeit bedarf es nicht der Ein¬ 
haltung der Kündigungsfrist, jedoch muß zwischen der Ankündigung 
und der Einführung der Kurzarbeit eine Frist von mindestens 3 Ar¬ 
beitstagen liegen. 

(3) Die Einführung der Kurzarbeit ist dem Arbeitsamt binnen 
3 Tagen anzuzeigen. 

(4) Liegen die. Voraussetzungen für eine Kurzarbeit von mehr 
als 6 Arbeitstagen vor, so hat der Leiter des Betriebes das mög¬ 
lichste zu veranlassen, die volle regelmäßige Arbeitszeit nach Ab¬ 
lauf einer Woche unter Einsparung einer angemessenen Anzahl von 
Beschäftigten wieder einzuführen. Die eingesparten Arbeitskräfte 
sind umgehend dem Arbeitsamt zum anderweitigen Arbeitseinsatz 
anzubieten. 

§ 5 

Entlohnung. 

(1) Die Entlohnung erfolgt: 

a) in Stundenlöhnen für Arbeiter der Bohr- und Gewinnungs- 
Betriebe gemäß Lohntafel I, 

b) in Stundenlöhnen für Arbeiter der metallverarbeitenden 
Betriebe gemäß Lohntafel II, 

c) in Stundenlöhnen für Arbeiter der Erdöl-Verarbeitungs- 
Betriebe und Verwaltungen gemäß Lohntafel III, 

d) in Wochenlöhnen für das Falirpersonal, Pförtner und 
Wächter sowie Werksfeuerwehrmänner sämtlicher Be¬ 
triebe, in wöchentlichen Beihilfen für Lehrlinge sämtlicher 
Betriebe gemäß Lohntafel IV. 

(2) Frauen erhalten 75 v. H. der in den Lohntafeln genannten 
Löhne. 

(3) Besonders leistungsfähige Arbeiter der unter a) bis d) der 
Lohntafeln I—III angeführten Gruppen können eine Leistungszulage 
erhalten. Sie kann jeweils bis zu 20 v. H. der Beschäftigten dieser 
Gruppe gewährt werden und beträgt bei 10 v. H. der Beschäftigten 
einer Lohngruppe bis zu 10 v. H. und bei 10 v. H. der Beschäftigten 
der gleichen Lohngruppe bis zu 20 v. H. des Lohnes. 
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(4) Minderleistungsfähige Arbeiter erhalten einen ihrer Lei¬ 
stungsfähigkeit entsprechenden Lohn und können deshalb unter¬ 
tariflich bezahlt werden. 

Die Festsetzung der Minderentlohnung erfolgt auf Antrag des 
Betriebsleiters. Der Antrag muß eine Begründung für' die Minder¬ 
entlohnung sowie einen Vorschlag über die in Aussicht genommene 
Höhe der Entlohnung enthalten; er ist beim Arbeitsamt ein¬ 
zureichen. Lieber den Antrag auf Minderentlohnung entscheidet das 
Amt des Distrikts. 

(5) Bei Verstößen gegen die Arbeitsdisziplin ist eine Leistungs¬ 
zulage sofort zu entziehen. 

• \ - § 6 

Schmutz- und Erschwernis-Zulagen. 

Zu den in den Lohntafeln I und III genannten Löhnen sind fol¬ 
gende Zulagen zu zahlen: 

1. Schmutz-Zulagen: 

a) an Arbeiter in Pumpenziehkolonnen bei tiefen Bohrungen und 
Kolonnen beim Aufbau und Abbau gebrauchter großer 
Bohrtürme sowie 

b) an sonstige Arbeiter, die im Vergleich zu anderen Ar¬ 
beitern besonderer Verschmutzung ausgesetzt sind: 

3 Groschen je Arbeitsstunde. 

2. Erschwernis-Zulagen : 

a) bei erschwerten Arbeitsverhältnissen durch nachhaltige 
Einwirkung von Gas, Ruß, Staub, Säuren und hohe Tem¬ 
peraturen: 

3 Groschen je Arbeitsstunde 

b) wenn bei der Arbeit zur Abwehr gesundheitsgefährdender 
Einwirkung lästige Schutzmittel wie Staub- und Gas¬ 
masken oder andere Atemschutzmittel benutzt werden: 

5 Groschen je Arbeitsstunde 

c) beim Aufbau und Abbau größerer Bohrtürme für Arbeiten 
über dem Erdboden: 

’8 Groschen je Arbeitsstunde, falls hierfür nicht Prämien 
gezahlt werden, 

d) für Untertagearbeit: 

10 Groschen je Arbeitsstunde. 

Die Zeit, für welche die Zulagen zu zahlen sind, bestimmt der 
technische Leiter des Betriebes 


217 



§ 7 

Gratifikationen und sonstige Zuwendungen. 

(1) Gratifikationen oder Sonderzuwendungen aus besonderen 
Anlässen dürfen bei Arbeitern den Verdienst zweier Wochen im 
Kalenderjahr nicht übersteigen. 

(2) Beschäftigten, die gegen die Arbeitsdisziplin verstoßen oder 
nicht jederzeit befriedigend gearbeitet haben, darf eine Gratifikation 
oder Sonderzuwendung nicht gewährt werden. 

, . . § 8 

Akkordarbeit. 

(1) Im Zeitlohn dürfen nur die Arbeiten ausgeführt werden, deren 
Durchführung im Akkord nicht möglich ist. 

(2) In Betrieben, die bisher nicht nach Abs. (1) verfahren, ist 
die erforderliche Umstellung auf Akkordarbeit mit dem Inkraft¬ 
treten der Tarifordnung umgehend durchzuführen. 

(3) Für die Akkordarbeit sind die Akkordlöhne (Stücklöhne) so 
festzusetzen, daß die beteiligten Arbeiter im Durchschnitt bei be¬ 
triebsüblicher Leistung unter den im Betrieb üblichen Bedingungen 
20 v. H. über dem tariflichen Zeitlohn der betreffenden Alters- und 
Beschäftigungsgruppe verdienen (Akkordrichtsatz). 

(4) Die Akkordlöhne (Stücklöhne) sind vor Beginn der Arbeit 
schriftlich zu vereinbaren. Die Vereinbarung ist binnen drei Tagen 
dem Amt des Distrikts schriftlich anzuzeigen. 

(5) Innerhalb von 14 Tagen nach Inkrafttreten dieser Tariford¬ 
nung sind alle bestehenden Akkorde zu überprüfen und neu fest¬ 
zulegen, wenn 

der Akkord offenbar unrichtig ist, der betriebliche Arbeits¬ 
ablauf oder Arbeitsvorgang sich geändert hat, 
die technischen Bedingungen, unter denen im Akkord gear¬ 
beitet wird, geändert worden sind, 

anderes Material, andere Werkzeuge oder andere Muster 
verwendet werden, 

die Anzahl gleichzeitig anzufertigender Stücke wesentlich ge¬ 
ändert worden ist. 

(6) Nach den Grundsätzen für Akkordarbeit können auch Prä¬ 
mienregelungen mit Zustimmung der Hauptabteilung Arbeit in der 
Regierung des Generalgouvernements getroffen werden. 

§ 9 

Auswärtige Beschäftigung. 

Für die Gewährung von Wegegeld, Trennungsgeld und Unter¬ 
kunftsgeld bei größerer Entfernung des Beschäftigungsortes von 
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dem Wohnort der Beschäftigten gelten die Bestimmungen der Tarif¬ 
ordnung zur Regelung der Wegegelder für Arbeiter sowie der 
Trennungsgelder für Arbeiter und Angestellte in der privaten Wirt¬ 
schaft im Generalgouvernement vom 25. März 1942. 

§ 10 

Lohnzahlung. 

Der Lohn wird monatlich abgerechnet. Am letzten Werktage 
eines jeden Monats wird eine Abschlagszahlung in Höhe von etwa 
45 v. H. des Lohnes für den abgelaufenen Monat geleistet. Der 
Restlohn für den abgelaufenen Monat ist jeweils am 15. des fol¬ 
genden Monats zu zahlen. Die Auszahlungen erfolgen außerhalb 
der Arbeitszeit. 

Der Lohnempfänger erhält bei der Restlohnzahlung eine Ab¬ 
rechnung über den Arbeitsverdienst und die Abzüge. 

§ 11 
Urlaub. 

(1) Ein Erholungsurlaub unter Weiterzahlung der Vergütung 
kann gewährt werden, wenn das Beschäftigungsverhältnis min¬ 
destens 6 Monate ununterbrochen in demselben Betrieb bestanden 
hat. Ueber die Gewährung oder Nichtgewährung von Urlaub ent¬ 
scheidet der Leiter des Betriebes 

(2) Der Urlaub beträgt sechs Arbeitstage. Darüber hinaus kann 
Arbeitern und Arbeiterinnen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben 
und infolge ihrer Tätigkeit in besonderem Maße der Erholung be¬ 
dürfen, ein zusätzlicher Urlaub bis zu drei Arbeitstagen gewährt 
werden. 

(3) Den Arbeitern und Arbeiterinnen ist für jeden Urlaubstag das 
Achtfache ihres Stundenlohnes (Zeitlohn) zu zahlen. Das Urlaubs¬ 
geld wird in der Regel zur Hälfte vor Urlaubsbeginn und zur Hälfte 
bei Wiederantritt der Arbeit gezahlt. Den Lehrlingen wird die 
wöchentliche Beihilfe weitergezahlt. Während des Urlaubs ist die 
Ausübung von Erwerbsarbeit, die dem Urlaubszweck widerspricht, 
verboten. Bei Zuwiderhandlung wird das Urlaubsgeld nicht gezahlt; 
bereits gezahltes Urlaubsgeld ist zurückzuzahlen. 

4 § 12 

Abschluß des Arbeitsvertrages. 

(1) Der Leiter des Betriebes hat vor Neueinstellung eines Ar¬ 
beiters oder Lehrlings die Genehmigung des Arbeitsamtes herbei¬ 
zuführen. 

(2) Zwischen dem Betriebe und den Neueingestellten ist ein 
Arbeitsvertrag zu vereinbaren, der den Bestimmungen dieser Tarif- 
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Ordnung und den sonstigen arbeitsrechtlichen Vorschriften ent¬ 
spricht. 

§ 13 

Pflichten des Betriebes und des Beschäftigten. 

(1) Der Beschäftigte hat strengste Arbeitsdisziplin zu wahren. 
Fr darf weder mit seiner Arbeitsleistung zurückhalten noch den 
Arbeitsplatz unberechtigt verlassen oder unentschuldigt der Arbeit 
fernbleiben. 

(2) Beschäftigte, die dieser Bestimmung zuwiderhandeln, sind, 
wenn der Leiter des Betriebes sie bereits einmal erfolglos verwarnt 
hat, dem Amt des Distrikts schriftlich anzuzeigen. 

(3) Das Amt des Distrikts kann die nach Abs. (2) gemeldeten 
Beschäftigten durch den Leiter des Arbeitsamtes unter Aufhebung 
oder Abkürzung der gesetzlichen Kündigungsfrist für bestimmte 
oder unbestimmte Zeit einer anderen, auch auswärtigen Arbeits¬ 
stelle zuweisen, gegebenenfalls zur Arbeit unter polizeilicher Auf¬ 
sicht. 

(4) Durch die Einweisung in eine andere Arbeitsstelle gemäß 
Abs. (3) erlischt das bisherige Arbeitsverhältnis. 

(5) Der Leiter des Betriebes darf ohne Zustimmung des Amtes 
des Distrikts übertariflichc Löhne weder anbieten noch gewähren. 

(6) Arbeiter und Lehrlinge dürfen ohne Genehmigüng des Amtes 
des Distrikts übertarifliche Löhne oder Lehrlingsbeihilfen weder 
fordern noch annehmen. 

§ 14 

Werkzeuggestellung. 

Das erforderliche Handwerkszeug ist den Beschäftigten kostenlos 
zur Verfügung zu stellen. 

§ 15 

Kündigung. 

(1) Das Beschäftigungsverhältnis der Arbeiter kann mit einer 
Frist von vierzehn Tagen gekündigt werden. 

(2) In Betrieben, in denen die Aufnahme und die Beendigung der 
Arbeiten jahreszeitlich bedingt sind, kann das Besclniftigungsver- 
hältnis der Arbeiter mit einer Frist von drei Arbeitstagen gekündigt 
werden. 

(3) Die Zulässigkeit einer fristlosen Lösung des Beschäftigungs¬ 
verhältnisses während einer Probezeit oder aus wichtigem Grunde 
wird durch diese Bestimmung nicht berührt. 

(4) Vor einer Kündigung ist die Genehmigung des Arbeitsamtes 
einzuholen. 
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§ 16 

Abrechnungsverfahren. 

(1) Die Lohnabrechnung sowie der gezahlte Lohnbetrag sind 
sogleich nachzuprüfen; stimmen Geldbetrag und Lohnnachweis 
nicht überein, so ist dies der auszahlenden Stelle unverzüglich mit¬ 
zuteilen; andernfalls braucht der fehlende Betrag nicht nachgezahlt 
zu werden. 

(2) Rückständige Leistungen des Betriebes aus dem Arbeits¬ 
verhältnis verfallen, wenn der Beschäftigte sie nicht spätestens 
6 Monate nach Fälligkeit oder innerhalb 8 Wochen nach dem Aus¬ 
scheiden aus dem Betriebe verlangt. 

§ 17 

Strafbestimmungen. 

Verstöße gegen die Bestimmungen dieser Tarifordnung werden 
nach §7 der Verordnung über die Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 31. Ok¬ 
tober 1939 und § 5 der Fünften Durchführungsverordnung vom 
14. Dezember 1940 zur vorgenannten Verordnung bestraft. 

§ 18 

Inkrafttreten. 

(1) Die Tarifordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1943 in 
Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten alle Tarifordnungen, Sammel¬ 
abkommen und sonstige Regelungen von Arbeitsbedingungen, die 
in den Geltungsbereich dieser Tarifordnung fallen, außer Kraft. 

Teil II. 

Lohntafel I 

für sämtliche Bohr- und Gewinnungs-Betriebe sowie die 

dazugehörigen Werkstätten und Nebenbetriebe, ausgenommen 
die metallverarbeitenden Betriebe. 

Für die Entlohnung der nachstehenden Gruppen werden die 
Beschäftigungsorte in zwei Ortsklassen eingeteilt: 

Die Stundenlöhne betragen für: Ortsklasse I Ortsklasse 11 

Boryslaw alle übrigen Orte 

a) Bohrmeister, Groschen Groschen 

Hauer vor Ort, 

Schachthauer, 

Vorarbeiter der gelernten Hand¬ 
werker 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 125 112 
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Ortsklasse I Ortsklasse II 
Boryslaw alle übrigen Orte 
Groschen Groschen 


b) erste Bohrgehilfen, 
Reparatur-Hauer, 

Lehrhauer vor Ort, Anschläger 
an Hauptschächten, 
gelernte Handwerker, 
geprüfte Schweißer, 
geprüfte Maschinisten, 
Motorenwärter, 

Pumpenmeister, 

Gasmeister, 

Platzmeister, 

Magazinausgeber 


bis zum vollendeten 20. 

Lebensjahr 

80 

70 

bis zum vollendeten 24. 

Lebensjahr 

90 

80 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

110 

100 


c) zweite und dritte Bohrgehilfen, 
Fördermänner, 
angelernte Handwerker, 

. geprüfte Heizer, 

Pumpenwärter, 

Kehrradwärter, 

Gaswärter 


bis zum 

vollendeten 20. Lebensjahr 

70 

64 

bis zum 

vollendeten 24. Lebensjahr 

80 

74 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

90 

84 


d) angelernte Arbeiter, die nicht 
unter c) fallen und für die Ar¬ 
beiter unter a) bis c) Hilfs¬ 
arbeit leisten oder längere Zeit 
mit denselben Arbeiten be¬ 
schäftigt werden, 
darunter: 

Bohrarbeiter, 

Arbeiter in Pumpenzieh¬ 
kolonnen, 

Haspel-Fahrer, 

Rolloch-Bediener, 

Schlepper 


bis zum 

vollendeten 20. Lebensjahr 

60 

55 

bis zum 

vollendeten 24. Lebensjahr 

70 

65 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

80 

75 
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Ortsklasse I 

Ortsklasse II 

Boryslaw 

alle übrigen Orte 

Groschen 

Groschen 

e) Hilfsarbeiter an Maschinen und 



Apparaten, deren Tätigkeit nur 



eine einfache kurze Anlernling 



bedingt 



bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 

50 

45 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

60 

55 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

70 

65 

f) ungelernte Arbeiter 



bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 

38 

35 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 

45 

40 

bis zum vollendeten 21. Lebensjahr 

50 

45 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

55 

50 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

65 

60 


Für das Fahrpersonal, für Pförtner, Wächter, Werksfeuerwehr¬ 
männer und Lehrlinge gilt die Lohntafel IV. 

Frauen erhalten 75 v. H. der festgelegten Sätze. 

Akkordausgleichs-Zulage: Den nach Lohntafel I im Stundenlohn 
entlohnten Beschäftigten kann, falls die Eigenart der Arbeit eine 
Regelung im Akkord- oder Prämienlohn nicht dliläßt, eine Akkord¬ 
ausgleichszulage gewährt werden. 

Sie darf in den 

Lohngruppen a) bis c) bis 10 Groschen je Stunde betragen 

Lohngruppen d) bis e) bis 5 Groschen je Stunde betragen 

Die Akkordausgleichs-Zulage kann gegebenenfalls neben der 
Leistungszulage gemäß § 5 Abs. (3) gewährt werden. 


L o h n t a f e 1 II 

für die metallverarbeitenden Betriebe 
der Erdöl-Industrie. 



in Glinik 

in Krosno 

Die Stundenlöhne betragen für: 

Groschen 

und Stryj 
Groschen 

a) Hochqualifizierte Facharbeiter 
und Vorarbeiter 

nach vollendetem 30. Lebensjahr 

135 

125 

b) Facharbeiter 

bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 

90 

80 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

100 

90 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

120 

110 
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in ülinik 
Groschen 

c) Angelernte Arbeiter, die in der 
Lage sind, bestimmte Fachar¬ 
beiten selbständig auszuführen 

bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 75 

bis zum vollendeten 22. Lebensjahr SO 

bis zum vollendeten 24 . Lebensjahr 90 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 100 

d) Angelernte Arbeiter, die nicht 
unter c) fallen, d. s. Arbeiter, die 
ihre Maschinen selbst bedienen 
oder solche, die mindestens 6 Mo¬ 
nate mit den gleichen Arbeiten 
beschäftigt sind 

bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 55 

bis zum vollendeten 22. Lebensjahr 65 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 75 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 85 

e) Hilfsarbeiter an Maschinen 

bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 55 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 65 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 75 

f) Platzarbeiter 

bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 38 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 45 

bis zum vollendeten 21. Lebensjahr 50 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 55 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 65 


in Krosno 
und Stry) 
Groschen 


70 

75 

80 

90 


50 

60 

70 

80 


50 

60 

70 


35 

40 

45 

50 

60 


Für das Fahrpersonal, für Pförtner, Wächter, Werksieuerwehr- 
männer und Lehrlinge gilt die Lohntafel IV. 

Frauen erhalten 75 v. H. der festgelegten Sätze. 

Lohntafel III 


für die Krdöl-Verarbeitungsbetriebe und die Verwaltungen. 

Für die Entlohnung der nachstehenden Gruppen werden die 
Beschäftigungsorte in drei Ortsklassen eingeteilt: 

Ortsklasse I: Lemberg. 

Ortsklasse II: Boryslaw, Drohobycz, Stanislau, Jaslo, Gorlice ein¬ 
schließlich Glinik, Jedlicze, Limanowa. 

Ortsklasse III: alle übrigen Orte. 
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Die Stundenlöhne betragen für: 


in Ortsklassen 
I II III 

Groschen 


a) Hochqualifizierte Facharbeiter, 
das' sind Arbeiter der unter b) 
genannten Berufe, die besonders 
befähigt oder Vorarbeiter ande¬ 
rer als der unter b) genannten 
Facharbeiter sind 

% 

nach vollendetem 30. Lebensjahr 140 135 125 

b) selbständige Destillateure, Raffi¬ 
neure und Laboranten, 
gelernte Handwerker, geprüfte 
Schweißer, Maschinisten und Lo¬ 
komotivführer, geprüfte Heizer 
größerer Anlagen, Hauptpumpen¬ 
wärter 


im 

ersten Gehilfenjahr 


90 

80 

75 

bis 

zum vollendeten 20. 

Lebensjahr 

100 

90 

80 

bis 

zum vollendeten 24. 

Lebensjahr 

110 

100 

90 


nach vollendetem 24. Lebensjahr 

c) Arbeiter, die selbständig, aber 
nach Vorschrift in der Erzeu¬ 
gung oder im Laboratorium 
schwierige betriebswichtige Ar¬ 
beitsvorgänge vorbereiten, über¬ 
wachen und regulieren, 
selbständige Destillationsgehilfen, 
Raffineurgehilfen, Laboratoriums¬ 
gehilfen, Schmierfettkocher, Vor¬ 
arbeiter in den Paraffinanlagen 
und Gasolinanlagen, Pumpen¬ 
wärter, Heizer kleiner Anlagen, 
Maschinenwärter, Rangierer, 
Kesselwagenprüfer, Magazinhel¬ 
fer, Kokshaker, angelernte Fach¬ 
arbeiter, die bestimmte Fachar¬ 
beiten selbständig ausführen 


bis 

zum vollendeten 20. Lebensjahr 

80 

73 

68 

bis 

zum vollendeten 22. Lebensjahr 

90 

83 

75 

bis 

zum vollendeten 24. Lebensjahr 

100 

90 

83 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

118 

110 

100 


d) Arbeiter, die nicht selbständig in 
der Erzeugung oder im Labora- 
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in Ortsklassen 

torium tätig sind, jedoch schwie- I II - III 

rige betriebstechnische Vorgänge Groschen 

vorbereiten, überwachen und 
regulieren, 

Arbeiter in den Paraffinkammern, 

Filterpressenbediener und -reini- 
ger, Kesselreiniger, Heizerge- 
hilfen, Arbeiter, die tätig sind: 
beim Eingießen und Ausschlagen 
des Paraffins, 
beim Asphaltabfüllen 


bis zum 

vollendeten 20. Lebensjahr 

70 

65 

60 

bis zum 

vollendeten 22. Lebensjahr 

80 

75 

70 

bis zum 

vollendeten 24. Lebensjahr 

90 

80 

75 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

110 

100 

90 


e) Hilfshandwerker; das sind Ar¬ 
beiter, die ohne abgeschlossene 
Lehrzeit nach mindestens zwei¬ 
jähriger Berufstätigkeit beson¬ 
dere Spezialkenntnisse erworben 
haben, 

Arbeiter, die tätig sind: 
als Helfer in Raffinations-, Rekti- 
fikations-, Schmierfett- und Pa¬ 
raffin-Anlagen, 
bei den Abfallsäuren, 
bei der Abfüllung und Verladung 
der Produkte, 

bei der Konservierung der Fa¬ 
briksgeleise, 

Platz- und Bauarbeiter, die 
kleinere Arbeitskolonnen führen, 
Arbeiter in der Warenannahme 
und Warenabfertigung 


bis 

zum vollendeten 20. Lebensjahr 

60 

55 

50 

bis 

zum vollendeten 22. Lebensjahr 

70 

65 

60 

bis 

zum vollendeten 24. Lebensjahr 

80 

75 

70 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

90 

85 

78 


f) Ungelernte Arbeiter; das sind 
Arbeiter mit einfachen Hilfsar¬ 
beiten, für die eine besondere 
Anlernung nicht erforderlich ist, 
z. B. Hof- und Transportarbeiter, 
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in Ortsklassen 


Raumreiniger, Emballagen¬ 

I 

II 

III 

wäscher und ähnliche 


Groschen 


bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 

40 

38 

35 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 

50 

45 

40 

bis zum vollendeten 21. Lebensjahr 

55 

50 

45 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

60 

55 

50 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

70 

65 

60 


Für das Fahrpersonal, für Pförtner, Wächter, Werksfeuerwehr- 
männer und Lehrlinge gilt die Lohntafel IV. 

Frauen erhalten 75 v. H. der festgelegten Sätze. 

.Lohntafel IV 

für sämtliche Betriebe der Erdölindustrie. 

Für die Entlohnung der nachstehenden Gruppen werden die 
Beschäftigungsorte in drei Ortsklassen eingeteilt: 

Ortsklasse I: Lemberg. 

Ortsklasse II: Boryslaw, Drohobycz, Sianislau, Tarnopol, Sanok, 

Krosno, Jaslo, Gorlice einschließlich Glinik, Jedlicze, 
Limanowa, 

Ortsklasse III: alle übrigen Orte. 


Die Wochenlöhne betragen bei 54stiindiger Arbeitszeit in der 


Woche für: 

in 

Ortsklasse 


1 

n 

III 

a) Kraftfahrer mit abgeschlossener hand¬ 


Zloty 


werklicher Ausbildung 




bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 

45,— 

42,— 

36 — 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

52,- 

49 — 

43,- 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

58.— 

54,— 

50,— 

b) Kraftfahrer ohne abgeschlossene 




handwerkliche Ausbildung 




bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 

40,- 

35,— 

32,— 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

44,— 

40,— 

36,- 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

49.— 

44,— 

41,— 

c) Kutscher 




bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 

32 — 

28,— 

27,— 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

36.— 

31,— 

29,— 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

41 ,— 

35,— 

32 — 

d) Beifahrer 




bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 

28,— 

27,— 

25,- 

bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 

ai- 

29- 

27.- 

nach vollendetem 24. Lebensjahr 

as— 

32.— 

28.- 



Kraftfahrer, die regelmäßig Generatorfahrzeuge oder mit 


Flaschengas betriebene Fahrzeuge führen, erhalten zu ihrem Lohn 
eine Zulage von 1 Zloty je Arbeitstag. 

Bei 72 stündiger Arbeitszeit in der Woche für: 

e) Pförtner und Wächter. 45— 40,— 35,— 

f) Werksfeuerwehrmänner .... 52,— 50,— 44!— 

Lehrlinge erhalten wöchentliche Beihilfen: diese betragen: 

in Ortsklasse 
I II III 

Zloty 

im ersten Lehrjahr.10,— 8— 7,— 

im zweiten Lehrjahr.15,— 12,— 10,— 

im dritten Lehrjahr. 20,— 15,— 12,— 


Wird den Lehrlingen Wohnung und Verpflegung gewährt, so er¬ 
halten sie ein wöchentliches Taschengeld; dieses beträgt: 


im ersten Lehrjahr .... 

• 4,— 

3,- 

3, 

im zweiten Lehrjahr .... 

■ 6,— 

4,— 

4. 

im dritten Lehrjahr .... 

. 8,- 

7 — 

7, 


Anordnung 

zur Regelung der Arbeitsbedingungen der nichtdeutschen 
Arbeiter in der Zuckerindustrie im Generalgouvernement. 

Vom 20. Oktober 1943. 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Anordnung: 

§ 1 

Löhne 

Die Löhne der in der fabrikmäßig betriebenen Zuckerherstellung 
im Generalgouvernement beschäftigten nichtdeutschen Arbeiter* 
werden im Rahmen der allgemeinen arbeitsrechtlichen, insbesondere 
tariflichen Bestimmungen wie folgt geregelt: 


1. Grundlohn 

Fs sind je Arbeitsstunde zu zahlen an Groschen 

a) männliche Hilfsarbeiter 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr.52 

bis zum vollendeten 21. Lebensjahr .64 

nach vollendetem 21. Lebensjahr.70 

b) weibliche Hilfsarbeiter 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr.40 

bis zum vollendeten 21. Lebensjahr.50 


nach vollendetem 21. Lebensjahr . . . . « s a 65 
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Groschen 


c) angelernte Arbeiter 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr.74 

bis zum vollendeten 21. Lebensjahr .80 

nach vollendetem 21. Lebensjahr.86 

d) Facharbeiter (Kocher usw.) 

bis zum vollendeten 20. Lebensjahr.94 

bis zum vollendeten 23. Lebensjahr.100 

nach vollendetem 23. Lebensjahr.110 


Vorarbeiter und Leiter von Stationen erhalten den Stundenlohn 
der Arbeiter, denen sie vorgesetzt sind, nebst einem Zuschlag 

von 10 v. H - K . . 

2. Erschwerniszulage. 

Bei Arbeiten, die erheblichem Schmutz oder hohen Tempe¬ 
raturen ausgesetzt sind, ist für die Dauer der Erschwernis eine Zu¬ 
lage von 4 Groschen je Arbeitsstunde zu zahlen. 

3. Mehrarbeitszuschlag. 

Für die über die regelmäßige Arbeitszeit von 54 Wochenstunden 
hinaus auf Anordnung geleistete Mehrarbeit ist zu dem Stundenlohn 
ein Mehrarbeitszuschlag von 25 v. H. zu zahlen. 

4. Akkordarbeit. 

Im Zeitlohn dürfen nur die Arbeiten ausgeführt werden, deren 
Durchführung im Akkord nicht möglich ist. Für die Akkordarbeit 
sind die (Stück-)löhne so festzusetzen, daß die beteiligten Arbeiter 
im Durchschnitt 20 v. li. über dem Zeitlohn verdienen, wenn sie 
nach den technischen Bedingungen des Betriebes angemessene 
Leistungen vollbringen (Akkordrichtsatz); höhere Leistungen sind 
entsprechend höher zu vergüten. Berechnungsgrundlage ist der 
Zeitlohn ohne die tariflich zugelassene Leistungszulage 

§ 2 

Deputate. 

1. Zucker. 

(1) Arbeitern und Arbeiterinnen, die in besonders zufrieden¬ 
stellender Weise gearbeitet und zur rechtzeitigen Herstellung und 
Ablieferung der Zuckermengen entscheidend beigetragen haben, 
kann im Rahmen der gegebenen Möglichkeit ein vom Treuhänder 
der Arbeit im Amt des Distrikts festzusetzendes Deputat Zucker je 
Arbeitsstunde gewährt werden. Das Deputat darf eine zu bestim¬ 
mende Menge im Monat nicht übersteigen. 

(2) Ein Verkauf von Zucker an Arbeiter und Arbeiterinnen darf 
nicht erfolgen. 









2. Kohle. 

Arbeitern und Arbeiterinnen, die abwechselnd in besonderer 
Hitze und Kälte zu arbeiten haben, kann im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten ein Deputat von bis zu VU Doppelzentnern Kohle im 
Monat gewährt werden. 

§ 3 

Sonderregelungen. 

Der Treuhänder der Arbeit im Amt des Distrikts kann in be¬ 
sonderen Fällen mit Zustimmung des Leiters der Hauptabteilung 
Arbeit jn der Regierung des Generalgouvernements von dieser An¬ 
ordnung abweichende Regelungen treffen. 

;§ 4 

Inkrafttreten. 

Diese Anordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1943 in 
Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt meine Anordnung vom 9. Ok¬ 
tober 1942 — Ib 2470^42 — außer Kraft 

Die sonstigen tariflichen Regelungen für die 
Betriebe der privaten Wirtschaft und de s 

Hand w erk s. 

Die Vergütungssätze für die bodenständigen nichtdeutschen Be¬ 
schäftigten der privaten Wirtschaft und des Handwerks sind zur Zeit 
noch in Tarifordnungen festgelegt, welche die Treuhänder der Ar¬ 
beit in den einzelnen Distrikten als Wirtschaftsgebieten des Gene¬ 
ralgouvernements in genauer Abstimmung zueinander erlassen 
haben. Ihre Handhabung folgt in Rahmenbestimmungen vereinigten 
allgemeinen Richtlinien, die nach den Bedürfnissen der Leistungs¬ 
steigerung erneut überprüft und ausgerichtet worden sind. 

Nachdem die distriktliehen Tarifordnungen ihren Zweck als auf¬ 
bauende Grundlage eines deutschen Tarifrechts im Generalgouver¬ 
nement erfüllt haben, werden sie nunmehr durch eine einheitliche 
Regelung für das gesamte Gebiet ersetzt. Diese ist nicht in Ge¬ 
werbezweige eingeteilt, sondern faßt sämtliche vergleichbaren Be¬ 
schäftigten aller-Arten und Betriebe in gemeinsamen Vergütungs¬ 
gruppen zusammen. 

Die Rahmenbestimmungen des neuen Tarifwerks enthalten in 
geschlossener Uebersicht die geltenden und einige noch durch- 
/uführende arbeitsrechtliche Regelungen von allgemeiner Bedeu¬ 
tung. Sie können im ganzen als bereits anzuwendendes Recht be¬ 
handelt werden und lauten: 
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Tarifordnung 

für die private Wirtschaft und das Handwerk 
im Generalgouvernement. 

(Entwurf!) 

Auf Grund usw. erlasse ich folgende Tarifordnung: 

Teil I 

§ 1 

. Geltungsbereich. 

1. R ä u m 1 i c h : Das Generalgouvernement. 

2. Fachlich: Die Unternehmungen und Betriebe der pri¬ 
vaten Wirtschaft und des Handwerks. 

Die Tarifordnung gilt auch für die Betriebe der Fliegerhorst¬ 
werften und sonstigen eigenen Werkstätten der Luftwaffe, für die 
Heereskraftfahrparks, die Kraftfahrzeug-Instandsetzungswerkstät¬ 
ten der Wehrmacht, der Ordnungs- und Schutzpolizei sowie der 
Deutschen Post Osten, ferner für die Amtsgaragen der Regierung 
und der Distrikte. 

Die Tarifordnung gilt nicht für die Betriebe der Landwirt¬ 
schaft, Gärtnerei, Tierzucht, Forstwirtschaft und Fischerei; sie gilt 
auch nicht für die Beschäftigungsverhältnisse der Apotheker, Kran¬ 
kenschwestern, Musiker, Artisten und Hausgehilfinnen sowie der in 
Heimarbeit Beschäftigten; sie gilt ferner nicht für Betriebe, Grup¬ 
pen von Betrieben oder Gewerbegruppen. für welche die Regierung 
des Generalgouvernements, Hauptabteilung Arbeit, eine Sonder¬ 
regelung getroffen hat. 

3. Persönlich: Die Angestellten und gewerblichen Arbeiter 
sowie die Lehrlinge. Die Tarifordnung gilt nicht für Deutsche und 
Deutschstämmige. 

In Zweifelsfällen entscheidet über die Anwendung der Tarif¬ 
ordnung die Hauptabteilung Arbeit in der Regierung des General¬ 
gouvernements. ' £ 9 

Arbeitszeit. 

(1) Die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit ausschließlich der 
Pausen beträgt 54 Stunden in der Woche. 

(2) Aus betrieblichen Gründen kann die regelmäßige werktäg¬ 
liche Arbeitszeit bis auf 60 Stunden in der Woche ausgedehnt 
werden. 

(3) Die Arbeitszeit für Pförtner und Wächter kann in der Woche 
72 Stunden, für das Fahrpersonal in der Doppelwoche 120 Stunden 
einschließlich des Bereitschaftsdienstes betragen. 
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(4) Bei gesetzlichen Wochenfeiertagen wird die regelmäßige Ar¬ 
beitszeit um die an diesen Feiertagen ausgefallenen Arbeitsstunden 
vermindert. 

(5) In Betrieben mit drei Schichten kann die regelmäßige werk¬ 
tägliche Arbeitszeit der gewerblichen Arbeiter mit Zustimmung des 
Treuhänders der Arbeit im Amt des Distrikts abweichend von 
Abs. (1) festgesetzt werden. 

§3 ' : 

Mehrarbeit. 

(1) Für die über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus auf Anord¬ 
nung geleistete Mehrarbeit sind Zuschläge zu zahlen. 

(2) Empfänger von Monatsgehalt oder Monatslohn erhalten für 
jede Arbeitsstunde, die über die regelmäßige werktägliche Arbeits¬ 
zeit hinausgeht, l / 22 5 der monatlichen Vergütung und einen Zuschlag 
von 25 v. H. 

(3) Für Arbeit an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen ist je 
Arbeitsstunde 1 /*™ der monatlichen Vergütung und ein Zuschlag 
von 50 v. H. zu zahlen. 

(4) Für gelegentlich anfallende Mehrarbeit an Sonntagen und 
Wochentagen ist an Empfänger von Monatsgehalt oder Monatslohn 
die Vergütung nicht zu zahlen, wenn an ihrer Stelle mit Zustimmung 
des Treuhänders der Arbeit im Amt des Distrikts ein Pauschalbe¬ 
trag gewährt wird oder wenn die Mehrarbeitsvergütung in dem 
vom Treuhänder der Arbeit genehmigten außertariflichen Gehalt 
enthalten ist. 

In Monatsgehältern von 800,— ZI. und darüber ist die Vergütung 
für gelegentlich anfallende Mehrarbeit in der Regel enthalten. 

(5) Empfänger von Wochenlohn erhalten für jede Arbeitsstunde, 
die über die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit hinausgeht, 1 Im 
des Wochenlohnes und einen Zuschlag von 25 v. H. Arbeit an Sonn¬ 
tagen und gesetzlichen Feiertagen ist je Arbeitsstunde mit '/»« des 
Wochenlohnes und einem Zuschlag von 50 v. 14. zu vergüten. 

Pförtner und Wächter erhalten einen Mehrarbeitszuschlag nur, 
wenn ihre Gesamtarbeitszeit mehr als 72 Stunden in der Woche be¬ 
trägt. Sie erhalten für jede weitere Arbeitsstunde Vm des Wochen¬ 
lohnes. 

(6) Empfänger von Stundenlohn, die nicht unter Abs. (2) und (5) 
fallen, erhalten für jede Arbeitsstunde, die über die regelmäßige 
werktägliche Arbeitszeit hinausgeht, einen Stundenlohn und einen 
Zuschlag von 25 v. H. 

An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen ist für jede geleistete 
Arbeitsstunde ein Stundenlohn und ein Zuschlag von 50 v. 11. zu 
zahlen. 



(7) Für Nachtarbeit an Wochentagen ist ein Zuschlag von 10 
v. H. zu zahlen. Als Nachtarbeit gilt die von 22 bis 6 Uhr geleistete 
Arbeit. Pförtner und Wächter erhalten keinen Nachtzuschlag. 

(8) Treffen mehrere Zeitzuschläge zusammen, so ist nur der je¬ 
weils höhere Zuschlag zu zahlen. 

§ 4 

Abschluß des Arbeitsvertrages. 

(1) Der Leiter des Betriebes hat vor Einstellung eines Angestell¬ 
ten, Arbeiters oder Lehrlings die Zustimmung des Arbeitsamtes her¬ 
beizuführen. 

(2) Zwischen dem Betriebe und dem Neueingestellten ist ein 

Arbeitsvertrag zu vereinbaren, der den Bestimmungen der Tarif¬ 
ordnung und den sonstigen arbeitsrechtlichen Vorschriften ent¬ 
spricht c „ 

§ o 

Pflichten des Betriebes und der Beschäftigten. 

(1) Der Beschäftigte hat strengste Arbeitsdisziplin zu wahren. Er 
darf weder mit seiner Arbeitsleistung zurückhalten noch den Ar¬ 
beitsplatz unberechtigt verlassen oder unentschuldigt der Arbeit 
fernbleiben. 

(2) Beschäftigte, die dieser Bestimmung zuwiderhandeln, sind, 
wenn der Leiter des Betriebes sie bereits einmal erfolglos verwarnt 
hat, dem Treuhänder der Arbeit im Amt des Distrikts schriftlich an¬ 
zuzeigen. 

(3) Der Leiter des Amts des Distrikts, Abteilung Arbeit, kann die 
nach Abs. (2) gemeldeten Beschäftigten durch den Leiter des Ar¬ 
beitsamtes unter Aufhebung oder Abkürzung der gesetzlichen Kün¬ 
digungsfrist für bestimmte oder unbestimmte Zeit einer anderen, 
auch auswärtigen Arbeitsstelle zu weisen, gegebenenfalls zur Arbeit 
unter polizeilicher Aufsicht. 

(4) Durch die Einweisung in eine andere Arbeitsstelle gemäß 
Abs. (3) erlischt das bisherige Arbeitsverhältnis. 

(5) Der Leiter eines Betriebes darf ohne Zustimmung des Treu¬ 
händers der Arbeit im Amt des Distrikts übertarifliche Löhne weder 
anbieten noch gewähren. 

(6) Angestellte, Arbeiter und sonstige Beschäftigte dürfen ohne 
Genehmigung des Treuhänders der Arbeit im Amt des Distrikts 
übertarifliche Qehälter, Löhne und Lehrlingsbeihilfen weder fordern 

noch annehmen; . 

s 6 

Kündigung-. 

(1) Das Beschäftigungsverhältnis der Angestellten kann während 
der ersten vier Beschäftigungsmonate mit einer Frist von zwei Wn 


chen zum linde eines Monats, in der folgenden Zeit mit einer Frist von 
vier Wochen zum finde eines Monats gekündigt werden. 

(2) Das Beschäftigungsverhältnis der Arbeiter kann mit einer 
Frist von vierzehn Tagen gekündigt werden; in Betrieben, in denen 
die Aufnahme und die Beendigung der Arbeiten jahreszeitlich be¬ 
dingt sind, kann es mit einer Frist von drei Arbeitstagen gekündigt 
werden. 

(3) Die Zulässigkeit einer fristlosen Lösung des Beschäftigungs¬ 
verhältnisses während einer Probezeit oder aus wichtigem Grunde 
wird durch die Bestimmungen der Abs. (1) und (2) nicht berührt. 

(4) Vor einer Kündigung ist die Zustimmung des Arbeitsamtes 

cinzuholen. ,. _ 

s 7 

Weiterzahlung des Gehalts bei Arbeitsunfähigkeit. 

(1) Angestellten ist bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder 
unverschuldeten Unfalls nach einer Beschäftigungszeit von weniger 
als vier Monaten das Gehalt bis zur Dauer von zwei Wochen, nach 
einer Beschäftigungszeit von mindestens vier Monaten bis zur 
Dauer von sechs Wochen weiterzuzahlen, iedoch nicht über die 
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses hinaus. 

(2) Die Weiterzahlung des Gehalts ist bei einer zusammenhän¬ 

genden Beschäftigungszeit von mindestens drei Jahren bis zur 
Dauer von zwei Monaten, hei einer zusammenhängenden Beschäf¬ 
tigungszeit von mindestens fünf Jahren bis zur Dauer von drei Mo¬ 
naten zulässig, jedoch nicht über die Dauer des Beschäftigungsver¬ 
hältnisses hinaus. <. 

N o 

Urlaub. 

Der Urlaub beträgt sechs Arbeitstage. Darüber hinaus kann Be¬ 
schäftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben und infolge ihrer 
Tätigkeit in besonderem Malie der Erholung bedürfen, ein zusätz¬ 
licher Urlaub bis zu drei Arbeitstagen gewährt werden. Während 
des Urlaubs ist das Arbeitsentgelt weiterzuzahlen. 

§ 9 

- Entlohnung. 

(1) Es bestehen ... Ortsklassen. 

(2) Die Höhe der Monatsgehälter, Monatslöhne, Wochenlölme, 
Stundenlöhne und der Beihilfen der Lehrlinge ergibt sich aus Teil II 
der Tarifordnung. Die in Warschau gezahlten Gehälter, Löhne und 
Beihilfen können um bis zu 10 v. H. erhöht werden (sog. War¬ 
schau z u 1 a g e). 

(3) Angestellte sowie gelernte und angelernte Arbeiter und Ar¬ 
beiterinnen mit überdurchschnittlichen Leistungen können zu ihren 
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Monatsgehältern, Monatslöhnen, Wochen- oder Stundenlöhnen eine 
Leistungszulage erhalten. 

(4) Die Leistungszulage kann jeweils bis zu einem Viertel der Be¬ 
schäftigten jeder Gehalts- oder Lohngruppe gewährt werden. Sie 
beträgt zur Hälfte dieser Beschäftigten bis zu 10 v. H., zur Hälfte 
bis zu 20 v. H. des Monatsgehalts, Monatslohnes, Wochen- oder 
Stundenlohnes. Die Leistungszulage kann bei der regelmäßigen Ge¬ 
halts- und Lohnzahlung oder nach längeren Abständen als einma¬ 
liger Betrag gezahlt werden. 

(5) Minderleistungsfähige Arbeiter erhalten einen ihrer Lei¬ 
stungsfähigkeit entsprechenden Lohn; sie können deshalb untertarif¬ 
lich bezahlt werden. 

(6) Betriebsleiter, leitende Angestellte und Arbeiter höchster 
Qualifikation, die nach den Gehalts- und Lohntabellen nicht in die 
vorhandenen Gruppen eingereicht werden können, dürfen mit Geneh¬ 
migung des Treuhänders der Arbeit im Amt des Distrikts abwei¬ 
chend von den Bestimmungen dieser Tarifordnung entlohnt werden. 

(7) Die in Feil II der Tarifordnung genannten Wochen- und 
Stundenlöhne werden bei Frauen um 20 v. H. gekürzt. 

§ 10 

Erschwerniszulagen. 

(1) Bei Schmutzarbeiten und anderen Arbeiten, welche die Be¬ 
schäftigten nachhaltigen Einwirkungen z. B. von Rauch, Ruß, heißer 
Asche, Staub, ätzenden Säuren, Säuredämpfen, Gasen, Laugen, 
Nässe und hohen Temperaturen aussetzen, wird an Lohnempfänger 
ein Zuschlag von 4 Groschen je Stunde gezahlt. 

(2) Der Zuschlag beträgt 6 Groschen je Stunde, wenn bei der 
Arbeit zur Abwehr gesundheitsgefährdender Einwirkung der Ar¬ 
beitsstoffe regelmäßig lästige Schutzmittel, z. B. Sandstrahlhelme, 
Staub- und Gasmasken * oder andere Atemschutzmittel benutzt 

werden. .. 

s 11 

Gratifikationen und sonstige Zuwendungen. 

(1) Werden in einem Betriebe Gratifikationen oder sonstige 
Sonderzuwendungen aus besonderen Anlässen gewährt, so dürfen 
sie im Kalenderjahr betragen 

bei Angestellten höchstens ein Monatsgehalt, jedoch nicht 
mehr als 500,— Zloty, 

bei Arbeitern den Verdienst zweier Wochen. 

(2) Beschäftigten, die gegen die Arbeitsdisziplin vn n ml. . 
nicht jederzeit befriedigend gearbeitet haben, darf eine t n .nhl «n 
oder Sonderzuwendung nicht gewährt werden. 



§ 12 

Akkordarbeit. 

9 

(1) Im Zeitlohn dürfen nur die Arbeiten ausgeführt werden, 
deren Durchführung im Akkord nicht möglich ist. 

(2) Betriebe, welche bisher nicht nach Abs. (1) verfahren, haben 
die Umstellung auf Akkordarbeit sofort durchzuführen. 

(3) Für die Akkordarbeit sind die (Stück-)löhne so festzusetzen, 
daß die beteiligten Arbeiter im Durchschnitt 20 v. H. über dem 
tariflichen Zeitlohn verdienen, wenn sie nach den technischen Be¬ 
dingungen des Betriebes angemessene Leistungen vollbringen 
(Akkordrichtsatz); höhere Leistungen sind entsprechend höher zu ver¬ 
güten. Berechnungsgrundlage ist der Zeitlohn ohne Leistungszulage. 

(4) Die Akkordlöhne (Stücklöhne) sind vor Beginn der Arbeit 
schriftlich zu vereinbaren. 

(5) Die bestehenden Akkorde sind zu überprüfen und neu fest¬ 
zulegen, wenn 

der Akkord offenbar unrichtig ist, 

der betriebliche Arbeitsablauf oder Arbeitsvorgang sich ge¬ 
ändert hat, 

die technischen Bedingungen, unter denen im Akkord gear¬ 
beitet wird, geändert worden sind, 

anderes Material, andere Werkzeuge oder andere Muster 
verwendet werden, • * 

die Anzahl gleichzeitig anzufertigender Stücke wesentlich 
geändert worden ist. 

§ 13 

Prämien. 

(1) Für überdurchschnittliche Leistungen können zu dem Lohn 
Sachwerte (Waren) nach Maßgabe der für diesen Zweck zugeteilten 
Arten und Mengen als Prämie gewährt werden. Die Verteilung hat 
in der Weise zu erfolgen, daß hervorragende Arbeitsergebnisse mit 
einer größeren, lediglich gute mit einer geringeren Prämie belohnt 
werden. Für Arbeitsergebnisse, welche das nach den technischen 
Finrichtungen des Betriebes angemessene und zumutbare Maß 
nicht übersteigen, kommt eine Prämie nicht in Betracht. 

(2) Eine Zuteilung von Sachwerten außer zu Prämienzwecken 
darf nicht erfolgen; ebensowenig dürfen den Beschäftigten Erzeug¬ 
nisse des Betriebes oder sonstige Sachwerte verkauft werden. 

§ 14 

Wegegeld. 

(1) Arbeitern, die mehr als 6 km von ihrer Arbeitsstelle entfernt 
wohnen und täglich zu ihrem Wohnort zurückkehren, ist ein Wege¬ 
geld zu zahlen. Dieses beträgt je Arbeitstag 
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bei Entfernungen bis zu 10 km.0,60 Zloty, 

bei Entfernungen von mehr als 10 km bis zu 20 km 1,— Zloty, 
bei Entfernungen von mehr als 20 km .... 2,— Zloty. 

(2) Der Berechnung ist der kürzeste zumutbare Weg zwischen 
Wohnort und Arbeitsstelle zugrunde zu legen. 

(3) Das Wegegeld ist nur für die Tage zu zahlen, an welchen 
der Arbeiter arbeitet. Es ist auch zu zahlen, wenn der Arbeiter im 
Betrieb zwar erscheint, die Arbeit aber aus nicht in seiner Person 
liegenden Gründen nicht leisten kann. 

(4) Wird für die Fahrt nach und von der Arbeitsstelle ein öffent¬ 
liches Verkehrsmittel benutzt, so ist an Stelle des Wegegeldes das 
Fahrgeld für die kürzeste und billigste Verbindung zu zahlen. 

(5) Wird auf Kosten des Betriebes eine Fahrgelegenheit gestellt, 
so entfällt das Wegegeld. 

§ 15 

Trennungsgeld. 

(1) Verheirateten Angestellten und Arbeitern, die außerhalb 
ihres Wohnsitzes beschäftigt werden und auch bei Benutzung der 
zur Verfügung stehenden Verkehrsmittel wegen zu großer Ent¬ 
fernung nicht täglich an ihn zurückkehren können, ist für die Dauer 
der Trennung je Kalendertag ein Trennungsgeld zu zahlen. Dieses 
beträgt 

a) für Arbeiter sowie für Angestellte mit einfacher 

Tätigkeit .... .7,— Zloty 

b) für Angestellte mit gehobener Tätigkeit, soweit sie 

nicht zur folgenden Gruppe gehören . . . 8,— Zloty 

e) für Angestellte mit Tätigkeit von besonderer 

Bedeutung . . 9,— Zloty 

(2) Den verheirateten Angestellten und Arbeitern stehen gleich 
verwitwete mit Kindern unter 16 Jahren. 

(3) Wird freie Verpflegung und Unterkunft oder eines von beiden 
gewährt, so sind die Trennungsgeldsätze entsprechend zu mindern. 

(4) Ledigen Angestellten und Arbeitern, welche die Voraus¬ 
setzungen des Abs. (1) erfüllen und freie Unterkunft nicht erhalten, 
ist je Kalendertag ein Unterkunftsgeld in Höhe der tatsächlichen 
Kosten ihrer Unterbringung am Beschäftigungsort zu zahlen. Das 
Unterkunftsgeld darf jedoch höchstens betragen 

a) für Arbeiter sowie für Angestellte mit einfacher 

Tätigkeit.2,50 Zloty, 

b) für Angestellte mit gehobener Tätigkeit, soweit 

sie nicht zur folgenden Gruppe gehören . . . 3,— Zloty, 

c) für Angestellte mit Tätigkeit von besonderer 

Bedeutung.4,— Zloty. 
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(5) Bei Urlaub und Arbeitsversäumnis ist ein Trennungsgeld 
oder eine Vergütung für die Unterkunft nicht zu zahlen. Bei ent¬ 
schuldigtem Fernbleiben können jedoch die laufenden Kosten für 
die Unterkunft am Beschäftigungsort bis zur Höhe der Sätze des 
Abs. (4) auf die Dauer von höchstens einem Monat erstattet werden. 

§ 16 . 

Werkzeuggestellung. 

(1) Das erforderliche Handwerkszeug ist den Beschäftigten 
kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

(2) Bei Gestellung von eigenem Werkzeug ist den Beschäftigten 
eine Entschädigung zu gewähren, deren Höhe durch den Treuhänder 
der Arbeit im Amt des Distrikts festgesetzt wird. 

§17 

Verpflegung und Unterkunft. 

Wird Angestellten oder Arbeitern Verpflegung und Unterkunft 
oder eines von beiden gewährt, so ist der von den Sozialversiche¬ 
rungskassen für die Bewertung festgesetzte oder der ortsübliche 
Betrag auf den Lohn anzurechnen. 

§ 18 

Abrechnungsverfahren. 

(1) Die Lohnberechnung sowie der gezahlte Lohnbetrag sind so¬ 
gleich nachzuprüfen; stimmen Geldbetrag und Lohnnachweis nicht 
überein, so ist dies der auszahlenden Stelle unverzüglich mit¬ 
zuteilen; andernfalls braucht der fehlende Betrag nicht nachgezahlt 
zu werden. 

(2) Rückständige Leistungen des Betriebes aus dem Arbeits¬ 
verhältnis verfallen, wenn der Beschäftigte sie nicht spätestens 
sechs Monate nach Fälligkeit oder innerhalb von acht Wochen nach 
dem Ausscheiden aus dem Betrieb verlangt. 

' § 19 

Strafbestimmungen. 

Verstöße gegen die Bestimmungen der Tarifordnung werden 
nach § 7 der Verordnung über die Gestaltung der Arbeitsbedin¬ 
gungen und den Arbeitsschutz im Generalgouvernement vom 
31. Oktober 1939 (VB1GG. S 13) und § 5 der Fünften Durchfüh¬ 
rungsverordnung vom 14. Dezember 1940 (VB1GG. II S. 560) zu der 
genannten Verordnung bestraft. 

^ §20 . 

Inkrafttreten. 

(1) Die Tarifordnung tritt mit dem .... in Kraft. 



(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten alle Tarifordnungen und Ver¬ 
einbarungen, die in den Geltungsbereich dieser Tarifordnung fallen, 
außer Kraft. 

Die zur Zeit noch geltenden Tarifordnungen. 

Die zur Zeit noch geltenden Tarifordnungen für die nicht- 
deutschen Beschäftigten in Betrieben der privaten Wirtschaft und 
des Handwerks in den Distrikten sind im „A in 11 i c h e n A n - 
zeiger für das Generalgouvernement“ veröffentlicht 
und beim Zeitungsverlag Krakau-Warschau. Krakau 1, Poststraße 1 
zu beziehen. Auskünfte über die nicht im Druck erschienenen Rege¬ 
lungen erteilen die Dienststellen der Treuhänder der Arbeit in den 
Aemtern der Distrikte, Abteilung Arbeit. 

Distrikt Krakau: 

Amtlicher Anzeiger 1943 Nr. 67. Das Tarifwerk für den Di¬ 
strikt Krakau ist auch als handlicher Sonderdruck mit Merk¬ 
blättern usw. im Verlag für Wirtschaft und Handwerk 
G. in. b. H., Krakau, Postschließfach 402, erschienen. 
Distrikt Warschau: 

Sondernummer des Amtlichen Anzeigers vom 23. Februar 
1942. 

Bankgewerbe: Amtlicher Anzeiger 1942 Nr. 71; 
Versicherungsgewerbe: Amtlicher Anzeiger 1942 Nr. 94. 
Distrikt Galizien: 

Amtlicher Anzeiger 1942 Nr. 29. 

Distrikt Radom : 

Amtlicher Anzeiger 1942 Nr 69. 

Ziegelindustrie, Sägewerksindustrie, Steinbruchbetriebe, 
Brauereigewerbe, Versicherungsgewerbe, Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe: Amtlicher Anzeiger 1942 Nr. 94; 
Aenderung für Versicherungsgewerbe: Amtlicher Anzeiger 
1943 Nr. 25; 

Speditionsgewerbe, Schuhmacherhandwerk: Amtlicher An¬ 
zeiger 1942 Nr. 73. 

Distrikt Lublin: 

Sondernummer des Amtlichen Anzeigers vom 16. März 1942. 
Bankgewerbe. Chemische Industrie, Gaststätten- und Beher¬ 
bergungsgewerbe, Handelshilfsarbeiter in Groß- und Finzel¬ 
handel usw., Speditionsgewerbe: Amtlicher Anzeiger 1942 
Nr. 56; 

Versicherungsgewerbe: Amtlicher Anzeiger 1942 Nr. 94; 
1943 Nr. 25; 

Ziegelindustrie: Amtlicher Anzeiger 1942 Nr 90. 
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ANHANG. 

Verordnung über die Beilegung von Rechts- 
streitigkeiten aus land- und forstwirt¬ 
schaftlichen Arbeitsverhältnissen. 

Vom 30. Juni 1941 (VB1GG. S. 409). 

Auf Grund usw. verordne ich: 

§ 1. (1) Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und. Arbeitnehmern aus 
Arbeitsverhältnissen im Bereich der Landwirtschaft (einschließlich des Obst¬ 
und Gartenbaues und der Fischerei) und Forstwirtschaft sowie aller wirt¬ 
schaftlich dazugehörigen Nebenbetriebe sind beim Kreishauptmann (Arbeits¬ 
amt) zur Herbeiführung eines Vergleichs anhängig zu machen. 

A n in. Zur Grundlage und Geschichte dieser Regelung vgl. Dr. Weh. Das Recht 
des Generalgouvernements. F. ISO. Anm. 3). 

(2) Der Kreishauptmann (Arbeitsamt) ist auch für die Vergleichsver¬ 
handlungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus den gleichnamigen 
kreisfreien Städten zuständig. 

Anm. Diese Dienststelle ist besonders geeignet, weil sie zum Teil noch mit 
Kräften aus den früheren polnischen Schiedskommissionen besetzt ist. 

§ 2. ln der Vergleichsverhandlung ist das gesamte Streitverhältnis mit 
den Parteien zu erörtern und eine Einigung durch Vergleich anzustreben. 

§ 3. (1) Für die Vergleichsverhandlungen können Zeugen vorgeladen so¬ 
wie alle zur Klärung des Sachverhalts dienlichen Beweise erhoben werden. 

(2) Bleibt ein Zeuge oder eine Partei, deren persönliches Erscheinen 
angeordnet wurde, trotz ordnungsmäßiger Ladung im Termin unentschuldigt 
aus, so kann der Kreishauptmann (Arbeitsamt) dem Säumigen die durch die 
Säumnis verursachten Kosten auferlegen und gegen ihn eine Ordnungsstrafe 
bis zu 200,— Zloty aussprechen, an deren Stelle im Falle der Nichtbeitreib- 
barkeit Haft bis zu vier Wochen tritt. 

Anm. Vgl. § 1 Abs. (1) der Verordnung über das Verwaltungsstrafverfahren im 
Generalgouvernement vom 13. September 1940 (VBIGG. I S. 300). 

(3) Ist die Säumnis entschuldbar, so können die getroffenen Maßnahmen 
rückgängig gemacht werden. 

S 4. Werden die Parteien oder werden Zeugen angehört, so ist über 
ihre Aussagen eine Niederschrift anzufertigen. 

§ 5 (1) Kommt ein Vergleich zustande, so sind alle wesentlichen Punkte 
der Einigung in einer Niederschrift aufzunehmen. In der Niederschrift sind 
die Parteien nach Namen. Stand oder Gewerbe. Wohnung und Parteistel¬ 
lung genau zu bezeichnen. 

(2) Den Parteien ist auf Antrag eine beglaubigte Abschrift der Ver¬ 
gleichsniederschrift zu erteilen. 

(3) Der Vergleich ist vollstreckbar. Die vollstreckbare Ausfertigung er¬ 
teilt auf Antrag der Kreishauptmann (Arbeitsamt). Der Vergleich wird wie 
ein gerichtlich vollstreckbarer Vergleich vollstreckt. 

§ 6. Bei Erfolglosigkeit der Vergleichsverhandlungen verweist der 
Kreishauptmann (Arbeitsamt) die Parteien auf den Klageweg‘bei den or¬ 
dentlichen Gerichten. 

§ 7. (1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1941 in Kraft. 

(2) (überholt). j 
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